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Ausser den in dem Centralblatt für Eechtswissenschaft ein- 
geführten Abkürzungen (siehe nächste Seite) sind in dem vor- 
hegenden Hefte angewandt: 
B. u. F. = Bekker und Fischer, Beiträge zur Erläuterung de» 

Entwürfe eines bürgerhchen Gresetzbuches für das Deutsche B^ich. 
GAl. = Gutachten aus dem Anwaltstande. 
CBl. = Centralblatt für Rechtswissenschaft. 



Zum Nachschlagen der vollständigen Titel der im nachstehen- 
den Berichte nur abgekürzt angeführt^i Schriften kann dienen: 

Mfililbreelit, Die Litteratur des Entwurfes eines bür- 
gerlichen Gesetzbuches. Berlin 1892, Puttkammer &M. 

Das Heft giebt eine alphabetische, statistisch-bibliographische 
Zusammenstellung. 

Gleichzeitig erscheint: 

Heft 169 (Bd. XV No. 1) 

Oktober 1895 
des 

Centralblattes für Rechtswissenschaft 

herausgegeben von 

A. V. Kirchenheim. 

Das Centralblatt ist das einzige Blatt, das allmonatlich jedem 
Juristen ein getreues Bild von der Entwicklung der gesamten 
Eechtswissenschaft giebt 

Femer sei besonders aufinerksam gemacht auf: 

Centralblatt tSr Rechtswissenscliaft 

Band TQ No. 6|7. 

Dieses Doppelheft — das, soweit der Vorrat reicht, einzeln 
zum Preise von M. 1.20 abgegeben wird — enthält die erste und 
vollständigste, zum Teil von den Mitarbeitern am Entwürfe selbst 
herrührende Inhaltsangabe des Entwurfs erster Lesung 
und wird für die Leser des Reatzschen Litteraturberichts besonders 
wertvoll und interessant sein. 
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Vorbemerkung. 



Y or etwa zehn Jahren wurde zum erstenmale der Yersach gemacht, 
eine zusammenfaBsende Übersicht über die juristische Litteratur eines 
grösseren Zeitraumes innerhalb des iEUhmens des Centrallblattes für 
Eechtswissenschaft zu geben (CBl. III 1 ff.). Dieser Versuch fand in 
allen Fachkreisen Beifall : am wenigsten waren vielleicht die Bearbeiter 
selbst befriedigt, da bei einer Übersicht von 80 Seiten im ganzen 
auf einzelne Gebiete nicht mehr wie 2— 3 Seiten kamen. Der Heraus- 
geber des Centralblattes für Rechtswissenschaft hat den Gedanken, 
neben dem allmonatlich über unsere juristische Litteratur orientierenden 
Centralblatte einen zusammenfassenden Litteraturbericht zu 
schaffen, nie aus dem Auge gelassen, wünschte aber zugleich auch, eine 
solche Übersicht etwas eindringender und wertvoller zu gestalten, als 
es damals möglich war. So handelte es sich bei der Verwirklichung 
des Gedankens, zu der er von vielen Seiten immer wieder angeregt 
wurde, um Überwindung grosser Schwierigkeiten und vor allem um 
die richtige Massfeststellung, das Auffinden der richtigen Jiitte, die 
Herbeiftihrung eines Kompromisses zwischen zwei Standpunkten, dem 
spezialistischen und dem allgemein wissenschaftlichen. Wollte man 
ersteren allein berücksichtigen, so erforderte ein Bericht mindestens 
zehn starke Bände, wie jeder Kenner z. B. der Zeitschr. f. Handels-K., 
Z. für ges. Strafrechtswissenschaft etc. anerkennen wird. Ein solches 
Unternehmen wäre von einem allgemeineren Standpunkte von geringer 
Bedeutung, denn es würde hauptsächlich denen dienen, die sich auch 
ohne dies orientieren können und sollen. So kam es darauf an, die 
Gefahr des Aphoristischwerdens zu vermeiden, aber Übersichten zu 
schaffen, die für jeden Juristen brauchbar sind und die in ihrer Ge-, 
samtheit ein volles Bild von der geistigen Arbeit des letzten Jahr- 
zehnts auf dem Gebiete der "KW, geben. Wir hoffen, dass der Weg, '/ -\^, 
den wir nun eingeschlagen haben, auch von anderen als richtig\uifd\ '^^ 
praktisch erkannt wird. ' ' - 

Jurist Litteraturbericht U84-e4. 1\ v .'" 
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Für die einzelnen Fächer der Rechtswissenschaft sollen nach und 
nach gesonderte kleine Berichte, je im Umfang etwa eines Central- 
blattheftes, in der auf dem Umschlag angegebenen Reihenfolge er- 
scheinen. Sie werden zusammen einen massigen Band bilden und einen 

Jiirlstiflchen Lltteraturbericht 

darstellen, wie ihn unsere Wissenschaft bisher nicht besessen hat. Was 
somit im Böhmen einer Zeitschrift nicht möglich war, gelangt hier 
zur Verwirklichung durch das Vertrauen, das dem Herausgeber ent- 
gegengebracht wurde, und durch den Eifer und die Selbstlosigkeit der 
Berichterstatter, denen der Dank des juristischen Publikums gebührt. 
Hofifen wir, dass dieser Ergänzungsband allen Juristen, die sich von 
trivialer Alltagsarbeit einmal wieder zu idealer Höhe erheben wollen, 
willkommen ist. Möge diese schwierige Arbeit einen weiteren Schritt 
auf dem Wege zum Ziele bedeuten : Belebung und Vertiefung der Ein- 
zelforschung durch Schärfung und Klärung des Blickes für das grosse 
Ganze der Bechtswissenschaft. 

Heidelberg, 5. Februar 1895. 

A. V. Kirchenlieim. 
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Bechtsphilosophle. 

Die römischen und arabischen Ziffern in Klammern verweisen auf Band und Seite 
des Centralblattes für Rechtswissenschaft. 

An erster Stelle neoneu wir ein Werk, das sowohl wegen der 
Person seines Verfassers als -wegen der Eigenart seines Inhalts hohe 
Beachtung verdient, nftmlich ß. v. Iherings »Zweck im Hecht* (2. A. 
des II. Bds. 1886, CBl. III 223, Xin 147). Während der Ausarbeitung 
des letzten Bandes seines , Geist des römischen Hechts* trat dem be- 
rühmten Verfasser der dem Werke als Motto vorangestellte Gedanke 
entgegen: „Der Zweck ist der Schöpfer des ganzen Bechts*, der ihn 
so mächtig ergriff, dass er alles andere liegen liess, um nicht nur das 
ganze B., sondern auch die ganze Moral von dem durch jenen Gedanken 
angeregten Gesichtspunkte aus neu zu begründen. AUes Leben ist 
, Behauptung der Existenz aus eigener Kraft*, „praktische Zweck- 
beziehung der Aussenwelt auf das eigene Dasein'^. Die drei konstituieren- 
den Momente des Zweckbegriffs, dessen Schema der Stufe des Thier- 
lebens (wo er zuerst in der Schöpfung auftritt) entnommen wird, sind; 
1. die Fähigkeit zur Selbstbestimmung, 2. das Vorhandensein eines im 
Subjekte belegenen Grundes des Zweckes und 3. die Zweck- oder Selbst- 
beziehung, vermöge deren das Subjekt die gewollte Veränderung in 
der Aussenwelt auf sich bezieht. Das charakteristische Moment des 
Zweckes ist daher überall und stets die Beziehung auf das eigene Selbst 
des Wollenden. Alles, was der Mensch seiner Natur nach will, will er 
flu: sich. Er ist geborener Egoist. In der That ist er aber nicht 
bloss für sich, sondern zugleich für andere, für die Welt, da. Nur 
dem, was der Mensch für andere will, wird ethische Bedeutung 
beigelegt Der Wert alles Handelns bemisst sich lediglich nach dem, 
was die Menschen für die Welt thun. Alles kommt auf das Zusammen- 
wirken der Menschen zu gemeinsamen Zwecken an. Auf dieser gegen- 
seitigen Förderung der Zwecke beruht der Begriff der „Gesellschaft*, 
eines Vereins mehrerer Personen, welche sich zur Verfolgung eines 
gemeinsamen Zweckes verbunden haben, von denen jeder, indem er für 
den Gesellschaftszweck handelt, zugleich für sich handelt. Die Gesell- 
schaft ist die thatsächliche Organisation des Lebens für und durch 
andere, und da der Einzelne das, was er ist, nur durch andere ist, die 
unerlässliche Form des menschlichen Lebens überhaupt Menschliches 
und gesellschaftliches Leben sind gleichbedeutend. Nicht das Einzel- 
individunm, sondern die Gesellschaft ist Zwecksubjekt des Sittlichen. 
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Endzweck alles Wollens ist das Wohlsein der Gesellschaft, d. h. das, 
was der Gesellschaft nützt, das Gemeinnützige. Erreichhar ist dies 
nur dadurch, dass der Egoismus der Einzelnen dabei interessiert wird. 
Die Natur selbst hat den Weg dazu gewiesen, wie der Egoismus im 
Dienste fremder Zwecke zu verwerten sei. Sie will, dass die Mensch- 
heit bestehe, und erreicht diesen, ihren durch Selbsterhaltung und 
Fortpflanzung bedingten Zweck in der Weise, dass sie dem Menschen 
eine Prämie aussetzt für den Fall, dass er thut, was er soll: die Lust, 
und eine Strafe: den Schmerz, wenn er nicht thut, was er soll. Auf 
diese Formel der Verknüpfung des eigenen Zweckes mit dem fremden 
Interesse beruht unser ganzes menschliches Leben in Staat, Gesellschaft, 
Handel und Verkehr, die ganze , soziale Mechanik*. Der Verfeisser unter- 
scheidet vier Hebel der sozialen Mechanik: zwei egoistische: Lohn und 
Zwang, und zwei ethische: Pflichtgefühl und Liebe. Die Organisation 
der auf dem Hebel des Lohnes beruhenden gesicherten Befriedigung 
der menschlichen Bedürfnisse ist der Verkehr, das vollendete Sjstem 
des Egoismus. Die soziale Organisation des Zwanges ist der Staat und 
das R. Der Staat ist die Form der geregelten und gesicherten Aus- 
übung der sozialen Zwangsgewalt und die einzige Quelle des B. Der 
Egoismus führt zum R., indem die Macht des Stärkeren, die Grewalt, 
das R. als Mass ihrer selbst aus sich hervor treibt — das R. als Politik 
der Gewalt. Das R selbst ist die Form der durch die Zwangsgewalt 
des Staates bescha£ften Sicherung der Lebensbedingungen der Gesellschaft. 
Es war der ausgesprochene Plan des Ver&ssers, auch das Pflichtgefühl 
und die Liebe «als ideale Lebensbedingungen des Subjektes' (ethische 
Selbstbehauptung) darzulegen, und sie auf diese Weise mit seiner 
egoistischen Willenstheorie in Einklang zu bringen; aber er kam nicht 
so weit. Der im II. Bande begonnene Versuch warf ihn auf die Sitte 
zurück, deren Theorie der grösste Teil dieses Bandes gewidmet ist, mit 
dem das Werk schliesst. Dies ist, wie ich vorweg bemerke, die von 
der Würdigung des systematischen Teils ganz unabhängige Glanzpartie 
des ganzen Werkes, eine wissenschaftliche Leistung ersten Ranges, durch 
welche sich der Verfasser ein hohes Verdienst erworben hat, indem er 
ein bisher ungebührlich vernachlässigtes Gebiet zum erstenmal in muster- 
gültiger Weise systematisch zu verarbeiten unternahm. Er beginnt 
mit der Auseinandersetzung des eigentümlichen Wesens der Sitte, die 
er als die Sicherheitspolizei des Sittlichen hinstellt, indem ihre Bestim- 
mung ist, bloss das Gef^rliche zu verbieten. Vor allem ergiebig zeigt 
sich die Untersuchung der Umgangsformen, in deren Organisation er 
ein ebenbürtiges Seitenstück zu der Organisation des Verkehrs in der 
Form des R. erblickt Anstand, Höflichkeit und Takt werden als 
selbständige Typen des gesellschaftlichen Benehmens ausgesondert imd 
die ersteren beiden eingehend behandelt, während der Takt dem folgen- 
den Bande vorbehalten ist 
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Wäre es dem Verfasser gelungen, das Kapitel über die » ethische 
Selbstbehauptung* zu vollenden, so wttre die Unzulänglichkeit seiner 
prinzipiellen Aufstellungen wohl noch offenbarer zu Tage getreten wie 
schon in dem Abschnitt über die Garantien der Unterordnung der 
Staatsgewalt unter das Gesetz, als deren hauptsächlichste der Verfasser 
selbst die moralische Macht des Bechtsgefühls und die Ge- 
wissenhaftigkeit der zur Ausübung der Rechtspflege bestellten 
Organe anerkennen muss. Rechtsgefühl und Gewissen, deren Thatsächlich- 
keit Verfasser nicht beanstandet, beweisen, dass der Mensch im Bewusstsein 
des Rechten und Guten — ob ganz oder zum Teil angeboren oder an- 
erzogen — in sich trägt. Im einen wie im andern Falle enthält die 
thatsächlich vorhandene Schätzung des Guten und Rechten mehr als 
eine von der Natur für die Selbsterhaltung ausgesetzte Lustprämie: 
sie ist vielmehr Ausdruck eines immittelbar erlebten Eigenwertes des 
Outen und Rechten, dessen ünbedingtheit in der Praxis des Lebens 
stets als letzter Grund der verbindlichen Kraft aller ethischen und 
rechtlichen Imperative anerkannt zu werden pflegt, und welche niemals 
durch den ganz unbestimmten Begriff des Gemeinnützigen oder » eines 
Wohls der Gesellschaft* ersetzt werden kann. Das Leben ist auch 
mehr als blosse Behauptung der eigenen Existenz oder Zweckbeziehung 
der Aussenwelt auf das eigene Dasein; es ist vielmehr in erster Linie 
Fürsichsein, das seinen Eigenwert einerseits ebenso sehr in sich 
selbst trägt, wie derselbe andererseits durch die Beziehungen zu den 
Mitmenschen und der Welt gehoben und bereichert wird, dessen sittliche 
Bestimmung zwar nur im Zusammenleben mit den anderen erreichbar 
ist, aber sich keineswegs in der Mitwirkung zur Schaffung und Er- 
haltung bestimmter gesellschaftlicher Verbände erschöpft. Diese letzteren 
decken sich, wie Felix Dahn in seiner Gegenschrift »Die Vernunft 
im Recht* treffend darlegt, in ihrem thatsächHchen Bestände als Staat, 
Gemeinde, Familie u. s. w. auch keineswegs mit dem vom Verfasser als 
Zwecksubjekt des Sittlichen hingestellten, nach dem Muster der privat- 
rechtlichen Sodetät gebildeten unbestimmten und dehnbaren allgemeinen 
Oesellschaftsbegriffe. Unhaltbar ist femer nach den eigenen Zugeständ- 
nissen des Verfassers (I S. 462. 498. 511. 565. II S. 181) die Personi- 
fikation der Gesellschaft, die er bloss zu dem Zwecke statuiert, um 
jene als dem obersten Gesetze der Natur, dem der Selbsterhaltung 
unterliegend darzustellen; unhaltbar ist auch die Ableitung des R. aus 
der Gewalt (Gewalt hat auch der Teufel, auch die Räuberbande ist 
«Inhaberin organisierter Zwangsgewalt*). Mit R. tadelt Dahn auch 
die Methode aprioristischer Konstruktion, deren sich der Verfasser in 
seinen Ausführungen bedient. Diese zeigen uns nur, «wie sich Leben, 
Gesellschaft, R, in dem Geiste eines der grössten (damals) lebenden 
Juristen spiegeln, wie genial er sich dies Gebäude aus den von ihm 
aufgestellten Voraussetzungen empor konstruiert hat*. Aber trotzdem, 
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und zum Teil gerade deshalb, wollen wir dem Werke, über das ich 
mich in meiner Abhandlung^ »^ ▼• Iherings Theorie des gesollschaft* 
liehen Utilitarismus' (Prenss. Jahrb. Bd. 54 u. 55) noch eingehender 
geäussert habe, seine hohe Bedeutung nicht absprechen : einerseits giebt 
es von der Originalität und Begabung des Verfassers ein neues glänzen- 
des Zeugnis, andererseits beweist es aber auch, dass selbst dieser grosse 
Geist dem Einflüsse der empirisch utilitaristischen Zeitströmung nicht 
gänzlich zu widerstehen vermochte, der in anderen Utterarüschen Erschein- 
ungen dieser Periode noch unverblümter hervortritt (vgl. CBl. XIU 1, 197). 

So besonders in dem „System der Ethik mit einem ümriss der Staats- 
und Gesellschaftslehre' von Fried r. Paulsen, 3. A. Berlin 1894, der die 
Sitten- GG. als Natur-GG. des menschlichen Wesens zu begründen sucht, in 
dem Sinne, dass ihre Innehaltung die natürliche Bedingung der Wohlfahrt, 
d. h. eines gesunden, tüchtigen, schönen und glückseligen Lebens für 
den Einzelnen, wie für die Gesamtheit ist, deren Verwirklichung als 
höchstes Gut und Endzweck der ethischen Bestrebungen hingestellt 
wird. Die Sitten sind ^das homologe Organ zu den Instinkten des 
Thierlebens*, dem sie darin gleichen, dass sie zweckmässige Verfahrungs- 
weisen zur Lösung komplizierter Lebensaufgaben sind, und von denen 
sie sich dadurch unterscheiden, dass das Individuum um sie weiss und 
dass es sie mit dem Bewusstsein ihrer Verbindlichkeit übt. Man kann 
sie als zum Bewusstsein gekommene Instinkte erklären. Das Bewusst- 
sein von der Sitte ist das Gewissen, dessen thatsächliches Vorhanden- 
sein imd Bedeutung P. nicht in Abrede stellt. Das (positive) B. ist 
ein System von Formeln, wodurch die Interessenkreise und die Thätig- 
keitssphären der einzelnen Glieder einer Gemeinschaft gegeneinander 
abgegrenzt, und die so begrenzten Gebiete unter den Schutz der Gemein- 
schaft gestellt werden. Der Grund des B. der Gesamtheit, die Einzelnen 
durch Zwang und Strafe zu rechtmässigem Verhalten zu nötigen, wird 
aus dem B. der Selbsterhaltung abgeleitet, welches zugleich Pflicht — 
und beinahe die einzige Pflicht — der Gesamtheit ist. Auch wenn 
man den grundlegenden Sätzen des Systems nicht zustimmt, so wird 
man doch den selbständigen Wert des geschichtlichen Abschnitts und 
der mit Geschick und Sachkenntnis geschriebenen Behandlung der 
politisch-sozialen Fragen nicht verkennen. 

In mehr origineller als praktischer Weise dokumentiert sich jene Zeit- 
strömung auch in der durch eine kosmologische Betrachtung eingeleiteten 
Studie Leithners: «Was ist Becht?*" (XII 226). Es wird uns dargelegt: 
B. sei das G. des Daseins, Unrecht, was diesem widerspreche. „Das Sein ist 
gleiches B. aller.* Die einzige Wertkategorie ist Erhaltung des Daseins. 
Was diese fördert, wird als Bedürfnis und (in seiner Befriedigung) als 
Wohl empfunden, istB.; was ihr widerstreitet, wird als Wehe empfunden 
und ist Unrecht. Im Eonfliktsfalle entscheidet lediglich die Grösse 
des Bedürfnisses. Empfangenes Wehe treibt zur Gegenwirkung und 
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Vergeltung, welche letztere als »Organ des R." bezeichnet wird, deren 
Mass und Inhalt sich nach dem Spruche: ne quis locupletior damno 
alterius fiat, bestimmt. »Hilfsmittel*^ der Rechtsidee ist das Interesse, 
^welches seine Quielle im eignen Ich und dessen Nutzen hat*. Mitleid 
ist das „Werkzeug der Rechtsidee*. Die Studie schliesst mit dem 
Bekenntnis: „Das R. ist eine Beschneidung, Verkümmerung des Ge- 
schöpfes um anderer willen; es ist ein Widerspruch gegen das Sein 
des Individuums und so an sich ein Unrecht.* 

MassYoller und besser begründet sind die »Studien zur Rechtsphiloso- 
phie* von R.Wallaschek (VIII 129). Das höchste Gut ist vom Subjekt aus 
betrachtet das Glück aller, aber objektiv wiid es als Entwicklung erkannt. 
Aus dem Egoismus entsteht der Altruismus, in dem das Ich sich zum 
Wir erweitert, in dem man am Glück der anderen, am allgemeinen Wohl 
seine Freude hat. Sittliches Endziel ist die Förderung des allgemeinen 
Wohls, wozu uns die Natur den Weg zeigt. Sittliches Ideal kann nichts 
anderes sein als das, was unser bestes Wissen aus den in ^a^orm von 
Gesetzen erkannten Naturthatsachen als künftigen wirklichen Zustand ab- 
leiten kann. Die Moral ist nichts anderes, als das beabsichtigte Verfolgen 
und Weiterbilden der Naturentwicklung. Das R. soll verwirklichen, 
was die Moral beabsichtigt. Es giebt kein Naturrecht, sondern nur 
positives R., welches durch das Zusanmienwirken der Gesellschafts- 
glieder entsteht. Was diesem entspricht, ist gerecht. Aus dem Moment 
der Mitwirkung aller nimmt das R. seinen Verpflichtungsgrund. Man 
wird dadurch verpflichtet, weil man es selbst gemacht hat. Die Zwangs - 
befugnis desselben wird »aus dem Gange der Natur* abgeleitet. Alles 
R. ist ursprünglich Strafrecht und erscheint zuerst in der Form religiöser 
Gebote, da der Urmensch die NaturkrSfte personifizierte und zu Göttern 
machte. Die Religion ist indessen nur eine zu überwindende Vorstufe 
der Moral und des Rs, welche der Wissenschaft weichen muss. Die 
Aufgabe der Rechtsphilosophie ist »die Zurückführung des in der Rechts- 
ordnung formulierten Inhalts auf allgemeine Denkformen; sie ist die 
Wissenschaft vom juristischen Denken*. 

Auf die empirische Grundlage stützt sich auch W. Wundt (Ethik. 
Eine Untersuchung der Thatsachen und Gesetze des sittl. Lebens), aber 
im ausgesprochenen Widerstreit mit der individualistischen und utilita- 
ristischen Richtung. Die Vervollkommnung, das Wohl und Wehe der 
einzelnen Individuen haben ebenso wenig sittlichen Wert als die der 
vielen, denn aus lauter Nullen lässt sich keine Grösse bilden. Die Ethik 
kann einer metaphysischen Gesamtauffassung des menschlichen Lebens 
nicht entbehren. Der Einzelne ist nur Element eines Gesamtwillens, der 
die nSmliche Realit&t und UrsprüngHchkeit hat als der Individualwille. 
Dieser ist nur das letzte Glied einer Stufenfolge von Gesamtwillen (Familie, 
Gemeinde, Staat), deren aufsteigende Ordnung sich im Unendlichen verliert. 
Das Gute ist kein Glücksgut. Nicht Glücksempflndungen, sondern sogen. 
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objektive Werte, die Hervorbringung allgemeiner geistiger Scböpfongen in 
Staat, Ennst, Wissenschaft und allgemeiner Kultur, nicht zu Gunsten der 
Einzelnen, sondern des allgemeinen Geistes der Menschheit, sind das Ziel 
sittlichen Handelns. Da aber das eigeqste Wesen des Sittlichen unaufhör- 
liches, nie rastendes Streben ist, so kann eine einmal erreichte sittliche 
Stufe niemals als bleibender Zweck betrachtet werden. D^ letzte Zweck, 
in dem alle anderen aufgehen, dem der Einzelne nur als Mittel dient, 
wird so zu einem idealen, in der Wirklichkeit nie erreichbaren. Für 
dieses ethische Ideal selbst bleiben, da es im Unendlichen liegt, nur 
indirekte Bestimmungen möglich. Die erste, positive, besteht darin, 
dass die Entwicklung aller menschlichen Geisteski^fte, ihrer individuellen, 
sozialen und humanen Bethätigungen, in der Richtung, in welcher sie 
sich thatsftchlich von den Anföngen sittlichen Lebens an vollzogen hat, 
über jedes erreichte Ziel hinaus ins unbegrenzte fortgesetzt werden soll. 
Die zweite, negative, liegt darin, dass die Henmiungen, welche diese 
Entwicklung erflihrt, in fortschreitendem Masse vermindert werden sollen. 
Mit dem Zwecke sind die Motive des sittlichen Handelns nicht zu ver- 
wechseln. Es giebt vier Quellen imperativer Motive: der äussere und 
innere Zwang, die dauernde Befriedigung und die Vorstellung des sitt- 
lichen Lebensideals, von denen indessen nur die letztere eine wirkliche 
Erkenntnis der wahren Beweggründe und Ziele des sittlichen Lebens 
enthält. Wie verfehlt und unpraktisch dieser ethische Evolutionismus 
ist, habe ich in meiner Schrift , Individualismus oder Evolutionismus?* 
(Berlin, G. Reimer 1887) bereits ausführlich dargelegt. Jene als End- 
ziel sittlichen Strebens hingestellten allgemeinen geistigen Scböpfongen 
sind keine Wesenheiten für sich, sie haben nur Wirklichkeit in der 
Vorstellung und Wertschätzung der Menschen, und nicht mehr Wert, 
als sie zur Beglückung und sittlichen Förderung der Menschen beizu- 
tragen vermögen. Verkennt man die ethische Bedeutung des indi- 
viduellen Menschenlebens überhaupt, des einzigen Lebens, welches die 
die Erfahrung als wirklich vorhanden unmittelbar aufweist, so verneint 
man zugleich den sittlichen Wert dessen, was die Menschen durch ge- 
meinsame Arbeit in Staat, Kunst, Wissenschaft und allgemeiner Kultur 
erarbeitet haben, so entzieht man auch dem Ideale einer bis ins unend- 
liche fortschreitenden Entwicklung solcher gemeinsamer Errungenschaften 
allen Boden. Überdies könnte — was allein schon seine Unzulänglich- 
keit beweist, — die (auf der naturwissenschaftlich keineswegs feststehenden 
Voraussetzung eines ewigen Bestehens der Menschheit auf Erden be- 
ruhende) Vorstellung eines solchen Ideals doch inmier nur eine durch 
zureichende Bildung besonders bevorzugte Minderheit ethisch anregen, 
während die grosse Mehrheit von der Stufe voUbewusster Sittlichkeit 
ausgeschlossen bliebe. Es gäbe im besten Falle nur eine Professoren- 
ethik, keine Ethik für das ganze Volk. 

Wir wenden uns von dieser theoretischen Verirrung zu den prak- 
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tischen und gediegenen Untersuchungen Bierlings «Zur Kritik der 
juristischen Grundbegriffe' (2 Bde.) und dem soeben erschienenen ersten 
Bande der , Juristischen Prinzipienlehre*. Der in der Schule Lotzes 
gebildete Verfasser beabsichtigt eine systematische Darstellung derjenigen 
juristischen Begriffe und Grundsätze, welche sich — wie vor allem 
der Begriff des B.s selbst — aus der wesentlich gleichartigen Organi- 
sation aller Menschen für die Theorie und Praxis des £. ergeben und 
daher im wesentlichen unabhängig sind von der individuellen Besonder- 
heit irgend eines bestimmten positiven B.s. B. im juristischen Sinne ist 
im allgemeinen alles, was Menschen, die in irgend welcher Gemeinschaft 
miteinander leben, als \orm und Kegel dieses Zusammenlebens wechsel- 
seitig anerkennen. Zweck des B.s ist daher stets ein bestimmtes äusseres 
Verhalten von Menschen zu Menschen, zu dessen Erreichung Normen 
oder Imperative dienen, welche sich von anderen Arten von Normen 
dadurch unterscheiden, dass sie innerhalb eines bestimmten Kreises von 
Menschen (als von Genossen gegenüber Genossen) anerkannt werden, 
welche Anerkennung bewusst oder unbewusst, direkt oder indirekt^ 
freiwillig oder gezwungen sein kann. Die Zwioigsanwendung ist daher 
kein wesentliches Kennzeichen der Rechtsnormen, deren beste Geltungs- 
bewährung vielmehr in der freiwilligen Anerkennung besteht. Die Bechts- 
normen sind daher nichts an und für sich Seiendes (wie das objektive 
B. nach bisheriger Auffassung), sondern sie haben ihre Existenz nur 
in den Geistern der Bechtsgenossen selbst, und zwar drücken sie, genauer 
betrachtet, stets den Inhalt von Bechtsverhältnissen aus. Nur der Bechts- 
anspruch — nicht das blosse Dürfen — ist in vollem Sinne subjektives 
B. Der Begriff des objektiven B. entsteht erst durch Abstraktion und 
Objektivierung des Inhalts der Bechtsverhältnisse. Bechtsobjekt ist das 
von einer Bechtsnorm geforderte Verhalten des Verpflichteten, sowie 
(nach gewöhnlichem Sprachgebrauch) alles, worauf jenes sich bezieht. 
Ist der Gegenstand dieser Untersuchungen zunächst auch rein formaler 
Natur, so gewinnen sie doch, indem sie über das Wesen des B.s eine 
sachgemässe Aufklärung geben, grundlegende Bedeutung für dessen 
wissenschaftliche Bearbeitung und praktische Handhabung. 

Selbstverständlich haben auch die praktischen sozialen Aufgaben 
der Gegenwart einen tiefgreifenden Einfluss auf die Behandlung der 
rechtsphilosophischen Probleme ausgeübt. So bei P. Klöppel (Staat und 
Gesellschaft, VI 270). Es giebt zwei Richtungen menschlicher Thätigkeit: 
die Erlangung von Macht über die Natur (wirtschaftliche Macht) und 
über die Menschen (gesellschaftliche Macht). Beide, zur Eigenmacht 
vereinigt, leiten die Bestrebungen aller. Die Menschen sind ursprüng- 
lich nicht gleich und frei, sondern ungleich und deshalb unfrei, der 
Schwache vom Stärkeren abhängig. Der Inbegriff der Macht- und 
Abhängigkeitsverhältnisse bildet «die natürliche Gesellschaft*. Die Eigen- 
macht muss durch eine Gegenmacht in Schranken gehalten werden, 
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damit sie sich fruchtbar bethätigen kann: das Oattungsgefühl, welches 
die Quelle aller Sittlichkeit ist und von den Trägem der natürlichen 
Oattungsgemeinschaften zur Macht erhoben werden muss. Eine solche 
Vereinigung, stark genug, um sich im Kampfe mit Ihresgleichen zu 
behaupten, verbunden durch ihr in gemeinsamer Anschauung durch- 
brechendes sittliches Gefühl und gerichtet auf das sittliche Ziel des 
vollendetsten Galtungslebens, ist der Staat; und die Schranken der 
Eigenmacht, die er zum Wohle der Gattung dem Einzelnen als im 
Handeln und Nichthandeln schlechthin einzuhaltende setzt, sind das B. 
dieses Staats **. Das B. ist seinem Wesen nach Macht und wirkt nur 
als solche. Mit dem Willen als Zweck und bewegende Kraft im B. 
ist ebenso wenig etwas anzufangen, als mit dem Interesse. Die unter 
den Bechtszuständen fortdauernden Einflüsse der natürlichen Gesellschaft 
(Selbstsucht und Eigenmacht), aus deren Zusammenwirken sich die 
wirtschaftlichen Begriffe, Einrichtungen und Potenzen ergeben, müssen 
durch die Gtittungsmacht der Staatsgewalt in Schranken gehalten werden. 
Befehl, Gesetz und Bechtsprechung sind deren Grund Verrichtungen. 
Das Wesen des Privatrechts ist die Grenz bestimmung, das des öffent- 
lichen B.8 die Massbestimmung, das des Strafrechts die Grenz- und 
Massbestimmung. Die notwendige Beform ist mittelst Eingreifens der 
Staatsgewalt «durch Wiederbelebung der Genossenschaft als der natür- 
lichen Machtvereinigung innerhalb der Gesellschaft durch die Kraft und 
im Geiste des Bechtsstaats* herbeizuführen. Noch energischer wird 
das Eingreifen des Staates in die Gestaltung der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse von den Vertretern der sozia- 
listischen Lehren gefordert, welche den Menschen ausschliesslich 
als Glied der Gesellschaft begreifen und werten und alles Privatrecht 
in eine staatliche Verwaltungsordnung umbilden möchten, wie 0. Gierke 
in seinem Vortrage „die soziale Aufgabe des PrivB.* treffend ausführt 
(VIII 413). Als besonders charakteristisch heben wir in dieser Beziehung 
das Buch von Joseph Schein (Unsere Bechtsphilosophie und Juris- 
prudenz) hervor (VIII 224). B. ist danach nichts als der Inbegriff der Begeln 
des staatlichen Handelns. Darunter ist nicht etwa eine sei es aus welcher 
Quelle inmier stammende Sammlung von an den Staat gerichteten 
Imperativen zu verstehen, sondern ,das B. ist ein Beglement, eine Ord- 
nung der staatlichen Thätigkeit, eine Ordnung in dem Sinne, wie wir 
von Geschäfts-, Fabriks-, Ezerzierordnung reden*. Das Privatrecht ist 
folgerichtig nichts anderes, als ein ergänzender Teil der Zivilprozess- 
ordnung, das Strafrecht nichts anderes als ein abgesondert behandelter 
Teil des Strafverfahrens, das Verwaltungsrecht eine Kollekte von für 
gewisse Thatbestände systematisierten staatlichen Verfahrens. 

Angesichts solcher Herabwürdigung des Bechtsgedankens wenden 
wir unseren Blick gern zu den nachgelassenen Werken zweier Männer, 
deren Geist von hoher Achtung vor dem B. erfüllt war, nämlich: 
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.Grandlage des Natorrechts oder philosophischer Gnmdriss des Ideals 
des Bechts*' von E. Chr. Fr. Krause, herausgegeben von Dr. Mollat, 
und «Begriff, Formen und Grundlegung der Rechtsphilosophie* von 
Friedr. Harms, herausgeg. vonDr.H. Wiese (IX 223, 336). Krause erklart 
den höchsten sittlichen Endzweck bis ins Einzelne hinein als massgebend 
für alle Gestaltungen des öffentlichen und privaten B. Harms betrachtet 
das B., dessen Bestimmung ist, den sittlichen Willen durch das zu 
binden, was sein soll, insofern als ewige Wahrheit, welche ihren Grund 
im Wesen Gottes und der Natur der Dinge hat und leitet eben daraus 
dessen verbindliche Kraft ab. Während beide noch im Banne des 
Naturrechts stehen (Krause deduziert die „weltbürgerlichen* Rechte aus 
gewissen Voraussetzungen über die ideale Bestimmung des Menschen, 
Harms erklärt die Verschiedenheiten des positiven R.s nur aus ver- 
schiedenen Auffassungen des R.s, .das seinem Wesen nach nur eins sein 
kann*), hält Bergbohm (Jurisprudenz und Rechtsphilosophie. Kritische 
Abhandlungen. I. Bd. Das Natur-R. in der Gegenwart, XII 49) bei aller 
Anerkennung der Bedeutung der von den Naturrechtslehrem angeführten 
Quellen des nichtpositiven R.s (Natur, Vernunft, Ethos und religiöses 
Gesetz) für die inhaltliche Gestaltung der Rechtsnormen, die Erhebung 
dieser zum positiven R. doch unerlässlich dadurch bedingt, dass ihnen 
eine kompetente rechtbildende Macht durch einen geeigneten, äusserlich 
erkennbaren Vorgang, »der als solcher der Geschichte angehört und die 
formelle Rechtsquelle der betreffenden Norm bildet*, die Rechtsqualität 
verliehen habe. Bergbohm erklärt auch, dass die , historische*, von 
Savigny und Puchta begründete Schule, weil sie sich von den Einflüssen 
des Naturrechts nicht völlig zu befreien vermocht habe, nur uneigent- 
lich so genannt sei, denn unwissenschaftlich sei ihre Annahme, dass 
irgend ein Rechtsbewusstsein des Volkes bereits gültiges R. bilde; falsch 
ihre Lehre, dass , Gesetz und sogenannte Gewohnheit blosse Bestätigungen 
resp. ^rkenntnismittel dessen seien, was schon R. ist* ; rein naturrecht- 
lich die Erhebung der Wissenschaft zu einer rechtserzeugende q Potenz. 
Auch ein aus der Schule Herbarts hervorgegangenes Werk haben wir zu 
verzeichnen, nämlich die ^Allgemeine Ethik* von H. Steinthal, Berlin 
1885. Die Ethik hat die reinen Formen Verhältnisse des Willens, die ethischen 
Ideen als Musterbilder aller sittlichen Wirklichkeit a priori in begriff- 
licher Form zu entwickeln. Es sind das die Ideen der Persönlichkeit 
des Wohlwollens, der Vereinigung, der Rechtlichkeit und der Voll- 
konamenheit, deren jede die ganze Sittlichkeit, bloss von einer Seite 
betrachtet, darstellt. Es wird unterschieden zwischen der Natur, dem 
All, insofern es unter dem Gesichtspunkte der Causalität (Zufälligkeit) 
angesehen wird, und dem Geist, der freien Satzung des sittlichen Zweckes. 
Jenes an sich ist nichtig und wertlos, aber über ihm erhebt sich ein 
durch die sittliche Arbeit des Menschen geschaffenes intelügibeles Reich, 
welches dem Sein Bedeutung und Wert giebt. Alle Gebilde, Einrich- 
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tongen des Wohlwollens und des Ks, alle Erkenntnisse der WissenscbafI, 
alle Anschanongen der Kunst, alle Formen menschlichen Fleisses, alle 
Erfindungen zur Hebung des menschlichen Daseins, welche das Menschen- 
geschlecht im Laufe seines Lebens erzeugt hat und erzeugen wird, 
bilden dieses Reich, dessen Geburtsstätte mithin die Geschichte ist. 
Dasselbe wird auch als objektiver Geist oder Gesamtgeist bezeichnet, 
dessen Träger die Einzelnen sind, welche wiederum durch jenen be- 
herrscht werden und an ihm teilnehmen. Diesen objektiven Geist, in 
dem das Wahre, Schöne und Gute verwirklicht wird, zu fördern und 
zu mehren, ist der einzige Zweck der Sittlichkeit, dem auch das R. 
dient, ein System von Zwangsbedingungen zur Sicherung der sozialen 
sittlichen Zwecke. Das durch den zuflQligen Naturlauf bestimmte indi- 
viduelle Lebensschicksal, Freude und Elend, Glück und Unglück, er- 
scheinen ethisch indifferent. Die Freude ist nicht das Gute, das Elend 
nicht das Böse. — Abgesehen von der angewandten Methode aprio- 
ristisch-spekulativer Konstruktion und den dadurch bedingten Einseitig- 
keiten, beruht die Schwäche dieses, übrigens von einer wohlthuenden 
Begeisterung für den behandelten Gegenstand getragenen Systems im 
wesentlichen darin, dass der Verfasser Lust und Unlust als etwas 
Gleichgültiges und Zufälliges von dem Sittlichen scheidet, anstatt das 
Sittliche selbst als höchsterlebbaren Wert zu begreifen. Es ist das ein 
äusserst verhängnisvoller, aber leider recht häufiger Fehlgriff, dem wir 
auch vorhin schon bei Wundt begegneten. Man entzieht dadurch dem 
Wesen des Sittlichen jeden angebbaren Sinn und statuiert zugleich 
einen Allgemeinbegriff der Lust, der gar nichts ist, was psycho- 
logisch jemals wirklich werden, mithin auch nichts, was als Ziel des 
Handelns überhaupt aufgestellt werden könnte. 

Um so verdienstlicher erscheint es, dass Lotze, dessen , Grund- 
züge der praktischen Philosphie'' (Diktate aus den Vorlesungen, )ieraus- 
gegeben von E. Behnisch) 1884 in 2. Auflage erschienen, in seiner 
klaren und bündigen Weise auf den wahren Sachverhalt hingewiesen 
hat «Die beiden Ausdrücke ,gut sein' und ,gef allen' oder ähnliche, 
die man ihnen substituieren möchte, haben eben gar nicht so verschiedene 
Bedeutung, dass das eine als Grund des anderen dienen könnte. Sie 
bezeichnen vielmehr vollkommen ein und dasselbe. Es giebt gar nichts 
in der Welt, was eher einen Wert hätte, bevor es in irgend einem 
genussfähigen Wesen eine Lust erzeugt hat. Alles, was dem voran- 
geht, ist nichts als eine gleichgültige Thatsache, der man einen eigenen 
Wert bloss antizipierend mit Bücksicht auf die daraus entstehende 
Lust zuschreibt. Lotze hebt den Kernpunkt aller Ethik hervor, indem 
er das Gewissen als Organ sittlicher Wertschätzung hinstellt, von 
dem allein wir die Aussprüche erwarten können, welche uns die 
allgemeinsten sittlichen Grundsätze festsetzen. ,Es wird'', so bemerkt 
er zutreffend, «auch niemand bezweifeln, dass keine Theorie uns 
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jemals von anderen Verpflichtungen überzeugen wird, denen die Zu- 
stimmung des Gewissens fehlt Das Geschftft der Spekulation besteht 
daher hier gar nicht sowohl in der Erfindung dieser höchsten 
Grundsätze, sondern vielmehr teils in ihrer Anwendung auf die mannig- 
faltigen Umstände des Lebens, teils in ihrer Verknüpfung mit unserer 
theoretischen Weltansicht.* — Auch der trefflichen Abhandlung Chr. 
Sigwarts «Vorfragen der Ethik*^ (Festschrift zu Ehren des 50jährigen 
Doktorjubiläums E. Zellers, Freiburg 1886) sei hier zum Schluss 
gedacht, da sie in sorgsamer und überzeugender Darlegung auf alle 
Hauptgesichtspunkte hinweist, gegen die von einigen der aufgefohi*- 
ten Schriftsteller so yielfach Verstössen wurde. 

Ausserdem erschienen noch: W. Schuppe, «Das Gewohnheits- 
recht*; Georg Frenzel, «Recht und Rechissätze* ; L. Kühnast, 
«Kritik modemer Rechtsphilosophie*; J. Kohler, «Die Ideale im 
Becht* und «Die Idee des geistigen Eigentums* (Xlil 373); 
B. Frank, «Naturrecht, geschichtliches Recht und soziales Recht"; 
G. Mollat, «Rechtsphilosophisches aus Leibnizens ungedruckten 
Schriften*; A. Affolter, «Untersuchungen über das Wesen des 
Rechts*; Ed. Aug. Schroeder, «Das Recht in der geschlechtlichen 
Ordnung*; Ignaz Bregenzer, «Tier-Ethik. Darstellung der sittlichen 
und rechtlichen Beziehungen zwischen Mensch und Tier* ; Fr. Brentano, 
«Vom Ursprung sittlicher Erkenntnis* und H« Dernburg, «Die 
Phantasie im Becht*. (Vgl. CBl. IV 51, VI 354, XUI 305, 308 etc.) 

Ein Bückblick auf die vorgefahrten Schriften lässt unschwer er- 
kennen, dass der Beinertrag der aufgewendeten Arbeit kaum entspricht. 
Nur den verdienstvollen Forschungen Bierlings und Lotzes verdanken 
vrir eine wirkliche Bereicherung des bisherigen Besitzstandes. Im 
Übrigen haben wir es, abgesehen von den beachtenswerten Schriften 
Krauses, Harms und Bergbohms fast nur mit neuen Sjstembildungen 
zu thun, die, wie wir gesehen haben, an der Unzulänglichkeit ihrer 
Voraussetzungen scheitern mussten. Das Endergebnis ist daher mehr 
negativer als positiver Art. Weder der gesellschaftliche noch der em- 
pirische Utilitarismus, weder das revolutionistische Ideal noch die so- 
zialistischen Theorien können der Moral und dem B. neue Grundlagen 
schaffen. Erspriesslicher wäre vielleicht gewesen, die neuen, durch 
das erweiterte Wissen und Leben der Gegenwart erschlossenen Gesichts- 
punkte umgekehrt von den altbewährten Grundlagen aus auf ihre 
ethische Berechtigung imd Brauchbarkeit zu prüfen und dadurch 
manche allzu hoch gespannten Erwartungen auf das rechte Mass zurück- 
zuführen. jET. Sommer. 
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Tergleichende Bechtswissenschaft 

Die vergleicliende Bechtswissenschaft steht zunächst im Dienste 
der Bechtsgeschichte; als sogenannte ethnologische Jurisprudenz ist 
ihr «umfassendes zielbewusstes Streben" dahin gerichtet, «die Er- 
scheinungen des Völkerlebens im Rechte in ihrer universalhistorischen 
Entwicklung zu durchforschen.'' Sie verfolgt ahnliche Ziele auf dem 
Gebiete der Rechtswissenschaft, wie die vergleichende Sprachwissen- 
schaft auf philologischem Gebiete. Um vergleichende Rechtswissen- 
schaft handelt es sich aber auch, wenn die gegenwärtig geltenden 
Rechte der Kulturstaaten mit einander verglichen werden, sei es, dass 
solches geschieht zum Zweck der Feststellung derjenigen Rechtsgedanken, 
die gegenwärtig als allgemeingiltige können bezeichnet werden, sei e?, 
dass die Rechtsvergleichung vorgenommen wird, um aus derselben 
Anregungen für die Neugestaltung und für die Abänderung bestehen- 
der Rechte zu erlangen. Die Rechtsvergleichung dient also auch der 
Rechtsdogmatik und der Gesetzgebungspolitik. Dass der Rechtsver- 
gleichung endlich im Rechtsunterricht eine bestimmte und zwar nicht 
etwa nur nebensächliche Stellung zugeschieden werden sollte, wird in 
neuerer Zeit des öftem betont; es ist vorab Fr. Meili, der in ver- 
schiedenen seiner Publikationen, u. a. in seinen Vortrag: Die neuen 
Aufgaben der modernen Jurisprudenz, mit Energie auf die Bedeutung 
der Rechtsvergleichung für den Rechtsunterricht hingewiesen hat. 

Zur Zeit ist es nicht die deutsche Litteratur, die die Führer- 
rolle in der vergleichenden Rechtswissenschaft, soweit diese im Dienste 
der Rechtsdogmatik und Gesetzgebungspolitik steht, innehat. Immer- 
hin verzeichnet auch die deutsche Litteratur recht bedeutende Werke 
auf diesem Gebiete. Ich sehe hier ab von den Leistungen auf dem 
Gebiete des internationalen Privatrechts imd des internationalen öffent- 
lichen Rechts, die sich naturgemäss der Rechtsvergleichung zuwenden 
müssen; ich halte mich auch nicht länger auf bei den Arbeiten aus 
dem modernen Handels- und Verkehrs-R., bei denen die Rechtsver- 
gleichung nicht umgangen werden kann, und ich lasse endlich unbe- 
rücksichtigt Bücher, wie z. B. Kohl er 's Konkursrecht, in denen bei 
Darstellung eines positiven Bechts ununterbrochen auch die ausländische 
Gesetzgebung und Praxis verwertet werden. Hervorzuheben ist aber 
Marquardsen's Handbuch des öffentlichen Bechts der Gegenwart in 
Monographien (III 250, IV 111, 346, 884, V 35, 78, 79, 244) und 
Holtzendorff's Handbuch des Völkerrechts auf Grundlage europäischer 
Staatspraxis (VII 115). 0. Borchardt, der schon in den siebenziger 
Jahren vollständige Sammlungen der geltenden Wechsel- und Handels- 
gesetze aller Länder zu publizieren angefangen hatte, hat diese Samm- 
lungen nach den genannten beiden Bichtungen fortgesetzt und ergänzt. 



Digitized by LjOOQ IC 



17] Tergleichende ReohtswiasenBchaft 17 

Und erst yor kuizem erscbien der erste, Europa nmfassende, Band der 
Strafgesetzgebang der Gegenwart in recht.8Tergleicliender Darstellung, 
herausgegeben Ton y. Liszt nnter Mitwirkung eorop&ischer Gelehrten 
und yeranlasst durch die internationale kriminalistische Vereinigung, 
ein Werk (in deutscher und in französischer Ausgabe) dazu bestimmt, 
das , Strafrecht auf einen uniyersellen Boden zu stellen*. Wenn auch 
eine entsprechende Arbeit fär das Ciyilrecht nicht unternommen wird, 
so darf doch nicht yerschwiegen werden, dass z. B« Werke, in 
denen auch nur das thatsftchlich geltende Ziyil-R Deutschlands oder 
der Schweiz zur Darstellung gelangt, in weitem Umfange der Bechts- 
yergleichung gewidmet sind, und zwar infolge des im Ziyil-B. zur Zeit 
herrschenden Bechtspartikularismus. Lässt sich schon ans 0. Stobbe's 
Handbuch des deutschen Priyatrechts manches ftlr die Bechtsyergleich- 
ung gewinnen, so ist dies in noch yiel bedeutenderem Masse der Fall 
bezüglich des allerdings unyollendet gebliebenen Systemes des deutschen 
Friyatrechts yon P. yon Both und bezüglich des Systemes des 
schweizerischen Priyat-B. yon E. Huber. Diesen Werken reihen 
sich endlich an die Motiye zu dem Entwürfe eines Bürgerlichen Qe- 
sekbuches für das deutsche Beich (I. Lesung), in denen zur Begründung 
der yorgeschlagenen Bestimmungen in ganz heryorragender Weise yon 
der Bechtsyergleichung Gebrauch gemacht worden ist« Nicht nur 
deutsche, sondern auch ausserdeutsche RR werden berücksichtigt 
und ihre Normen in Erw&gung gezogen. Neben diesen Leistungen sei 
dann noch auf die yerschiedenen Arbeiten Neubau er 's hingewiesen. 
Ln Jahre 1893 ist in Berlin eine Gesellschaft für yergleichende 
Bechts- und Staatswissenschaft gegründet worden (XU 250). 

Die Stellung der französischen Litteratur zur yergleichenden 
Rechtswissenschaft hat Lyon-Oaen in einem Berichte im Jahre 1886 
durchaus zutreffend dahin charakterisiert (V 124): „Das so wichtige 
Studium der fremden Gesetzgebungen, das ehemals nicht die starke 
Seite der Franzosen war, erreicht jetzt in Frankreich eine gewisse 
Blüte. Wir können yielleicht ohne Chauyinismus sagen, dass in diesem 
Gebiete Frankreich die grössten Fortschritte in den letzten Jahren 
gemacht und selbst den anderen Völkern einige Dienste geleistet hat." 
Die 1869 zu Paris gegründete Sociöt^ de Legislation Gomparöe, 
die infolge ihrer Thfttigkeit und Ausdehnung aus einer französischen 
nach und nach eine internationale Gelehrtengesellschaft geworden ist, 
hat in ihrem Bulletin stets wertyolle Mitteilungen über die Rechts- 
entwicklung der yerschiedensten L&nder und Staaten, femer der Rechts- 
yergleichung dienende Aufs&tze und endlich bibliographische Anzeigen. 
In den beiden jährlich erscheinenden Annuaires, in dem Frankreich 
gewidmeten einerseits und in dem die andern Staaten der Erde um« 
fuwnden andererseite, erhüt der Lern eine Übersieht Aber dl* gesrti- 
geberische Thfttigkeit der einzelnen Staaten unter gleichzeitiger wört- 
Jvriat litteratnrberioht 1884-94. 8 
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lieber KenDinisgabe der wiebtigeren und bedeutenderen Gesetzgebungs- 
akte. Endlicb veranstaltet das Comit^ de Ugislation ötrangäre, 
Institut pr^s le Minist^re de la Justice, eine bedeutungsvolle Collec- 
tion des principaux codes ötrang^rs; die Bearbeitung dieser 
Gesetzbücher wird meistens von ausgezeichneten französischen Gelehrten 
übernommen (wie z. B. Gide, Flach, Ljon-Caen, Daguin, Dareste, 
Glasson, Lehr u. a.), und die Publikation erfolgt unter Mitwirkung 
der Soci^tö de 16gislation compor^e, bald auch unter Mitwirkung an- 
derer Gesellschaften (z. B. bei den von Lyon-Caen und Delalain 
bearbeiteten Lois sur la propri^t^ litt^raire et artistique war es der 
Cercle de la librairie). Auch unabhängig von der Soci^t^ de Legis- 
lation Comparöe haben französische Gelehrte, wie BaouldelaGrasserie, 
Turrel, Prudhomme u. a. Übersetzungen ausländischer Gesetzbücher 
veranstaltet und publiziert (Verlag: G. Pedone-Lauriel, Paris). 

E. Lehr verfolgt im Interresse der Bechtsvergleichung seit 1875 
den Plan, Darstellungen des bürgerlichen B. der europäischen 
Staaten zu liefern ; er nennt sie Elements de droit civil. Bis jetzt hat 
er in dieser Weise behandelt das germanische B. (das deutsche i. 
e. S.), das russische, spanische und englische B. (X 212, 213). In 
zweiter ausführlicher Bearbeitung publizierte er 1892 den Traitö ^l^men- 
taire de droit civil germanique. 

Von Einzelforschlingen auf dem Gebiete der Bechtsvergleichung 
seien hervorgehoben: L. Bridel, Le fenune et le droit (Y, 66), Le 
droit des femmes et le mariage. Bridel ist einer der Vorkämpfer der 
«Feministen*, derjenigen, die der Frau im B. eine , gerechtere '^ Stellung 
zu erringen streben. Bridel verwertet die Bechtsvergleichung vorzugs- 
weise im Sinne einer Propaganda für seine Lieblingsideen. Eine sehr 
gründliche, auf ausgedehnter Bechtsvergleichung beruhende Unter- 
suchung über die Publizitätsformen der Immobiliarsachenrechte ist das 
Buch von E. Besson, Les livres fonciers et la r^forme hjpoth^caire; 
der Verf. macht unter prinzipieller Festhaltung an den Grundgedanken 
des bisherigen französischen Einschreibungssystems beachtenswerte Be- 
formvorschläge. 

Einige scharfsinnige Betrachtungen über Bechtsvergleichung ent- 
hält die Studie Bekker's, Aus den Grenzmarken der geschichtlichen 
BW. (1885). 

Zur vergleichenden BW., nicht aber zur ethnologischen Juris- 
prudenz im eigentlichen Sinne gehören die von Lei st veröffentlichten 
Forschungen, in denen er zur Erkenntnis der arischen RGescb. durch- 
zudringen sucht (vgl. IV 132, IX 1, XII 82). Ebensowenig sind 
der ethnologischen Jurisprudenz beizuzählen die vielflütigen Unter- 
suchungen über das griechische B., insbesondere über das B. von Gortyn 
(IV 403, V 209, 211, Bücheier u. Zitelmann, BernhOft^ 
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Lewjy Dareste) und der von Schulin in seiner römischen BOesch. 
zum erstenmal unternommene umfassende Versuch, zur Vergleichung 
neben dem r. B. das griechische B., vornehmlich das ältere griechische 
B. heranzuziehen (VIII 417). In diesem Zusammenhang gebührt end- 
lich eine besondere Erwähnung der hervorragenden Arbeit von E. 
B^villout, Les Obligations en droit 6gyptien, compar^ aux autres 
droits de l'Antiquit^; hierzu konmit dann noch eine Etüde compl^men- 
taire. In der Beurieilang des Einflusses, den die BB. des OrieDtes auf 
die Entwicklung des r. B. ausgeübt haben, geht indessen der gelehrte 
Verf. zweifellos zu weit, insbesondere wenn er die Bömer als blosse 
Nachahmer ohne schöpferische Kraft in der Bechtsbildung hinstellt 
(Vm 58). Spärlicher und nicht immer mit Geschick nimmt auf das 
r. B. Bezug Meissner in seinen Beiträgen zum altbabyionischen PrivB. 
(XII 259); babylonisches B. (keilschiiftliche Aktenstücke, babylonische 
Verträge) untersucht auch Peiser (X 161, XI 212). 

Ebenfalls zu Zwecken der Bechtsvergleichung wendet sich die 
rechtshistorische Forschung dem keltischen Rechte zu; es ist der sehr 
verdienstvolle französische Oelehrte d'Arbois de Jubainville, der in 
verschiedenen Untersuchungen dem keltischen B. allein oder dem- 
selben in Verbindung mit germanischen BB. seine Aufmerksamkeit zu- 
gewendet hat. 

Die ethnologische Jurisprudenz oder die allgemeine BW. ver- 
langt, dass die BOesch. mit Ethnologie und Kulturgeschichte in 
Wechselbeziehung trete; die BW. soll den Horizont erweitem, und na- 
mentlich soll die BGesch. aus einer Partikular-BOesch. eine Universal- 
BGesch. werden. Die Aufgabe der allgemeinen BGesch. bestehe ,in 
der Feststellung aller Erscheinungsformen des Bechtslebens der Mensch- 
heit und der Ergründung der Ursachen dieser Erscheinungsformen.^ 
Die prinzipielle Berechtigung dieser Strömung in der geschichtlichen 
BW. wird wohl nicht geleugnet werden, hingegen ist man mit B. 
etwas zurückhaltend gegenüber den von ihr aufgestellten angeblich 
allgemeingiltigen entwicklungsgeschichtlichen Gesetzen. Auf die 
wissenschaftliche Bedeutung imd Ziele der ethnologischen Jurisprudenz 
weisen u. a. hin: Wilken in einer akademischen Antrittsrede zu Leiden 
1885 (V 131), Kohler in einer als Einleitung in die vergleichende 
BW. bezeichneten Broschüre, Das B. als Kulturerscheinung (V 161; 
vgl. femer VI 401); und A. H. Post legte 1886 eine Einleitung in 
das Studium der ethnologischen Jurisprudenz vor (VIII 325), um so- 
dann in seiner jüngsten Schrift (1891): Über die Aufgaben einer all- 
gemeinen BW. (X 325) ein umfangreiches Programm der nach dem 
gegenwärtigen Stande der rechtsvergleichenden Wissenschaft zu bewäl- 
tigenden Arbeit zu entwickeln; hier giebt er zunächst eine Übersicht 
über die wichtigsten Parallelerscheinungen im Bechtsleben der Völker, 
alsdaim stellt er eine Übersicht über die einzelnen Bechtsgebiete der 

2* 
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Erde und ihre BearboitaDg (eine orientierende Litteratur- nnd Quellen- 
Übersicht) zusammen. Post ist einer der eifrigsten und rührigsten 
Arbeiter auf dem Felde der ethnologischen Jurisprudenz, das er seit 
1867 bebaut (vgl. III 10). Den im Jahre 1880 f. erschienenen Bau- 
steinen für eine allgemeine BW. auf yergleichend ethnologischer Basis 
folgten die Orun^agen des K imd die Grundzüge seiner Ent- 
wicklungsgeschichte; Ausgangspunkt für die Entstehung aller Institu- 
tionen ist dem Verf. eine kommunistische Friedensgemeinschaft, die er 
als die ursprünglichste Geschlechterverfassnng ausgiebt Es folgten: 
Afrikanische Jurisprudenz (VII 303) und Studien zur Entwicklungs- 
geschichte des Familienrechts (IX 90, Tgl. auch XIII 229). 

unstreitig der fruchtbarste Schriftsteller auf dem Gebiete der ver- 
gleichenden BW. ist J. Kohler, der sich seit Ende der siebenziger 
Jahre diesen Studien zugewendet hat; Kohler verfolgt einerseits ein- 
zelne Bechtsinstitute bei den verschiedensten Völkern, um so ihren all- 
gemein-rechtsgeschichüichen Entwicklungsgang festzustellen, andererseits 
bringt er das B. einzelner Völker und Völkergruppen gesondert zur 
Darstellung. Der grösste Teil dieser Arbeiten ist in der Zeitschrift 
für vergl. BW. niedergelegt, die von Bernhöft, Cohn und Kohler 
gemeinschaftlich herausgegeben wird. Als selbständiges Buch erschien 
dagegen die von Kohler als Beitrag zur Universalgeschichte des B. 
gegebene Arbeit: Shakespeare vor dem Forum der Jurisprudenz (HI 
351; vgl. femer V 65); manches interpretiert der Verf. allerdings aus 
Shakespeare heraus, was er zuvor hinein interpretiert hat Zu er- 
wähnen sind femer: Studien über Frauengemeinschaft, Frauenraub und 
Frauenkauf^ über Ehe mit und ohne Mundium, über Ordalien, über 
künstliche Verwandtschaft (VI 405); sodann die bald einlässliche, 
bald skizzenhafte Bearbeitung der BB. folgender Völker: der Araber, 
der Armenier, der Azteken, der Assyrer und Babylonier, der Austral- 
neger, der Berber, der Birmanen, der Völker auf Ceylon, der Chinesen 
der Goajiros, der Hindus, der Japaner, der Völker des Islams, der 
Koreaner, der Malaien, der Papuas (V 12, 13, 314, VI 26, 403 ff., 
VUI 362, X 161, XI 69, XII 148). 

Bernhöft's rechtsvergleichende Studien beziehen sich vorab auf 
das Familienrecht; auch sie sind zum grössten Teil in der genannten 
Z. enthalten: Zur Geschichte des europäischen Familienrechts, altin- 
dische Familienorganisation, Prinzipien des europäischen Familienrechts, 
Verwandschaftsnamen und Eheformen der nordamerikanischen Volks- 
stibnme. Eine Skizze der Entwicklung des Erbrechts vom universal- 
rechtsgeschiohtlichen Standpunkt aus giebt Bernhöft in seiner jüngsten 
hübechen Schrift: Zur Beform des Erbrechts. 

L. von Dargun hatte 1883 versucht, in einer Schrift Mutter- 
recht und Baubehe und ihre Beste im germanischen B. und Leben 
nachzuweisen (IQ 130); eine Fortsetzung, zugleich eine Vertiefung 
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imd Yerallgemeineniiig dieser üntersnchnngen, enthalten seine ange- 
fangenen wohlüberlegten Stadien zum Ältesten Familienrecht; dem Yerf* 
war es allerdings nur yergOnnt, die ersten Hefte dieser Stadien: Matter- 
recht and Vaterrecht zam Abschlass za bringen; hier legt er, als aaf 
den Yomehmsten Leitgedanken bei Erforschong des primitiven Familien- 
rechtes, Gewicht daraaf, dass Verwandschaft and Gewalt prinzipiell za 
onterscheiden seien, and dass daher die bisherige Vermengang von 
Matterrechtsrerwandschaft and Matriarchat, von Agnation and Patri- 
archat aafzageben sei. In der Abhandlang, ürsprang and Entwick- 
longsgeschichte des Eigentams, tritt von Dargan den Nachweis an, 
dass das Üteste Eigentam, namentlich aach das älteste Gnmdeigentom, 
individaelles Eigentam war and dass das Gemeineigentam erst das 
Frodakt Yorgeschrittener Entwicklang sei (lU 890). 

Als weitere Vertreter der ethnologischen Jarispradenz sind za 
erwfthnen: Friedrichs, Dickel, Behme, Köhne, femer Wilken 
(in 272), sodann die den slayischen BB. ihre Aofinerksamkeit 
schenkenden Schrifteteller wie Eraass (IV 201) and Milenko 
Wesnitsch, endlich Badorff and Appert, die ftlteres japanisches 
B. erforschen (VIII 325, IX 3, XIII 198). Unter den französischen 
Sehriftstellem nimmt den ersten Bang ein: B. Dareste; in seinen 
1889 erschienenen Etades d'Histoire de droit (IX 53) vereinigt er eine 
ansehnliche Zahl von Abhandlangen, in denen berichtet wird über die 
üntersachangen, die in den verschiedenen Lftndem Earopas über die 
Qaellen ihrer ältesten BB. veröffentlicht worden sind; die einzelnen Ab- 
handlimgen bilden eine karze Geschichte des arsprünglichen Bechts 
der semitischen Völker and der zor indoearopttischen Völkerfamilie 
gehörenden BB., anter Weglassang der römischen and griechischen BB, 
and im wesentlichen aach der westgermanischen BB. 

L. B, V. Salis. 



Deutsche Bechtsgescliiclite. 

Das Forschangsgebiet der deai sehen BGesch. hat sich im Ver- 
gleich za früherer Zeit ganz beträchtlich erweitert. Ist es doch jetzt 
Aofgabe der Forschang, sich der Geschichte s&mtlicher germanischer 
Sonderrechte zazawenden. ünzal&ssig erscheint es, sich mit der Er- 
forschong einzelner aasgew&hlter deatscher Stammesrechte za begnügen, 
wenn es sich daram handelt, mit Sicherheit and Bestimmtheit aaf 
germanisches ürrecht za schliessen ; neben den westgermanischen Bechten 
sind die ostgermanische BB., neben den deatschen Bechten sind die 
verschiedenen Tochterrechte des fränkischen Bechts nicht za vernach- 
lässigen. Tritt besonders in den zosammenfassenden Arbeiten von 
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K. V. Amira, H, Brunner und R. Schröder die Tragweite dieser 
Aufgabe deutlich zu Tage, so hat in neuester Zeit auch Jul. Ficker 
die Yergleichung der germanischen RR. in Angriff genommen und be- 
reits in hervorragendem Masse gefördert. Zunächst hatte Ficker die 
n&here Verwandtschaft zwischen gotisch -spanischem und norwegisch- 
isländischem R. festzustellen versucht, wobei er zu beweisen unter- 
nahm, dass das spätere spanische R. sich dem altgotischen R. un- 
gleich näher anschliesse als die Lex Visigothorum. Hierauf brachte 
er in seinen weitgreifenden, oft überraschende Resultate ergebenden 
Untersuchungen zur Erbenfolge der ostgermanischen RR. nebst vielem 
anderen prinzipielle Erörterungen über die von ihm befolgte Methode 
der Rechts vergleichung, die allerdings nicht einwandsfrei ist; er be- 
spriclit die Fragen der einfachen und mehrfachen Verwandtschaft, der 
Verzweigung, der Ableitung, der Ursprünglichkeitsverhältnisse der RR. 

Holtzendorff's Enzyklopädie der RW. enthält, wie in ihren 
frühem Auflagen, so auch in der fünften Bearbeitung (1890^ den 
trefflichen Überblick über die Geschichte der französischen, normanischen 
und englischen Rechtsquellen von H. Brunn er und den diesem eben- 
bürtigen Überblick über die Geschichte der nordgermanischen Rechts- 
quellen von K. Maurer. 

Einzelne Gebiete der französischofl RGesch. im engem Sinne 
wurden von deutschen Gelehrten in der Berichtsperiode nur ausnahms- 
weise und selten bearbeitet. (Wir begegnen Arbeiten von Brunner, 
Kohler, VH 107, VIII 173, Mayer, v. Salis.) Selbst die Spezial- 
foTschungen der französichen Gelehrten auf dem Gebiete der französischen 
RGesch. sind nicht allzu zahlreiche. Abgesehen von den noch einzeln 
zu erwähnenden Leistungen finden sich rechtshistorische Abhandlungen 
in der Nouvelle Revue historique de droit fran9ais et ^tranger 
und in der Biblioth^que de l'^cole des Chartes. Es begegnen uns 
in den genannten und andern Zeitschriften z. B. folgende Forscher: 
d'Arbois de Jubainville, Aubert, Bonnardot, Beaudouin, 
Chenon (IX 92), Guilhiermoz, Fournier, Jarriand, 
Löseur, L^ouzin le Duc, Langlois, Prost, Saleilles, 
Stouff, Tanon, de Valzoger. Auch far kleinere Quellenpubli- 
kationen wird namentlich die Nouvelle Revue geme benützt; sowohl 
die hier enthaltenen wie auch die selbständig erscheinenden Quellen- 
publikationen sind meist mit einlässlichen Einleitungen versehen; sehe 
ich von Cartulaires und ähnlichen Publikationen ab, so ist etwa 
hinzuweisen auf die Werke von: Beautemps-Beaupr^, Stouff, 
Thövenin, Tardif, Viollet. 

Die Gestaltung des Rechtsunterrichts hat eine Reihe sehr ver- 
schieden wertiger Lehrbücher der französischen RGesch. hervorgerufen; 
die in älterer Zeit beliebten Essais von Giraud und Laferriäre(V 367) 
können angesichts der Anforderungen der neuem Zeit kaum mehr ge- 
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nügen. Den einfachsten bescheidenen Ansprüchen genügen die Lehr* 
bücher yon Gasquet, Gaatier (IV 55)| Guttat (IV 54), Ginoul- 
hiac (m 444). Ausführlicher, aus den Quellen unmittelbar schöpfend 
sind die Beiträge zum coutümiären B. von Beaune (III 133; V[ 322; 
XI 289), denen desselben Verfassers Fragments de critique et dliistoire 
anzureihen sind (XI 288). Sehr vorteilhaft zeichnet sich aus P. Viol* 
let's Pr^cis de Thistoire de droit fran9ais (Geschichte der Quellen 
und des Privatrechts), der zur Zeit bereits in zweiter A. vorliegt 
(rV 202, VI 246), sowie seine Histoire des institutions politiques et 
administratives de la France (zur Zeit noch unvollendet, X 309) 
ausgedehntes Quellenstudium und sorgfältige Benützung der einschlägigen 
inländischen und ausländischen Litteratur kennzeichnen den gelehrten 
Bibliothekar der Pariser Rechtsfakultät; dieselben Eigenschafben weisen 
die zahlreichen und umfangreichen Studien A. Esmein's auf; seinen 
Etudes sur les contrats dans le tr^s anden droit fran^ais (TV 91) 
folgte zunächst die Neubearbeitung des Gide 'sehen Werkes: Sur la 
condition priv^e de la fenmie, sodann die beginnende Ausftihrung des 
Planes einer historischen Darstellung der durch und vom kanonischen 
R. beeiDÜussten Privatrechtsinstitute (XI 108), endlich der Oours 616- 
mentaire d'histoire du droit fran9ais, dem Titel nach bestimmt ä Tusage 
des ^tudiants de premiöre ann^e, dem Inhalte nach indes weit mehr 
bietend als ein elementares Lehrbuch. 

Von Glasson erscheint eine ausserordentlich breit angelegte His- 
toire du droit et des institutions de la France (VIII 364, XII 405), 
ein Unternehmen in derselben Weise angelegt wie des Verfassers sechs- 
bändiges, 1883 vollendetes Werk über englische BGesch. (IV 408). 
Wird auf die gründlichen und wertvollen Origines de lancienne France 
(Le regime seigneurial) von J. Flach und auf Vanderkindere, In- 
troduction ä Thistoire des institutions de la Belgique au mögen ftge, 
hingewiesen, so erübrigt uns noch der zusammenhängenden Reihe Un- 
tersuchungen zur französischen Verfassungsgeschichte von Fustel de 
Coulanges zu gedenken, dessen Eigenartigkeit kürzlich von H. Brun- 
ner scharf, aber zutreffend charakterisiert worden ist, Fustel de Cou- 
langes, dem es unbedingt an Verständnis germanischen Wesens und 
germanischen Rechts gebricht. 

Keine untergeordnete Stelle unter den neueren Publikationen zur 
franzOslBchen BGesch. nehmen femer die Arbeiten Ad. Tardif's ein; 
abgesehen von den Quelleneditionen kommen seine Arbeiten zum Priv.R. 
und Prozessrecht im 13. Jahrhundert (V 365) und seine Darstellungen 
dar Bechtsquellen in Betracht (Vin, 302, IX, 435). Und endHch 
seien die Einzeluntersuchungen, die seiner Zeit im CBl. angezeigt worden 
sind, in Erinnerung gebracht; es sind dies die Leistungen von: Be- 
auchet (VI 53), Bemmelen (VII 102), Bonvalot (VU 99), Bi- 
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lard (VI 133), Ghaisemartin (Xu 196), Gaillemer (VH 329), 
Monnet (VI 11), Errara (XI 131), Stouff (XI 173). 

Schon oben sind JoL Ficker's Arbeiten über die ostgermanischen 
EEL erwILhnt worden. Dieselben sind nebst andern Erscheinungen ein 
gutes Zeichen dafür, dass die deutschen Gelehrten den nord- und ost- 
germanischen Bechten eine vermehite Aufmerksamkeit schenken. Schon 
seit den siebenziger Jahren tritt neben K Maurer K. von Amira 
als aussergewöhnlich hervorragender Hitarbeiter auf dem Gebiete nord- 
germanischer Forschungen auf; unter dem Gesamttitel: Nordgerma* 
nisches Obligationenrecht bearbeitete v. Amira zunttchst das altschwe- 
dische, hierauf das westnordische Obligationenrecht; das altdftnische B. 
dagegen steht zur Zeit noch aus. Den beiden genannten Gelehrten 
schliessen sich in neuerer Zeit mit selbständigen Forschungen an E. 
Lehmann (VI 51, VHI 55), Pappenheim (V 217, VII 445) und 
0. Opet; Yon französischen Gelehrten sei erwähnt Beauchet. 

Näher auf die Bibliographie dieses Teiles der BG^sch. an dieser 
Stelle einzutreten, kann nicht meine Aufgabe sein; ich bescheide mich 
auf V. Amira's B. (Paul's Grundriss II, S. 37, 38) zu verweisen, so- 
wie auf das Lehmann'sche Verzeichnis in der Z. für BGesch. 1887, 
1888. 

Wenden wir uns der deutschen RGesch. zu. In gelehrten Ejreisan 
hat sich die deutsche BGesch. einer stetig steigenden Anteilnahme zu 
erfreuen; Schröder spricht fär die letzten fünf Jahre geradezu von 
einem .aussergewöhnlichen Au&chwung*. Das Interesse der Studieren- 
den am Studium der deutschen BGesch. sinkt dagegen in ganz be- 
denklicher Weise. Diese letztere Thatsache hängt ohne Zweifel eng 
zusammen mit der Gestaltung des modernen Bechtslebens und mit den 
Anforderungen, die infolge dessen bereits an die studierende Jugend 
gestellt werden. Neben diesem allgemeinen Erklärongsgrund sucht 
man aber auch spezielle Gründe vorzubringen und mit Bücksicht hier- 
auf Beformvorschläge zu formulieren und Postulate aufzustellen. Aus 
dem Charakter und aus der ganzen Erziehung der gegenwärtigen Gene- 
ration der Studierenden die Interesselosigkeit dieser der BGesch. gegen- 
über zu erklären, solches halte ich für unzulässig. Mir scheint, man 
sollte die Gestaltung des Bechtsunterrichtes im allgemeinen und die 
zur Unterstützung des rechtsgeschichtlichen Studiums insbesondere 
dienenden Hilfe- und Lehrbücher einer genauem Prüfung und Bevision 
unterziehen. In diesen Zusanmienhang gehört C. Gareis' Bektorats- 
rede, ferner V. Ehren berg's Wiener-Vortrag, Die deutsche BGesch. 
und die juristische Bildung (Xm 276, 373), endlich H. Frommhold's 
Deutsche BGesch., ein Grundriss zu Vorlesungen (XIV 90). Den 
längst bew&hrten Krautschen Grundriss (von Frensdorff 1886 neu 
herausgegeben, V 435) stellt Frommhold eine Zusammenstellung und 
systematische Eingliederung ausgewählter Quellenstücke aus dem Ge- 
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biet der BGesch. ssnr Seite (XIY 90). Ehrenberg, eine Skizze des Entwick- 
lungsganges der deutschen ROesch. bietend, verlangt ,eine knappe leicht- 
yerständliche mehr den Ideengehalt als das Stoffliche hervorhebende 
Darstellung* der BOesch« Überlegen diese beiden Schriftsteller nur 
die Stellung des Studiums der deutschen RGesck im Rahmen der bis- 
herigen Ordnung des Universitatsunterriehtes, so sucht Grareis die vor- 
wörfige Frage vom Standpunkt der Reform des R«chtsunterrichtes im 
allgemeinen zu beleuchten. 

Wie auf andern Wissenszweigen, so herrscht auch auf dem Gebiete 
der deutschen ROesch. schon lange das Bedürfnis nach zusammenfassen- 
den Darstellungen des Gegenstandes, die gerade durch Verarbeitung 
der reichen Resultate der Detailforschungen nicht nur neue, in der 
Regel sehr einleuchtende Ergebnisse zu Tage fördern, sondern auch 
allseitig belebend und anregend wirken. Solche Gesamtdarstellungen 
haben ein sehr verschiedenartiges Gepräge. Neben weit und erschöpfend 
angelegte Handbücher treten eindringliche gelehrte Lehrbücher und 
anregende zusammenfassende Abrisse, sodann aber auch hOchst summa- 
rische, von uns nicht berücksichtigte Bepetitorien; ein Werk endlich, 
das dem von Ehrenberg geftusserten Wunsche entsprechen würde, wäre 
wohl am zutreffendsten als Lesebuch zu bezeichnen; aber gerade ein 
solches Werk dürfte kaum ein für die Studierenden geeignetes Hilfs- 
buch sein. 

Von neuen Auflagen bereits früher publizierter Bücher sind anzu- 
führen: Brunner's meisterhafte Übersicht über die Quellen und Ge- 
schichte des deutschen Rechts in Holtzendorff's Enzyklopädie 
(5. A.), femer einzelne Bande der gediegenen Deutschen Yerfassungs- 
geschichte von H. Waitz, und von Schulte's beliebtes Lehrbuch 
(6. A., Xn 150), ein Lehrbuch, das vor Jahren auch ins Französische 
übertragen worden ist. 

Li der Berichtsperiode erschienen dagegen zum erstenmal: H. 
Siegel's Lehrbuch, 1886, 1889 (VI 94), B. Schröder's Lehrbuch, 
1887 und 1889, 1894, H. Brunner's Deutsche Bechtsgeschichte, 
I 1887, n 1892 (VII 97, XH 149), K. v. Amira's R, Abschnitt XI 
des Grundrisses der germanischen Philologie von H. Paul, 1889. Die 
historischen Grundlagen des deutschen Privatrechts bearbeitete And. 
Heusler in seinen Institutionen, I 1885, II 1886 (V 132, VI 136), 
und eine Geschichte des deutschen Privat-B. lieferte Fr. von Thu- 
dichum, 1894 (XIV 89). 

Es hätte sicherlich einen grossen Beiz eine Vergleichung dieser 
wissenschaftlichen Leistungen untereinander im einzelnen vorzunehmen, 
um daraus eine zutreffende Würdigung derselben zu erhalten. Ein 
solcher Versuch muss freilich hier unterbleiben. MannigfEU^he Anregung 
erhielt und erhält die Wissenschaft durch Heusler's ideenreiches Werk; 
allerdings war sein Quellenkreis nach verschiedenen Bichtungen hin 
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beschränkt, und gerade deshalb ist sein sichtliches Bestreben, all- 
gemeingiltige Schlussfolgerangen in betreff der eigentlichen deutschen 
Rechtsgedanken zu ziehen, nicht unbedenklich. Eine Fülle fester Resul- 
tate, gewonnen ans gewissenhaftester, unermüdlichster Forschung bietet 
das grossartige Bmnner sehe Werk, ein Werk, würdig die bis jetzt 
nicht besetzte Stelle der Eichhom'schen RGesch. einzunehmen. , Ungefähr 
die Mitte zwischen Rechtsaltertümem und einem Grnndriss der RGesch.* 
hält die Arbeit y. Amira's; mit ganz besonderem Nachdruck benützt 
und verwertet er u. a. die Leistungen der germanischen Philologie. 
Auch Schröder weiss die Dienste der Philologie zu schätzen; die zweite 
A. zeichnet sich gegenüber der ersten überdies aus durch eine durch- 
gehend gleichmässigere Bearbeitung des Stoffes unter Weglassung un- 
bewiesener Hypothesen. Beinahe überschreitet das Buch den Rahmen 
eines Lehrbuches, höchst wertvoll ist es aber für denjenigen Studieren- 
den, der tiefer in die deutsche RGesch. einzudringen strebt Siegel's 
Werk sodann ist ein Lehrbuch im eigentlichen Sinn, charakterisiert 
durch seine knappe und elegante Darstellung, v. Thudichum's Arbeit 
endlich bringt in sehr übersichtlicher Weise im Zusammenhang die 
Geschichte der einzelnen Rechtsinstitute, lässt aber die Darstellung der 
deutschen Privat-RR. nach mehreren Zeiträumen vermissen; als Leser 
denkt sich der Yerf. zunächst die rechtsbeflissene Jugend, sodann einen 
weiteren Ejreis von Nichtfachjuristen. 

Der deutschen RGesch. sind prinzipiell gewidmet: die germa- 
t istische Abteilung der Z. der Savigny-Stiftung für RGesch. (Brunner, 
Schröder), in den letzten Jahren eine Anzahl wertvoller Abhandlungen 
aufweisend, sodann die von 0. Gierke herausgegebenen Untersuch- 
ungen zur deutschen Staat-s- und RGesch.; die in diesen Untersuchungen 
veröffentlichten Arbeiten rühren meistens von jungem Rechtshistorikem 
her, der Wert eines Teiles derselben geht indes über denjenigen tüch- 
tiger Erstlingsversuche hinaus. Die in ihren früheren Bänden vorzugs- 
weise rechtshistorische Abhandlungen enthaltende Z. für schweize- 
risches R. (A. Heusler u« a.) bietet in den Bänden der neuen Folge 
der RGesch. fast nur noch bezüglich der Rechtsquellenpublikationen 
Dienste. Rechtshistorische Arbeiten brachten und bringen sodann hin 
und wieder: Forschungen zur deutschen Geschichte, Neues Archiv 
der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde, Z. für Geschichte 
des Oberrheins, Mitteilungen des Instituts für österreichische Ge- 
schichtsforschung, Göttin gische Gelehrte Anzeigen, die Sitzungs- 
berichte der Akademien der Wissenschaften zu Berlin, München» 
Wien u. a. m. 

In ganz gewaltiger Weise wächst das für die RGesch. direkt 
oder indirekt bedeutsame Quellenmateriai an. Das Hauptquellenwerk 
sind und werden bleiben die Monumenta Germauiae Historica. 
Kommt zwar zmülchst die unter Leitung Brunner's und ständiger 
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Mitarbeiterschafl Zenmer's stehende Abteilung Leges in Betracht, so 
bieten immerhin auch die andern Abteilongen manche Ausbeute für 
den Eechtshistoriker. Ediert wurden u. a. Formulae Meroyingici et 
Karolini aevi (K. Zeumer, 1882,» 1886), Leges Alamannorum (K. 
Lehmann, 1888), Lex Bomana Curiensis (K. Zeumer, 1889), Leges 
Burgundionum (L. R v. Salis, 1892), Concilia aevi Merovingici 
(Maassen, 1893), Constitutiones et acta publica imperatorum et re- 
gum (L. Weiland, 1893), Leges Visigothorum antiquiores (E. Zeumer, 
1894). Noch nicht vollständig fertig gestellt ist die von Boretius 
angefangene und von V. Krause fortgesetzte Kapitularienausgabe. 
Eine zunftchst für die Mon. germ. bestimmte, dann selbständig unter 
dem Titel: Consuetudines feudorum erschienene Quellenpublikation ist 
die von K. Lehmann 1892 herausgegebene Compilatio antiqua (vgl. 
auch XI 1 1). Vorarbeiten für eine, in die Mon. germ. aufzunehmende 
Edition von Placita sind die von R Hübner in zwei Abteilungen 
verzeichneten Begesten von Gerichtsurkunden der fränkischen Zeit, 
reichend bis zum Jahre 1000 (Deutschland, Franlpreich), resp. 1150 
(Italien). Mitteilungen über weitere für die Mon. germ. geplante 
Qnellenedition rechtshistorischer Art enthalten die Jahresberichte der 
Gentraldirektion der Mon., vgl. z. B. XI 246. 

Mehrfach publiziert wurden die von Aug. Gaudenzi entdeckten 
Fragmente westgotischen R., zuerst im Jahre 1886 vom Entdecker selbst. 
• Die neuere Forschung hatte bei ihrem intensiven Interesse für 
die firänkische Periode keinen Anlass, der Zeit der mittelalterlichen 
Becht«bücher, sowie der Landrechte, Dienstrechte, Stadtrechte und der 
bäuerlichen Bechtsquellen diejenige Aufmerksamkeit zu schenken, die 
dieser Zeit seitens der altem Forschung zu teil geworden war. YoU- 
ständig unberücksichtigt bleibt jedoch auch in neuester Zeit das er- 
wähnte weite und grosse Bechtsquellenmaterial nicht Zwar ist die 
seit langen Jahren vorbereitete kritische Ausgabe des Schwabenspiegels 
von Bockinger noch nicht am Ziele angelangt; dagegen gab Lindner 
den Codex Altenberger heraus. Die holländischen Texte des Sachsen- 
spiegels enthält das Werk de Geer's, De Sachsenspiegel in Nederland. 
Ich verweise sodann auf die regelmässigen Quellenpublikationen in der 
Z. für schweizerisches B. (Wagner, v. Salis, Heusler, Stählin, 
X 246), femer auf die grosse Sammlung österreichischer Weis- 
tümer (Zingerle, Egger, Winter), auf das Verzeichnis und die 
Beschreibung der Weistümer der Rheinpfalz von Mayerhofe r und 
Glas Schröder. Wasserschieben hat auf seine ältere Publikation 
deutscher Bechtsquellen einen weitem Band folgen lassen. Im weitem 
Sinn ist auch Loersch's Ingelheimer Oberhof den Rechtsquellen bei- 
zuzählen und unentbehrliches Material zur RGesch. findet sich schliess- 
lich in der nur schwer übersehbaren Zahl von jährlich sich mehrenden 
ürkundenbüchern. 
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Die bereits erwähnte von Weiland veranstaltete Sanunlnng der 
BG. soll bis znm Tode Karls IV. gefilbrt werden. Mit dem Jahre 
1376 hebt sodann die seiner Zeit von Weizsäcker begonnene Beihe 
Deatscher Ecdchstagakten an, von der neun Bände vorliegen. 

Der BGesch. und Dogmatik des geltenden B. zugleich dienen der 
von Ph. von Harrasowskj edierte Codex Theresianus nebst seinen 
Umarbeitungen (II 403, V 103, 366) und der von Jul. Ofner edierte 
Urentwurf nebst den Beratungsprotokollen des österreichischen allge- 
meinen BGB. (VII 14). 

Quellensammlungen, vorab fQr Lehrzwecke bestimmt, sind: Alt- 
mann und Bernheim, Ausgewählte Urkunden zur Erläuterung der 
Yerfassungsgeschichte Deutschlands im MA., und 0. Lehmann, 
Quellen zur deutschen Staats- und BGesch. (XI 53). Jene geben eine 
handliche praktische Zusammenstellung der für die deutsche mittel- 
alterliche Yerfiassungsgeschichte , wichtigsten Urkunden', dieser teilt 
zum Zweck der Förderung der Kenntnis der deutschen BGesch. ^die 
wichtigsten Abschnitte' einer Auswahl von Bechtsquellen mit. Der 
ersten Sammlung liegt eine Kombination systematischer und chrono- 
logischer Anordnung der Quellenstücke zu gründe, der letztem nur 
eine chronologische Anordnung; einzelne Stücke finden sich in beiden 
Sammlungen, die erstere ist innerhalb ihres allerdings beschränkteren 
Umfanges inhalÜich vollständiger. 

Die Publikationen der Bechtsquellen werden regelmässig verbunden 
mit Untersuchungen über Entstehung, Geltung und Bedeutung der be- 
treffenden Quellen. Diese Untersuchungen erscheinen bald als selbst- 
ständige Publikationen, bald als Einleitung zur Quellenedition. Von 
einer besondem Aufzählung der auf die oben erwähnten Quellen be- 
züglichen Litteratur darf ich hier Umgang nehmen. Aus der ander- 
weitigen, auf die Bechtsquellen bezüglichen Litteratur seien dagegen 
hervorgehoben: die neueste einlässlichere Forschung zur Lex SaUca 
bietet Brunn er in seiner BGesch. Zur Entstehung der Lex Bibuaria 
lieferte E. Mayer einen scharfsinnigen, jedoch nicht stets überzeugen- 
den Beitrag. Lehmann berichtete näheres über einige Handschriften 
dieser Lex. Brunn er und Schröder ergänzten neben Lehmann die 
Forschung über die Leges Alamannorum. Patetta prüfte die Lex 
Frisionum. Tardif untersuchte die westgotischen GG. Gaudenzi 
legte seine Ansicht über die neuentdeckten westgotischen Fragmente 
nieder in Un' antica compilazione di diritto romano e visigoto und in 
nuovi framonenti dell' editto de Eurico; diese Fragmente untersuchten 
femer: Brunner, Zeumer, A. Schmidt, Patetta. Die ostgotischen 
GG. waren Gegenstand der Prüfung für Schupfer und Gaudenzi. 
Über die Lex Bomana Curiensis herrscht noch immer kerne Einigkeit, 
ausser Zeumer schrieben über sie Brunner, Wagner, v. Salis, 
Schupfer. Valentin-Smith publizierte sämtliche Handschriften der 
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Lex Gundobada. Der üntersuchmig der langobardiscben GG. widmen 
sich in neuerer Zeit italienisehe Gelehrte wie Pertile, Tamassia, 
Del Gindiee. Liebermann hat wiederholt berichtet über die von 
ihm vorbereitete Ausgabe angelsächsischer Bechtsqnellen. Noch nicht 
erschienen sind die üntersachnngen Y. Krause, des neuen Heraus- 
gebers der fr&nkischen Kapitularien; dagegen haben die lange Zeit als 
richtig angenommenen Besultate der Forschung Boretius' Anfeindung er- 
fahren Yon Seeliger, Die Kapitularien der Karolinger; einzelne Bei- 
träge zur Kapitularienforschung rühren femer her von: t. Amira, 
W. Sickel, Patetta. An den Untersuchungen über die ürkundenlehre 
und über die Formelsammlungen fränkischer Zeit beteiligten sich Bress- 
lau (in seinem über die fränkische Periode hinausreichenden Hand- 
buch der ürkundenlehre), Bedlich, Schröder, Zeumer, Tardif, 
die grundlegenden Arbeiten Brunner's, Ficker's und Sickel's er- 
schienen bereits vor dem Jahre 1884. 

Zur Landfriedensgesetzgebung und zur Frage der Gottesfrieden 
sind mancherlei kleinere und grössere Untersuchungen beigesteuert 
worden, eine umfangreiche, jedoch nach yerschiedenen Richtungen hin 
nicht befriedigende Arbeit sind Huberti's Studien zur BGesch. der 
Gottesfirieden und Landfrieden (XI 399). 

Bezüglich der partikulären Rechtsquellen bietet £. Huber in 
seiner Geschichte des schweizerischen Priv.-B. und Gen gl er in seinen 
Beiträgen zur BGesch. Bayerns (IX 141) reiche Ausbeute; sodann ent- 
hält Heck 's Abhandlung über den Ursprung der gemeinfriesischen 
Bechtsqnellen gegenüber den Bichthofen'schen Forschungen neue, 
richtigere Besultate. Die Entstehung und den Charakter des öster- 
reichischen LB. behandelte Dopsoh. Mit den mittelalterlichen Stadt- 
Privilegien und Stadt-BB. haben sich u. a. Frensdorff, A. Schulte, 
Zeerleder, v. Wys beschäftigt. Und hinsichtlich der ländlichen Weis- 
tümer sei zunächst der Neuausgabe von Gierke's Humor im deutschen 
B. (VI 245) gedacht, ferner Heyl, die Ehehaft-Thädigangen des Ge- 
richtes zum Stein auf dem Bitten (X 289) und r. S artori -Mo n te- 
er oce, die Gerichtsgemeinde Fleims und ihr Statutarrecht (XI 214). 

Noch lange nicht abgeschlossen ist endlich die Würdigung der 
mittelalterlichen Reciltsbiicher. Besonders an den Aussagen und Fest- 
stellungen Eike's übte die ältere Litteratur zu wenig Kritik. Ob aber 
die neuere Kritik nicht bereits za weit gegangen ist in der Unter- 
schätznng, ja sogar Yemrteilung Eike's, ist zur Stunde eine offene 
Frage. So yerdienstlieh auch die Untersuchungen von Zallinger's 
über die SchOffenbarfreien des Sachsenspiegels sind, so wenig haben 
seine Endresultate Torbehaltlose Zustimmung erfahren können. An der 
Sachsenspiegelforschung nehmen überdies in den letzten Jahren teil 
u.a.: Frensdorff, Franklin, Frommhold, E. Mayer, B. Schrö- 
der, Steffenhagen, M. Stutz. Neben Bookinger hat sich auch 
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wiederum Jnl. Ficker über den Schwabenspiegel vemebmen lassen. 
Das kleine Eaiser-R. war Forschungsobjekt von A. Schmidt 

Die rechtsgeschicbüiche monographische Litteratur aus den Jahren 
1884 bis 1894 zu den verschiedenen Institutionen des öffentlichen IL 
und des Priy.-B. im einzelnen und mit möglichster Vollständigkeit an 
dieser Stelle zu durchgehen, muss ich mir versagen. Zunächst ist zu 
beachten wie das weite Gebiet der Yerfassungsgeschichte ebenso eifrig 
von Historikern wie von Juristen durchforscht wird. Dabei wird in 
neuester Zeit der Frage über die Bedeutung des mittelalterlichen Stadt- 
rechtes eine ganz besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Während so- 
dann früher der sächsische Quellenkreis des MA. der Sammelpunkt 
der Forschung war, ist in neuerer Zeit das Interesse für die spätere 
mittelalterliche und neuzeitliche Eechtsentwicklung, teilweise wenigstens, 
schwächer geworden. Die Forschung sucht jetzt die germanische Ur- 
zeit aufzuhellen, den Wandel der Rechtsverhältnisse infolge der Be- 
rührung der Germanen mit der römischen Kultur zu präzisieren, den 
Übergang der tränkischen Zeit in den mittelalterlichen Lebensstaat zu 
verstehen imd zu ergründen. Indem ich aber darauf hinweise, dass 
sowohl Brunner's BGesch., als auch Schröder's Lehrbuch sorgfältig be- 
arbeitete Litteratumachweisungen enthalten, aus denen die Litteratur- 
entwicklung namentlich während der letzten Jahre im einzelnen leicht 
ersichtlich ist, kann ich mich hier mit den folgenden Notizen be- 
gnügen. 

An erster Stelle sind Brunner's Einzelforschungen hervor- 
zuheben, die nun zum grössten Teil in seinen Forschungen zur Ge- 
schichte des deutschen und französischen B. vereinigt sind (XIII 148). 
Es sind die inhaltsreichen Beiträge zur Geschichte des Lehenswesens und 
zur Geschichte des StrR., femer die zwar nicht unangefochten gebliebene 
JBrklärung von Mithio und Sperantes (IV 242, IX 433), endlich die 
in neuester Zeit vielfach besprochene Entstehung der konstantinischen 
Schenkung (VIII 170, X 79). Ferner sind bedeutungsvoll die Ab 
handlungen Schröder's aus den verschiedensten Teilen der EGesch.: 
er verbreitete sich über die GV. des Sachsenspiegels; zur Stadtrechts- 
frage schrieb er die Aufsätze Weichbild und die Rolandsäulen (IX 288); 
zwei Vorträge sind: Die deutsche Kaisersage und die Wiedergeburt des 
deutschen Reiches. Ein höchst wichtiger Beitrag zur Geschichte des 
StrR. ist y. Amira's Studie über Tierstrafen und Tierprozesse (XI 130). 

Auf dem Gebiete des VerfasSUngsrechtes der fränkischen Zeit be- 
wegen sich die Arbeiten W. Sickel's, V. Krause's, Nissl's (VIII 361, 
Xn 169) u. a. Mit einer vielfach erörterten Frage des Verfassungs-R. des 
deutschen MA. befasst sich das gediegene Werk Lindner 's, Die deut- 
schen Königswahlen und die Entstehung des Kurfürstentums (XIII 249). 
Und deutschen Werken stellt sich wüi*dig zur Seite Blondel's Etüde 
sur la politique de l'empereur Fr6d6ric II. (XII 214; vgl. auch VIII 105, 
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Vni 230, XI 12). Der Verfassmigs- und Rechtsentwicklung der Territo- 
rien sind n. a. gewidmet: A. Schulte, Geschichte der Habsburger in 
den ersten drei Jahrhunderten, Adler, Die Organisation der Central- 
Verwaltung unter Kaiser Maximilian (Y 246), Bosenthal, Die Be- 
hdrdenorganisation unter Ferdinand (VII 35), ▼. Below, Die land- 
ständische Verfassung in Jülich und Berg, Bosenthal, Die Geschichte 
des Gerichtswesens und der Verwaltungsorganisation Baiems (VIII 449), 
Bornhak, Geschichte des preussischen VerwB. (IV 116, X 449; bez. 
weiterer Beitrage zur preussischen BGesch. ygl. VIII 1, IX 191, 
X 10, XI 12, XII 69), Oechsli, Anftnge der Eidgenossenschaft, 
T. Wyss, Abhandlungen (XII 151), Bachfahl, Organisation Schlesiens 
(XIV) u. a. m. 

Eine überaus umfangreiche Litteratnr ist in den allerletzten Jahren 
zur Frage der rechtlichen Entwicklung des deutschen Stidtewesens 
entstanden. Das Problem ist ein altes; die Verschiedenartigkeit der 
L5sungS7ersuche ist ebenfalls nicht neuem Datums. Der Ton der 
Debatte ist häu£g ein leidenschaftlicher. Die Marktrechtstheorie dürfte 
wohl als die zur Zeit unter den Juristen herrschende zu bezeichnen 
sein; sie findet eine wesentliche Unterstützung in den neuaufgefundenen 
Privilegien für Aliensbach und Badol&ell. Am schärften ist die 
Marktrechtstheorie von B. Sohm (IX 434) formuliert worden, der 
dabei von den Untersuchungen von G. Waitz, B. Schröder und 
A. Schulte ausgeht. Sehen wir yon denjenigen Schriftstellern ab, 
die sich nur mit der Entwicklung einzelner Städte befassen (vgl. z. B. 
X 290), so haben sich bis jetzt ausser den Genannten an der Debatte 
hauptsächlich beteiligt Bär, t. Below, Gothein, Hegel, Kauf- 
mann, Kuntze, Lamprecht, Uhliz, Varges. Ausserhalb des 
Streites steht die Arbeit Bietschel's, die civitas auf deutschem 
Boden bis zum Ausgange der Karolingerzeit. 

In das Gebiet der Geschichte der GV. gehört das neue Buch 
Ph. Heck 's, das die altfriesische GerichtsverfEissung zum Gegenstand 
hat. Eine auf archivalischen Studien beruhende Geschichte der Veme 
publizierte 1888 Lindner (Vn 171), das Jahr 1889 brachte Thu- 
dichum's Studie: Femgericht und Inquisition (IX 264); es entstand 
nun eine litterarische Fehde zwischen den beiden Autoren, an der 
femer Finke teilgenommen hat (vgl. IX 390, X 79, XI 272). Über 
das alte Beichskammergericht berichtet W. Endemann (XII 322). 

Ausser der schon erwähnten Untersuchung von Zallinger's 
(VI 361) befassten sich mit der Erforschung der Ständeverhällnisse: 
T. Borch, Brünneck, Franklin (IV 135), Hermann (IV 165), 
Köhne (VII 304), Both von Schreckenstein, v. Wyss (XI 151). 

Schon vor Beginn der Berichtsperiode hatte 0. Gierke seine ge- 
dankenreichen rechtshistorischen Forschungen über das Genossenschafts- 
recht zu Ende gef&hrt; 1887 erschien dann Gierke's Buch: Die Ge- 
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nossenschaftstheorie und die deutsche BechtsspreohuDg (VII 1); Heusler 
lehnte die Genossenschaftstheorie in seinen Instituten entschieden ab 
und vertrat eine scharfe Personifikationstheorie. Hierauf stellte Sohm 
in seiner Broschüre Die deutsche Genossenschaft eine vermittelnde 
Theorie auf (VIII 226). Einzelbeiträge zum mittelalterlichen Gild- 
wesen lieferten Hartmann (XI 358), Doren (XII 406) u. a. 

Mit seiner Geschichte des Schweizerichen Priv.Bs. hat E. Huber 
ein wertvolles Werk beendigt, das nach verschiedenen Bichtungen auch 
über die allgemeine deutsche Priv.Bs.-Entwicklung Licht verbreitet 
(XTTT 10). Was aber die monographische Behandlung einzelner Partien 
der Geschichte des PriV.R. anlangt, so war dieselbe eine sehr frucht- 
bare, oft auch die Erkenntnis des Entwicklungsganges erheblich fördernd. 
Mit Hinsicht auf das Sachen-B., insbesondere das Grundeigentum, sind 
zu verzeichnen Arbeiten von: Brunn er, v. Inama-Sternegg, Lamp- 
recht, Glasson, d'Arbois de Jubainville, Fustel de Ooulanges, 
Th^venin, Saleilles (X 413), Schupper, v. Schwind (X 369), 
Brink (VII 133), A. Schmidt (VI 176) und neuestens auch Halban 
Blumenstock. Die Bedeutung der Gewere untersuchte £. Huber 
(XIV 52). Das Mobiliarsachen-B. wurde von Hermann (VI 176) 
und Bemme len (VII 102) in Angriff genommen. EinzelbeitrSge 
zur Geschichte der Schuldverhältnisse lieferten: Wodon (XKI 6), 

A. Schmidt, Hammer (VI 176), H. Siegel (das erzwungene Ver- 
sprechen, der Handschlag und Eid), Oetker (XII 381). Die Frage 
der Geschlechtsvormundschaft erörterten Ficker und Opet. Neuere 
Studien aus dem Gebiete des ehelichen Güter-Bs. rühren her von 

E. Huber (VI 407), S. Adler (XIII 9), Gareis (V 223). Erbrecht- 
liehen Untersuchungen widmeten sich: Glasson, Opet (VIII 136), 
Frommhold (IX 297), S. Adler (X 407), B. Hübner (VIII 182), 

F. Schanz. Die Affatomie der Lex Salica ist Gegenstand einer eigenen 
Abhandlung R Schmidt 's. Als Heimat der Familienfideikommisse 
suchen Pf äff und Hof mann Spanien nachzuweisen (III 392). 

Eindringliche Forschungen bewegen sich endlich auf dem Gebiete 
des Prozess-Bs.; ich verweise auf Bennecke (VI 187), Behrend 
(IV 330), Burchard (XIII 6), Cosack (V 11), Horten (XII 416), 

B. Hübner (Der Immobiliarprozess der fränkischen Zeit), Kägi (VII 132), 
Kohler, Lass (XI 250), London (VI 287), Opet (X 249), 
A. Schmidt (VII 446), 0. Stobbe (VIII 20). L. B. v. Solu. 
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Geschichte der Rechtswissenschaft. 

Im Jahre 1880 hatte B. Stintzing den 1. Bd. seines ausge- 
zeichneten zosammenfassenden Werkes: Oeschichte der deutschen BW., 
erscheinen lassen. Aus seinem litterarischen Nachlasse konnte sein 
Schüler, E. Landsherg, einen weiteren Bd. fertig stellen und 1884 
herausgeben, einen Bd., in dem die Zeit der zweiten BlUÜe des 
17. Jahrhunderts zur Darstellung gebracht ist. An der Spitze dieser 
Periode steht Hermann Conring; von den Juristen tritt besonders 
Carpzow in den Vordergrund. Im Gegensat.z zur Periode der BW. 
in Deutschland beginnt die der Begründung einer deutschen BW. Es 
ist die Zeit, in der es sich um , Lösung des Bannes des Traumes* 
handelte, ,in den die geweihten Töne alter Überlieferung und die be- 
strickende Gewalt fremdländischer Autorität die deutsche BW. gewiegt 
hatte.* Eine weitere Fortsetzung des Stintzing'schen Werkes, das 18. 
und 19. Jahrhundert umfassend, ist bis jetzt nicht erfolgt; hingegen 
wurde bereits im Jahre 1891 von der historischen Eonmiission bei 
der Egl. bayr. Akademie mitgeteilt, dass Landsberg diese Fort- 
setzung endgütig übernommen habe, und dass er dieselbe bis 1897 zu 
vollenden hoffe. 

Zur Biographie einzelner deutscher Juristen, zur Würdigung ihrer 
Leistungen auf dem Gebiete der BW. sind während der Berichtsperiode 
vielfach wertvolle Beitriige geliefert worden : Hermann Peter von (aus) 
Andlau, der Baseler Professor, der in humanistischer, juristischer und 
kirchlicher Hinsicht einen mächtigen Einfluss auf seine Zeitgenossen 
ausgeübt hat, der aber auch als ^Begründer des deutschen Beichs- 
staatsrechts' angesehen werden darf, hat in Jos. Hürbin einen neuen 
Biographen und Beurteiler gefunden; Hürbin edierte auch den Libellus 
de Gesarea Monarchia (geschrieben 1460) neuerdings. Das gründliche 
Buch von Th. Burckhardt-Biedermann über Bonifacius Amer- 
bach erledigt nur das Verhältnis Amerbachs zur Beformation in er- 
schöpfender Weise, lässt dagegen beiseite alles dasjenige, was der fein- 
gebildete Humanist als Bechtslehrer und als Bechtskonsulent geleistet 
hat. Veröffentlicht hat ja Amerbach sozusagen nichts. Seine Thätig- 
keit bestand eben in persönlicher Anregung seiner Schüler und Fach- 
genossen und in stets bereiter Dienstfertigkeit für die Arbeiten anderer. 
Seine Bechtsgutachten, Kollegienhefte u. a. sind übrigens in zahreiohen 
Foliobänden Manuskript erhalten. Der Briefwechsel zwischen Amerbach 
und seinem Sohne Basilius, der 1555 auf 1556 zu Bologna dem 
Studium der BB. oblag, giebt einen reizenden Einblick in das Ver- 
hältnis dieser beiden Juristen des 16. Jahrhunderts und in das Bechts- 
studium jener Zeit überhaupt. Teichmann hat zur Bologner Säkular- 
feier diese Briefe ediert: Amerbachiorum epistolae mutuae Bononia et Basi- 
Jvrist LiUeratnrtMrioht 1884-M. 8 
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lea datae. Auch dem Freibnrger Juristen Zasius, dem väterlichen Frennd 
und wohlwollenden Berater Bonif. Amerbachs, wendet sich die heutige 
Forschung immer noch mit Interesse zu. Die Erkenntnis, dass Zasius 
als Jurist namentlich durch Stintzing die verdiente Würdigung er- 
fahren hat, nicht dagegen Zasius als Humanist, veranlasste Jos. Neff 
sich einlässlicher mit letzterem zu beschäftigen; er bezeichnet seine 
Zasius -Studien als Beiträge zur Geschichte des Humanismus am Ober- 
rhein (X 10, XI 95). Eine Würzburger Universitätsfestrede ist die 
Schrift H. Burckhard's über Andreas Gaill (1526—1587), der nach 
dem Zeugnisse zeitgenössischer wie späterer Schriftsteller lange Zeit 
von der Praxis als die erste Autorität angesehen wurde. Auf Gaills 
wissenschaftliche Bichtung war zweifellos seine postglossatorische Schulung 
zu Orleans von entscheidendem Einfluss gewesen; sein Hauptwerk, 
Practicae Observationes, ist das Resultat elfjähriger reichskammergericht- 
licher Praxis, und der Grund des grossen Ansehens dieses Werkes ist 
darin zu suchen, dass in demselben zum erstenmale eine systematische 
Darstellung des Prozesses des Beichskammergerichtes und der von diesem 
Gerichte befolgten materiellen Rechtsgrundsätze geboten wurde (VI 284). 
Bremer wendet fortgesetzt seine Aufmerksamkeit Claudius Cantiun- 
cula zu und bereichert unsere Kenntnisse über den Stand der BW. im 
16. Jahrhundert durch Veröffentlichung von Gutachten dieses Juristen. 
Anlässlich der Darstellung der Fehde Franz von Sickingens gegen Trier 
teilte Bremer ein in seiner Art meisterhaftes Gutachten Gantiuncula's 
über die Rechtsansprüche der Sickingenschen Erben mit (V 162) und 
„ein gewisser Gradmesser für die Bomanisierung des deutschen R. in 
Süddeutschland' in der Mitte des 16. Jahrhunderts ist das Gutachten 
über das Nürnberger Stadt-R. Nachdem Kariowa zur Zeit des Heidel- 
berger Universitätsjubiläums auf Hugo Donellus hingewiesen hatte, 
machte seither H, Buhl den Aufenthalt Donellus in Heidelberg 1573 bis 
1579 zum Gegenstand einer ausführlichen Studie. L. Ehinger schrieb 
über Franz Hotmann, den französischen Gelehrten, Staatsmann und 
Publizisten; als Beitrag zu den Kodüikationsbestrebungen im 16. — 18. 
Jahrhundert bezeichnet Baron seine Untersuchung über Hotmann's 
Antritribonian. Etwas günstiger als sein französischer Vorgänger be- 
urteilt die römischen Rechtsbücher Leibniz, der zunächst nicht ihre 
Beseitigung, wohl aber ihre Ergänzung durch eine wohlgeordnete Wieder- 
gabe ihres Inhaltes postuliert hatte. Leibniz als Jurist und Rechts- 
philosoph hat durch G. Hartmann in der Tübinger Festgabe 
an Jhering eine eingehende Würdigung gefunden (XH 855). In 
die ersten Jahrzehnte des staatsrechtlichen Studiums in Göttingen 
führt uns die Festschrift Frensdorff's, die er zur 150jährigen 
Jubelfeier der Göttinger Universität im Namen und Auftrag 
des Senats verfasst hat. An Hand einer Anzahl wertvoller, auf 
der Göttinger Bibliothek aufbewahrter Schriftstücke werden die 
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Ansichten und Pläne Stephan Pütter's und Joh. Jakob Moser's über 
die Schulung im öffentlichen R. dargelegt, und es wird geschildert, 
wie dieser 1749 in Hanau eine eigene Staatsakademie begründete, 
während jener etwa gleichzeitig zu Göttingen ein practicum iuris 
publici eröffnete. Beide Institute hörten jedoch bald auf zu bestehen 
(VII 151). Ein anschauliches und bedeutendes Zeitbild aus der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts zeichnete A. Stölzel in der 
Biographie des eigentlichen Schöpfers des preussischen Landrechtes, 
Carl Gottlieb Svarez; nicht mit unrecht rühmt der Biograph, dass 
von allen Männern, die auf dem Gebiete der Ggeb. und Gesetzreform 
Grosses geleistet, .keiner alle Fäden einer tief eingreifenden und um- 
fassenden Justizreform mit solchem Wissen und mit solcher Gestaltungs- 
kraft in seiner Hand vereinigt, keiner auch nur annähernd auf diesem 
Gebiete mit solchem Erfolge gearbeitet habe, als C. G. Svarez.' 
(IV 321). Svarez, den Schöpfer des preuss. LR., hat Hinschius 
zum Gegenstand seiner Rektoratsrede gewählt und zvnxr in spezieller 
Yergleichung zu den Leistungen des E.e.d.b.GB. „Dass Göthe auch 
der RW. und dem Rechtsleben weit mehr, als gewöhnlich angenommen 
wird, sein tief verständnisvolles Interesse zugewandt hat', will die 
Schrift von Meissner, Göthe als Jurist, nachweisen; aus diesem Nach- 
weis wird jedoch kaum gefolgert werden, dass Göthe speziell in der 
Geschichte der RW. ein hervorragender Platz einzuräumen sei 
(VI 130). 

Mit dem Streite zwischen der historischen und philosophischen 
Rechtsschule beginnt eine neue Aera für die Geschichte der deutschen 
RW. Die Rektoratsrede J, E. Bekker s enthält eine concise kritische 
Würdigung dieses Schulengegensatzes sowohl, wie auch der Weiter- 
entwicklung der deutschen RW. im 19. Jahrhundert. Eine Reihe von 
Beiträgen zur Geschichte der RW. enthält die AllgemeineDeutsche 
Biographie. Ausserdem erschienen in der Berichtsperiode die folgenden 
bedeutenderen biographischen Notizen und Studien über Rechtsgelehrte 
des 19. Jahrhunderts: 0. Meyer, Biographisches (G. Hugo, V 208), 
V. Schulte, Karl Friedrich Eichhorn (IV 129), H. Schuster, Jakob 
Grimm in seiner Bedeutung für die RW. (IV 241), K. u. F. Mitter- 
mai er, Bilder aus dem Leben von E. J. A. Mittermaier (VI 49), 
H. Schulze, R. v. Mohl, Marquardsen, Vangerow und Mohl; 
Kohler, Bachofen, Bekker, H. Böhlau, Gierke, G. Beseler, 
Exner u. Regelsberger, A. Brinz, v. Kirchenheim, Dargun 
(Xn 400), Unger, Ad. Exner, Ullmann, Geyer, Unger und 
Merkel, Glaser, St oerk, Kirchenheim, Rivier, F. v. Holtzendorff 
(Vm 221), Baron, Ph. Huschke, Kirchenheim, Rivier u. 
Zeerleder, G. König (XI 394), Wallon, Laboulaye, Hecht, 
A. Renaud, Brunn er, Frh. v. Bächthofen, Friedberg, 0. Stobbe, 
Heimburger, H. von Schulze-Gävemitz , Heus 1er, Joh. Schnell, 

3* 
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Ehrenberg und Prensdorff, H. Thöl, Stobbe, Ä. Wagner, 
Monod und Weiland, G. Waitz; Kuntze, Jhering, Windscheid, 
Brinz (Xn 257), Merkel, Jhering; auf die Auslassungen Eohler's 
über Windscheid und Jhering (XIII 5) erwiderte zunächst Dreyer; 
auch die Bede Eck's: Zur Feier des Gedächtnisses der beiden eminenten 
Juristen ist durchweg von dem Bestreben objektiver gerechter Beur- 
teilung beherrscht (XII 289). 

Von allgemeiner Bedeutung für den Stand der deutschen Juris- 
prudenz zu Ende des 19. Jahrhunderts ist das in Verbindung mit 
Andern von 0. Fischer herausgegebene Buch: Bechtsforschung und 
Rechtsunterricht auf den deutschen Universitäten, eine Sonderausgabe 
der juristischen Abhandlungen aus dem für die üniversitäts- Ausstellung 
in Chicago von Lexis veranstalteten Werke: Die deutschen Uni- 
versitäten (Xni 145). 

Dass die Frage der Gestaltung des Bechtsunterrichts einen nicht 
geringen Einfluss auf die BW. und ihre Pflege ausübt, dass Bechts- 
forschung und Bechtsstudium in intimster Wechselwirkung stehen, ist 
eine längst erkannte Thatsache. Die Bestrebungen auf dem Gebiete 
der sog. Beformen des juristischen Studiums gehören demnach in ge- 
wissem Sinne auch zur Geschichte der BW. Solche Beformbestrebungen 
hatten sich in den letzten Jahren in einer Anzahl von Flugschriften 
zum Teil in Verbindung mit einer Erörterung anderer Probleme 
(z. B. Stellung der BW. und des Bechtsimterrichts nach Einführung 
eines einheitlichen bürgerl. GB.) geltend gemacht. Im GBl. ist seinerzeit 
eine stattliche Beihe dieser Schriften angezeigt worden (cf. Begister v. 
Bd. VI— Vni, bes. VI 486); an dieser Stelle wird es genügen, folgende 
Schriften teils wegen ihrer Eigenartigkeit, teils wegen ihrer möglichst 
erschöpfenden Behandlung des Gegenstandes namhaft zu machen: 
L. Goldschmidt, Bechtsstudium und Prüfungs-0., ein Beitrag zur 
Preussischen und Deutschen BGesch. (VI 425), G. Blondel, De l'en- 
seignement de droit dans les universit^ allemandes (V 208, vgl. auch 
xn 290), L. von Savigny, Die französischen Bechtsfakultäten im 
Bahmen der neueren Entwickelung des französischen Hochschulwesens 
(XI 169), P. Aschrott, Das üniversitätsstudium und insbesondere 
die Ausbildung der Juristen in England, Meili, Gutachten und Ge- 
setzesvorschlag betreffend die Errichtung einer Eidgenössischen Bechts- 
schule (X 326, XI 86). 

In Frankreich hat M. Fournier eine Historie de la science du 
droit en France zu schreiben unternommen« Das auf 4 Bände be- 
rechnete Werk soll die Geschichte der Beohtswissenschafb bis ins 16. 
Jahrhundert hinein unter besonderer Bücksicht auf den Bechtsunter- 
rieht zur Darstellung bringen. Bis jetzt ist erst der dritte Band er- 
schienen, im wesentlichen eine Geschichte der französischen Universitäten 
enthaltend (XII 193, vgl auch IX 435). Wird hier die BW. in un- 
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nüttelbaie Beziehung zum Bechtsunterricht gesetzt, so darf darauf auf- 
merksam gemacht werden, dass die in den letzten zehn Jahren von 
verschiedener Seite in Angriff genommenen allgemeinen und speziellen 
üniversitäts- und Fakultfttsgeschichten in grösserem oder geringerem 
umfang auch für die Geschichte der BW. ihre eigenartige Bedeutung 
besitzen (man vgl. z. B. die Werke von Denifle, Kaufmann, 
Thommen, Ch6non u. a.). 

Es erscheint beinahe als selbstverständlich, dass insbesondere infolge 
des im Jahre 1888 gefeierten Jubilftums der Universität Bologna die 
Frage der Bedeutung des r. B. im MA. und die Frage der Entstehung 
der mittelalterlichen Litteratur über das r. B. vielfach n&her untersucht 
worden ist. Aber auch ganz abgesehen von diesem äussern Anlass 
reizt die Feststellung des Entwicklungsganges der mittelalter- 
lichen Rechtewiesenechaft manche Forscher; deutsche, französische, 
italienische Forscher treffen sich hier in gemeinsamer Arbeit. 
Da sich nun nach verschiedenen Bichtuugen hin infolge der 
Gemeinschaftlichkeit der wirkenden Faktoren eine gleichartige Ent- 
wicklung fdr das römische Becht einerseits imd für das kanonische 
Becht andrerseits beobachten lässt, so wendet sich die moderne Forschimg 
sowohl den Canonisten wie den Legisten des Mittelalters zu. Es fallen 
in Betracht die Publikationen v. Schulte's: Paucapalea, die Summa 
des Stephanus und die Suu^na Bufini; sodann ist zu nennen Sachsse, 
Bemardus Guidonis Inquisitor, der Verfasser der Practica Officii In- 
quisitionis, deren Entstehuogszeit von Sachsse in die zwanziger Jahre 
des 14. Jahrhunderts verlegt wird (XI 52). Zu erwähnen sind die 
Beitrage zur mittelalterlichen Bechtsgeschichte von Pescatore, femer 
Pescatore, die Glossen des Imerius, Ghiappelli, Glosse d'Imerio 
(VI 173) und Nuovi studi sopra la stroria delle Pandette nel medio aevo 
(X 205), sodann Zdekauer, manoscritto Pisano, den seiner Verwirk- 
lichung entgegengehenden Wunsch äussernd (1890) nach emer Fac- 
simile-Ausgabe der berühmten Pisaner Pandektenhandschrift, Cogliolo, 
Glosse Preaccurisiane, und femer E. Landsberg, Azo's Quaestiones 
(Vm 102), endlich die Bologna speziell berührenden Arbeiten von: 
Tamassia (VIII 138), Bicci, Ghiappelli, (VH 329), Cassani (V 
207), Fitting (VII 329) Bivier. Nachdem sodann Fitting 1891 
die Institutionenglosse des Gualcausus publiziert hatte (Vni 288) 
edierte er in jüngster Zeit zwei Schriften, eine Summa Codicis und 
QnaeetioneB de iuris subtilitatibus, die er glaubt, direkt Imerius zu- 
sehreiben zu dürfen (IV, 84). 

Fittings Ansichten über eine ununterbrochene Bechtslitteratur zu 
allen Zeiten des MA. und damit seine FeststelluDgen betreffend die 
Bechtslitteratur in der den Glossatoren unmittelbar vorangehenden Zeit 
haben nicht ungeteilten Beifall bei den Fachgenossen gefunden. Es 
trat ihm insbesondere M. Conrat (Gohn) entgegen, zunächst in der 
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Ausgabe der Epitome Exactis Begibns (III 441, TgL auch VI 284), 
sodann in seiner umfassenden gründlichen Geschichte der Quellen und 
Litteratnr des r. R. im früheren MA. (EX 228, X 405), femer wendet 
sich gleich&lls gegen Fitting's AofsteUnngen J. Flach in seinen be- 
merkenswerten Etades critiqnes sor lliistoire da droit romain au mojen 
äge; Flach verteidigt den Satz, dass, soweit unser wirkliches Wissen 
reicht, kein originales Werk über r. R von wissenschaftlicher Be- 
deutung aus der Zeit vom 7. bis Ende des 11. Jahrhunderts existiere, 
indt^m nur einzelne Bruchstücke römischer Gesetze in kanonische 
Sammlungen angenommen worden seien, und indem nur einzelne Be- 
stimmungen des römischen Bechts sich herkömmlich in der Praxis 
erhalten und die Entwicklung des germanischen, besonders des lom- 
bardischen Bechtes beeinflusst haben (IX 187). Die in den Urkunden- 
formularen des 7. und der folgenden Jahrhunderte enthaltenen römisch- 
rechtlichen Bestandteile untersucht Stouff und gelangt zum Resultat, 
dass diese Bestandteile nicht auf justinianeisches R. zurückgeführt 
werden können, sondern dass es sich dabei um vorjustinianeisches B. 
handle (XT 52). L. JB. v. Sälis. 
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Anhang^. 

Anhangsweise seien, ähnlich wie es in dem ersten Litteraturbe- 
richte CBL III p. 76 geschah, noch einige Werke erwähnt, die aus 
yerschiedendsten Gründen in den Einzelberichten nicht oder nur teil- 
weise aufgenommen werden konnten. Es sind dies hauptsächlich Ge- 
samtwerke vermischten Inhalts, Sammlungen und allge- 
meine Schriften. Von 

Eneyklopädien ist die bekannte Holtzendorfifsche 1890 in 5. A. 
erschienen, während Merkel 1885 eine kleine Encyklopädie weniger 
zu Lesezwecken geeignet, als durch ihre kurzen und durchdachten 
Formulierungen für den Gelehrten interessant, erscheinen liess. Die 
Hilfsmittel der juristischen 

Blbliognraphle wurden insbes. durch Mühlbrechts Wegweiser 
(XII 225), der ungefthr 34000 Titel enthält, sowie durch den II. Teil 
des Yon Schulz trefflich bearbeiteten Katalogs der Beichsgerichts- 
bibliothek (X 1) vermehrt Neben dem Katalog der Bibliothek des 
Beichsjustizamts (1887) ist der hauptsächlich Staats wissenschaftlich 
wichtige Katalog der Dresdner Gehestiftung (XII 254) zu nennen, 
unter den Yerlagskatalogen der Firmen, die hauptsächlich der BW. 
dienen, sind ausser den alljährlichen Katalogen der Heymannschen 
Verlagsfirma in Berlin, deren Inhaber Dr. Löwenstein 1888 auch ein 
juristisches Litteraturblatt gegründet hat, der von Vahlen (1894), 
Guttentag (XIII 105) und Enke (VI 203) zu nennen, von denen der 
letztere wegen seiner Geschichte der BW. in den letzten 50 Jahren 
hervorhebenswert ist. Die 

Jnstizstatistik ist in der bisherigen Weise weiter bearbeitet 
worden (7gl. HI 127, VI 211, VIH 414, XI 41, XIH 404). 

Sehen wir ab von der populären Bechtslitteratur, die in 
allemeuester Zeit einige bessere „Bürgerkunden* von Giese, Hoffmann 
und Grote (XIII 401) aufweist, und von den zahlreichen kleinen, 
hauptsächlich zur Vorbereitung für die Prüfung dienenden Büchern, 
so ist als bedeutendstes Unternehmen, das hauptsächlich Lehrzwecken 
dient, die bei Enke in Stuttgart erscheinende Juristische Hand- 
bibliothek zu nennen, die im Anschluss an Kirchenheims Handbiblio- 
thek des öffentlichen B. knappe und gediegene Lehrbücher für die 
übrigen Bechtsgebiete, soweit ein Bedürfnis vorhanden, schaffen will. 
Die bisher erschienenen Bände (Gosack, Handels-B., Daude, Ürheber-B., 
Hecker, Milit&rstraf-R, Kohler, Konkurs-B., Krohne, GefUngniskunde, 
Lehmann, Wechsel-B., Lewis, Versicherungs-B., Merkel, Straf-R, Schu- 
lin, röm. BGesch., Stenglein, Strafprozess) sind zum Teil von hohem 
wissenschaftlichen Wert und werden in den Einzelberichten gewürdigt 
werden. 

Unter den Sammlungen von Gesetzen sind ausser den bestehenden 
von Grotefend (XIH 226) die grosse Ausgabe der Beichsgesetzgebung 
von Gaupp, Hellweg, Koch, Neubauer, Solms, Sydow, Tumau, Vier- 
haos, die bis 1886 reicht, zu erwähnen. Verschiedentlich sind Über- 
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sichten über die Reicbs-Ggeb. seit 1867, so von Maass (Leipzig 1892) 
im Auftrage der iiationalliberalen Partei, Ton Koch und Hugo geboten 
(VIU 169, XII 10), leider aber ist die geplante Schaffung eines deut- 
schen Dalloz, den die Firma Müller in Berlin in bester Weise plante, 
nicht gelungen, und hat das Archiv, das eine Zusammenfassung des 
Yerstreuten Materials versuchte (IV 8) bedauerlicherweise keinen BeiMl 
und daher keine Fortsetzung gefunden. 

In der bekannten Guttentagschen Textausgabe von GG. erschienen 
zahlreiche Neuauflagen und weitere GG.; auch Vahlen und Hejmann 
haben daneben gute Text- und Handausgaben yeranstaltei 

Die Sammlungen von Entscheidungen sind im wesentlichen die 
gleichen geblieben. Neben den £E. d. Bg., die mehrfach (XIH 155 
TL a.), so insbes. von Fuchsberger zusammengestellt und auch in ihren 
Bechtsgrundsätzen verarbeitet sind (XU^ 122, 411, XIY 91), ist vor 
allem das Jahrbuch des Kammergerichts zu nennen (HI 227, IV 130, 
V 362, VU 130, Vm 52, X 89, 401, XII 10, 401). 

Von Juristentagen haben in der Berichtsperiode der 17. bis 22. 
in Würzburg, Wiesbaden, Stettin, Strassbnrg, Köln und Augsburg statt- 
gefunden. Ausser den zahlreichen Gutachten, die in den , Verhand- 
lungen des Deutschen J.-T.* erschienen sind, wurden in Würzburg und 
Augsburg wertvolle wissenschaftliche Festgaben (IV 55, '^TTTT 112) 
geboten, während zum 25 jährigen Bestehen 1885 Thomsen einen Gesamt- 
bericht über die Thätigkeit des J.-T. lieferte (V 273). 

Dies führt uns schliesslich zu den 

Jabllänmsfestgabeiif die meistens Aufsfttze aus den verschie- 
denen Bechtsgebieten enthalten, z. T. aber auch in den einzelnen Be- 
richten später werden genannt werden. Zusammenfassend erwähnen wir, 
dass von deutschen Büchern dieser Art (über Seraüni vgl. GBL XU 2) 
erschienen die Festgabe der Berliner Fakultöt für B eseler zum 6. Jan. 
1885, (IV 242) die für Planck 1885 von Strassburg und München 
(VII 334, 353, 56), die für Gneist zum 20. Novbr. 1888 von Berlin 
(1889), Breslau(1889) und Jena (1888), für Windscheid zum 22. Dez. 
1888 von Leipzig, Halle, Breslau, die für Wetzel (X 2), endlich die 
z. T. auch für Juristen interessanten Werke zum Heidelberger üniver- 
sitätsjubiläum (VI 1) und die zahlreichen Schriften, die J bering zum 
50 jährigen Doktorjubiläum am 6. Aug. 1892 gewidmet wurden und 
die Leonhard in einem besonderen Hefte des GBl. (XII 143) besprach. 

Vielleicht findet auch in den Einzelberichten gerade eine der 
Schriften Jherings keine Stelle, die in den letzten Jahren mit am 
meisten gelesen wurde, sein , Scherz und Ernst in der Jurisprudenz* 
(V 64, 4. A. 1892), als deren Gegenstück dann Bekkers „Ernst und 
Scherz*^ (XH 354) erschien, beides erfreuliche Gaben, aur dass den 
trockenen Juristen der Humor nicht verloren gehe, wofür übrigens 
zum Teil — vgl. Hoppes Jurist. Humor (XI 249) — die Praxis selbst 
sorgt. Ä, V. Kirchenheim, 



Druck von Hartmann fr Wolf in Leipzig. 
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Das romische Beeht tob 1884 — 94. 

Die römischen und arabischen Ziffern in Klammem yerweisen anf Band und Seite 
des Centralblattes für Bechtswissenschaft. 

Unser Wissen ist Stückwerk. 

Neue Quellen. Znn&chst die ErschliessTUg der Quellen, als 
Hauptvoranssetzmig des Fortschritts jeder historischen Forschung. 

Von Jurisienschn'fien wurden 1884 — 94 nnr kleine Bruchstücke ge- 
fanden. — An römisch - rechtlichen Inschriften kamen zu Tage: zwei 
afrikanische über Eolonatfragen, eine bulgarische über propositio rescrip- 
torum, ein stadtrömisches Yereinsstatut, eine Pfandfiducia- Wachstafel 
aus Pompeji und sonst noch einiges Interessante. Durchschlagend war 
nichts davon. Andei? wenn man, der allseitig über Born hinaus- 
greifenden neuen röm. B.forschung entsprechend, auch die griechi- 
schen und orientalischen Bechtsinschriften berücksichtigt. Dann 
ist aus Oriechenland , neben zahlreichen Inschriften aus Olympia und 
Delphi (Freilassungen usw.), der Hauptfund des Oes. von Gortyn (Y 209,2 1 1) 
zu verzeichnen und für orientalisches B. ein sich stetig mehrender, erst 
jetzt eig^tlich in Angriff genommener Schatz von Eeilschrifb-Thon- 
urkunden. — Ebenso unerschöpflich und noch unmittelbarer für das r. 
B. (der Eaiserzeit) wichtig sind die Fayumpapynits aus Arsinoö, die neuestens 
Blümner (Pr. Jahrb. 94) und Dareste (Joum. d. Sav. 94) in ihrer 
ganzen Mannichfaltigkeit und Bedeutung würdigten« Soll doch 
Th. Mommsen gewünscht haben, 50 Jahre sp&ter geboren zu sein, 
um im Lichte dieser unvergleichlichen Quellen die Erforschung der 
rönodschen Eaiserzeit neu zu beginnen. Denn grade das bisher 
dunkelste und dabei wichtigste Gebiet, das B.sleben der Provinzen im 
2. und 3. Jahrb., wird nach und nach dadurch aufgehellt. Wohl 
möglich auch, dass die Fayumfunde noch eine oder die andre Juristen- 
schrift oder Eonstitutionensanmilung hergeben. 

Für Byzanz wurde u. a. das tralaticische, auf Bom zurückgehende, 
«Buch des Stadtpr&fekten* von 900 gefanden. Femer ein Gks. von 
1054 über Beaktivierung der B.sschule von Eonstantinopel. Ein Im- 
puls für den Occident ist von hier aus a priori wahrscheinlich. — 

4* 
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Für die Olossatoren und ihre Vor- und Nachläufer ist vieles neu ge- 
funden oder doch zuerst publiziert worden. Darunter der interessan- 
teste romanistische Fund der ganzen 10 Jahre, die von Fitting (94) 
entdeckten Hauptwerke des Imerius (XIV 84). 

Quellensammlungen und Hilfsmittel. Die Studemund - Krüger- 

Mommsen'scheCollectio librorum anteiust. kam 90 zum Abschluss (X 131). 
Ebenso ist die C« J. Ausgabe von Mommsen, Krüger und SchöU, 
die 91 bei Nov. 134 durch SchOll's Tod unterbrochen wurde, 95 
von Kroll beendet worden. Eine Phototypierung der Florentina unter- 
nahm man in Italien 93. 1900 soll sie fertig werden (Xn 404). 
Von Bruns Fontes gaben Monmisen und Gradenwitz 94 die 6. A. 
heraus (XIII 148). Unter den neuen Hilfsmitteln steht vornan 
LeneVs Fälingenene der Pandektenjuristen (89), mit der gleichen 
Willens- und Geisteskraft hergestellt wie sein Ediktum (83). Wie 
dieses ist auch die Palingenesie ein zuverlässiges und unentbehrliches 
Werkzeug der B.sgeschichtsforschimg. Zugleich wurde durch diese 
beiden Werke die von Lenel darin erfolgreich geübte Methode der 
ylnscriptionenforschung* zu allgemeiner Anerkennung und Anwendung 
gebracht. — Ein zweites, noch gewaltigeres Hilfsmittel fing an mit dem 
Ende 94 erschienenen fasc. I. des Vocäbulariuin Jurisprudewtiae 
romanae. Jedes Jahr soll eine Lieferung von 10 Bogen erscheinen, 
etwa 1910 das Werk vollendet sein. Nach Mommsen's Idee und mit 
Hilfe eines von ihm veranlassten handschrifüüchen Index aller Pandekten- 
worte wird das Wörterbuch im Auftrage der Savignystiftung von 
Gradenwitz und den Philologen Kühler und Schulze ausgearbeitet. 
Es soll alle Worte der klassischen Juristen in und ausser den Pan- 
dekten enthalten« Die erste Lieferung zeigt die philologisch durch- 
dachte und praktisch bequeme Anordnung des Kiesenwerkes (a, ab, abs 
nmfasst 68 Spalten! — und et, sed, is usw.!!). Die darauf verwendete 
Arbeit ist aber ein for allemal geleistet, denn alle späteren werden von 
vornherein mit dem vollständigen Material arbeiten können. Aller- 
dings wird auch die Scheingelehrsamkeit Nutzen davon ziehen und 
Doctoranden usw. künftig — mole molesti — mit einigen Seiten 
Stellenkatalog prunken. 

Sah Mommsen mit diesem fasc. I einen seiner Riesenpläne zur 
Ausführung gediehen, so ist ein andrer, noch grossartigerer der 
Vollendung nah. Von den 14 Bänden des 63 begonnenen Corp, 
Inscript Lat steht nur noch Bd. XIH (IE Galliae, 11 Germaniae) 
aus, wird aber denmächst erscheinen. Die andern sind bis auf 
Bd. VI (Bom) fertig und haben meist schon umfangreiche Supplemente 
erhalten. Der leichteren Verwertung dieser Inschriftenschätze dienen 
zwei Werke: Dessau Inscript lai selectae, ein zeitgemässer Ersatz ftir 
OreUi-Henzen; von den 2 Bdn. Text und 1 Bd. Indices erschien 92 
Bd. L Sodann E. de Buggiero's grosser Dizionario epigraphico 
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seit 85. — Die juristische Verwertung der Inschriften nimmt zu. 
Von deutschen Bomanisten, ausser Mommsen und Hirschfeld, 
z. B. seitens Gradenwitz, y. Lyskowski, Merkel, Pernice 
(Labeo III), Voigt. Doch sind uns hierin die französischen Roma- 
nisten wohl einstweilen überlegen, dank den epigraphischen Sch&izen 
aus Algier und Tunis und dank besonders der unermüdlichen Lehr- 
thaügkeit von L^on Benier's Schüler Gagnat. Epigraphische 
Forschungen über r. B. erschienen von Cuq, Guiroud, Lemonnier, 
Mispoulet, Saleilles u. a. 

Von den Fajumpapyms erschien 94 der erste Band des Wiener 
Corp. Papyr. Baineri, entziffert von Wessely und mit Kommentar 
von ihm und dem Bomanisten Mitteis. Ohne Kommentar und daher 
in rascherer Folge (360 Stück in 2 J.) yeröffentlichten Krebs, 
Viereck imd Wilcken die Papyrus des Berliner Museums. Da die 
Papyrus so vielfach erst gegenseitig sich erklftren, ist diese be- 
schleunigte Zugänglichmachimg yorzuziehn. 

Philologische Mitarbeit. Nach den neuen Werkzeugen die neuen 
Mitarbeiter. Hier erfolgte in der Berichtsperiode ein höchst glück- 
licher Umschwung, an Bedeutung der Erschliessung neuer Quellen gleich- 
wertig. Noch 85 fand es Becker „unbegreiflich, dass die modernen 
Latinisten gerade die bedeutendsten Schriftsteller der röm. Kaiserzeit 
bisher so gut wie unbeachtet gelassen haben . . (es) scheint die 
Fülle interessanter Probleme, die bei den röm. Juristen zu finden 
ist, für sie gar nicht zu existieren.'^ Ebenso Mommsen 1870: „nee 
iuri . . operam dant Latine docti « ., philologi . • a Digestis absti- 
nent.* Das ist jetzt, grossenteils dank Mommsen, aufs erfreulichste 
yerftndert. Die Philologen mit ihrer Geduld und ihren Zetteln sind 
in das r. B. Studium eingezogen (das seinerseits durch vemünftige 
Citierweise usw, unzünftig zu werden sich bemühte), und sie haben 
rasch erhebliches geleistet, zumal für die röm. Juristen. Dass sie da- 
bei ,duas veluti sectas fecerunt* und die bayrischen Wölfflinianer mit 
den Berliner Vocabularsleuten etwas gespannt stehen, hat für uns 
als tertii gaudentes den Vorteil philologisch-sachyerst&ndiger Kontrolle 
defl philologisch erarbeiteten. Und da ist es erfreulich, dass zwar 
gegenseitig hier und da übereiltes Schlussfolgem gerügt wird, dagegen 
keine positiven Fehler aufgedeckt. — Wenn für das r. B. die Philologen 
endlich den Juristen zu Hilfe gekommen sind, so ist für die zur röm. 
BOesch. im weiteren Sinne gehörende Erforschung der orienta- 
lischen und griechischen BB., die bisher an der umgekehrten 
Einseitigkeit litt, ein Anfang juristischer Mitarbeit auch für Deutsch- 
land zu verzeichnen (Gold Schmidt, Hruza, Kohler, B. u. A. Leist, 
Mitteis, Schulin u. a.) wie er in Frankreich z. B. durch Caillemer, 
Lapouge, M^nant, Oppert, Bevillout schon seit längerer Zeit 
stattfand. 
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Besonders zuträglich wird die philologische Mitarbeit am r. B. 
der Triboniani$inenfrage sein. Diese wurde bis in dies Jahrzehnt 
hinein meist recht tmwissenschafklich behandelt. Man verwertete die 
Pandektenstellen für das klassische B., als hätte Jnstinian nicht erklärt: 
„mnlta et maxima transformata sunt". Zugleich aber wurden, ebenso 
willkürlich, einzelne die Zirkel des Verf. störende Stellen als «tribo- 
nianisch* verworfen. Von ¥dssenschaftlicher d. h. aufs Ganze gehen- 
der Behandlung kaum eine Spur, Die hätten die Philologen hinein- 
gebracht. Aber erfreulicher Weise wurde schon vor ihrem Eingreifen 
die Frage von 2 Juristen, Eisele und Gradenwitz, gleichzeitig 
seit 86 systematisch in Angriff genommen. Ihr ofb radikales Vor- 
gehen fand Zustimmung z. B. von Bekker, Grupe, Earlowa, 
P. Krüger, Lenel, Pernice, die auch vielfach frachtbar mit- 
arbeiteten; aber auch mehr oder weniger entschiedene Ablehnimg, so 
von Kalb, Kipp, Schirmer, Wlassak, Wölfflin. Adhuc sub 
iudice lis est. Im Einzelnen wird vielfach Berichtigung erfolgen, da 
man sich eben, wie so oft, im Kreise bewegt und mit gleichem Recht 
Untersuchungen zur klassischen Terminologie für verfrüht erklären 
kann, so lange die Tribonianismen nicht erkannt sind (so Bekker) xmd 
wieder die Tribonianismensuche für verfrüht, so lange die klassische 
Terminologie nicht feststeht (so Wlassak). Aber auch aus diesem 
Kreise wird nach oben hin, in der Spirale der entgegengesetzten Irr- 
tümer, heraus tmd der Wahrheit näher zu kommen sein. Eisele und 
Gradenwitz aber bleibt auf alle Fälle das Verdienst, die Frage so 
energisch aus ihrem mehr als zweihundertjährigen Schlummer ge- 
rüttelt zu haben, dass sie nicht wieder wie einst durch Bynkershoek- 
Faber versumpfen, sondern nur durch (relativ) vollständige Lösung er- 
ledigt werden kann. — Wie fruchtbar aber für diese Lösung die philo- 
logische Zettelmethode sein wird, das zeigt die von Studemund's 
Schüler Grupe durchgeführte Vergleichung der Doppelstellen der 
Codd. Theod. und Just. Danach hat Tribonian schon die zeitlich und 
stilistisch so nahestehenden Ges. der christlichen Kaiser systematisch 
überarbeitet (zumal behufs Einfahrung des justinianischen Kanzleistils). 
Da um so mehr die inhaltlich und stilistisch so viel ferner stehenden 
Juristenschriften. Auch deren Behandlung zu ermitteln, hat Grupe 
jetzt «Gaius in (tmd ausser) den Pandekten '^ in Angriff genommen. 

Der Tribonianismenfrage sehr ähnlich ist die letzthin viel ver- 
handelte der Verwertbarkeit von Plautus und Terenz zur Erkenntnis 
des älteren r. R., nur dass, umgekehrt wie bei den Pandekten, hier 
die (griechischen) Originale für uns gleichgiltig sind, und nur die 
etwaigen röm. rechtlichen „Interpolationen* von Wert. Wesentlich 
vorgearbeitet ist der Frage durch die systematische Sammlung aller 
juristischen Stellen, wie sie für Plautus der Italiener Costa 90 
<X 203), für Terenz Bekker 92 (XII 321) und vollständiger 
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Costa 93 (Xin 4) yeröffentlichten. Sind nun die häufigen Ksan- 
spielungen bei Plautos und die seltneren bei Terenz den griechischen 
Originulen entlehnt oder römisch - rechtliche Zuthat? Für ersieres 
Burckhardt z. Gesch. der Miete 89 (YUI 228) und Ferrini z. 
Oesch. des Eauüs (93), femer in eingehender gegen Costa gerichteter 
Abhandlung der Senner des griech. Bs. Dareste (Journal des Sav. 92). 
Für sie alle ist Plautus so wenig wie Terenz einigermassen zuverlässig 
fär r. B. Dagegen vertrat Bekker 92 die gleiche Ergiebigkeit beider. 
Gegen Dareste und Bekker begründete aber Costa 93 eingehend und 
«inleuchtend die herrschende Mittelmeinung, wonach Plautus sehr ergiebig, 
Terenz unergiebig für r. R. ist und man — Maskenfreiheit vorbehalten 
— bei Plautus für r. B., bei Terenz für griech. B. prftsumieren kann. 
Der Mitarbeit der Philologen an Ergiebigkeit gleich ist die der 

ausserdeutschen Romanisten (deutsch =]higuA thlutisca), die im letzten 

Jahrzehnt zwar nicht erst begonnen, aber doch sich ungemein ge- 
steigert hat 

Böm. B. wird heut gelehrt, wo immer man Zivilisation haben 
oder zu haben scheinen möchte: in Tokio, wie in Port au Prince oder Sofia. 
Weltgeschichtlich bedeutend, als Vorbedingfung einstiger B.sausgleichung, 
ist sein Eindringen in grosse, bisher dem r. B. fremde B.skreise: den 
englisch-amerikanischen (VIII 321) und den russischen. Allenthalben 
lehnt man sich dabei an die deutsche Wissenschaft und lehrt «more 
germanico'^. So werden die russischen Professoren des r. B. auf einem der 
Berliner Universität angeschlossenen Seminar ausgebildet (vgl. XIV 184). 

Von den schon früher das r. B. pflegenden Landern treiben zwei: 
Frankreich und Italien, sein Studium neuerdings mit verdoppelter 
Energie, um die einst von ihnen geübte Führung Deutschland wo- 
möglich wieder abzugewinnen. Hier wie dort wird das Bessermachen 
durch Nachahmung vorbereitet, die deutsche Litteratur fleissig studiert 
und alles hervorragende übersetzt 

Die Franzosen leisten besonders für r. BGesch. im weitesten 
Sinn — mit Einschluss der griechischen und orientalischen — erheb- 
liches, wobei ihrer Art nach vorzügliche Yulgarisierungsmittel eine 
grosse Bolle spielen, so Gagnat's Lehrbuch der Epigraphie, ferner 
ein, uns leider fehlender, sehr guter Abriss des r. B. für Philologen 
von May u. Becker und neuestens (95) ein zweckmässiges Handbuch 
der Interpolationsforschung von H. Appleton (XIV 211). Die fran- 
zösischen Tugenden des bei der Stange Bleibens, der oft mühsam er- 
arbeiteten Elarhcdt und Lebendigkeit sind auch den Arbeiten der 
neueren Bomanisten eigen, es sind Bücher nicht blosse Gollectanea und 
Vorarbeiten. Aber nur selten noch werden diese Formvorzüge auf 
Kosten der Gründlichkeit erworben. Lessings Wort „der fleissige 
Deutsche macht die Gollectanea, die der witzige Franzose nutzt*', findet 
auf Forscher wie Cuq, Esmein, Girard und viele andere keine 
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Anwendung mehr. Charakteristisch für die französischen Romanisten 
ist, dass sie wieder nnd wieder auf die Freiheit und schöpferische 
Kraft der röm. Jurisprudenz hinweisen. Ihr soll die französische nach- 
eifern, da von der Ggeb. doch nichts zu hoffen ist (so z. B. C. Appleton 89, 
Saleilles 94). Die Dissertationen bekunden den immer wissenschaft- 
licheren Betrieb des französischen r. R« Studiums. Dasselbe leidet 
aber durch veraltete Lehreinrichtungen (Appleton lY 280, Sayigny XI 
169) und neuerdings durch verkürzte Lehrzeit (Appleton XI 281). — 
Noch lebhafter als die Franzosen in Gtgazens Namen, streben die 
Italiener nach der Führerschaft im r. R Das 88 auf dem Eapitol 
gegründete internationale, aber von Rom aus gelenkte «Istituto di 
diritto Romano* soll das r. R. seinem einstigen Ausgangspunkt 
wieder gewinnen. Und Fitting's schöne Entdeckung, dass auch die 
Bologneser in Imerius von Rom ausgehen, kann diesen Gedanken nur 
verstärken. So schliesst denn neustens Brugi seine Anzeige jener 
Entdeckung mit den Worten: „das zu zwei Malen von Rom ausgegangene 
R. zu pflegen, sei Ehrensache jedes Italieners, es irgend ¥rie zu 
hemmen, Verrat an der Nation*. Dieser nationale Ehrgeiz erklärt Unter- 
nehmungen wie die Übersetzung mit Kommentar des Seeschlangen- 
Glück (schon 176 fuc. zu 1 L.), von zahllosen andern Übersetzungs- 
werken abgesehen. — Geistesverwandte Intuition für alles römische, 
Monumentalität und stets au& Granze gehende Arbeit mit raschem Er- 
&ssen und klarem Darstellen sind die Vorzüge, Breite und durch die 
doncorso-Übelstände nur zum Teil erklärte Flüchtigkeiten die Schatten- 
seiten der durchschnittlichen italienischen Arbeiten. 

Jedenfalls: Italiener und Franzosen kennen die deutsche Litteratur 
und suchen sie zu überbieten; es wird sich empfehlen, auch ihre Ar- 
beiten im Auge zu behalten und sie lieber zu hoch als zu gering zu 
schätzen, damit auch in künftigen Jahrzehnten der mos germanicus im 
r. R. Studium herrschend bleibe. 

Zum Schluss dieser allgemeinen Betrachtungen die romanistischen 

Ehren- und Trauertage von 84—94. 

Voran steht Bologna's 8. Säkularfest 88, das zahlreiche Publika- 
tionen zur mittelalterlichen RGesch. veranlasste (VII 327). Dann die Doktor- 
jubiläen von Gneist 88 (VEI 170, 323), Windscheid 89, Leist 91, Müller, 
Jhering 92 (XII 353—388) und Mommsen 93. Während Mommsen 
mit ungeschwächter Kraft fortwirkt, starb Jhering kurz nach seinem 
von den Juristen aller Länder gefeierten Ehrentage. Die jetzt ver- 
öffentlichten Fragmente aus seinem Nachlass zeigen, mit wie gewaltigen 
universa] historischen Arbeiten er sich noch trug. 

Der romanist Nekrolog 84 — 94 zählt leider viele beste Namen: 
Huschke und Wieding 87, Brinz und Esmarch 88, Demelius 91, Scheurl, 
Windscheid und Jhering 92 (XII 257, 289), Bernstein, Ezner, G. Hart- 
mann, Kuntze und Zachariae v. Lingenthal 94. 1895 verstarb 0. Bahr» 
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FQr die Erforschung des rSmischon Staatsrechts und seine Aus- 
nutzung zur Erkenntnis der römischen Prozess« und Priy.B.-£ntwicklung 
war das Hauptereignis der Berichtsperiode die 88 erfolgte Vollendung 
Ton Mommsen's StB. durch den seit 75 ausstehenden Bd. III; Bd. I 
XL n erschienen in 3. A. Zur Nutzbarmachung der Ergebnisse des 
Werkes für NichtSpezialisten veröffentlichte er 93 einen Abriss des 
röm. Sta 

Sonstige Gesamtwerke über röm. StB. erschienen von Herzog: 
Geschichte und System der röm. StVerfassung, 2 Bd. (84 — 88); Schiller : 
Staats- und Bechtsaltertümer (87) und von Kariowa im Bd. I seiner 
BGesch. Endlich von Willems (85) ein grosses Werk über le s^nat 
de la r^publ. rom. 

Einzelne StB.-Fragen untersuchten u. a. Baron (XII 362 und Er. 
Vjschr. passim), Cuq (consilium principis u. a.; epigraphisch), Kap- 
peyne van de Copello (V 217 Comitien), Kuntze (Parallele des 
ins pubL u. priy.), Matthiass (VerwB., XI 95), Merkel (StB.-Fragen 
zur GV., IV 93), Pernice (Grenzfragen aus dem öff., Sakral- und 
PrlyB.: diese Disciplinen, Eompetenzkreise verschiedener Beamten, waren 
in Bom ganz getrennt), Voigt, Weber (Agrar-Gesch.), Wlassak (über 
lex u. imperium; Beschrankung der lex auf Bürger; Rechtskraft der 
Konstitutionen etc.). 

Für das Prinzipat wurde die von Rudorff und Kuntze aufgestellte 
schwankende Kategorie des ius extraordinarium von Wlassak 
(Bechtsquellen) verworfen, während Kuntze (86) für seine Schöpfung 
eintrat und Pernice (85) sie zwar verwarf, aber zugleich die Eigenart 
der durch cognitio extra ord. geschützten neuen Bechtsinstitute betonte. 
Für die Konstitutionen ergab neue Aufschlüsse Cuq 's epigraphische 
Arbeit über das von Hadrian organisierte consilium principis. 
Mommsen (91) erwies aus einer bulgarischen Inschrift die seit Hadrian 
bestehende Notwendigkeit einer propositio in Bom zur Gesetzeskraft der 
Reskripte. Bresslau (85) rekonstituierte die commentarii principum 
nach denen der Päpste. Mommsen (StB. 3. A.) gab den von ihm 
zuerst aufgestellten Begriff der lex data als (dem Magistrat) dele- 
gierter Komitialgesetzgebung auf. Lex data ist ihm jetzt jedes 
magistratische Edikt. Krüger u. a. haben mit Becht Mommsen's alte 
Lehre gegen die neue verteidigt. Zum römischen Finanzrecht er- 
schienen, neben Merkel's Abhandlung über römisches Beamtengehalt 
( Vni 103), zwei grosse französische Werke : Louis-Luoas V^nalit^ des 
charges, 2 Bde. 84, und Humbert Finances et comptabil. publ. des 
Rom., 2 Bde. 87 (Verf. f 94, war Prof. d. r. B. und Generalprokur. 
am Bechnungshof). — Über die Publikanen und ihren Ersatz in der 
Kaiserzeit ergaben neues: Deloume's schönes Buch les manieurs d'argent 
ä Bome 92 und Matthiass z. Gesch. u. Organ, d. römischen Zwangs- 
verbände (XI 95). — Über Agrarrecht und Kolonat veranlassten die 
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zwei afrikanischen Inschriften des Saltos Bnninitanus nnd der lex arae 
Hadrianae zahlreiche Publikationen. Am bedeutendsten die allerdings 
hjpothesenreiche Agrargeschichte von Weber (91). 

Geschichte der römischen Jurisprudenz. Qaellengeschichtliche 
Arbeiten erschienen 84 — 94 wesentlich nur für die Jurisprudenz, 
denn die grossen Bestitutionswerke von Voigt über die XII Tafeln 
und von Lenel über das Edikt sind beide von 83. Die Jurisprudenz 
im ganzen behandelten besonders die Rechts- und Quellengeschichten 
von Ferrini 85 (der auch verschiedene kleinere Juristen der Eaiserzeit 
bearbeitete), von Earlowa 85, P. Erueger 88 (VII 443). Speziell 
die republikanische Jurisprudenz, nach ihm die allein wahrhaft 
schöpferische, behandelte Jörs in seinem schön geschriebenen, an 
fruchtbaren, aber mitunter gewagten Gesichtspunkten reichen Werk 
(Vin 176). Bd. I (bis zu den Catonen) erschien 88, der zweite und 
Schlussband soll auch eine Palingenesie der republikanischen Juristen- 
werke bringen. — Mehr und mehr zur Geltung kommt die lange 
verfemte Annahme stoischer Einflüsse auf die wissenschaftlich-systemati- 
schen Anschauungen der römischen Juristen. So: Fischer Identität 
nnd Neuheit 92 (XII 359) und viele neuere KGesch. 

Für die Kaiserjuristen ist die Grundlage der Forschung Lenel's 
Palingenesie. Man strebt nach Erkenntnis der einzelnen Juristen- 
individualitäten. Philologische Mitarbeit leisteten besonders Wölfflin's 
Schüler: Leipold und zumal Kalb in seinen anregenden, wenn auch 
oft verfrühten Aufstellungen (Juristenlatein, 2. A. 88, Boms Juristen 
nach ihrer Sprache 90, bekannte Federn in Reskripten 91). 

Von Pernice's Labeo erschien 92 Bd. III, 1: die Auflagen und 
Kondiktionen (XII 291). — Die Schulenfrage wurde mehrfach er- 
örtert, zumal aus Anlass von Danz Analogisten und Anomalisten 83, 
ohne doch eigentlich vom Fleck zu kommen. — Das System des 
Sab in US stellte Lenel 92 dahin fest: Erb-R.,Personen-B., Obligationen-B.; 
24 Titelrubriken sind fest ermittelt (XU 360). — Über Julian erschien 
86 der Bd. I eines Werkes von Buhl, Einleitung und Personen-R. 
enthaltend (VI 131). Femer versuchte Kalb, der Sprache nach Julian 
bei Afrikan (wie auch Servius bei Alfenus) zu erkennen. 

Gaius ist zweifelhafter denn je. Nach Kalb 's sprachlichen Fest- 
stellungen hätten ihn die späteren nicht nachgeahmt, also nicht benutzt. 
Die Übereinstimmung mit ülpian's regulae wäre durch eine gemeinsame 
Quelle leicht erklärt; wie käme aber ein im 2. Jahrhundert ungelesener 
Jurist im vierten zur Vorherrschaft? — Im übrigen dominiert noch 
Mommsen s von Kuntze 83 ausgeführte Hypothese des Provinzialjuristen 
Gaius. Doch wurden neuerdings für den rein stadtrömischen Charakter 
seiner Institutionen sehr erhebliche Gründe von Wlassak beigebracht 

Mit Scaevola beschäftigte sich wiederholt Schirmer in der 
Sav. Ztschr. — Für Papinian wies Mommsen die Nachricht über 
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seine Eollegenscbaffc mit Sepi Sev. bei Scaevola als unecht nach. 
Kalb schloss aus Papinianismen in Reskripten von 212, Papinian sei 
nach Geta's Ermordung noch einmal wieder praef. praet geworden. 
Leipold zeigte die Elassicität Papinian's, der z. B. Oicero's enimvero 
zuerst von den Juristen brauchte, während ülpian es von ihm 30 mal 
bal Endlich wird soeben Bd. I eines gross angelegten Werkes von 
dosta über Papinian angezeigt. Hoffentlich fällt es ebenso tüchtig 
&US wie sein Buch über Plautus, vermeidet aber die dieses entstellenden 
Flüchtigkeiten. 

Ulpian und Paulus kamen 84—94 schlecht fort. Ersterer 
wurde von Pernice (U. als Schriftsteller 85) als blosser Kompilator 
und Ver&sser plattest praktischer Kommentare gebrandmarki Doch 
kommt dabei seine fortschrittliche, philosophisch-weltrechtliche Tendenz 
zu kurz, und den unerhörten Schwierigkeiten der damaligen Praxis, 
wie sie jetzt Mitt eis gezeigt hat, konnten eben nur Kommentare „mit 
dem Suppenlöffel im Panier* abhelfen. — In umgekehrter Richtung, aber 
noch sch&rfer erging Jhering's Verdammungsurteil (Besitzwille 89) 
über Paulus den Doktrin&r, den Vater der ftt Begriffsjurisprudenz, den 
Pucbta des Altertums. Echt Jheringsch im guten und im üblen Sinn! 

Den »Verfall der ßW.« untersuchte Hoffmann 85 (IV 411): 
nicht plötzlicher Verfall seit Alexander Sever, sondern langsamer von 
Julian bis Diokletian. 

Für Justinian wies Bryce die traditionellen, biographischen Notizen 
(XJprauda usw.) als slavische Sagen nach. Seine , Reichspolitik* er- 
örterte Jörs 93. — Für die Herstellung der Institutionen wurde er- 
mittelt: ihr Beginn erst nach Vollendung der Pandekten (Mispoulet 
90, Ferrini 90), die gemeinsame Herstellung von B. I und II und 
B. m und IV (Huschke-Grupe 84, Bekker 85), endlich die Be- 
nutzung (neben den Pandekten) verschiedener von Ferrini nach- 
gewiesener Elementarbücher (Ferrini 90, C. Appleton 91 [X 371] gegen 
Mispoulet [IX 339]).— Ferrini bestritt 84 und 88 die Autorschaft 
des Theophüus für die Instit Paraphrase. Dafür aber (einleuchtend) 
Zachariae 89. 

Zachariae, der 94 im 83. Jahre starb, arbeitete bis zwei Tage 
vor seinem Tode am byzantinischen R. 84 — 94 erschienen von ihm 
die wesentlich erweiterte 3. A. der byzantinischen ROesch. und zahl- 
reiche Arbeiten „aus und zu den Quellen des r. R.* in der Sav. Ztschr. 
Hit ihm scheint dieser Forschungszweig in Deutschland erstorben zu 
sein, während er in Frankreich von Henry Monnier xmd zumal in 
Italien von Ferrini gepflegt wird. Diesem übergab denn auch 
Zachariae sein wissenschaftliches Vermächtnis: 9 Bände Vorarbeiten über 
die justinianischen Pandektenkommentare. 

Wenn die byzantinische R.sforschung jetzt in Deutschland brach 
liegt, so wird die des r. R. im Mittelalter um so eifriger gepflegt, 
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im Wetteifer besonders mit den Italienem. Die Hauptfrage ist die 
der Ursprünge und Vorläufer von Bologna. Hier hat der Bericht 
viele wertvolle Arbeiten, eine scharfe Polemik und am Schluss die 
Lösung der Streitfrage durch den deus ex machina einer glänzenden 
Entdeckung zu verzeichnen. 

Dass das r. B. und in gewissem Masse auch seine Lehre und 
Litteratur ununterbrochen seit dem Altertum fortdauerten, dag^en 
wurde seit Savignj kein Zweifel mehr erhoben. Um so mehr stritt man 
über den Wert und Charakter dieser Lehre und Litteratur, ob sie 
, wissenschaftlich* war und eine direkte Verbindung der justinianiseh- 
antiken mit der der Glossatorenschule , oder nur .handwerksm&ssig*: 
die Wissenschaft des r. B. ging im 6. Jahrh. unter und wurde im 
11. ganz neu geschaffen. Die letztere, Savigny'sche Annahme schien 
endgiltig beseitigt durch die von Stintzing, Fitting, Ficker u.a. 
entdeckten Werke von einigermassen wissenschaftlichem Charakter, die 
mit einiger Sicherheit der Zeit zwischen Justinian und Lnerius anzu- 
gehören und so die Kontinuität wissenschaftlicher Tradition zu belegen 
schienen. Noch mehr aber leuchtete ein die besonders von Fitting 
geltend gemachte innere UnWahrscheinlichkeit von Savigny's Hypothese. 
Da nachweisbar in allen andern Wissenszweigen die antike Tradition 
ununterbrochen bis in das Mittelalter fortdauerte, so wäre es uner- 
klärlich, wenn grade allein bei dem für Kirche und Laien so wichtigen 
r. B, die Schul- und Lehrtradition nicht bestanden haben sollte. So 
wurde ein erster Angriff von Conrat (Cohn) gegen die Kontinuitäts- 
idee, in der Vorrede seiner Epitome exactis regibus 84 (III 441), 
nicht sehr schwer genommen und in den 88 veröffentlichten Fest- 
schriften für Bologna von Fitting, Pescatore, Chiappelli u. a. 
(Vn 329) durchweg von jener Idee ausgegangen. Aber 89 — 91 
wiederholte Conrat seinen Angriff mit einer geradezu staunenswerten 
Archivgelehrsamkeit im Bd. I seiner Gesch« des r. B. im früheren 
M. A. (IX 238, X 405). Gleichzeitig schrieb der Pariser Akademiker 
Flach (IX 187) im gleichen negativen Sinn. Das ^puTov 4^eu5o^ 
beider ist, dass sie die Kontinuitätsidee für beweispflichtig erachten^ 
während doch die Wahrscheinlichkeit derart für sie spricht, dass nur 
ein stringenter Gegenbeweis uns zur widerwilligen Annahme der un- 
erklärlichen Traditionsunterbrechung zwingen könnte. Trotzdem hätte 
Conrat's Werk mit seiner Wucht unedierter Dokumente die communis 
opinio auf die Dauer beherrscht (wie denn z. B. Seuffert in der 
Sav. Ztschr. seine Ergebnisse für „im ganzen unumstösslich* erklärte), 
wäre nicht 94 Fitting's glückliche Entdeckung der Irneriana erfolgt. 
Dadurch dürfte nun die Kontinuität eüdgiltig erwiesen sein. Wenigstens 
ist in den bisherigen Besprechungen ein Zweifel an der Schlüssigkeit 
von Fitting's Folgerungen nicht wach geworden (Blondel Nouv. Bev. 
bist. 94; Brugi Archivio 94; Eck D. Litt Zeit. 95; Bef. im CBl, f. BW. 
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XIY 84). Da würde denn also durch Irnerius Questiones bewiesen, 
dass am 1080 in Born eine wohlorganisierte, des ganzen Corpus Joris 
mächtige Ksschnle bestand, natürlich die xiralte, von den Ostgoten 
und Jostinian nur nen bestätigte. Sie ging, wie Odofredns sagt, 
«propter bella qnae faemnt in Marchia* unter, d. h. in der doppelten 
Erstürmung Borns 1080 und 84. Imerius, der dort als Parteigänger 
Gregor's VIT. gegen Heinrich IV. um 1080 sein geniales Erstlingswerk 
dar Questiones rerfasst hatte, kehrte nach seiner Heimat Bologna zu« 
rück, wo er früher als Orammatiklehrer gewirkt hatte. Voll glühender 
Begeisterung für das n R., die Offenbarung der Justitia und Batio, 
die Grundlage jenes heissersehnten Beiches der paz romana, schrieb er 
hier seine gewaltige Summa in Codicem. Und seine lange Lehrth&tig- 
keit, getragen, von unvergleichlicher Quellenbeherrschung, Denkkraft 
und Kunst des Vortrages, machte für Jahrhunderte Bologna zur ersten 
B.88chule Europas (XIV 84). 

Hierdurch dürfte nun fester Boden für die Gesch. des r. B. seit dem 
Altertum gewonnen sein. Und zwar geben diese Urkundenfnnde allen Be- 
teiligten das beneficium novorum zur Zurücknahme oder Abänderung 
bisheriger Aufstellungen. Möchte es allseitig benutzt werden und ins- 
besondere Co n rat, der ja schon von der Epitome (84) zur Gesch. 
(89 — 91) eine kleine Schwenkung zur Kontinuit&tsidee hin gemacht 
hatte, jetzt wo diese historisch feststeht, sie offen anerkennen 
und so den zweiten Teil seines grossen Werkes, «das B.studium im 
früheren Mittelalter'^ auf fester Grundlage errichten. Von dieser aus 
werden auch die Forschungen über r. B. im Mittelalter erst rechte 
Frucht tragen, die im letzten Jahrzehnt — von Conrat, Fitting 
(X 288), Lands berg (VIII 102), Pescatore in Deutschland, von Brugi, 
Chiappelli (V 212, VI 173, VIII 64, X 206), Cogliolo u. a. in 
Italien, von Flach und Marcel Fournier in Frankreich mit so 
grossem Erfolg betrieben wurden. Und wenn diese Frucht gereift und 
eingebracht ist, wird es Zeit sein, an eine (schon von Cuiaz gewünschte!) 
zeitgemässe Neuausgabe des 0. J. Glossatum heranzutreten. Der 
italienischerseits bestehende Plan, schon jetzt damit vorzugehen, wird 
hoffentlich als verfrüht fallen gelassen. 

Die Entscheidung, die so vor Thoresschluss in Sachen Conrat-Fitting 
erging — oder, in Conrats und mancher andern Sinn, in Sachen strenge 
Forschung wider (euphemistisch) , Geschichtsphilosophie* — darf und 
muss nun aber auch für andere in der Berichtsperiode bestrittene 
Fragen verwertet, und ein für allemal daraus entnommen werden: 

1. dass die Dokumentenforschung mit ihrem «bezeugt* ,unbe- 
zeugt* zwar die wichtigste Hilfswissenschaft der Gesch. ist, 
aber ganz und gar nicht die Gesch. selbst, der Dichtung 
Schwester, das Kind »der Phantasie, welche wie aller Poesie, 
so auch aller Historie Mutter ist* (Mommsen, Gesch. V, Vorwort); 
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2. dass das B. als Teil der Volkskaltar an allen Schicksalen der- 
selben im Zweifel teilnimmt, und daher derjenige beweispflichtig 
ist und gehalten, das a priori unwahrscheinliche durch beson- 
dere Umstände glaubhaft zu machen, der da behauptet, das B. 
habe in einem gegebenen Fall den alle anderen Eulturzweige 
treffenden Einflüssen sich entzogen. 
Die röm. B.sentwicklung insbesondere ist also hineinzudenken in 
die volle Mannichfaltigkeit der die röm. Gesch. überhaupt beherrschen- 
den Beeinflussungsverhältnisse: die altarisch-indoeuropäische Erbschaft^ 
die durch die Griechen (und Phönicier?) übermittelte babylonisch- 
phönicische Kultur, die Bückwirkung der Provinzen auf Bom usw. — 
unter vollem und bewussten Bruch mit jener Vorstellung intramuran- 
röm. B.sentwicklung , wie sie infolge übertriebener Reaktion gegen 
Gans Dilettantismus in der deutschen historischen Schule herrschend 
geworden war, sie für alle nichtrömischen B.sgebiete hemmend und 
lähmend. Es arbeiten ja denn auch jetzt viele um das so in Deutsch- 
land Versäumte wieder einzubringen, vor allem mit geradezu erstaunlicher 
Kraft und Vielseitigkeit Kohler (vgl. z. B. VI 400—412: 15 Ar- 
beiten von 1886). 

Die arisch-indoeuropäischen Wurzeln des r. R. untersuchten be- 
sonders Leist und Jhering. — Leist veröffentlichte seit 84 die Er- 
gebnisse seiner, wesentlich diesen Fragen gewidmeten, geduldig-metho- 
dischen Lebensarbeit. Er unterscheidet das altarische ius gentium — 
d. h. die gemein-arischen, religiös-moralisch-rechtlichen Lebensordnungen^ 
und die von den einzelnen Völkern daraus entwickelten, partikularistischen 
B.sordnungen: das altarische ius civile. Doch untersucht er nur 
einige, schon jetzt zugängliche BB. in: Gräko -italische BGesch. 84 
(IV 132); Altar. J. Gent. 89 (IX 1); Altar. J. Civ. I 92 (XII 82). 
Möge es ihm vergönnt sein, mit dem II. u. III. Teil des Altar. J. 
Civ. diese Forschungen zum Abschluss zu bringen, die Bekker 85 in 
der Neuheit und Weite der erschlossenen Horizonte mit Savigny's 
Gesch. des r. B. im M. A. verglich: ,zum erstenmal ist ein Bild ge- 
boten von Dingen, von welchen wir bislang durchaus keine An- 
schauung gehabt, .... das ist jeUt schon gewiss, dass durch solche 
Fragestellung neues Leben in die BGesch.forschung kommt* — 
Leist's Grundanschauung, die Goldschmidt mit Becht billigt, ist, dass 
die vorrömischen Ordnungen und ürgebote neben dem schroff partiku- 
laristischen ius Quiritium und trotz ihm im Sakral-B. und in der 
Volkssitte fortvegetierten, bis sie durch das Absterben des spezifischen 
Bömertums und durch die Berührung mit den Griechen als die Grund- 
lagen des (späteren) ius gentium wieder emporkamen. 

Während Leist so die Ergebnisse lebenslanger methodischer 
Forschung bietet, hat Jhering erst am Ende seiner Laufbahn diesen 
Fragen sich zugewandt. 89 um die für Binding's Handbuch versprochne 
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, Entwicklungsgeschichte des r. R.* gemahnt, gab er die gesellschaft* 
Hchen Untersuchungen des ^ Zweck im R.* (ITI 223) auf, um wieder 
der intuitiven Yergegenwäiügung vergangener Lebensordnungen sich 
zuzuwenden, dem Gebiet seiner stärksten, wahrhaft genialen Begabung. 
Leider hinterliess er diese Forschungen nur als Fragment Denn sein 
Erkenntnisdrang fährte ihn auch hier von Frage zu -Frage bis zu den 
letzten, dunkelsten Problemen: woher die verschiedenen Rassen- 
charaktere? usw. So erklärt er den „ürarier* durch sein jahrtausend- 
langes, weltabgeschiedenes Hirtendasein, seine Umwandlung in den 
Indoeuropäer durch die übermächtigen Einflüsse der Wanderung, deren 
Einrichtungen und Zustände in dem „Reliquienschrein* der römischen 
Religion uns erhalten seien (ver sacrum usw.). Dann die Entwicklung 
des vom Germanen und Slaven so verschiedenen Griechen und Italikers 
durch den Einfluss der babylonisch-phönicischen Stadtkultur. Endlich 
die überhaupt erste altbabylonische Zivilisation fuhrt Jhering 
auf zwei Faktoren zurück: auf das Wasser, dessen Abwehr und Be- 
nutzung zu staatlichem Zusammenschluss nötigte, und auf den Back- 
stein, der durch die Mauern Babylons dem Ursemiten eine jahrtausend- 
lange staatliche und Stadtezistenz gewährte. — Mit diesen gewaltigen 
Fragmenten hat Jhering auch der r. R. Gesch. jene Parole hinter- 
lassen, die er einst für die R.sdogmatik ausgab : „Über das r. R. 
hinaus I* 

Für die Zusammenhänge zwischen dem römischen und aliorion- 
talitchen R. wird (relative) Gewissheit erst nach Erforschung und 
demnächst Yergleichung der sämtlichen in Frage kommenden RR. zu 
erlangen sein, wofür neuerdings in den babylonischen und Fayum- Ur- 
kunden fast unabsehbar reiche Quellen sich eröfhet haben. Ein Haupt- 
punkt steht indess jetzt schon fest. Die Keilschrifturkunden ergeben 
— darüber sind Goldschmidt, Jhering, Kohler (X 160, XI 212), 
Lapouge, Meissner {XII 259), Revillout u. a. völlig einig — 
dass schon die alten Babylonier ein hochentwickeltes, freiestes Handels- 
und Verkehrs-R. besassen. Bei dem jahrtausendlangen babylonischen 
Grosshandel ist das ja auch ganz natürlich. Denn, wie besonders 
Goldschmidt in seiner Universalgesch. des HR. ausfuhrt, der Handel 
erzeugt das HR., er kann ohne es gar nicht bestehen. Daher müssen 
denn auch die Phönizier, als sie gegen 3000 den (babylonischen) 
Grosshandel ins Mittelmeer verpflanzten, mit ihm zugleich auch das 
Welthandels-R. übernommen und verbreitet haben. 

Ob die Italiker, zumal Latiner, direkt von ihnen lernten, ist noch 
dunkel (dagegen Mommsen, dafür anscheinend Gold Schmidt und 
Jhering). Noch dunkler ist die etruskische Vermittlung.*) Jeden- 



*) DasB der Einflass der Etrnsker allseitig und tiefgehend war, be- 
zeugen die Römer und bestätigen die Etruskologen (z. B. der kritische imd 
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falls lernten sie wieder und wieder von den Griechen, den Haupt« 
Schülern und Erben der Phönizier. So erscheint schon das alt« 
röm. B. stark handelsmässig gestaltet (so — mit Mommsen — Gold- 
schmidt und Jhering). Entscheidend wird die Einwirkung des 
hellenistischen Verkehrs-Rs. aber, seit Rom Welthaupt- und Welt- 
handelsstadt ¥drd. 

Hier setzt nun die griechische RechtsforSChung ein, die in der 
Berichtsperiode zur vollen Klarheit von Ziel und Methode und, dank 
wichtiger Quellenfunde, auch zu wertvollen Ergebnissen gelangte. Eine 
erste Verwertung für das r. B. bietet die fortlaufende Vergleichung 
beider RR. in Schulin's r. BGesch. (YIII 417). Einzelne Beiträge 
lieferten: über das wichtige G. von Gortyn z. B. Bernhöft, Dareste, 
Leist, Zitelmann (lY 403, V 209, 211), über andere Fragen: Dareste 
(science du dr. en Gr. XIH 227), Haf ter (Erbtochter VII 96), Hruza 
(ati Ehe XII 13), Matthiass (griech. Schiedsgericht XII 366), Schulin 
(gr. Testam.) u. a. 

Besonders wichtig ist die Papyrusforschung, deren ganze Frucht- 
barkeit zuerst 91 in dem schönen ,Reichs-R. und Volks-R.*' (XI 171) 
von Mitteis erschien, dem nunmehrigen Mitherausgeber des Wiener 
Corpus Papyr. Raineri. Die Bedeutung der Fayumpapyrus ist doppelt 
Einmal erscheint in allen das (ägyptisch-) hellenistische R., dessen Ein- 
fluss auf das r. B. zu ermitteln ist. Sodann zeigen die Papyrus aus 
der röm. Kaiserzeit die Provinzialzustände, die für die r. B(}esch. so 
wichtig sind. Einmal wegen ihrer (in Jhering 's Fragmenten betonten) 
Rückwirkung auf Rom und seine Kzustände. Sodann an sich, da 
weltgeschichtlich aus der Eaiserzeit nur das Leben der Provinzen in 
Betracht kommt. Hier hat nun Mitteis gezeigt, dass die Römer 
keineswegs auf Bs.einheit aus waren. Zumal nicht im Osten, den seit 
Alexander ein durch Einheit in der Mannnichfaltigkeit dem deutschen 
Priv.R. vergleichbares, hellenistisches Vulgar-R. beherrschte. Zwar 
wirkten viele Faktoren für Verbreitung des r. R. (Magistratsedikte, 
Römer in den Provinzen usw.), aber der hellenistische Osten war noch 
weitab von der R,seinheit, als sie Garacalla plötzlich befahl. Hier hat nun 
Mitteis bewahrheitet, dass t6 ^ocufjux^siv apx*^ 'co^ 9iXoao9&lv, indem er 
die bisher gleichmütig hingenommene lexAntoniana, die Millionen 
von heut auf morgen ein ihnen fremdes R. aufzwang, zuerst in ihrer 
ganzen Erstaunlichkeit erkannt und die Spuren der so geschaffenen un« 



belesene Martha, l'art Etrusque 89). Doch ist für den Einfluss auf das 
Recht der Römer noch immer mit 0. Müller 1828 ,die grosse Lücke zu be- 
klagen, die durch den Mangel an allen Nachrichten über das Ger. Wesen 
und das PrivR. der Tosker entsteht*. Zur Ausfüllung dieser klaffenden 
Lücke reichen aber nicht hin autodidaktisch-dilettantische Bemühungen, 
wie des Pariser Gas ati Fortis Etruria 88 and Jos antiqaum 94. 
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erträglichen Zustände in Kaiserreskripten und sonst nachgewiesen hat. 
Trotz aller Reskripte, Formelbücher nsw. behauptete sich das helle- 
nistische Vulgar-R. und tritt nach Mittels (anders Voigt 93) uns in 
dem römisch-syrischen Bs.buch entgegen. 

Als Ergebnis der bisher skizzierten Forschungen üitt mehr und 
mehr der Satz hervor, dass das in den Pandekten enthaltene, heut so- 
genannte r. B. den Römern wahrscheinlich mehr der Form als dem 
Inhalt nach gehört: , Spezifikation aus fremdem Stoff*, «Rom schuf 
nicht das R., aber die Jurisprudenz*. 

Hier ist nun der interessanten These Reyillout's 86 (VHI 98) 
über den Einfluss der im 2. und 3. Jahrhundert als Kaiser oder Juristen 
auf das r. R. einwirkenden Phoenico- Syrer zu gedenken. Von Köhler 
und anderen angenommen, hat diese Vermutung bei Mitteis Ab- 
lehnung, bei Goldschmidt scharfen Spott gefanden. Indes wenn man 
die Übertreibungen und das Hinstellen des Wahrscheinlichen als sicher 
wie billig der Eigenart solcher mehr intuitiven als kritischen Naturen 
zu gut hält, so erscheint jener Spott unverdient und Revillout's Hinweis 
als wahrscheinlich und dankenswert. Denn die Syrophönizier hatten 
natürlich mit ihrem — speziell auch für Beryt! — die ganze Kaiser- 
zeit durchdauemden Orosshandel (Mo. R. G.V) auch ihre alte Geschäfts- 
und Rs.gewandtheit behalten, und andererseits schafft Goldschmidt's 
dankenswerter Nachweis der Handelsbrauchbarkeit des r. R. doch 
die Thatsache nicht aus der Welt, dass die Römer bei der Aufnahme 
und «Spezifikation* des alten (gräko-) orientalischen Verkehrs-Rs. das- 
selbe teils gezwungen durch Prozessformen oder Rs.logik, teils auch 
einfach aus Ungeschicklichkeit in mehr als einem Punkte praktisch 
verschlechtert, es steifer und unzweckmässiger gemacht hatten: Über- 
nahme der Hypothek unter Fallenlassen der Publizität-, schwerfällige 
Umwege für Stellvertretung oder Verträge für Dritte, späte Zulassung 
der datio in solutum u. a. m. In all diesen Punkten stand (nach 
Goldschmidt selbst) das babylonische R., und mit ihm gewiss das 
phönizische und griechisch - hellenistische , durchaus dem modernen 
gleich, so dass die r. Rs.ordnung universalrechtshistorisch als eine 
Episode des Sinkens der praktischen Brauchbarkeit erscheint. 
Da ist es doch a priori wahrscheinlich, dass eine Beinflussung und 
Leitung der r. Rs.entwickelung durch die geschmeidigen und geschäfts- 
gewandten uralten Träger des Weltverkehrs-Rs. sich im Sinne seiner 
vollständigeren und zweckmässigeren Durchführung geltend gemacht 
haben wird, und die Thatsachen entsprechen ja auch dieser Vermutung 
durchaus. 

Neben die Heranziehung der verwandten RR, tritt als weitere Be- 
fruchtung der r. RGesch.-Forschung die volkswirtschaftliche Würdigung 
d8S r. R.y wie sie schon früher Danckwardt und Rodbertus versuchten. 
Das Programm dieser weit aussehenden Forschungen mit skizzierender 
Jurist. Litteratnrberioht 1884-94. 5 
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Ansfahrtmg für Handel und Verkehr giebt Goldschmidt's Univ.-Gesch. 
des HR.: es gilt zu den nach römischer Eigenart absichtlich abstrakt 
gehaltenen R«S8ätzen die dazu gehörigen wirtschaftlichen That- 
be stände zu ermitteln. Material dazu bieten die Litteratur und das 
G. J. Lat. und weiterhin die griechischen und orientalischen Urkunden, 
denn Goldschmidt sagt mit Recht, dass gerade die Yerkehrsthat- 
bestftnde von Volk zu Volk übergehen. Also unabsehbar weite 
Untersuchungen, für die auf lange hin nur , Beiträge" möglich sind. 
Ein solcher Beitrag ist Oertmann's Volkswirtschaftslehre des 0. J. 91. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse und ihre Änderungen berücksichtigt 
eingehend Voigt, r. ROesch. I 93. Schon die Anfänger weist darauf 
hin Leonhard, Roms Vergangenheit und Deutschlands R. 89 (1X139)^ 
und Institutionen 94. Seinen Grundgedanken: „erst das moderne Leben 
lehre die Geschichte verstehen", bewahrheiten die interessanten Arbeitea 
von Deloume les manieurs d'argent ä R. 92, der die röm. Finanz- und 
Spekulationsverhältnisse im Lichte der Panamazustände sehr lebendig 
erfasste, und Weber, Agrar- Gesch. (XI 134), der mit den Interessen 
des deutschen Agrarpolitikers die verwandten römischen Zustände 
untersucht. 

Römische Rechisgeschichten erschienen 84—94 von Schulin und 
(unvollendet) von Kariowa und Voigt. — Schulin 89 (VIII 417): 
Staats- und Priv.R., kurz, für Studenten. Viel eigenes, aber ohne Be- 
gründung. Wertvoll die fortlaufende Heranziehung des griech. Rs. — 
Sehr umfangreich wird Karlowa's Werk (Bd. I 85; II, 1, 2, 92, 9a 
— die Hälfte ausstehend), öffentliches und Priv.R. »durch Darlegung 
der treibenden Verhältnisse im Zusammenhang dargestellt*. Eigenart 
und Hauptwert in der streng kritischen Zusammenarbeitung der neueren. 
Monographien zu allen Hauptfragen: ein »Vangerow* der RGesch. — 
Voigt, r. RGesch. I 92 (XII 55) giebt synchronistisch die äussere 
und innere Priv.RGesch. Störend die häufigen Verweisungen auf 
Voigt's frühere Werke (Jus naturale, XII T. etc.), deren Abschluss die 
RGesch. bildet und deren Vorzüge imd Mängel sie teilt. Voigt kann 
nicht zweifeln, vor allem nicht an eigenen Aufstellungen, die trotz 
häufiger Fragwürdigkeit von einem Werk ins andere übergehen. Aber 
gerade das ermöglicht es ihm, ein Gebiet nach dem andern durchzuarbeitea 
mit stets systematischer Fragstellnng — dalier so oft auf neuen Pfaden 
wandelnde Forscher, wie Wlassak, Mitteis u. a., als Vorläufer »nur 
Voigt* nennen — und mit ausgedehntestem, wohlgeordneten Material. 
Dalier Voigt's Ansehen im Ausland, zumal in Frankreich, wo er nicht 
mit Unrecht als Typus der „laborieuse Erudition germanique'^ geehrt 
wird. — Die ältere r. RGesch. (bis zur wissenschaftlichen Jurisprudenz) 
behandelt schön Cuq, Instit. jurid. I 91 (XI 9): ein mit ausgedehnten 
Kenntnissen, Kritik, Phantasie und Denkkraft entworfenes Gesamtbild 
des bisher erarbeiteten, wobei allerdings die Zusanunenhänge mehr als 



Digitized by LjOOQ IC 



59] R. RGeBchichten. — Familia, pecunia. — Zivilprozess. 19 

die Lücken betont und durch Auswahl einer der mehreren Möglichkeiten 
stets geschlossene Bilder hergestellt werden. — Dagegen huldigt dem 
vafe xai fisfjivaa amorerv die kurze Darstellung von Pernice (bei 
Holtzendorff-Bruns). 

Die einzelnen rechtsgeschichtlichen Hypothesen dem systematischen 
Teil vorbehaltend, sei hier nur eine erwähnt wegen ihrer Genialität und 
grundstürzenden Tragweite, nämlich die von J bering (Jahrb. 85; Bes. W. 
89, Entw. Oesch. 94) aufgestellte hypothetische Gleichung des Gegen- 
satzes familia (erarbeitetes Bauemeigentum, z. B. dressiertes Vieh) 
und pecunia (Hirteneigentum) mit dem andern der res mancipi und 
nee mancipi. Nur für erstere hätte meum ex i. Q., mancipatio und 
vindicatio gegolten, während das blosse ^^meum* an der pecunia durch 
Tradition überging und durch actio ad ezhibendum und fnrti geschützt 
wurde. Das bisher, z. B. von Oertmann, gegen die Hypothese ein- 
gewandte ist hinMlig. Ist sie aber begründet, wie Bef. mit Bonfante 
88, Carle 87 (VII 14) Cuq 91, Kariowa 92 u. a. annimmt, so muss 
das ganze ältere r. R. in der von Jhering angegebenen Weise umgedacht 
werden (Testierfreiheit nur für pecunia, ebenso die Verfügung des 
Kurators und der Frau s. t. a.; volle Umgestaltung der Eigentumslehre: 
Frucht = pecunia; tignum iunctum usw.). 

Für den römischen Zivilprozess erschien 84—94 keine Gesamt- 
darsteUtmg, aber zahlreiche Einzeluntersuchungen. Als ihr Mittelpunkt 
erscheinen durch inneren Gehalt wie durch die veranlassten Kontroversen 
Wlassak's Arbeiten (Krit Studien 84 IV 11; Frozessgesetze 2 Bd. 
88, 91 VII 378; XI 212; L. C. im Form. Proz. 89 VIII 228; Subsiciva 
92 XII 58 etc.). Von Anfang an (negot. gestio 79) konvergieren alle 
seine Forschungen auf das Verhältnis des Prätors zum Oes. Mit scharfem 
Denken und in jahrzehntelanger, streng methodischer Arbeit hat er ganz 
neue Gesichtspunkte gewonnen, besonders durch Gaius ,eine der allerbesten 
Quellen '^ (zumal G. IV 103 ff.: Prozess- und Aktionen-E.) und durch 
terminologische Untersuchungen (besonders: iudicium = formula, was 
viele Stellen för den Form.-Prozess neu erschloss). Aber jeder hat die 
Fehler seiner Vorzüge, und so geht denn die dem Prozessualisten eigene 
Schärfe, seine Freude am Festnageln des Gegners auch unserm Wlassak- 
Gelsus nicht ab und macht sein Arbeiten häufig zu einem „Studium non 
sine ira". 

Für die Anfänge des röm. ZP. kommt die Entwickelung aus 
SeUfsthüfe und Schiedsvertrag immer mehr zur Klarheit und Aner- 
kennung. Von den Legisaktionen wurde 84—94 besonders die 1. a. 
sacramento nach verschiedenen Gesichtspunkten eingehend behandelt, so 
von Bechmann, Hruza (VII 96), Jhering (V 64), Maschke (VII 131). 
— Das allmählich ziemlich allgemein angenommene Denegations-B. des 
Praetors durch Nichtmitwirken bei der L. A. wurde in plausibler 
Weise 93 von P. F. Girard (dem Übersetzer von Monmisen's StR.) 

2* 
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bestritten: der Praetor, der die L. A. zwar vereiteln konnte, habe es 
bis zur lex Äebuiia nicht gedurft. Ebensowenig habe er neue Klagen ge- 
wSliren können (contra Wlassak, Jörs, Cuq und fiir prätor. Straf- 
klagen: Es mein). Zugleich fixierte Girard die Entstehnngszeit der 
lex Aebntia mit sehr guter Methode zwischen ca. 145 u. 125 v. Chr., 
wahrscheinlich zwischen den beiden Grachen. Über den Inhalt der 
lex Aebutia stehen sich — von Puntschart's haltloser Verfassungs- 
gesetz-Hypothese abgesehen — besonders die Vermutungen von Eisele 
und Wlassak gegenüber. Eisele 89 (wie vor ihm Muther u. Voigt) 
lässt die lex Aebutia die Pereginenformeln für den Stadtprätor nur 
für die Klage „si certum petatur*' übernehmen, unter Abschaffung der 
1. a. per condictionem. Nach Wlassak 88, 91 (VH 378, XI 212) 
hätte dagegen die lex Aeb. die L. A. nirgends abgeschafft, aber allenthalben 
fakultativ gemacht, indem sie den Stadtprätor ermächtigte, das im 
Peregrinenprozess übliche aktionslose Geschwomengericht (iudicium) 
auch unter Bürgern anzuordnen. So sei der bis dahin nur honorarische 
Formularprozess (iud. imp. continens), soweit die Aebutia ihn sanktio- 
nierte, zum gesetzlichen Fonn-Pr. (iud. legitimum) geworden. — Wlas- 
sak fand Widerspruch bei Bekker, Cuq, Eisele, Leonhard, Lot- 
mar undMommsen (die 2 letzten besonders gegen legitimum = ex 
lege Aeb.), Zustimmung dagegen: bei Sohm und im wesentlichen auch 
bei Girard, Gradenwitz, Matthiass und Pernice. — Bereitwilliger 
¥nirde eine andere These Wlassak 's angenommen: die Litiskontestation 
im Formularprozess erfolge durch den Parteiakt des iudicium (vel 
formulam) edere und accipere. Ablehnend: Bekker und Landsberg. 
Zustimmend viele, darunter (mit der plausiblen Vermutung ausdrück- 
lich erklärter Formelannahme) Lenel 94 (XIV 116). 

Wertvolle Beiträge zur Prozessentwickelung liefert« femer übbe- 
lohde, der mit ebensoviel Pietät als Fleiss und Erfolg die bekannte 
Ordotheorie Hartmann^s, zum Teil aus dessen Nachlass, weiter durch- 
führte. 84 — 94 veröffentlichte er besonders: eine Umarbeitung von 
Ordo Bd. I (V 214), eine interessante Untersuchung über Temporalklagen 
(ihr tempus war nur utile ratione initii [XI 15]) und 4 Bde. von 
Glück 43 über die Interdikte (IX 342). — Deren Ursprung (praeto- 
rische Definitiv-EE.?) erörterte Pfersche (VIII 328). Die Besitz- 
interdikte wurden oft behandelt, besonders von Hackfeld-Pflüger 
(IX 344) und Klein; das vim facere im U. P. behandelten Kap- 
peyne 85 und Exner 87. Das Extraordinarver fahren der Kaiser- 
beamten behandelten Jörs (XII 365), Brückner (XIII 114) und — 
mehrfach — Pernice; denDenuntiationsprozessBaron 87, 90 (VH 56) 
und Kipp 87, 89 (VII 59). Die Prozessporteln (nach einer afrik. 
Inschrift): Merkel (VHI 103) und Pernice 86 (IV 242). AU 
diese jetzt recht dunklen Dinge werden nach weiteren 10 Jahren wohl 
dank der Fayumdokumente über Provinzialprozess in hellem Licht da- 
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stehen. Soviel hat schon jetzt Mitteis aus griechischen Quellen ge- 
zeigt, dass die Geschworenen in den Ostprovinzen im dritten Jahrh. 
unverändert bestanden. Von der sonstigen Prozesslitterator sind her- 
vorzuheben: Bülow G. u. Bichteramt 85 (V 9), Matthiass röm. 
Schiedsgericht 88 (VIII 326), femer: über Stellvertretung Eisele 
(Cognitor) 84, Rümelin 86 (V 424), Wlassak (Cognitur) 92 (XU 364). 
Über Einlassungszwang: Brinz (VII 336) und Degenkolb. Über 
Aktionen eine «Überschau*' von Bekker 94 (die Grundgedanken seines 
bekannten Buches mit Stellungnahme besonders zu Wlassak [XIV 115]). 
— Über Exceptionen begann eine Monographie von v. Lyskowski, 
über die exe. doli eine von H. Krueger (XII 114). Einzelne Fragen 
behandelten Eisele: exe. rei iud. vel in iud. ded. (exe. rei iud. = iud. 
imp. cont.; exe. rei in iud. ded. = actio in rem im iud. leg.), ferner 
Kniep praescriptio u. pactum (XI 218), Stampe Compens. im iudicium 
str. iur. Zur Beweislehre: Leonhard Eid im Familienpr. 90 und be- 
sonders DemeliuB Schiedseid und Beweiseid 87, der für den röm. 
und heutig. Prozess die (Meineide veranlassende) Eidesde- und -relation 
verwirft zu Gunsten des iusiur. iudiciale. — Die Vollstreckung be- 
handelten besonders Gradenwitz Zwangsvollstr. u. Urteilsversicherung 
88 (VIII 174) und Ubbelohde bonor. venditio u. ordo iudiciorum. 

PrivaiR. — LehrbOcher. Institutionen erschienen neu von Baron 
84 (IV 248), Czyhlarz 89 (VIH 233 — 2. A. 93) und Leonhard 
94. Neue Auflagen erlebten die von Holder (3.), Salkowski (6.), 
Sohm (5. seit 83!) Am bedeutendsten wohl Sohm und Leonhard. 
So hm »erobert sich die Studenten im Sturm* (Schneider HI 190) 
durch die Kraft und Klarheit des systematischen Denkens und den 
Adel der Sprache. Leonhard, vielfach originell, bringt dem An- 
fänger die volle Vielseitigkeit, Schwierigkeit und Wichtigkeit des Bs. 
und seiner Wissenschaft zur Anschauung. (Sehr zu bedauern aber, 
grade pädagogisch, die zahllosen Druckfehler!) 

Pandekten erschienen neu von Dernburg 84 (94 in 4. A.I), 
Beatz 86, Wendt 88 (VIII 183) (ein Lembuch positiv-praktischer 
Richtung), Holder 86, 91 (VI 217, XI 252) (nur allg. Teil, scharf 
xmd klar wie seine Inst), Begelsberger I 93 (klar, selbständig, un- 
parteiisch, in Windscheidscher Vollständigkeit), endlich Bekker I u. 
II 86, 92 (VI 95, IX 195). In neueren Auflagen Arndts (Pfaff u. 
Hoffmann) 13. 86, Windscheid 7. 91, Baron 7. 90, Brinz 
2. 86—91 (VI 428, VIII 231 — von Lotmar, mit reichem Wissen 
und pietätsvoller Anpassung an Brinz Denk- und Schreibart). — 
Voranstehen davon Dernburg und Bekker. Dernburg (III 445, 
VI 247, VII 175), für Studenten und Praktiker bestimmt, bringt die 
vnssenschaftliche Erschliessung des r. B. (BGesch., Exegese, Dog- 
matik) ebenso kompetent zu lebendiger Anschauung, wie seine prozes- 
sualisch-praktische Anwendxmg und seine Durchdringung mit dem 
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neuen Eeichs-B. — Bekker's sehr weit angelegtes Werk steht am 
nächsten dem Brinz in der Eigenart der Anlage und der mehr zer- 
setzenden als aufbauenden Kraft des Denkens. Aber ohne Brinz' 
Glauben an das r. B., überhaupt ohne Glauben an Traditionen irgend 
welcher Art. Unerbittlich gegen alle aprioristisch-, naturrechtlichen'' 
Gedankengänge. Das moderne B. aus dem Leben und der , modernen 
aequitas*' heraus entwickelnd unter Anerkennung der Praxis als that- 
sächlicher B.squelle: — ein nicht immer freundliches «Bequiescat* für 
die alte Pandektenlehre und ein Übergang zum B. des D. B. 6. B. 

An die Lehrbücher anzuschliessen : Pernice Labeo UI 1 (Xu 291) 
und die Portsetzung von Glückes Pandekten. Trotz des veralteten 
Systems und lästiger äusserer Formen wird durch die Berechtigung 
und Verpflichtung zu eingehendster Exegese, bei voller Freiheit für 
jede wissenschaftliche Eigenart doch sehr erhebliches geleistet 84 bis 
94 arbeiteten daran: Salkowski (Fortsetzer von Arndts B. 30—36), 
89: Schluss der allgem. Vermächtnislehre B. 30—2 (IX 442); Czyh- 
larz B. 41 — 2: 87 Bd. I: Eigentumserwerb bis zur Frucht; Ubbe- 
lohde B. 43—4: 89-91 Bd. I-IV: Interdikte bis D. 43, 15. — 
Ein weiteres, für r. R. wichtiges Sammelwerk ist Wissowa's Neuaus- 
gabe von Pauly's Bealencykl., bei der Kipp, A. Leist, Leonhard, 
Wlassak u. a. mitwirkten (der 1. von 30 Halbbd. erschien 95). 

Die dogmatische Thätigkeit der deutschen Romanisten steht seit 
88 wesentlich unter dem Zeichen des Entw. und ist insoweit an an- 
derer Stelle zu würdigen. Doch auch so bleibt noch übergenug eigentlich 
romanistisches, teils in Monographien (darunter viel Festschriftbeiträge), 
teils in den grossen Pandektenwerken. Dazu treten noch die inner- 
rechtsgeschichtlichen Arbeiten, denn dass die Dogmatik von der B.s- 
gescL untrennbar ist und vergangene Rslehren nur aus den damaligen 
Verhältnissen und Gedanken heraus rekonstruiert werden können — 
das ist 84 — 94 kaum irgend wo mehr verkannt worden. Bein dog- 
matische Konstruktionen über die Jahrhunderte hinweg, wie in der 
grossen Zeit der Korrealitätssündflut, sind heute selten. Indess wahr- 
scheinlich (und hoffentlich) wird man nach weiteren 10 — 20 Jahren 
den heutigen romanistischen Bemühungen ganz ebenso den Mangel 
historischer Perspektive vorwerfen, die Nichtberücksichtigung der dann 
schon besser bekannten ausserrömischen R.seinflüsse I 

Nach einer sehr ungefähren Liste der erheblicheren Mono- 
graphien wurden 84—94 am häufigsten behandelt: das Rsgeschäft 
(15 Arbeiten), der Besitz (32!), Fruchterwerb (4, z. T. sehr umfang- 
reich), fiducia (5), vis maior, custodia usw. (10!), Kauf (14), Popular- 
klagen (4). Auffallend vernachlässigt wurden: die RR. an fremder 
Sache (ausser: Gesch. des Pfand-Rs.), die Intestat- und Testamentserb- 
folge (ausser der Testamentsgesch.). Überhaupt wurde das Erb-R. im 
Verhältnis wenig bearbeitet. 
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Zur allgemeineil Rechtslehre wurde das Gewohnheits-B. von 
Bümelin 88 (VIII 131) und speziell seine derogatorische Kraft von 
Exner 89 behandelt. Erwähnt sei auch aus Jhering's Fragmenten 
der packende Vergleich der Gewohnheitsrechtsbildong mit der Ent- 
stehung der Steinkohle ans Braunkohle, Torf, Holz : scheinbare Wesens- 
yerschiedenheiten entstanden lediglich durch Zeitablanf nnd den Druck 
der übergelagerten Schichten. — Zu der nahverwandten Frage der 
Bezeption des r. B. wurden mehrfach neue Gedanken oder neue 
Thatsachen beigesteuert. Biermann (traditio ficta 91, XI 96) und 
Andre (Einrede des nt. erf. Vertr. 91) verwarfen beide die Bezeption 
in complexu, sie sei noch jetzt im Gange und zwar für jeden einzelnen 
B.satz. Ähnlich Bekker's Lehre von der in den Gerichts-EE. hervor- 
tretenden 9 modernen aequitas" als B.quelle. Nach Wen dt 84 wurden 
die B.sätze rezipiert, nicht die Dogmen. — Eine wichtige Thatsache 
ist, dass Imerius (nach Questiones und Summa) mit klarer Absicht 
das r. B. an Stelle der volksrechtlichen „statuta* rezipierte, andrer- 
seits aber die aequitas über den Gesetzesbuchstaben stellte (XIV 84 f.). 
Goldschmidt und Mitteis entnahmen der Gesch. des r. B. Parallelen 
zu der mittelalterlichen Bezeption des r. B., die nach beiden Seiten 
Licht geben. Mitteis verglich damit die Folgen der lex Antoniana 
fnr den hellenistischen Orient: Herrschaft der Formelbücher, der 
, Halbgelehrten'' usw. ganz wie im deutschen MA. — Goldschmidt 
verglich unsere Bezeption mit der des altorientalischen HB. in Bom. 
Bezipiert werde entweder B.satz und B.thatbestand zusammen, oder nur eins 
von beiden : so in Bom wesentlich nur die B.thatbe8tände des oriental. 
HR, im MA. dagegen umgekehrt die B.sätze des r. B. vor und ohne 
die B.thatbestände. 

Ober „Verbots-GrG. und in fraudem legis agere* schrieben F. Ende - 
mann 87 (VII 848) und Pfaff 92. Über das (fttr ihn nach- 
klassische) Dogma ff plus est in re* Lotmar (YII 335). Über Ge- 
setzesauslegung: Hart mann 92 und Pfizer in dem stark dema- 
gogischen „Anti-Seuffert, Geist des B. und Buchstaben des Ges.^^ 92 
(XI 209). Über (u. gegen) beschränkende Auslegung des Singular-B.: 
Begelsberger (XII 369). Viel verhandelt wurde die von Jhering 
(Scherz u. Ernst 84 (V 64) und Besitzwillen 89) angeregte Frage der 
„Begrifsjurisprudenz*. Cum grano salis genommen wird Jhering's 
Meinung kaum von der Bekker's (Ernst u. Scherz: XII 354; Pand. 
IX 195) abweichen: die Begriffe haben an sich gar keinen Wert, 
einen um so höheren aber als — möglichst zu vervollkommnende — 
Mittel zur Erschliessung, Formulierung und Überlieferung des jeweils 
erkennbaren Inhalts des positiven Bs. 

Für das Rechtsgeschäft stellte Lotmar (Brinz IV 1) die Neuheit 
dieses Begriffs fest. Untersucht wurde er von Affolter 88 (VII 451), 
Enneccerus 88, 89 (VIH 234), Kindel 92 (XI 359). Über Vertrags- 



Digitized by LjOOQ IC 



24 Römisches Recht 1884—94. [64 

schlnss schrieben Affolter86, Ehrlich 93, Fritsche 88 (VDI 329), 
Krückmann (XII 264). Über Ungiltigkeit der R-Gesch.: Mitteis 
(IX 11). Den modus bearbeitete Pernice (Labeo III*) , an Stelle der 
tmrömischen Voraussetzung", während Windscheid bis zuletzt für 
diese seine Schöpfung eintrat (XU 16). Bedingung und Befristung 
behandelte eingehend Ennecc er us 88 — 9; das , Wesen des befristeten 
R.gesch.'* recht gründlich Simöon 89 (VIII 426). Über Stellver- 
tretung schrieben Mitteis 85 (IV 166), M. Rümelin (Selbstkon- 
trahieren des Stellvert. 88, VIII 61), Schlossmann (Eontrah. m. 
ofiiier Vollm. 92, XH 372). 

Im Personen-R. gab Audibert 92 (XII 261) interessante, aber 
xmhaltbare Hypothesen über »folie et prodigalit6*. Die juristische 
Person bearbeiteten dogmatisch Burckhardt 91 und G. Bümelin 
90, 92 (XI 96, XII 370), rechtshistorisch v. Lyskowski coUegia 
tenuiorum 88 (VTII 227). — Römisches Sklaven-R. untersuchten: 
Schneider 92 (Xll 361), Degenkolb Befreiung durch census 92 
(XII 363), Pfaff libertus orcinus 93. Über das Verhältnis der leges 
Junia und Aelia Sentia stritten Schneider 84, 86 und Holder 85, 
86. Dareste 91 verwies für die Latini Juniani auf die griech. 
^evuci) Xuoi^. Über Sklaverei durch Einderverkauf: Mommsen 85 
(TV 245). Über Sklavenerwerb: Goldschmidt (Rechnungs- nicht 
R.sverh.) und Salkowski (X 414). 

Hypothesen zur Statuslehre entwickelten H. Erueger Gesch. d. 
cap. demin. I 87 (VII 342) und Desserteaux l'arrogatio 92 (Xn83). 
Für die infamia vermutete Greenidge (XTV 150) plausibel die Her- 
kunft aus einem censor. Edikt. 

Der Besitz wurde 84 — 94 überreich behandelt: historisch und 
dogmatisch. Einzelnes (zumal Besitzerwerb) sogar in mehreren um- 
fangreichen Werken. — Historisch wurde die alte Streitfrage des Ur- 
sprungs der Besitzinterdikte mehrfach, zum Teil sehr scharf erörtert. 
Die Niebuhr-Schweglersche Herleitung des ü. P. und U. V. aus dem 
Schutz der possessio agri publici vertraten mit teilweis neuen Gründen: 
Dernburg 83, 85; Voigt 87; Cuq 94 (gut), Saleilles 94 und 
besonders Schul in R.G. 89, der die Hypothese verstärkte durch Er- 
weiterung auf alle Grundbesitzinterdikte (Quod vi aut clam, Servi- 
tuten etc.). — Dagegen verwarfen (mit Mommsen) die ager publicus 
Hypothese, meist unter Herleitung des ü. P. und ütrubi aus den 
Sakramentsvindizien : J. Appleton, Bekker, Carle, Esmein, 
Hack feld-P flüger, Jhering und El ein (bei diesem die plau- 
sible Vermutung, die Vitiositätsklausel habe anfllnglich im ü. P. und 
Utrubi gefehlt). Adhuc sub iudice — die negativen Argumente 
sind beiderseits nicht durchschlagend, die ager publicus Idee a priori 
wahrscheinlicher, die ganze Frage aber wohl verfrüht wegen Dunkel- 
heit der einschlagenden R.- und Prozessverhältnisse, Ziemlich luftig 
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erscheinen auch die weitansgreifenden Hypothesen K 1 e i n 's (Sachbesitz 
n. Ersitzung 91, X 133), der die röm. Besitzlehre im engen Anschluss 
an Eigentum, Manzipation and Vindikation sich entwickeln Iftsst. Doch 
ist von bleibendem Wert seine gründliche Durchforschung der Quellen 
nach Anhaltspunkten zur B.- und Dogmengesch. des Besitzes. 

Auch das berühmte Rätsel von Besitz und Detention versuchte 
man historisch zu erklären; vom ager publicus aus (z. B. Dernburg) 
oder von den Yindizien (besonders gewagt: Klein). Am meisten 
Aufsehen erregte der Versuch Jhering's im Besitzwillen 89, einer 
Kampfschrift gegen Savigny, Paulus und die Begriffsjurisprudenz. Ihm 
ist die gewollte Innehabung possessio mit Interdiktenschutz. Inter- 
diktenlose Detention wurde sie nur durch einen positiven, sie dazu 
degradierenden B.satz, so besonders wegen der (theoretischen) ünzu- 
lässigkeit doppelten Besitzes: um den einen als Besitzer schützen zu 
können, wurde der andre zum Detentor degradiert. — Dass der röm. 
Gegensatz von Besitz und Detention grossenteils positiv und tendenziös 
war, ist schon früher (von Dernburg, Pemice u. a.) gegen Savigny 
ausgeführt worden. Dass er aber ganz und gar tendenziös gewesen 
wäre, hat man — gegenüber dem für possessor — Jhering mit Recht 
nicht glauben wollen. Die Frage erörterten femer: Kuntze (XI 139), 
Saleilles (gut: XIV 150), v. Scheurl (VI 290), Voigt (V317). 
Zur Dogmatik des Besitzes begann W. Stintzing Besitz I^ 
88 (IX 8) eine (mit Recht) nicht fortgeführte Erstlingsschrift. Er 
schrieb seitdem kritische Streifzüge z. Bes. Lehre 92. Ein umfassendes, 
wissenschaftlich und praktisch bedeutendes Werk ist Oraf Pininski's 
Besitzerwerb 2 Bd. 85, 88 (V 67, VTLI 368). Erwerb und Verlust 
des Bes. behandelte Hirsch 91 (XI 318). Einzelne Erwerbsfragen: 
Strohal: Succession in Bes. 85 (V 100), Kniep vacua possessio I 
86 (V 279); Goldschmidt Studien z. Bes.-R. 88 (über C (8, 53) 
1 ; Vin 171) ; Biermann traditio ficta (es gut nicht die C. J. Theorie, 
sondern die durch Savigny nicht beseitigte altere Praxis, die wir nur 
leider — nicht kennen) ; Hackfeld-Pflüger Bes. od. Ersitzung v. 
Sachteüen (V 428). 

Fast alle neueren Besitzarbeiten suchen der komplexen Wirklich- 
keit gerecht zu werden, indem sie — meist auf Jhering's Spuren — 
Savign/s „physisches * Herrschaftsverhältnis erselasen durch ein »wirt- 
schaftliches'* und zugleich , gesellschaftliches* d. h. bedingt durch den 
in der jeweiligen Gesellschaft herrschenden Respekt für Person und 
Eigentum. Zugleich wird aber meist die Unzureichendheit jeder ab- 
strakten Formel betont und auf die , Lebens Wahrscheinlichkeit*' usw. 
abgestellt. 

Der praktische und theoretische Wert der röm. Besitzlehre wurde 
— oft de lege ferenda — mehrfach erörtert. Meist verurteilend: 
Bahr 87 (VII 387), Bekker 91, 95; Jhering 89. Gegenüber 
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diesen abf&lligen urteilen tritt aber Goldschmidt HR. energisch für 
die Zweckmässigkeit und Handelsbraachbarkeit des röm. Besitz-Bs. ein. 
Ähnlich auch Scheurl 86 (VI 290) und besonders Saleilles 94 
(XIV 150). 

Zur Geschichte des Eigentums ist Jhering's sie völlig umge- 
staltende familia-pecunia Hypothese schon erwähnt worden (o. S. 59). 
Den Einfluss des Prätors auf die Eigentumsentwickelung untersucht das 
weitangelegte Werk von C. Apple ton 89 (X 331); die Miteigen- 
tumslehre Diez 88. — Über Ei gen tum serw erb begann eine ein- 
gehende, vielfach fördernde Gesamtdarstellung von Czyhlarz Glück 
B. 41 I (bis zur Frucht; VII 176). Im einzelnen behandelten: die 
Spezifikation Fischer 92 (XII 359); den Schatzerwerb: Andre 
84; die Flussinsel: Spiegelberg 86; die Konsumption des Geldes 
durch Vermischung: Comte 87, Hohenemser 93 (XII 323) und 
besonders Niemeyer 94 (der D (46, 3) 78 zwar als alleinstehende, 
unzweckmässige E. nachweist, aber — kaum beseitigt). Sehr gründ- 
liche Erörterung fand der Fruchterwerb des redlichen Besitzers, be- 
sonders von Czyhlarz — Glück (der das »consumtos suos facit* als 
interpoliert nachwies), Buchenau 89 und v. Petraczyski 92 in 
eingehendster Untersuchung. Derselbe behandelte 93 die Lehre vom 
Einkonunen (als erweiterten Fruchtbegriff). 

Für die Usucapionsgeschichte kommt Stintnng's Hypothese einstiger 
Entbehrlichkeit von b. f. u. titulus immer ausschliesslicher zur Gel- 
tung. Dabei wird aber (besonders von Kariowa BRG.) der usus 
als K-Ausübung nicht als einfacher Besitz aufgefasst Gründlich, aber 
stark hypothetisch behandelte die üsucapionsgesch. Klein Sachbes. 
u. Ers. 91 (oben S. 65). Einzelne Fragen: Hack feld-P flüger 
Bes. u. Ers. von Teilen 86 und Beer Ersitzbarkeit von Erzeugn. ge- 
stohln. Sachen 84. Zur Vindikationslehre verglich G. A. L e i s t 
86 (V 364) das die prob, diabolica nicht kennende attische Eigentums- 
R.; H. Krueger 92 bestritt gründlich, aber kaum richtig die Edik- 
talität der exe. r. vend. et tr.; Lammfromm, Landsberg und 
Pfersche untersuchten die Vindik. gegen unredliche Besitzer. 

Die RR an fremden Sacht n wurden wenig behandelt bis auf die 
um so reicher bedachte Gesch. des Pfand-Rs. Hier wurde besonders 
die fiducia viel erörtert: monographisch von Oertmann 90 (IX 437), 
sodann aus Anlass einer pompejaner Urkunde, die (trotz Kar Iowa) 
eine Pfandfiducia betrifft (soDernburg, Eck, Girard, Graden- 
witz, Mitteis, Mommsen, Pernice, Scialoja); endlich 
wegen und gegen die Hypothese von Heck 89 , auch die fiducia cum 
amico sei eine Verpfändung (mit Salmann) gewesen: Goeppert und 
Niemeyer. — Die Gesch. des pignus, insbesondre die spftte Durch- 
führung seiner Dinglichkeit behandelten: Bevillout86, Voigt 88, 
Kuntze 93. 
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Von der wie immer überreichen Litteratur des Obligationen -Rs. 
kann nur einiges angeführt werden. 

Am wichtigsten, wenn auch hier nur obenhin zu erwähnen, ist 
die grössere Klarheit, die die vergleichende B.Gesch. über die Anfänge 
des Schuld-Rs. überhaupt und speziell des römischen zu verbreiten be- 
ginnt So die immer allgemeiner anerkannte Entstehung der Forde- 
mngs- aus dinglichen Rechten (Pfand- und Besitz-B. am Schuldner). 
Femer die ursprüngliche ünvererblichkeit mit dem völlig neuen Licht, 
welches sie auf den einstigen Zweck der Bürgschaft, Eorrealität usw. 
wirft. 

Zum positiven röm. Obligationen-B. begann eine Gesamtdarstellung 
von Ryck (VH 16, VIII 424). Den Begriff der Obl. erörterte 
Kuntze 86, ihre Individualisierung: Mitteis 86 (V 431) die kor- 
reale Solidarit&t: Waldner 85, die aktive blosse Solidarität 
Jhering (Y 281), die Forderungsüberweisung usw.: E. Danz 
(V 483) und von Blume 95, die actio utilis des Cessionars: 
£isele87. Lenel92 (XII 295) erklärte die actio de in rem verso 
utilis Diodetians in C (4, 26) 7 § 3 (1) für tribonianisch. — Zur 
Schadenersatz- und Schuldlehre vertrat Lehmann (IV 58) aufs Neue 
seine These von 65 über den Notstand des Schadensprozesses. Über 
Schadensersatz femer: Steinbach 88 und »vom Standpunkt der 
Nationalökon.^ M ata ja 88. Die mora creditoris behandelte v. Schey 
84 (TV 141). Über die culpa erschien eine vielgelobte grosse Mono- 
graphie von Chironi 84 — 6 (VI 434). Über Gleichstellung von lata 
culpa und dolus: G. C. Burckhardt 85 (VI 172), über Notstand : 
von Thur (VHI 329). — Am meisten bearbeitet wurde die Frage 
der vis maiar (nebst custodia usw.). Die heillose Dunkelheit des Be- 
griffis und dabei seine Wichtigkeit als Angelpunkt der Transport- und 
Unfalls-Ggeb. macht ihn zu einem Hauptdissertationsthema (84 — 94 
allein in Bern und Zürich 5mal). Dazu die 83er Polemik Dern- 
burg's mit Exner (III 137) und, wohl hierdurch veranlasst, eine 
Münchener Preisfrage. Daher verschiedenwertige Schriften von Baron 
(XI 401), Biermann, Brückner (IX 266), Engelmann (VII 16), 
Gerth (X 168), Hafner, v. Hollander (XII 85), Huber, 
Lehmann, Stucki u. a. — Gelöst ist das Rätsel noch nicht 
Hervorhebung verdient die Vermutung Lehmann 's (88), die custodia- 
Hafbung jedes conductor operis sei zu Gaius' Zeit, vielleicht durch ihn 
— D (19, 2) 25 § 7; 40; D (4, 9) 5 pr. — zur Anerkennung ge- 
langt. 

Zur Erfullungslehre : Altmann benefic. compet. (VIII 106); 
Ernst Leistung an Zahlungsstatt 90; Stampe Kompensation im 
strieti iuris iud. Femer Sokolowski 90 über die epistula d. 
HadrianL Zur Kontraktslehre behandelte Pernice 84 die, ins Ver- 
waltungs-B. gehörenden, angeblichen Inhaberpapiere des K B. (tesse- 
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rae etc. Die drei Formen der üngiltigkeit obligatorischer Rsgesch. 
(ipso iure, durch actio, durch exceptio) erörterte Gradenwitz 
(VI 289). Die exceptio non rite adimpleti contr. behandelte gut 
Andre 91: es liegt der Schein der Erfüllung vor, dieser zeugt gegen 
den Schuldner und macht ihn (gegen-)beweispflichtig. Gegen Andre 
W. Stintzing 92: nondum est ex empto actio. — Über und für 
naturalis obligatio ex pacto: Hellmann 91. — Über Konventional- 
strafen: Neuen feld 86, von See 1er 91. Von den einzelnen Kon- 
trakten behandelte Voigt (VQ 841) gelehrt und grundlich den 
Litter alkontrakt mit Buch- und Bankwesen. Aber sein neues 
System scheitert an den Quellen (so mit Recht: Kariowa und Nie- 
meyer). Für die graeko - orientalischen Litteralobligationen gaben 
neue Aufschlüsse besonders Goldschmidt 89 und Mitteis 90, 91. 
Den Realkontrakt erörterte A d 1 e r 92. Die Fiducia Geib (vgL auch 
0. S. 66). Das depositum irreguläre leugnete, in Übertreibung der 
logisch-juristischen Kritik Niemeyer 89 (Viil 234) unter wesent- 
licher Billigung von Roguin (choses fong. et cons. 91), aber unter 
Widerspruch von Goldschmidt. — Die Interpolation, welche 
Gradenwitz für den Ausdruck actio praescriptis verbis bewiesen 
und für D. (19, 5) 5 behauptet hat, veranlasste mehrfache Behandlung 
der Innominatkontrakte und des Reu-Rs. von Gradenwitz, Lenel, 
Pernice u. a. 

Aus der massenhaften Kauf litter atwr ist zunächst hervorzuheben 
der Fortgang von Bechmann's Monographie (Kauf 11^) und der 
Abschluss von Hanausek's Haftung des Verkäufers für die Be- 
schaffenheit der Ware 87. Femer Puntschart's von der Spezial- 
frage des periculum ausgehende, historisch-dogmatische Studie über die 
fondamentalen R. Verhältnisse 85 (IV 414). Endlich Girard's wert- 
volle Histoire de la garantie du chef d'^viction 84. Mommsen 85 
behauptete censorischen Ursprung von Kauf und Miethe. Zur Kauf- 
gesch. femer Ferrini93, Eck bearbeitete 84 die actio quanti mi- 
noris nach Verfügung über die Sache (IV 244), wahrend seine These 
der Eigentumsverschafiungspflicht des Verkaufers von der (vermutlich 
ersten) Romanistin Frau Dr. Kempin 87 (VII 103) gut vertreten 
wurde. Fr. Endemann erörterte 84 die emptio spei und rei 
speratae (IV 366). Die Gesch. der Miethe behandelte Mommsen 86, 
Burckhardt 89 (Vm 228). Die coionia partiaria wurde mehrfach 
behandelt, so von Waaser 85, Pernice 86, Zachariae 91. 
Über Kauf und Werkvertrag: Ehrenberg 88 (Vm 139). Die 
artes liberales und das Honorar behandelten Löwen feld 88 (VII 340) 
und für den Arzt speziell Hefke 85 (IV 366), der zwischen freige- 
gelassenen und freigeborenen Ärzten unterscheidet Die negotiorum 
gestio suchte auf breitere Grundlage zu stellen: Kohl er, Menschen- 
hilfe im Priv.-R. 86 (VI 180). Für Wlassak's ursprüngHch allge- 
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meine neg. gestio Dernburg 84, dagegen Caq 91 und (durch- 
schlagend) Kariowa 93. 

Zur Deliktslehre wurde auch 84 — 94 die Popularklage viel bear- 
beitet, besonders in Italien wo sie wieder gilt, so von Fad da 94, 
Garbasso 92, Maschke 86, Paalzow 89. — Über das furtum 
schrieben F. Krueger 84, Schirmer 84, Landsberg 88, Jhe- 
ring 94. Über die Injurie Jhering B.schutz gegen injuriöse B.- 
verletzungen 85 (V 13) und Landsberg 86; über ^alea*^ Schön- 
hardt 87 (V 25). Die Schätzung des Schadens bei der lex Aquilia 
behandelte von Thur 92 (XII 364). Die actio Pauliana: Dern- 
burg 84 und E. Serafini (VI 323, IX 235). 

Das römische Faillili6n-R. stellte im ganzen dar Bivier in dem 
gehaltreichen Pl^cis du droit de fam. rom. 91. Das Ehe-B. Brini 89 
in einem dreibändigen, hypothesenreichen aber gründlichen Werk. 
Jörs 94 behauptete ein erstes august. Ehe-G. von 27 v. Chr. Bern- 
stein 84 (IV 243) sah in der dotis dictio eine lex coemptioni dicta, 
Esmein 90 in der actio rei uxoriae mit guten Gründen eine einstige 
piHtorische Poenalklage in bonum et aequum. Über (und für) das 
Dotal-B, als modernes System: Czyhlarz 93 (XTTI 115). Die Dotal- 
fruchtverteilung: D (24, 3) 7 erörterten Wiedemann 86, v. Petrac- 
zyski 92, Lot mar 94. — Die Kuratel bearbeiteten: Audibert 
(o. S. 64) und Adamkiew icz (XII 69). 

Zum Erb-R. ist vor allem die Erweiterung des vorrömischen 
Horizonts besonders durch das G. von Gortyn (Adoptionstestament) 
zu erwähnen. Ferner Jhering's famiHa-pecunia Hypothese: Testaments- 
autonomie nur für res nee mancipi. Für das positive röm. Erb-B. be- 
gann ein ausfuhrliches Lehrbuch Koppen 86, 88 (VI 184, VII 451). Ver- 
schiedene Einzelfragen behandelten Ho ff mann 85 (IV 412) und Oert- 
mann (X 93), das röm. Frauenerb-B. Kahn 84. — Zum Testaments-B. 
lieferte das Fayum ein prätor. Testament von 155, eins per aes et 
libram mit codicilli confirmati von 189 und Prozessakten über Testa- 
mentseröffiiung von 184. — Über Testaments widerruf durch Verschluss- 
zerstörung kontrovertierten P. Krueger und Schirmer 86, 87. 
Eisele (V 137) erörterte die resolutivbedingte Einsetzung, Oert- 
mann 87 das testamentum mysticum, Oohn 92 die Quasipupillar- 
substitution. Benevolentia als Erfordernis der Giltigkeit letztwilliger 
Zuwendungen (nach übbelohde) behandelte gut Steinfeld 84 (IV 170). 

Die Vermächtnislehre im Ganzen bearbeiteten Ferrini 89 und 
Salkowski Glück (IX 442), die Fideikommissentstehung Brückner 
(Xm 114), das Anwachsungs-B. von Wetter 86, das Praelegat 
Kretschmar 84 und Bernstein 94 (XIV 117). Interessante rechts- 
und dogmengeschichtliche Hypothesen über liberatio legata entwickelte 
H. Krueger 94. Die (epigraphischen) Gräberbussen erörterte allge- 
mein: Treuer 88, für Bom speziell: Merkel (XH 367). 
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Das röm. Intestaterb-B. behandelt im ganzen Zoll dO (IX 439). 
Für seine historischen Anfänge findet steigende Verwertung (Sohm^ 
Cuq u. a.) die Thatsache, dass die XII Tafeln als heres nur den 
Descendenten kennen, nicht agnatus und gentiles. Für diese wird 
usucapio pro her. erforderlich gewesen sein. Dieses Urinstitut be- 
handelte originell, aber einseitig und zu eng Jhering 84 (die Mause- 
falle des alten Erb-B.). 

Zum Noterb-B. behandelte die Praeterition: Ho ff mann 85, die 
querela inoff.; Unzner 91 (X 372), und besonders Eisele 94 
(XrV 116: Cognitionsquerel neben dem C. V. R.smittel?). 

Zum Erbschaftserwerb wurde das »Bätsei des alten Erb-Bs.* die 
cretio mehrfach nicht ohne Glück untersucht von Czyhlarz, Kar- 
lowa, Sohm, Voigt u. a., die das „quibus poteris* und ,heredi- 
tatem adeo" als erklärungsbedürftig und -fähig erkannten. Einzelne 
Erwerbsfragen behandelten z. B. Kretschmar (erbrechtl. Kompen- 
sationen Xn 374), Oertmann (benefic. separationis 90, X 93) und 
Gas so (Haftung des Benef. Erben 89). 

Die Gesch. der Erbschaftsklagen untersuchte Lammfromm 87, 
die erbrechtl. Interdikte übbelohde Glück 92. 



Ein RUckblick auf die so skizzierte Litteratur zeigt, dass die r. 
B.forschung zumal in Deutschland auf der ganzen Linie im Fortschritt 
ist. Nach der Menge des geleisteten und besonders des angebahnten 
und vorbereiteten dürfte sogar das Jahrzehnt 84 — 94 das überhaupt 
fruchtbarste der ganzen bisherigen Bomanistik sein. 

Ein unzweideutiges, wenn auch nicht gerade hübsches Zeichen für 
diesen allseitigen Fortschritt ist die uoehrerbietige Behandlung, die 
84 — 94 so vielfach dem Forscher zu teil wurde, auf dessen Schultern 
alle stehen: Savigny. Wieder und wieder hat man ihm demonstriert 
„wie wirs denn so herrlich weit gebracht." All seinen Haupt- 
ergebnissen ist nach und nach der Glaube gekündigt worden, seiner 
Lehre von der Bs. -Entstehung (z. B. Jhering 94: das B. wird nicht, 
es wird gemacht), vom Besitz (auch hier besonders Jhering, zumal 
Besitzwille 89), endlich vom r. B. im Mittelalter, wo die von ihm 
geleugnete! Fortdauer der Wissenschaft nun erwiesen ist, und neuer- 
dings (von Fitting, Landsberg, Pescatore u. a.) sogar seine Wer- 
tung der einzelnen Glossatoren, besonders des Imerius, scharf ange- 
fochten wurde. Savigny's Buhm leidet darunter natürlich nicht — 
auch der Grössten Wissen ist eben nur Stückwerk — wohl aber zeigt 
dies allseitige Brechen mit seiner Autorität, dass er endlich auf allen 
von ihm gebahnten Forschungswegen Nachfolger und Fortsetzer seiner 
Arbeit gefunden hat, die denn begreiflicherweise auch weiter sehen 
als er. 
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Den Vergleich mit der Vergangenheit braucht also die 84 — 94er 
r. Bs.forschang nicht zu scheuen. Wie steht es aber mit ihrer Zu- 
kunft? Die Frage wurde 84—94 wiederholt aufgeworfen und sehr 
yerschieden beantwortet 

Sicher ist zunächst, dass das r. R. von seinen altgewohnten 
Gegnern keinen verloren hat. Während Mataja, Menger u. a. es 
als „antisozial* brandmarkten, protestierten die Agrarier und Anti- 
semiten, mit der Wissenschaft fortschreitend (o. S. 57), gegen das Corpus 
Juris als römisch- semitisches R. (z. B. Berlin 18/2. 95). Möglich auch, 
dass demnächst die katholische Ejrche offiziell zu den Feinden des 
r. R. hinübertritt. Wie M. Fournier (Nouv. Rev. bist. 90) zeigt, 
bekämpfen sich im französischen Katholizismus gegenwärtig zwei 
Strömungen. Während die offizielle Kirche einstweilen noch die Auf- 
fassung festhält, Honorius III. habe die Bulle Supra Specula 1219 
nicht aus Feindschaft gegen das r. R. erlassen, erklärten zwei Heis- 
sporne Danzas und Graf Moniten, ^P^us papalins que le pape**, die 
Bulle (gewiss richtig) aus dem Hass, den die Kirche dem „caesaristi- 
schen" r. R. gewidmet habe und allezeit widmen müsse. Sie wurden 
scharf desavouiert, es wäre aber nicht das erste Mal, dass bei einer 
so zweifellos populären Tendenz die zuerst verleugneten Heisspome 
denmächst die offizielle Kirche hinter sich hätten. 

Die weitverbreitete Abneigung gegen das r. R. zeigte sich denn 
auch in der massenhaften Litteratur über und gegen die „Misstände 
im E.sunterricht" (vgl. Litt.-Ber. S. 36). Die Hauptanklagen er- 
gingen gegen das r. R. und seine Lehre. Daher zahlreiche Abwehr- 
schriften von Romanisten: Burckhard 87, Dernburg 86, Eisele 85, 
Gneist 87, Goldschmidt 87, Hruza 86, Kuntze 88, Leonhard 
87, Rassow 86 und Stammler 85. Dieser suchte den Vorwurf des 
ungeeigneten r. R.sunterrichts auch durch die That zu widerlegen mit 
seinen in Gedanken und Ausführung glücklichen „Pandektenübungen 
für An&nger*^ 92. KsfUlle für r. R. gaben noch heraus: Fromm- 
hold (XI 176), Hellwig (XI 19), Leonhard (VI 430). 

Vor allem aber drängte der Entw. des D.B.G.B. 88 den deutschen 
Bomanisten die Frage wegen der Zukunft ihres Studiums auf. Von 
den zahlreichen Schriften hierüber von Bahr 88, 89, Becker 90, 
Eck« 93, Eisele 85, Leonhard 87, 94, Pampaloni 88, Polacco 
89, Stammler 85 u. a. seien die Prophezeiungen Bähr's u. Kohler's 
hervorgehoben, weil sie am eingehendsten und folgerichtigsten die 
beiden entgegengesetzten Ansichten ausfahren. 

Nach Bahr werden die künftigen deutschen Juristen, dem unge- 
heuren Memorierstoff fast erliegend, weder Zeit noch Lust haben, um 
auch noch juristisch denken zu lernen. Und am allerwenigsten werden 
sie — bei der herrschenden antiklassischen Zeitrichtung — zu diesem 
Zweck r. B. und Pandektenexegese betreiben. Die „phantastische 
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HoffnuDg^^, dass man aus dem D.B.G.B. heraus zu einem andern, voll- 
kommneren R. sich werde emporarheiten können, werde widerlegt durch 
die Erfahrungen mit dem Pr. Land-B., dem Code Napoleon und der 
D.Z.P.O. Die Masse der Juristen gewöhnt sich an alles und wird 
gleichgiltig, das Volk aber kommt gegen JustizmissbiAuche nicht auf, 
da die Interessenten selbst die schlechtesten Einrichtungen aufrecht 
erhalten. Bfthr's Kassandraruf schliesst mit dem Satz: mit Einführung 
des D.B.G.B. und mit den heutigen, noch vor ihm ausgebildeten 
Juristen stirbt die deutsche RW. für immer aus! 

Hinzufugen könnte man, um das Nachtbild vollständig zu machen, 
dass wie jetzt der Aufschwung der r. KStudien im Auslande wesent- 
lich Folge und Gegenstück der deutschen romanistischen Arbeit ist, 
so der Verfall dieser Studien in Deutschland mit Notwendigkeit ihr 
Sinken auch in den andern Ländern nach sich ziehen würde. 

Im vollsten Gegensatz zu Bähr's melancholischen Zukunftsaussichten 
steht der Optimismus Kohl er 's. 

Weit entfernt, das r. B.-Studium in Deutschland zu vernichten, 
wird das D. B. G. B. ihm erst die volle wissenschaftliche Freiheit und 
Fruchtbarkeit gewähren. Entbunden von den letzten Bücksichten der 
Pandektenharmonistik und von dem geistlosen Zwang der Novellen, 
wird die wissenschaftliche Erforschung des r. B dann in ganz neuen 
Bahnen sich bewegen. Mit immer lebendigerem Verständnis für die 
römischen Juristen und für ihr Werk werden die Romanisten der Zu- 
kunft sie erst nachzuahmen, dann über sie hinauszuschreiten vermögen 
„zu Höhen, die sie sehnsüchtig erstrebten*. Wie jetzt in Frankreich, 
schliesst Kohler, wird auch in Deutschland nach dem D. B. G. B. das 
r. R-Studium ausschliesslich auf das wirklich Grosse und Brauchbare 
sich richten« — Hier erscheint richtig, dass die r. B,- Erforschung in 
Frankreich schon seit lange eine wissenschafüich vielseitigere war 
(griechisches und orientalisches R., oben S. 45) und dass sie neuerdings 
immer mehr auf das Unvergängliche im r. B. sich richtet und danach 
strebt, der französischen Jurisprudenz zu der Freiheit und genialen 
Schöpferkraft der römischen Juristen zu verhelfen (oben S. 48). Aber 
es gehört auch als Schatten in dies Bild die Klage der französischen 
Bomanisten über den Bückgang der r. R.-Studien in Frankreich, so 
z. B. Apple ton 91 (Verminderung der Stundenzahl) undTardi&88: 
,le goüt des ötudes de droit romain se d^veloppe de plus en plus en 
Italic, tandis qu'il döcroit en France.* 

Sodann verweist Kohl er — und hier ist kein „aber* sichtbar 
— auf die ganz neue Bedeutung, die die vgl. BW. dem r. R. verleihen 
wird. Schon jetzt erscheint das r. R. als die natürliche Grundlage 
der Priv.R.-Vergleichung und -Ausgleichung, wie ja die besten Arbeiter 
auf diesem Felde zum grössten Teil entweder vom r. R. ausgegangen 
sind (z. B. Kohl er, Niemeyer, Rivier) oder umgekehrt durch 
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den inneren Zwang ihres Studimns zum r. R., als der thats&chlichen 
Omndlage der enropSlschen Priv.RR., geführt wurden (so Rognin: 
choses fongibles et consomptibles 91). Und diese Bedeutung des r. R. 
für die Priy.-R.-Yergleichung und -Ausgleichung kann nur wachsen 
durch die wachsende Verbreitung der r. R.-Studien, die auch den 
englisch-amerikanischen und den russischen Juristen die romanistische 
Denk- und Ausdrucksweise der kontinental - europäischen geläufig 
machen wird. 

Ref. zweifelt daher nicht, diesen , mutigen Glauben* Kohler's zu 
dem seinen zu machen. Und zwar erscheint von diesem Standpunkt 
aus auch die Befürchtung unzutreffend, dass von dem einmal einge- 
führten D. B. G. B. -Recht nicht mehr loszukommen sein wird. Für 
eine auf sich allein angewiesene Landesjurisprudenz mochte das Bild 
von Münchhausen im Sumpf zutreffen. Aber die moderne Strafr.-Ent- 
wickelung zeigt, dass die R.-Vergleichung im stände ist, jenen festen 
Punkt ausserhalb des Landes-Rs. zu bieten, wo der Hebel der Reform- 
arbeit angesetzt werden kann. Und wie das preussische und das 
östreichische GB.Recht von der gemeinrechtlich-deutscheu Wissenschaft 
geschmeidigt und überwunden werden konnte, genau so auch in Zu- 
kunft das R. des D. B. G. B. durch die dereinstige auf R.-Vergleichung 
und r. R. beruhende gemein-europäische Priy.RW. Zum zweitenmale 
wird dann das r. R. dem R.-PaTtikularismus gegenüber seine univer- 
salisierende Mission erfüllen und nach dem schon von Irnerius in den 
Questiones entwickelten Programm einem gemeinsamen und voll- 
kommeneren Rechte zum Siege verhelfen über die volksrechtlichen 
«statuta*. 

Wird dem r. R. diese Rolle zu teil, wird sie klar erfasst und ihr 
entsprechend der r. R. -Unterricht künftig in grossen Zügen und mit 
weiten Horizonten gegeben, so kann und wird ihm auch unter den 
veränderten und zweifellos sehr erschwerten Umständen nach dem D.B.G.B. 
seine ehrenvolle und wichtige Rolle bleiben: 

Wenn 1884 das Pandekten-R. • dem deutschen Romanisten erschien 
als Schöpfung der Römer und als Grundlage des deutschen 
Priv.-Rs., so zeigt es sich 1894 xmserm allseitig erweiterten Blick 
als Erzeugnis der gesamten antiken Rs.kultur, von ihren ältesten 
Anflüigen an und in allen ihren Zweigen, und als bestimmt, in 
Zukunft unserer ganzen heutigen Kultorwelt die Rs. -Annäherung 
und -Ausgleichung zu ermöglichen! 



Jurist LitteMtvrberioht 1884-94. 
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Der Entwurf eines bürgerlichen Oesetzbnehs 
Ar Abs Deutsche Reich. 

Wfthrend die BV. vom 16. April 1871 nur eine gemeinsame Ogeb. 
tlber das Obligationenreobt kannte, erklärte das BG. vom 20. Dezember 

1873 die gemeinsame Ggeb. über das gesamte bürgerL B. zur Sache 
des Beiches. Durch Bundesratsbeschlass vom 22. Jnni nnd 2. Joli 

1874 wurde zur Bearbeitung eines desfallsigen OEntw. eine aus elf 
Juristen (Bichtem, Mitgliedern von Ministerien und Professoren der 
Bechte) bestehende Kommission berufen, welche am 17. September des- 
selben Jahres in Berlin zusammentrat, und zunächst nach den yom 
Bundesrat im Allgemeinen bezeichneten Gesichtspunkten den Umfang 
imd die Methode der Bearbeitung bestimmte und für die Aufstellung 
Ton Vorentwürfen mit Motiven för jedes der fünf Bücher (Allgemeiner 
Teil, Obligationen-R, Sachen-B., Familien-R und Erb-B.) je einen Be- 
daktor bestellte. Im Oktober 1881 begannen die Beratungen der G«- 
samtkommission über die vorgelegten Vorentwürfe und endeten am 
32. Dezember 1887. Bereits am 31. Januar 1888 beschloss der 
Bundesrat die Veröffentlichung des Entw. erster Lesung nebst Motiven, 
die auf Grund der von den Bedaktoren ausgearbeiteten Motive und der 
von der Kommission genehmigten Beratungsprotokolle zusammen- 
gestellt worden waren, ohne jedoch einer Prüfung und Genehmigung 
der Gtosamtkommission unterlegen zu haben. 

Im Vorwort des alsbald veröffentlichten Textes des Entw. wurde 
ausdrücklich bemerkt, dass es nur willkommen sein könne, wenn nicht 
bloss die Vertreter der Bechtswissenschaft und die zur Bechtspflege Be- 
rufenen, sondern auch die Vertreter wirtschaftlicher Interessen von 
demselben Kenntnis nehmen und mit ihren Urteilen und Vorschlägen 
zur Verwertung für die weitere Beschlussfassung über den Entw« her- 
vortreten würden. 

Dieser Aufforderung ist in reichlichem Maasse entsprochen worden, 
denn alsbald nach dem Erscheinen des Entw. erhob sich in der öffent- 
Jnzist Litteratarberioht 1884-^ 7 
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lichkeit eine bei gleichen oder ähnlichen Gesetzeswerken früherer Zeiten 
nie dagewesene gewaltige Flut von Betrachtungen and Änsseningen 
über den Entw., die die weitesten Kreise unseres Volkes durchströmte 
und jedenfalls daron Zeugnis ablegte, dass das Zustandekommen eines 
einheitlichen und den Bedürfiaissen der heutigen Zeit entsprechenden 
Rechtes den Gegenstand der heissen Sehnsucht und das unverrückbare 
Ziel der Bestrebungen des politisch geeinigten deutschen Volkes 
bildete. 

An diesen Betrachtungen und Äusserungen über den Entw. haben 
sich ausser den Bundesregierungen (Zusammenstellung der Äusserungen 
der Bundesregierungen zu dem Entw., gefertigt im Beichsjustizamt. 
Als Manuskript gedruckt. Berlin 1891.) etwa 368 Einzelscluiftsteller 
beteiligt, in erster Linie selbstyerständlich Juristen; dann aber auck 
Vertreter der Volkswirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft, der 
Staatsverwaltung, der Armenpflege, des Handels, der Industrie und der 
Gewerbe, Ärzte und Tierärzte. Es haben sich femer beteiligt etwa 
77 Korporationen und Vereine, der deutsche Handelstag, zahlreiche 
Handels- und Gewerbekammem, der Handwerkerbund, landwirtschaft- 
liche und volkswirtschaftliche Vereine und Behörden, ärztliche und 
tier&rztliche Vereine, Beamtenvereine , wirtschaftliche und industrielle 
Vereine, Vereine für Armenpflege und innere Mission, Vereine der 
Gasthofsbesitzer, Geometer, Haus- und städtischen Grundbesitzer und 
Vermieter. Das gesamte Material ist niedergelegt in mehr als 600 
Schriften, von denen nur wenige, insbes. Bingner, Bahr, Asher, Baden- 
hausen, Ebbekke, handschriftlich dem Reichskanzler übermittelt, die übrigen 
teils als selbstständige Drucke, teils in periodisch erscheinenden Zeit- 
Bchriften und durch die Tagespresse veröffentlicht worden sind. 

Der überwiegend grösste Teil aller Arbeiten hat den Entw. selbst, 
als Werk der Kommission, zum Gegenstande, ein kleinerer seine 
Oeschichte. Notizen hierüber bringt Klöppel (Gruchot, jetzt RassoT 
und Küntzel, Beiträge zur Erl. des deutsch. R. Bd. 33), eine um- 
üftssende, auf die Ergebnisse der bisherigen rechtsgeschichtlichen Unter- 
suchungen gestützte V r geschichte des Entw. Schwartz, (Die Gesch. 
der Privatrechtlichen Kodiflkationsbestrebungen und die Entstehungs- 
gesch. des Entw. im Arch. f. B. R. Bd. L Sonderabdr. 1889.) Aoa- 
gehend von den Voraussetzungen und Wirkungen der Rezeption des 
R. R. und der Entstehung einer grossen Zahl von mehr oder minder 
ausführlichen Stadt- und Landrechten schildert er die Thätigkeit der 
Territorial-Ggebgn., durch welche einerseits manche einheimische Rechts- 
satzungen vor der Erdrückung durch das fremde R. bewahrt blieben, 
andererseits aber im ganzen der Einfluss und die Geltung des letzteren 
intensiv noch mehr befestigt und gefördert wurden. So giebt er einen 
Überblick über die legislativen Versuche in Bayern, vom Land-R des 
Kaisers Ludwig des Bayern an, 1336, und dessen Neubearbeitung in 
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1487, 1487, 1616, 1756 (Codex Maximilianeus Bavaricus durch 
Kreittaeyer), in Preussen: beginnend mit dem Entw. einer Eammer- 
gerichts-O. Ton 1516, übergehend zur Joachimica von 1537, zur All- 
gemeinen Yerordnoog über die Verbesserang des Jnstizwesens Friedrich 
Wilhelm I. von 1718, zu den weiteren Versuchen von 1721 (Coccejus), 
1749 und zu den umfangreichen und mühseligen Vorarbeiten für das 
ALR. für die Eönigl. Preuss. Staaten mit Gesetzeskraft vom 1. Juli 
1794 (Svarez). Die Versuche' zur Herbeifohrung eines einheitlichen 
Bechtes in Österreich begannen auf Anregung der Kaiserin Maria 
Theresia in 1749, führten zum Josephioischen OB. vom 1. November 
1786 und schlössen mit dem Allgemeinen bürgerL GB. für die deut- 
schen Erblande der Österreichischen Monarchie vom 1. Juni 1811 ab. 
Mittlerweile war das französische B., der Code civil, in einen Teil 
Deutschlands, in die Preuss. Bheinprovinz, in Rheinbayem, Birkenfeld, 
Bheinhessen und Baden eingedrungen; in letzterem wurde der Code 
im Dezember 1809 in deutscher Übersetsong und mit mehreren hun- 
dert Zusätzen eingeführt (Brauer). Schon zu An&ig des sechszehnten 
Jahrhunderts wurde in wissenschaftlichen Kreisen der Ruf nach einer 
einüben und klaren Gestaltung des gemeinen R. durch die Reichs- 
gewalt laut; das Verlangen nach einer Kodifikation desselben zog sich 
durch das ganze sechszehnte und siebzehnte Jahrhundert und wurde 
insbesondere durch Conring und Leibniz begründet. Das achtzehnte 
Jahrhundert zeigt uns einen lebhaften Streit über die Möglichkeit und 
Bäüichkeit eines allgemeinen GB. für ganz Deutschland. Im zweiten 
Jahrzehnt des neunzehnten Jahrhunderts erwuchs ein mit den schftrfsten 
Waffen der praktischen Vaterlandsliebe einerseits und des nüchternen 
kritischen Geistes andererseits geführter Kampf , begonnen von Thibaut, 
der die for die Kodifikation sprechenden Gründe so vollständig und 
so eingehend dargelegt hat, dass die Folgezeit, selbst bis in unsere 
Tage hinein in dieser Beziehung nichts Wesentliches zuzusetzen ge- 
wusst hat, und aufgenommen von Savigny, der im wesentlichen die 
fEur das Bedürfiiis eines GB. für Deutschland angeführten Gründe als 
hinfUlig bezeichnete, und der damaligen Zeit, weil der den Juristen 
unentbehrliche, historische und systematische Sinn noch nicht genügend 
entwickelt sei, die Fähigkeit zur Bearbeitung eines GB. absprach. Die 
Lüterator der folgenden Jahrzehnte teilte sich in beide Lager. Es 
war namentlich Be seier, der die Savigny'sche Lehre bekämpfte, und 
Puchta, der in herber £üritik des ersteren Standpunkt zu vernichten 
sndite. Wächter befürwortete 1853 die unmittelbare Ab&ssung 
eines allgem. deutschen GB. unter Beseitigung der Subsidiarität des 
B. B., konstatierte 1862, dass den Resultaten der Savigny'schen Schrift 
wohl nur die Wenigsten zugestimmt hatten und wurde 1864 vom 
Könige von Württemberg beauftragt, mit einer Reihe von deutschen 
Regierungen persünlich in Unterhandlungen über Vereinbarungen zu 
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einer gemeinsamen Ggeb. zu treten. Wie tief die Überzeugung Yon 
der Notwendigkeit einheitlicher Kodifikation in das deutsche Volk ge- 
drungen war, zeigten die Bewegungen des Jahres 1848. Die am 
28. Mftrz 1849 von der deutschen Nationalversammlung verkündigte 
«Verfassung des Deutschen Reichs* bestimmte im § 64, dass es der 
Reichsgewalt obliege, durch die Erlassung allgemeiner Gesetzbücher 
über bürgerl. R. , Handels- und Wechsel-K, StrR. und gerichtliches 
Verfahren die Rechtseinheit im deutschen Volke zu begründen. Zwar 
wurde in der Folge noch hie und da (Greib, Sintenis, Roth) der Ge- 
danke an ein einheitliches R bekämpft, allein die überwiegende Mehr- 
zahl der berufenen Urteiler gab sich ihm voll und ganz hin (Wjden- 
brugk, Held, Heimbach d. ä., Bruns, Christ, Arndts, Ahrens, Stobbe, 
Windscheid, Jhering, Pitting, Goldschmidt, Bürkel, Behrend, Sohm, 
Mommsen, Bethmann-HoUweg usw.). — Einen Mittelpunkt und ein 
lebendiges Organ erhielten die Einheitsbestrebungen in dem 1860 ge- 
gründeten deutschen Juristentag, der schon in seiner ersten Versamm- 
lung die Abfassung eines gemeinsamen Zivilgesetzbuchs als dringendes 
Bedür&is ansah, jedoch mit Rücksicht auf die zur Zeit obwaltenden 
ümst&nde sich dahin aussprach, dass mindestens eine gemeinsame 
Ggeb. über das Obligationen- R. herbeizufuhren sei. Seit dieser Zeit 
sollte keine Tagung stattfinden, auf der nicht ein gemeinsames deutsches 
GB. für das gesamte PrivR. oder doch f&r das Obligationen-R. als 
das zu erstrebende Ziel bezeichnet wurde. Die Ereignisse der Jahre 
1866 und 1870/71 machten es unzweifelhaft, dass die gesetzgebende 
Thätigkeit schliesslich das gesamte Rechtsleben der Nation in ihren Bereich 
ziehen würde« Damit war die Entscheidung in dem Jahrhunderte langen 
Kampfe um die Verwirklichung des Ideals eines einheitlichen bürgerL 
R. für ganz Deutschland gefallen. «Gereift in der Schule Savigny's, 
deren Pehler abgestreift, deren Kern zu einem Schatze deutscher RW. 
erwachsen war, hatte die Nation den Pfad betreten, auf welchem ans 
eigner Kraft und ohne auf fremdes sich zu stützen, der Beruf zu 
lebendiger Kodifikation des materiellen R bewiesen werden sollte.* 
und an diesem Ergebnisse langsamer, aber unaufhaltsamer geschicht- 
licher Entwicklung der Einheitsidee konnte auch die vorübergehende 
Gegnerschaft Bährs nichts Andern. 

Über die Entstehungsgeschichte des Entw. berichten: 
Die Ausarbeitung des E. e. BGB., herausgegeben von der Re- 
daktion des D. B.- und Königl. P. St. Anz. (Sep. No. 5) 1877. — 
Goldschmidt, Die Kodifikation des DB. u. HR. in Z. f. d. ges 
HR. Bd. XX, 1876 (Beil. zu Bd XXm,). — Häuser, Die Ent- 
wiokelung der Reichsgesetzg. u. d. BR., in Z. f. LR. u. LV. (Bd. I, 
1873). — Roth, Über den Stand der Bearbeitung d. D. GGB. 1876 
(Sep. aus Hirth, Annalen des DR. 1876). — Rassow, in Gruchot 
Beitr. (Bd. XXI, XXHI, 77, 79). — v. Kirchenheim (Bd. Vn). 
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— Paul Alexander-Katz, Erläuternde Anm. zu den Vorscliriften 
des Entw. 1888. — Jacobi, Entstehung und Inhalt des Entw. 1888. 

— Yierhaus, Die Entstehungsgeschichte des Entw. in Bekker und 
Fischer. Beitrage 1888. — Schwartz, Geschichte. — Nach Erlass 
des B6. vom 20. Dezbr. 1873 beschloss der BB. am 28. Febr. 1874 
die Berufimg von ftinf angesehenen Juristen (Goldschmidt, v. Kübel, 
Meyer, v. Neumeyer, v. Weber, später v. Schelling) mit der Auf- 
gabe, über Plan und Methode, nach welcher bei Aufstellung des 
Entw. eines deutschen BGB. zu verfahren sei, gutachtliche Vorschläge 
zu machen. Diese Yorkommission ging, was für die Beurteilung so- 
wohl des Entw., wie der gesamten Litteratur von Bedeutung ist, im 
Wesentlichen davon aus, dass an den bewährten gemeinschaftlichen 
Instituten und Sätzen der innerhalb des Deutschen Reichs bestehenden 
Givilrechts-Systeme festgehalten, bei Divergenzen Entscheidung in erster 
Linie nach Bücksicht des Bedür&isses und der Zweckmässigkeit, in 
zweiter Linie nach juristisch - logischer Folgerichtigkeit getroffen, dass 
mit schonender Rücksicht auf das überlieferte Recht und auf eigen- 
tümliche Ort liehe Verhältnisse die energische und konsequente 
Durchführung der den Verhältnissen der Gegenwart entsprechenden 
Rechtsprinzipien verbunden werde, endlich dass die Formulierung der 
au&unehmenden Rechtssätze sich gleichmässig von einer gelehrten Ge- 
heimsprache, wie von einer die unentbehrliche technische Bestimmtheit 
und Grenauigkeit verwischenden Popularisierung fern halte, vielmehr 
gedrungene Kürze und eine zwar gemeinverständliche, aber in konse- 
quenter Technik gefahrte Rechtssprache erstrebt werde. Ln Weiteren 
wurden Vorschläge über die Begrenzung des Gegenstandes, über 
System, Umfang und Selbständigkeit des zu schaffenden Entw. und 
über die geschäftliche Behandlung der ganzen Aufgabe gemacht. Der 
BR. genehmigte in der Hauptsache die Prinzipien der Vorkommission 
und Übertrag am 2. Juli 1874 die Ausarbeitung des Entw. an 
11 Juristen (Derscheid, Gebhard, Johow, v. Kübel, Kurlbaum 11, 
Pape, Planck, v. Roth, v. Schmitt, v. Weber, v. Windscheid, später 
Mandry, Rüger), welche nach dreizehnjähriger teils Einzelarbeit, teils 
Gesamtberatung am 27. Dezbr. 1887 den aus 2164 Paragraphen be- 
stehenden Entw. nebst Motiven dem Reichskanzler überreichte. 

Die Betrachtungen und Äusserungen über den Entw., die wohl 
alle zur Litteratur des Entw. im weiteren Sinne zu rechnen sind, ge- 
hören doch nur zxun Teile, wenn auch zum überwiegenden, der 
juristischen Litteratur an. Eine Reihe von Schriften beschränkt sich 
nämlich auf die Darlegung allgemeiner wirtschaftlicher Bedürfnisse 
oder der besonderen Bedürfhisse gewisser Stände und Berufsklassen. 
Diese Schriften können, wenngleich sie für den Gesetzgeber immerhin 
beachtenswerte Momente geliefert, und sogar auf die zweite Lesung 
einen gewissen Einfluss gehabt haben, doch in diesem juristischen 
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Litteratarberichte keine An&ahme finden, weil ihnen abgeht die Be- 
urteilung ihrer Ansprüche vom Standpunkte des Juristen aus, der jedes 
neu auftauchende angebliche Bedürfnis mit dem Massstabe der Oonti- 
nuität der Rechtsentwickelung und der Wahrung des Oleichgewichts 
der verschiedenen Interessen des wirtschaftlichen, sozialen, politischen 
und moralischen Lebens des Volkes zu messen verpflichtet ist 

Die Tendenz der gesamten juristischen Litteratur des Entw. ist 
eine doppelte. Ein Teil beschäftigt sich der Hauptsache nach mit 
einer Darstellung des Inhalts des Entw., um denselben weiteren 
Kreisen leichter zugftnglich zu machen oder sein Verständnis zu 
fordern, der andere Teil mit einer Kritik, um die Mängel des Entw. 
blosszulegen oder diesen gegen unbegründete Vorwürfe in Schutz zu 
nehmen, beides in der Absicht, eine Vervollkommnung des Entw. in 
zweiter Lesung zu ermöglichen. In das Oebiet der Darstellung des 
Inhalts des Entw. gehören zunächst die mancherlei Vorträge, die teils 
für Laien bestimmt waren, teils vor einem Juristen- Publikum gehalten 
wurden (Jacobi, Holder, Fr. Endemann, Levy u. a.), sodann 
die Anfänge wissenschaftlicher Bearbeitung in der Gestalt glossatoren- 
mässiger Hinweisung auf die Parallelstellen (P. Alexander- Katz) 
oder lehrmässiger Darstellung (Klöppel, G. A. 15), femer die Her- 
vorhebung der wichtigsten, den Entw. beherrschenden Grundsätze 
(v. Kirchenheim, E. G. Bd. XH, 1888. P. Alexander-Katz. 
Muskat, Das zukünftige deutsche Civürecht 1890. v. Kemnitz, 
Die allgemeinen Grundsätze des Entw. 1891. Manenti, sul progetto 
codice civile Germanico im Arch. Guiridico Bd. XL), weiter die Ver- 
gleichungen des Systems und der Einzelbestimmungen des Entw. mit 
denen anderer Rechte durch Hervorhebung der hauptsächlichsten Ver- 
schiedenheiten, z. B. des Gem. und Preuss. Rechts (Leonhard, 
Der Entw.), des Preuss. LR. (Leske, Der Entw. und das Preuss. 

A. LR 1890. Meisner, 1890), des Französischen Rechts (Bufnoir 
und Saleilles im Bulletin de la soci^t^ de legislation compar^ 
1889. Hachenburg, Der allg. Teil des BGB. und das Franz.-badische 
Recht und der Entw. 1889, 1891), des Sächsischen Rechts (Heim, 
Neuerungen des Entw. im Vergleich mit dem BGB. Sachsens) und des 
Schweizerischen Rechts (Marcusen, Vergleichende Darstellung des 
Schweizerischen Obligationenrechts 1890). In dasselbe Gebiet endlich 
gehören die Nachweise darüber, welche in der Wissenschaft und Praxis 
bestehenden Streitfragen durch den Entw. nunmehr als definitiv ent- 
schieden zu betrachten seien (Meischeider, Die alten Streitfragen, in 

B. und F. Beitr. III) und die Ziehung der Grenzen zwischen dem 
Priv.R. und anderen Recht sgebieten (v. Liszt, Grenzgebiete zwischen 
Priv.R. und StrR. in B. u. f. Beitr. Birkmeier, der Entw. und das 
StrR. Fischer, R. und Rechtschutz, Erörterung der Grenzgebiete 
zwischen Priv.R. und Zivilprozess in B. und F. Beitr. XVI. Born- 
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hak, Der Entw. und das Offentl. B., in AnnsJ. d. Deutschen Reichs. 
1891). 

In der Kritik haben sich über den Wert und die Znkxuift des 
£iitw. gleich von vomherem drei Strömungen geltend gemacht. Die 
eine, geleitet von Gierke (Schmoller, Jahrb. XII, n. Sep. 1889) er- 
kennt zwar die gewissenhafte, mühsame und aosdanemde Arbeit, so- 
wie die treue Hingabe an das übertragene Amt ÜEU^hmännisch gebildeter 
und scharfsinniger Männer an, allein sie findet den Entw. nicht deutsch, 
nicht volkstümlich, nicht schöpferisch, ohne Ahnung yom sittlichen 
und sozialen Beruf einer neuen Priy.-Bechtsordnung, und erblickt in 
ihm, seinem ganzen Wesen nach, ein in Gesetzesparagraphen gegossenes 
PandektenkompendiunL 

Eine andere, minder starke Strömung, Bekker (System und 
Sprache, Beitr. 11) und y. Liszt (das. V), verurteilt zwar auch die be- 
grifflichen Grundlagen des Entw., wünscht aber aus nationalen Gründen 
dessen alsbaldige Einführung mit möglichst wenigen Änderungen, in 
der Erwartung, dass auf Grund langjähriger Erfahrungen und wissen- 
schaftlicher Ausbildung eine tiefgreifende Umarbeitung ein wirklich 
gutes Becht herstellen werde. 

Die überwiegende Mehrzahl der Kritiken aber erblickt in dem 
Entw. eine taugliche Grundlage für die fernere Eodifikationsarbeit und 
giebt sich der Hoffiiung hin, dass durch eine die Resultate der Kritik 
benutzende zweite Lesung in nicht allzu femer Zeit ein brauchbares 
und den Bedürfnissen der heutigen Zeit entsprechendes Gesetzgebungs- 
werk geschaffen werde. Auf diesem Standpunkt stehen im Wesent- 
lichen zalreiche Vertreter der Wissenschaft (Goldschmidt, Fischer, 
Zitelmann, Bernhöft, Leonhard, Holder, Laband, Strohal 
u. a. m.), der Praxis (Meischeider, Jul. Petersen, Stolterfoth, 
Behrend, Koch, die Gutachten aus dem Anwaltstande), viele 
Yertreter wirtschaftlicher Interessen und der grösste Teil der angesehensten 
Tagespresse. Während F. Dahn die Frage, ob der Entw. Gesetz wer- 
den, oder ob das deutsche Volk noch ein Menschenalter auf sein BGB. 
warten soll, betrübt aber bestimmt, mit , warten '^ beantwortet, und 
Holder vor Überstürzung warnt, macht Gierke am Schlüsse seiner 
lunfassenden kritischen Arbeit über die fernere Behandlung des Entw. 
positive Vorschläge. Er empfiehlt für die zweite Lesung eine im 
Wesentlichen neue Kommission, die aus Juristen (Theoretikern und 
Praktikern), Vertretern des öffentlichen Bechtes und der Volks wiri^- 
schaft, aber auch aus Laien, d. h. gebildeten Männern, die kraft ihres 
. Berufes mitten im Leben stünden und mit den Anschauungen und Be- 
dürfnissen des Volkes vertraut seien, wobei auch die Beteiligung von 
Beichstagsmitgliedem zwecks Fühlung mit dem Reichstage ins Auge 
zu fassen sei, bestehen solle. Von der Arbeit einer solchen Kom- 
mission erwartete Gierke, dass «der deutsche Bechtsgeist in das 
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dentsche GB. einziehe. Der romanistische Geist der individnalistxschen 
Schablone, welcher mit der deutschen Rechtseinheit die verderblicha 
Saat der sozialen Auflösung auszustreuen drohe, werde für immer be- 
schworen sein. Das GB. wird zur Lösung der unermesslichen sozialen 
Aufgabe, die dem Priy.R. der Zukunft gestellt ist, die ersten bahn- 
brechenden Schritte thun. Es wird jugendstark, entwicklungsfähig, 
herrschmächtig in die Geschichte eingreifen, die Kraft unseres Volks- 
tums erhöhen und auf lange hinaus friedlichen Segen stiften. *" Es ist 
bekannt, dass die zweite Kommission in einer den Empfehlungen 
Giarke's entsprechenden Art zusammengesetzt worden ist. 

Die Konmiission hat den zweiten Entw. vollständig durchberaten und 
festgestellt; sSmtliche Bücher sind bereits veröffentUchi Der Entw. des 
EfG., zum grössten Teil schon beraten, wird in einigen Wochen bekannt 
gegeben werden, ihm folgen die Entw. der weiter erforderlichen Neben- 
gesetze, so dass die Vermutung, dass das ganze Werk bis zu Ende 
d. J. dem BR. und dem RT. zur verfassungsrnftssigen Behandlung vor- 
gelegt werde, nicht als unbegründet erscheint. 

Das Resultat der durch die Kritik geleiteten und bestimmten 
Entwickelung des Kodifikationsgedankens ist, dass der erste Entw. die 
Grundlage des künftigen BGB. für das Deutsche Reich sein und 
bleiben wird und eine Umkehr zu wesentlich anderen Grundlagen oder 
ein längerer Aufschub der Kodifikationsarbeiten wegen der damit ver- 
bundenen Niederlage der Gesetzgebungskraft des heutigen deutschen 
Volkes ausserhalb aller Wahrscheinlichkeit liegt. Auch der zweite 
Entw. wird zahlreiche wirkliche Mängel haben und den besonderen 
Interessen gewisser Berufskreise nicht gerecht werden, allein die Über- 
zeugung des deutschen Volkes in seiner Gesamtheit geht dahin, dass 
der Entw. Gesetz werden kann und muss, und dass den künftigen 
Generationen zu überlassen ist, die durch Wissenschaft und Praxis 
geforderten Änderungen zu den geeigneten Zeiten vorzunehmen. 

Die kritischen Arbeiten haben teils den Entw. im Cknzen, 
teils einzelne Bücher, Abschnitte, einzelne Lehren und Rechtsinstitute, 
Rechtssätze und Rechtsfragen zum Gegenstande. Mit Ausnahme von 
etwa 258 sind alle Paragraphen des Entw. besprochen. Keine seiner 
Eigenschaften ist der Kritik entgangen. Er hat manches Lob, aber 
auch selbst bei denjenigen, die ihn für eine geeignete Grundlage 
weiterer Kodifikationsarbeit hielten, viel Tadel gefunden; doch hat in 
beiden Richtungen eine objektive Antikritik klärend gewirkt (Planck, 
Kritik, Arch. f Zur Prax. 73. Vierhaus, Noch einmal die 
wirtschaftliche Bedeutung d. Entw. im Deutsch. Wochbl. Jul. Pe- 
tersen, Der Entw. und die Kritik, in Gruchot 34. Neu mann, 
Gruchot 32 — 34. Leonhard, Der Entw. und seine Beurteilung; 
C. B. M. Rümelin, Fuchs, CB. 8 ff.) Die Ziele der Kritik waren 
im wesentlichen der Geist des Entw. im allgemeinen, sein romanistisches, 
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nnyolkstümliches, doktrinäres, individualistisches nnd tinsohöpferisches 
Wesen (Gierke, Entw., Ders., Die soziale Aufgabe des PrivB. 1889. 
Menger, Das bürgerl. R. und die besitzlosen Volksklassen. Fuld, 
Das BGB. und die Sozialpolitik, in Gruchot 35. Hinschius, Rekto- 
latsrede: Svarez, der Schöpfer des preuss. LR. und der Entw. y. 
Liszt. Fuchs, Wesen der Dinglichkeit. Klöppel, Die wirtschaft- 
liche Bedeutung des Entw. G. Hart mann. Der Zivil-GEntw. , das 
Aequitätsprinzip und die Richterstellung im Arch. f. ziy. Pr. 73), seine 
ungeeignete Sprache und Fassung (Gierke, Bahr, Krit. Viertelj. 11. 
Ludw. Goldschmidt, Kritische Erörterungen. Bekker, System und 
Sprache, in B. und F. Beitr. Hefb 2. Cosack, das. Heft 11), sein unzulftng- 
längliches System (Gierke) und sein teils unvollst&ndiger , teils allzu 
ausgedehnter Geltungsbereich (Gierke, Bahr, Hecke, Gutachten 
aus dem Anwaltstande. Heft 1. Fischer, in B. u. F. Heft 6). Die Er- 
folge der Kritik für die zweite Lesung waren bezüglich der Sprache, 
Fassung und Ökonomie ausserordentlich günstige, bezüglich der übrigen 
Eigenschaften nur geringe. Die massenhafte Kritik der einzelnen 
Lehren und Vorschriften überhaupt bezweckte die Reinigung, Vervoll- 
ständigung und Verbesserung des Entw. in zweiter Lesung. Dabei 
wurden zalreiche mehr oder weniger umfassende positive Vorschl&ge 
und Gegenvorschläge gemacht und mehrere Gegenentwürfe, teils als 
ganzer Entw., (B&hr, Gegenentw., üngen. Verf., Ein Reichs-GB. 
über das PrivR. — bis jetzt zwei Hefte, teils für besondere Materien 
(Holder, Rosin, Kausen, Boyens, Strohal, Reatz, Rocholl, 
Thudichum, Zitelmann, 0. Jacobi u.a.m.) aufgestellt. Der Ein - 
fiuss dieser Art der Kritik auf die Gestaltung des Entw. zweiter 
Lesung war ein überaus erfolgreicher, und man kann bei vollster 
Anerkennung der aus allen Teilen des zweiten Entw. hervor- 
tretenden eigenen schöpferischen Kraft der zweiten Kommission zu 
keinem anderen Urteil gelangen, als dass die hauptsächlichsten Vor- 
züge des zweiten Entw. vor dem ersten der zum grössten Teil 
überaus gründlichen wissenschaftlichen und auf Lebenserfahrung, 
Kenntnis der Menschen und wirtschaftlichen Verhältnisse aufgebauten 
Kritik zu danken sind. 

Angesichts des wissenschaftlichen und praktischen Erfolges dieser 
Kritik wäre es eine dankbare Aufgabe, die Resultate der einzelnen 
Arbeiten und ihre Begründung systematisch darzustellen. Dies ist in- 
dessen für unseren Litteraturbericht ein Ding der Unmöglichkeit. 
Zweck und Raum gestatten es nicht. Der juristische litteraturbericht 
überhaupt soll eine zusammenfassende Überschau über die juristische 
Litteratur des Entw. bieten, diese in grossen Zügen charakterisieren, 
die definitiven Ergebnisse der Entwickelung feststellen, das minder 
Wesentliche bei Seite lassen und die wichtigsten Werke mit wenigen 
Worten kennzeichnen. Darnach ist es für unseren speziellen Bericht 
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geboten, nur die wissenschaftlich und praktisch wichtigsten Materien, 
die durch die Kritik eine wirkliche Entwicklung, einen wahren Fort- 
schritt erfahren haben, und zwar nur in ihren wesentlichsten Bestand- 
teilen, in den Kreis seiner Besprechung zu ziehen, minderwichtige 
Gegenstände aber und Einzelheiten völlig auszu8cheidi»n. Es kann da- 
her keineswegs gefolgert werden, dass die unerwähnt gelassenen kriti- 
schen Arbeiten eines Verdienstes entbehrten; man muss im Gegenteile 
anerkennen, dass das juristische Deutschland mit Lust und Liebe, Sach- 
kenntnis und Geschick gearbeitet hat, um der zweiten Kommission die 
Erfüllung ihrer Aufgabe zu erleichtem. In soweit diese Arbeiten bis 
zu Anfang 1891 veröffentlicht waren, haben sie ihre Anerkennung 
durch auszugsweise Mitteilung ihrer Resultate in der sechs Bde. starken 
9 Zusammenstellung der gutachtlichen Äusserungen zu dem E.cb.GB., 
gefertigt im Reichs- Justizamt* gefunden, und ihr Wert wird nicht 
verloren gehen, denn die künftige Wissenschaft und Praxis wird nicht 
umhin können, sie für die Erkenntnis des künftigen bürgerl. B. zu 
benutzen. 

Den materiellen Inhalt sämtlicher Bücher des Entw. unterzog 
Gierke einer fast erschöpfenden Kritik und erörterte hierbei die bis- 
herige Litteratur zustimmend oder widersprechend in grosser Voll- 
ständigkeit. Bilhr (Zur Beurteilung. 1888) hat eine grössere Reihe 
einzelner Punkte, die vorzugsweise dem wissenschaftlichen R. (im 
Gegensatz zum positiven) angehören, in möglichster Kürze besprochen. 
Mehr oder weniger umfassende Beurteilungen einzelner Bücher und 
Abschnitte haben geliefert: Bahr (Gegenentwurf;, Rocholl (Gegen- 
entwurf), Scher er (Besprechung); Holder (Zum AUg. T. im Arch. f. 
civ. Pr. Bd. 73), Strohal (Streifzüge in Jahrb. f. Dogm. Bd. 28. 30. 
Bern. Bd. 34), Reinhold (Erörterungen in Gruchot. Bd. 34), Schilling 
(Aphorismen), Jacoby (Legisl. Erörterungen zum Allg. T. in Jahrb. 
f. Dogm. Bd. 34), Zitelmann (die R.ge8chäfte in B. u. F. Heft 9. 10); 
Laband (Zum 2. Buch in Arch. f. civ. Pr. Bd. 73. 74), Seuffert 
(die allg. Grundsätze des Obl. K in B. u. F. Heft 11), Reinhold 
(Erörterungen in Gruchot. Bd. 35), Gebhart (R. der Schuldverhält 
nisse. G. A. Heft 4), Strohal (Zur Beurteilung des R. der Schuld 
Verhältnisse in Jahrb. f. Dogm. Bd. 33); Klöppel (Sachen-R., Schuld 
Verhältnisse, Familien-Erbr. in Jnr, W. 1883, Gruchot Bd. 32 — 34), 
Gosack (Sachen-R. in B. u. F. Heft 13), Kindel (EL an der Sache), 
V. Liebe (Sachenrechtliche Erörterungen); Hinschius (Personen-R 
der Ehegatten in Arch. f. civ. Pr. Bd. 74), Leonhard (Das persönl. 
Ehe-R. in Arch. f. bürgerl. R. Bd. 10), Bahr (Das eheliche Güter-R. 
das. Bd. 1), Schröder (das Familiengüter-R. in B. u. F. Heft 15), 
Mitteis (Bem. zum ehelichen Güter-R. in Grünhut Bd. 16), Mommsen 
(Das eheliche Güter-R. in Arch. f. civ. Pr. Bd. 76); Bahr (Zum Erb-R. 
in Arch. f. B. R. Bd 3), Baron (Das Erb-R. in Arch. f. dv. Pr. Bd. 75), 
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Eck (Die Stellung des Erben in B. u. F. Heft 17), Eühnast 
(Das Erbe), v. Godin (Deutsche Noi-Ztg. 1889). Pfizer (das.). 

Allgemeiner Teil. Unter der Bezeichnung: „Bechtsnormen* 
hatte der Entw. Satzungen über Analogie und Oewohnheits-B. 
gegeben. „ Auf Yeih&ltnisse, so sagte er im § 1, fOr die das 6. keine 
Vorschrift enth&lt, finden die für rechtsfthnliche Verhältnisse gegebenen 
Vorschriften entsprechende Anwendung. In Ermangelung solcher Vor- 
schriften sind die aus dem (leiste der BO. sich ergebenden Orunds&tze 
massgebend.* Dieser Satz spricht nicht von der Auslegung (logische, 
wörtliche und Legalinterpretation), sondern von der Analogie. Von 
einigen Schriftstellern wird er als notwendig gebilligt, Ton anderen als 
überflüssig bezeichnet, weil zur Handhabung der Analogie eine be- 
sondere gesetzliche Ermftchtigung nicht erforderlich sei. Dabei wird 
darauf au£nerksam gemacht, dass die im Entw. getrennt aufgeführte 
Gesetzesanalogie und Bechtsanalogie nicht so scharf, wie geschehen, 
einander gegenübergestellt werden könnte. B ft h r (Eingabe) wollte für 
den Fall, dass aus den Vorschriften des G. eine Grundlage der E. 
nicht gewonnen werden könne, das gemeine deutsche B. angewendet 
wissen, wfthrend Klöppel (Gruchot Beitr. 32) die sittliche Anschauung 
des Volks und die gesunde Vernunft und natürliche Billigkeit als Er- 
satzquelle vorschlug. In der zweiten Lesung wurde die ganze Vor- 
schrift Yomebmlich deshalb gestrichen, weil sie entbehrlich sei, indem 
es zur Handhabung der Analogie so wenig wie zu der im innigsten 
Zusammenhang mit ihr stehenden Ausleg^ung einer besonderen gesetz- 
lichen Erm&chtigung bedürfe, auch eine Grefahr der Herbeiziehung des 
Natur-B. ernstlich nicht bestehe. 

Gegenüber einer älteren Theorie, die die Ggeb. als alleinige 
Quelle der Bechtserzeugung betrachtete und die verbindende Kraft des 
Gewofanheits-B. auf eine stillschweigende Genehmigung des Gesetz- 
gebers zurückführte, erblickte die historische Schule den Geltungs- 
gmnd des Gewohnheits-B. in der letzten Quelle alles positiven B., der 
Vernunft der Völker. Die herrschende Ansicht sah in der Bechts- 
überzengung des Gesetzgebers und im Bechtsbewusstsein des Volkes 
rechtsbildende Faktoren gleichen Banges und sprach daher dem Ge- 
wohnheits-B. aufhebende, ändernde und ergänzende Wirkung zu, vor- 
behaltlich der Kraft des G., die Entstehung eines den gesetzlichen 
Bechtssfttzen widerstreitenden Gewohnheits-B. zu hindern. Bömisches, 
kanonisches und deutsch -partikulares B. legten ihm verbindliche Kraft 
bei. Das preussische, österreichische und französische B nehmen ihm 
gegenüber eine grundsätzlich ablehnende Stellung ein. Der Entw. er- 
klärt sich gegen das Gewohnheits-B., vorbehaltlich besonderer Be- 
stimmungen für gewisse Verhältnisse. Er sagt im § 2: „Gkwohnheits- 
rechtliche Bechtsnormen gelten nur insoweit, als das Gesetz auf 
Gewohnheits-B. verweist.* Massgebend hierfür waren Gründe aus- 
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schliesslich praktischer Natur (Motive S. 3—10). Verweisungen auf 
Oewohnheits-B. enthält der Entw. nicht. Der Auffassung des Entw. 
stimmt insbesondere G. Rümelin (Jahrb. f. Dogm. Bd. 27) nach an- 
gehender Untersuchung des Verpflichtungsgrundes, der Erfordernisse 
und des Verhältnisses des Gewobnheits-B. zum Staate und seiner Ggeb. 
zu. Für die Streichung des § 2 und gegen die Abschaffung des Qe- 
wohnheits-R. sprechen sich insbesondere Holder, am schärfsten Gierke, 
dann G. Hartmann, Goldschmidt (Ztschr. f. H. R. 36), Planck, 
S. Jacoby (Gruchot Bd. 36) und Schuppe (das Gewohnheits-B.) aus. 
Ergänzendes Gewohnheits-R. wollen zugelassen haben Riesser (Ztscbr. 
f. H. R. Bd. 35), Rocholl (Vorschläge zur Abänderung d. E.) und 
das Preuss. Landes-Ökonomie-Eollegium. In zweiter Lesung 
wurde der § 2 gestrichen, jedoch mit Anerkennung der Notwendigkeit 
gesetzlicher Regulierung der streitigen Frage, ob und in wiefern dem 
Gewohnheits-R. gegenüber dem BGB. und den Reichs -Spezial-GO. 
privatrechtlichen Inhalts die Kraft einer Rechtsquelle zukomme, und 
unter Verweisung desfallsiger Vorschriften in das Einführungs-G. 

Der Entw. hatte der Todeserklärung konstitutive Bedeutung 
beigelegt. Gierke bekämpfte diese Regelung. In zweiter Lesung 
legte man ihr deklarative Bedeutung bei. (Die Gründe sind enthalten 
in Reatz, Die zweite Lesung. S. 5.) 

Die in das politische, wirtschaftliche und soziale Leben des Volks 
überaus tief einschneidende Art der Regelung der Juristischen 
Personen hatte im Entw. folgende Lösung erhalten. Die Juristischen 
Personen sind teils Körperschaften (Personenvereine), teils Stiftungen. 
Die Körperschaften sind entweder öffeutlichrechtliche oder private. 
Die Voraussetzungen für die Entstehung und das Erlöschen der Körper- 
schaft (Erwerb und Verlust der juristischen Persönlichkeit) werden 
nicht reichsgesetzlich, sondern durch die Landes-Ggeb. bestimmt. Die 
Verfassung der Körperschaft wird, soweit sie nicht auf Reichs -G. oder 
Landes- G. beruht, durch den Gründungsvertrag und in Ansehung 
späterer Abänderung durch den Willen der Mitglieder der Körper- 
schaft bestimmt. Sie muss einen Vorstand haben, der ihr gesetzlicher 
Vertreter ist. In den inneren Angelegenheiten der Körperschaft ist 
der durch den Beschluss in einer Versammlung festgestellte Wille der 
Mitglieder massgebend. Im Fall einer Auflösung der Körperschaft 
erfolgt Liquidation; das Vermögen ist zunächst zur Befriedigung der 
Gläubiger zu verwenden, und Wlt hiemach an demjenigen, der in der 
Verfassung oder im Landes-G. als Anfallberechtigter bestinmit ist — 
Die erste Kommission hatte die Frage der reichsgesetzlichen oder 
landesgesetzlichen Normierung der Entstehung und des Erlöschens der 
Korporation einer umfassenden Prüfung unterzogen, und unter Ver- 
gleichung der im Gemeinen B., in den Partikular-RR., dem Handels-R. 
und den Reichs- Spezial- GG. über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen* 
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Schäften, Hil&kassen, Innungen, Krankenkassen und Beruisgenossen« 
Schäften zum Zweck der Unfallversicherung zu Tage getretenen Systeme 
der freien Eörperschaftsbildung, der Normatiybestimmungen und der 
staatlichen Eonzession sowie unter Abw&gung der für und gegen jedes 
einzelne System sprechenden Grunde for die Normierung durch die 
Landes-GG. sich entschieden. (Motive I. S. 78—93.) Fast die ge- 
samte Kritik sprach sich für reichsgesetzliche Regelung aus, am 
schärften Gierke (19. D. Juristentag. ßd. 2 8. 267): Wenn irgendwo, 
so ist hier die Forderung einer durchgreifenden gemeinrechtlichen 
Norm begründet! Stammeseigentümlichkeiten, eingewurzelte geschicht- 
liche Besonderheiten, die Verschiedenheiten des publizistischen Yereins-B. 
stehen einer einheitlichen Regelung der privatrechtlichen Seite des 
Vereinswesens nicht im Wege. Der fast unerträgliche Zustand des 
heutigen R. mit seiner Unsicherheit und Zerfahrenheit erheischt gebieterisch 
eine gesetzgeberische That. Auch ist die Richtung, in der sich die 
Ggeb. zu bewegen hat, im allgemeinen durch den Entwicklungsgang 
des deutschen Rechts klar yorgezeichnet und es fehlt keineswegs an 
bewährten Vorbildern. Wenn das deutsche GB. ein gemeines Körper- 
schafts-B. herstellen will, ohne die fundamentale Frage nach dem Be- 
stände oder Nichtbestande einer Körperschaft in seinen Bereich zu ziehen, 
so beweist es hiermit seine Unföhigkeit zu jeder wirklich fruchtbaren 
0. des B. der Verbände und thftte besser, die juristischen Personen 
überhaupt aus seinem System zu verbannen. — Dem reinen Konzessions- 
system ¥rurde mit Ausnahme Ton der Handelskammer zu Braunschweig 
und von übrig (Erg.-heft der jur. Bundschau für das kathol. Deutschi. 
1890) nirgends das Wort geredet Für das Prinzip der freien Körper- 
schaftsbildung mit mehr oder weniger einschränkenden Normativ- 
bestimmungen traten ein Gierke (Der Entw., und Verb. d. 19. deutsch. 
Juristentags II), der unter Hinweis auf seine Schrift ,Die Genossen- 
schaftstheorie und die deutsche Rspr., Berlin 1887", ein Bild des 
gegenwärtigen Rechtszustandes in Ansehung der Körperschaftsbildung 
giebt und den Nachweis liefert, dass die Körperschaftsfreiheit uraltes 
deutsches Recht, gegenwärtig, wie in Österreich und in der Schweiz, 
so in Sachsen und im wesentlichen auch in Bayern prinzipiell an- 
erkannt und im übrigen für alle FäUe besonderer Verbandsgattungen 
venrirklicht sei; femer Rosin (Verb. d. D. Jur.-tags. 11), Holder, 
Kausen (G. A. 15) und der 19. D. Jur.- tag, der (in, S. 331) 
beschloBs: Das BGB. hat, unter Vorbehalt der besonderen Reichs- und 
Landes-GG. über einzelne Körperschaftsgattungen, allgemeine Bestim- 
mungen über Erwerb und Verlust der Körperschafbs-RR. zu treffen. 
Es hat dabei das Prinzip der freien Körperschaftsbildang zu Grunde 
zu legen. Privatrechtliche Körperschaften, die nicht unter ein Spezial-G. 
fallen — Vereine für ideale Zwecke und wirtschaftliche Vereine, wenn 
sie nicht auf einen kaufmännischen oder gewerblichen Geschäftsbetrieb 
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gerichtet sind, — erlangen die öffentliche Anerkennung ihrer PersOn- 
Uchkeii, wenn sie auf Grand geaetElicher NormatiTbestinmmngen in ein 
yon den Gerichten gefOhrtee Yereinsregister eingetragen sind. — Bei 
der zweiten Lesung gekngte man (§ 33) m folgendem Besnltate: 
Vereine acn gemeinnützigen, wohltb&tigen, geselligen, wissenschaftlichen, 
künstlerischen oder anderen, nicht auf einen wirtschaftlichen G^eschAlle- 
betrieb gerichteten Zwecken erlangen Rechtsfiüiigkeit durch Eintragung 
üi das Vereinsregister des zuslAndigen AG. oder durch staatliche Ver- 
leihung. (Die Motiye hierfür s. bei Beatz, a. a. 0. S. 14 — 23). Zur 
Beseitigung der aus einer unbegrenzten Freiheit der KOrperschafts- 
bildung im einzelnen Falle dem öffentlichen Wohle drohenden Gefohren 
wurde der Verwaltungsbehörde ein Einspruch gegen den Begistereintrag 
zuerkannt, jedoch nur dann, wenn der Verein nach dem öffentlichen 
Vereins-R. unerlaubt ist oder verboten werden kann, oder wenn er 
einen politischen, sozial-politischen oder religiösen Zweck verfolgt. 
Über den Einspruch wird im Wege des Verwaltungsstreitverfahrens 
entschieden (§ 55). — Leonhard (23. Jur.-tag. I, S. 249 -276) er- 
klftrt die Sonderbestimmungen des Entw. II über wirtschaftliche, poli- 
tische und religiöse Vereine für unannehmbar, weil sie dem Vereins- 
leben den Bechtsschutz entzögen (§ 23, 1. g 40, 2. 3). 

In der Lehre vom Irr tum e hatte der erste Entw. die beiden in 
der Wissenschaft sich gegenüberstehenden Theorien, die Willens- und 
die Erklftrungstheorie, dadurch zu versöhnen gesucht, dass er die auf 
einem Irrtum beruhende Willenserklärung dum ftir nichtig erUtite, 
wenn anzunehmen sei, dass der Irrende bei Kenntnis der Sachlage die 
Willenserklftrung nicht abgegeben haben würde; wenn dies jedoch 
nicht anzunehmen sei, so solle die Willenserklftrung giltig sein. Die 
hiemach ungiltige Willenserklftrung, — und hier stellt er sich auf 
den Deliktsstandpunkt — solle aber dann gilüg sein, wenn dem 
Irrenden grobe Fahrlässigkeit zur Last falle. Falle ihm nur eine ge- 
ringere Fahrlässigkeit zur Last, so hafte er dem Empfibiger für 
Schadenersatz, jedoch niemals über den Betrag hinaus, den er bei 
Voraussetzung der Giltigkeit der Willenserklftrung wegen Nichterfüllung 
der daraus entstandenen Verpflichtung zu ersetzen gehabt hätte (g§ 9B. 
99. 97 Abs. 3). — Darüber, dass eine Versöhnung beider Theorien, 
ein gleichmässiger Schutz der Interessen des Irrenden und seines Mit- 
kontrahenten stattzufinden habe, war man schon seit längerer Zeit so 
ziemlich einig, ünger (Über die legislative Behandlung des wesent- 
liehen Irrtums bei obligatorischen Verträgen, in Grttnhut Zeitscbr« 
Bd. 75) betrachtete es unter Bezugnahme auf Ihering, Eisele, Hart- 
mann, Zitelmann u. A. als die Aufgabe der ausgleichenden Gerechtig- 
keit und allseitigen Billigkeit, weder den einen, noch den anderen 
Kontrahenten allein, sondern beide zugleich zu schützen und ihre wider- 
streitenden Interessen zu versöhnen. Dies führe einerseits zur Nichtigkeit 
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des Vertrags, andererseits zur Entschädigung des schuldlos Getäuschten. 
Oierke wendet sich im wesentlichen gegen die Befreiung des schuld- 
los Irrenden yon jeglichem Schadensersatz. «Es ist das einfache 
Pmudp der ausgleichenden G-erechtigkeit, nach dem der Urheber eines 
Schadens ihn zu bessern hat. Ein Prinzip, das im modernen R sieg- 
reich vordringt, vom Entw. aber auch sonst zu Gunsten des roma- 
nistischen Dogmas verleugnet wird," Zitelmann (20. Jur.-tag 4) 
missbilligt hauptsächlich die Verschiedenheit der vom Entw. an- 
gedrohten Rechtsfolgen, je nachdem der Irrtum auf grober oder ge- 
ringerer Fahrlässigkeit beruht, und verlangt statt «Nichtigkeit* » An- 
fechtbarkeit '*. Holder (das.) spricht sich dafür aus, die Frage, in 
wieweit der Irrtum die Existenz einer Willenserklärung ausschliesst, 
im Entw. offen zu lassen, dagegen allgemein eine Ersatzpflicht dem- 
jenigen auszusprechen, der durch die Kundgebung eines nicht existie- 
renden Willens einen anderen schädigt. Massgebend für seine erstere 
Ansicht war die Geflüirlichkeit der Bestimmungen des Entw. und die 
dermalige Unreife dieser Lehre in der Theorie und Praxis. Bahr 
(Zur Beurteilung S. 14) gelangt zu dem Vorschlage, dass eine irrtüm- 
lich abgegebene Willenserklärung, die mit dem wirklichen Willen des 
Erklärenden nicht übereinstinmie, diesen gleichwohl binde, wenn er sie 
in einer ihm zuzurechnenden Weise abgegeben habe; dann aber nicht, 
wenn der EmpflUiger der Willenserklärung den Irrtum kannte oder 
kennen musste, und wenn und soweit der Empfänger durch die An- 
nahme der Erklärung eine Vermögenseinbusse nicht erlitten habe. 
Heinsheimer (10. Jur.-tag 3) billigt im allgemeinen die Vorschriften 
des Entw., empfiehlt aber im Anschluss an Hellmann (G. A. 7) eine 
schärfere Definition des Irrtums. Leonhard (10. Jur.-tag 3) gelangt 
nach eingehender Ejritik der Lehre des Entw. primär zu der Ansicht, 
dass die allgemeinen Grundsätze über die rechtliche Behandlung des 
Irrtums bei Bechtsgeschäften der wissenschaftlichen Feststellung nicht 
durch Gesetzesvorschriffcen entzogen werden soUen. Er rechtfertigt die 
vorgeschlagene Gesetzgebungslücke mit dem Reichtum an Zweifeln, 
die der Entw. sowie jeder dermalige Versuch einer gesetzgeberischen 
Normierung dieser Lehre in sich trage, und glaubt, dass Verkehrssitte, 
Wissenschaft und richterliche Tüchtigkeit schon von selbst auf den 
rechten Weg leiten würde. Eventuell empfiehlt er folgende Grund- 
sätze: Eine Willenserklärung ist wegen Irrtums nichtig, wenn für den 
Fall solchen Irrtums durch die erkennbare Bestinunung des Irrenden 
oder die (nach allgemeinen Grundsätzen) ihren Inhalt ergänzende Ver- 
kehrssitte ihre Nichtigkeit angeordnet ist. Auch ausserdem kann der 
Urheber einer Willenserklärung von derselben zurücktreten, wenn sie 
seiner Absicht nicht entsprach und 1. der Irrtum entschuldbar war, 

2. keine Gefahr vorliegt, dass er betrüglicher Weise vorgeschützt wird, 

3. derjenige, der sich auf die Erklärung verlassen musste, von dem 
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Irrenden in Geld entschädigt Wird, und 4. sein Schaden aus der Anf- 
lösong des YelrtTags in Geld ausgeglichen werden kann. Gegen Rechts- 
nachfolger des Vertragsgenossen darf der Irrende dieses B. nur aus- 
üben, soweit dem nicht die allgemeinen Grundsätze über den Erwerb 
redlicher Dritter entgegenstehen, oder der Sinn der gepflogenen Abrede 
widerspricht. — Die erste Abt. des Juristentags bescUoss fast ein- 
stimmig die Annahme des Antrags Zitelmann mit dem Abänderungs- 
antrage Eneccerus: «Wer in dem Ausdruck seines Willens fehlgriff, 
oder wer eine Verwechselung beging, kann die Willenserklärung an- 
fechten, wenn der Fehlgriff oder die Verwechselung einen nach der 
aUgemeinen Verkehrssitte wesentlichen Punkt betraf. Er muss jedoch 
demjenigen, der auf die Willenserklärung vertraute, den dadurch er- 
littenen Schaden ersetzen. Auch nicht vermögensrechtlicher Schaden 
kommt in Betracht. § 222 findet Anwendung.* Die zweite Lesung 
setzte aus materiell-rechtlichen Gründen und nach dem Vorbilde des 
ALB. und des Code civil an Stelle der Nichtigkeit die Anfechtbarkeit, 
und nahm einen wesentlichen Irrtum über den Inhalt der Willens- 
erklärung nicht schon dann an, wenn der Erklärende bei Kenntnis der 
Sachlage die Willenserklärung nicht abgegeben haben würde, sondern 
fordert auch noch, dass der Erklärende sie bei verständiger Würdigung 
des Falles nicht abgegeben haben würde. Damit war die Beurteilung 
der Wesentlichkeit eines Irrtums ausschliesslich nach dem subjektiven 
Standpunkte des Irrenden und ausschliesslich nach dem objektiven 
Standpunkte der Verkehrssitte beseitigt, und eine allgemeine Begel 
gegeben, wie sie bei der Verschiedenheit der individuellen Verhältnisse 
und der Mannigfaltigkeit der im konkreten Falle zu beachtenden Mo- 
mente als notwendig erschien. (Näheres bei Beatz, Zweite Lesung. 
§ 94 Anm. 2.) Der Entw. I hatte eine Bechtsvermutung dahin auf- 
gestellt, dass im Zweifel anzunehmen sei, die Willenserklärung würde 
nicht abgegeben sein, wenn ein Bechtsgeschäft auf einen anderen Gegen- 
stand oder die Wirksamkeit des Bechtsgeschäfts unter anderen Per- 
sonen beabsichtigt gewesen sei. Die zweite Lesung beseitigte dieee 
Bechtsvermutung, weil das Missverständnis nahe lag, dass mit den 
angeführten drei Punkten alle wesentlichen Punkte erschöpft seien, 
sodann deshalb, weil der Irrtum über Art und Gegenstand nicht nur 
im Zweifel als wesentlich anzunehmen sei und der Irrtum über die 
Person im Zweifel richtiger als unwesentlich gelten müsse und schliess- 
lich, weil das Ganze ein Best der alten gemeinrechtlichen Theorie seL 
Dagegen wurde zur Ei^nzung des angenommenen allgemeinen Prinzips 
weiter bestimmt, dass als Irrtum über den Inhalt der Erklärung auch der 
Irrtum über solche Eigenschaften der Person oder der Sache gelte, 
welche im Verkehr als wesentlich angesehen werden« Den Deliktsstand- 
punkt des ersten Entw., wonach die abgegebene Willenserklärung im 
Falle grober Fahrlässigkeit des Irrenden giltig sein solle, gab die 
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zweite Lesung auf, indem sie es als eine Anomalie bezeichnete, eine 
urtümliche Willenserklärung im Fall grober Nachlässdgkeit als giltig 
za behandeln. Eine Beschränkung von hoher praktischer Bedeutung 
erhielt die ganze Lehre vom Irrtum durch die Setzung einer An- 
fechtungsMst; die Anfechtung muss ohne schuldhaftes Zögern (unver- 
züglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfech- 
tUDgsgrunde Kenntnis erlangt hat. Man motivierte diese Beschränkung 
damit, dass die notwendige Bücksicht auf den Gegner des Irrenden 
die möglichste Abkürzung des Zustandes der üngewissheit über den 
Bestand des Bechtsgeschäfts verlange. — Über die Schadensersatzpflicht 
des Irrenden bestimmt der Entw. II, dass der Erklärende, wenn die 
Erklärung einem anderen gegenüber abzugeben war, diesem, andemfeUs 
jedem Dritten den Schaden zu ersetzen habe, den derselbe dadurch 
erleide, dass er auf die Oiltigkeit der Erklärung vertraut habe, jedoch 
nicht über den Betrag des Interesses hinaus, das derselbe an der 
Oiltigkeit der Erklärung gehabt habe. — Durch die vom zweiten 
Eotw. der Lehre vom Irrtum gegebene Gestalt scheint auf Dezennien 
hinaus ein für die Praxis durchaus befriedigendes Ergebnis geschaffen 
zu sein, doch ist der wissenschaftlichen Gesetzesauslegung immerhin 
noch ein weites Feld der Thätigkeit eröffnet. 

Der Entw. enthielt in den §§ 190 — 192 einige Vorschriften über 
materielle Voraussetzungen einer Verurteilung und über die materiellen 
Wirkungen des rechtskräftigen Urteils. Da auch die ZPO. derartige 
Vorschriften enthielt, so war infolge dieser Auseinanderreissung des an 
sich einheitlich zu behandelnden Stoffes eine Erschwerung der Übersicht 
und des Verständnisses zu befürchten, und entschied sich daher die 
zweite Kommission für die Überweisung der Urteilslehre in die ZPO. 
Doch beriet sie die Bestinunungen des Entw. durch und behielt 
namentlich den Satz bei, dass auf die Wirkung des rechtskräftigen 
Urteils, wonach das Zuerkannte nicht mehr bestritten, das Aberkannte 
nicht mehr geltend gemacht werden könne, verzichtet werden könne, 
und dass das Gericht dieselbe nur dann berücksichtigen dürfe, wenn 
sie geltend gemacht worden sei. Schon vorher hatte Holder (Zum 
AUg. T. S. 153) darauf hingewiesen, dass es keinen Sinn habe, den 
Bichter zur abermaligen Entscheidung einer entschiedenen Sache zu 
nötigen, und Fischer (Beitr. Heft 6) jedes Bedürfnis für die Zu- 
lassung eines solchen Verzichts in Abrede gestellt. Auch Schilling 
(Aphorismen S. 64) betonte, dass es keineswegs in das Belieben der 
Parteien gestellt werden dürfe, den rechtskräftig entschiedenen Streit 
zu erneuern, thatsächliche Erhebungen und rechtliche Erörterungen 
wieder aufzunehmen und den Bichter anzuhalten, an eine abgethane 
Sache von Neuem Zeit und Kräfte zu verschwenden; für eine solche 
Herabsetzung rechtskräftiger Urteile zu blossen Bechtsgutachten biete 
auch der in den Motiven (S. 376) angeführte Ausnahmefsdl eines 
jQZiBt litteraturbericht 1884-94. 8 
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Verlustes der Akten durch Brand n. dgl. keinen ztireicheaden Grund. 
Weitere MissbiUigungen des Verzichts finden sich bei Köhler (prozese- 
rechtl. Forschungeiu) und Jakubetzkj (Bemerkungen). Auch in 
der zweiten Eonunission wurde die Zulässigkeit des Verzichts bekämpft. 
Man erachtete ihn weder innerlich l«gründet nooh rechtspolitisch zu 
billigen; es müsse im höchsten Grade bedenklieb erscheinen, durch 
einen einseitigen, formlosen Verzicht alle Handlungen des die Staats - 
autorität vertretenden Gerichtes hinfällig werden zu lassen und damit 
das Ansehen und die Würde der Gerichte und der Bspr. zu gefährden 
und das öffentlicbe Bechtsbewusstsein zu schftdigen. Die Feststellung 
des BechtsverhAltnisses durch das Urteil sei ein öffentlicher Akt, dessen 
Bestand dem Belieben der Parteien entzogen werden müsse. Die Mehr> 
beit der Kommission koimte sich mit dieser Begründung nicht be- 
freunden und glaubte, dass der Zweck des Prozesses, dem Privat-B. 
zu seiner Befriedigung zu verhelfen, die Zulässigkeit des Verzichts 
erfordere, da die formellen Urteile immerhin ^litnnter materiell un- 
gerecht sein würden. Es Hessen sich sehr wohl F&Ue denken, in denen 
es im Interesse der Parteien liegen und keineswegs die Würde dea 
Gerichts schädigen könne, wenn im Wege des Verzichts die Möglich- 
keit einer erneuten Verhandlung sich darbiete, so z. B. wenn die Klage 
auf Grund einer Einrede abgewiesen sei, von deren Unrichtigkeit der 
Beklagte nachträglich sich überzeugt habe, über andere von dem Be- 
klagten vorgeschützte Einreden dias Urteil aber nicht entschieden habe. 
Von frivoler Wiederholung der Prozesse werde die Scheu vor der 
Möglichkeit^ auch das Zuerkannte 90ch zu verlieren, wie die Höhe der 
Frozesskosten die Parteien abhalten. Die Vorschrift, dass das Gericht 
von Amtswegea die Wirkung der Bechtskraft berücksichtigen solle, 
gehe weit über den Zweck des Privatrechtsschutzes hinaus und könne 
zu grossen Un^utr^glichkeiten und unnötiger Belästigung des Gerichts- 
führen. Mit dem Grundsatz der Verhandlongsmaxime sei es kaum 
vereinbar, wenn dem Beklagten ein prozessualer Vorteil aufgedrängt 
werden solle, von dem er selbst keinen Grebrauch zu. machen wünsche. 
Der Standpunkt des Entw. harmoniere dagegen tkuob mit dem des g 293 
der ZPO. insofism, als dort auch hinsichtlich das objektiven Umfangs 
der Bechtskraft l9diglich der Parteiwille für massgebend erklärt aei^ 
von dem allein es abhänge > in wieweit der Anspruch klagend oder 
widerklageijid geltend gemacht oder zur Aufrechnung gebracht werde. — 
Gegen die Beibehaltung des Verzichts wendet sich Bülow (Absolute 
Bechtskraft des Urteils, Arch. f. civ. Pr. Bd. 83) und weist anf Gnmd 
der QueUen des Gemeinen Prozess-B. und der öffentlich-rechtlichen 
Natnr der Bechtskraft im Beicha-ZP., unter Schilderung der würde- 
losen Lage, in die die Gerichte durch eine freie Wiederaufnahme eines 
rechtskräftig entschiedenen Prozesses seitens der Parteien versatjst 
würden, die Unstattbaftigkeit eines Verzichtg nach, — Diese Frage 
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scb«At aoch nicht definitiv gelöst zu sein; die Ansgangsponkte beider 
extremen Ansiehten sind richtig; die Wissenschaft wird eine Ver^ 
söhnimg beider Prinxipien dtirch Bestimmting des Gebiets lojaler 
Wiederholung des Proiesses erstreben müssen. 

Einzelne westniliche Lebren and Bechtsfiragen im Gebiete des 
AUg. Teils Laben rorzagsweise ediftatemd und kritisierend besprochen : 
Beginil Mld Ende der RecMsfiiMgkett: Gierke, Holder, L. Gold- 
schmidt, Zrodlowski (Eodifikationsfragen nnd Kritik), Fischer, 
Pitting (Ztschr. f. D. ZP. Bd. 18), Schilling, Jacoby, Heinsen, 
Bahr, Beinhold, Booholl; Todeserklftrang: Gierke, Holder, 
Schilling, Hachenburg, Heinsen, Bekker, Fischer, Bingner, 
Zrod}owski, Strohal, Bocholl; AHidr8Stuf0fi Bild Entmündigung: 
Gierke, Holder, Fischer, Zitelmann, Jacoby, Makower (19.D. 
Jmr.-tag), Fnld, David, Bocholl, Beinhold; VervvandtSGbaft und 
Sehwigertehaft: Gierke, Holder, Bekker, Zrod^owski, L.Gold- 
Bchmidt, Übbelohde (Arck f. civ. Pr. Bd. 76), Bernhöft; Stif- 
tungen: Schlossmann (Jahrb. f. Dogm. Bd. 27), Flesch (Die Woh- 
nnngsnot in Schriften des D. Vereins f. Armenpflege Heft 6), Gierke, 
H({lder, Eohler (Arch. f. B. B. Bd. 8), Bocholl; RechtsgesCklfte : 
Zitelmann, Hellmann (G. A. Heft 6), Gierke, Holder, Bekker, 
ZrodJ'owski, Jacoby, Schilling, Pfizer, Hachenbnrg, L.Gold- 
Schmidt, Mnskat (Der yormnndschaftl. Schutz), Kohler (Arch. f. 
B. B. Bd. 1), Meischeider, Strohal, Bahr, Klöppel, G. Hart- 
mann, Planck (Arch. f. civ. Pr. Bd. 76), Heinsheimer, 
F. Meyer (G. A. Heft 11), Kindel, Beinhold, Marcusen, Ofner 
(Grünhut Bd. 17); Anspruchsverjähfung : Gierke, Holder, Planck, 
Lehmann (G.A.Heft2), Bahr, Schilling, Wach (Feststellnngs- 
ansprach), Pfaff, Fischer, Jacoby, Meischeider, G. Hartmann 
Bekker, Horwitz (G. A. Heft 7), Linkelmann (das. Heft 1), 
Hanausek (20. D. Jnr.-tag Bd. 1), Leonhard (Ansprachsbegriff in 

Ztschr. f. d. ZP. Bd. 15); Selbstverteidigung und SeHistMIfe: Gierke, 
Holder, Fischer, v. Liszt, Bahr, Schilling, Koch (Be- 
merkungen in 30. Jahresbericht der Berliner jnr. Gesellschaft 1888 89). 



Ober das Becht der Schuldvefllilltnisse des Entw. im Allge- 
meinen Rnsserten sich vorzagsweise Gierke, Laband, Senffert, 
Westrum (G. A. Heft 8), Gebhart (Heft 4); insbesondere über den 
Charakter desselben auch S. Jacoby (Hirth's Ann. 1890); über sein 
Verhältnis ssom Sachenr.: Klöppel (Grachot Bd. 32), Heusler (Kr. 
V. J.-8clir. Bd. 33), Fuchs (Das Wesen der DingUchkeit) , Jacobi 
(Arch. f. B. B. Bd. 3), Boyens (G. A. Heft 9), Kindel (Das K an 

8* 
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der Sache), Wendt (Jahrb. f. Dogm. Bd. 29); sein Verh&liiiis zum 
Personen-B.: Gierke; sein Verhalten gegenüber sozialrechtlichen An- 
forderungen: Gierke (Entw., Vortrag, Verh. d. 20. d. Jnristentags Bd. 4), 
Bahr (Zur Beurteilung), G. Hartmann (Arch. f. d. civ. Pr. Bd. 73), 
Menger (Arch. f. soz. Ggeb.); über seine Vertragsfreiheit: Gierke 
(Verh. a. a. 0.), v. Bar (Die Nation. 6. April 1890), Pr. L. Oek. 
Koll. (Verh. Bd. 3, 1889), Stolterfoth (Beitr.), Baron (Jahrb. f. 
Nationalök. Bd. 19); über Ellagbarkeit der Vertrtige und Naturalobl.: 
Bernhöft (B. u. F. Heft 12), Bekker (Das., Heft 2), Hananusek, 
(Verh. 20. Juristentags Bd. 1), Bahr (Kr. V. J.-Schr. Bd. 32). 

Als Gegenstand der Schuldverhältnisse hatte der Entw. ein 
Thun oder Unterlassen (Leistung) bezeichnet. Er wollte damit fest- 
stellen, dass zum Wesen der Obl. ein vermögensrechtliches Interesse 
des Gläubigers nicht gehöre, obwohl die Forderung einer Entschädigung 
wegen eines anderen als eines Vermögensinteresses nicht allgemein zu- 
gelassen werden solle. Hiergegen wenden sich nach verschiedenen 
Richtungen Gierke (Entw. u. Beitr.), Seuffert, Laband, G. Hart- 
mann, Brückner (Bl. f. B.pflege in Thüringen, Bd. 35), Holder, 
Westrum. Die zweite Kommission stimmte der Auffassung des Entw. 
in Bezug auf das Vermögensinteresse zu, und substituierte ein schutz- 
würdiges Interesse, d. h. ein solches, das sich innerhalb des vom 
Gesetze der individuellen Freiheit gewährten Gebiets halte. Es bedürfe 
keiner anderen Schranke, als dass die Übernahme der Verbindlichkeit 
nicht gegen das G. oder die gute Sitte Verstössen dürfe. (Näheres bei 
Beatz, Die 2. Les. S. 103 Anm. 1). Sie formuliert diesen Gedanken 
dahin: Kraft des Schuldverhältnisses ist der Gläubiger berechtigt, von 
dem Schuldner eine Leistung zu fordern. Die Leistung kann in einem 
Thun oder Unterlassen bestehen. — Besprochen wurde die sog. alter- 
native Obl. von: Gierke, Laband, Seuffert, L. Goldschmidt, 
Westrum, Gebhart, Brückner, Neumann (Gruchot Bd. 33); die 
Geldschuld von: Koch (B. u. F. Heft 4), Laband, Seuffert, Geb- 
hart, S. Jacoby, Riesser (Ztschr. f. HR. Bd. 55); die Zinspflicht 
von: Gierke, Koch, Laband, Poland (BeuL), Brückner, Neu- 
mann, Seuffert; Schadenersatz, Naturalherstellung und ent- 
gangener Gewinn von: Gierke (S. 198 und 266), Mataja (Das 
Schadensersatzr. im Arch. f. B. K Bd. 2), Westrum, G. Hartmann, 
Bahr, Laband, Seuffert, Gebhart, Planek, Bernhöft, L. Gold- 
schmidt, Schmidt (G. A. Heft x4), Degenkolb (Arch. f. civ. Pr. 
Bd. 76), S. Jacoby, Baron (Nordd. Ztg. 11. Febr. 1890), Mar- 
cusen, Zitelmann, Klöppel (Gruchot Bd. 34), Fels (Das. 35). Die 
zweite Konmdssion hat auf Anregung der Kritik beschlossen, dass sich 
die Ersatzpflicht wegen Nichterfüllung einer Verbindlichkeit auf den- 
jenigen Schaden nicht erstrecke, dessen Entstehung nach den Um- 
ständen, die der Schuldner kannte oder kennen musste, ausserhalb 
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des Bereichs der Wahrscheinlichkeit gelegen habe. — Über den Er- 
füllnngsort haben sich ausgesprochen: Reatz (6. A. Heft 7), 
Senffert, Laband, S. Jacoby, Nenmann, Biesser; über das 
Znrückbehaltnngsr.: Oebhart, Laband. Senffert, Nenmann, 
Hanausek, Brückner, Bekker, S. Jacoby, Bolze (Arch. f. civ. 
Pr. Bd. 76); über die Unmöglichkeit der Leistung: Laband, 
Senffert, Meischeider, Oierke, L. Goldschmidt, Gebhart, 
Mataja, Bolze (Arch. Bd. 74), Klöppel, Bernhöft, Hachen- 
bnrg, 8. Jacoby (Gruchot Bd. 34); über den Verzug des Schuld- 
ners: Gierke, Gebhart, Seuffert, Fischer, Zitelmann, Mei- 
scheider, Bahr, Hachenburg, Eoch, S. Jacoby, Biesser; über 
den Verzug des Gl&ubigers: Gierke, Laband, Gebhart, Seuffert, 
Eoch, Seligsohn (Ztschr. f. HB. Bd. 36), Marcusen, S. Jacoby. 
— Über den Titel vom Erlöschen der Schuld Verhältnisse (Er- 
Mlung, Hinterlegung, Aufrechnung, Erlass, Vereinigung, Tod des 
Olftubigers und Schuldners) haben Bedenken geäussert: ünger (Schuld- 
äbemahme und in Grünhut Bd. 15), Eoch, Seuffert, Bfthr, Geb- 
hart, Baron, Laband, Giefke, Fischer, Bingner (Eingabe), 
Westrum, Neumann, Brückner, Holder, S. Jacoby (Grünhut 
Bd. 17 und AnnaL Bd. 3). Hanausek, Martinius (G. A. Heft 1), 
Strohal, Eindel, L. Goldschmidt, Zröd^owski, Canstein 
(Arch. f. B. B. Bd. 4), Pfsff und Fischer (20. Juristentag Bd. 4), 
Elöppel (Gruchot Bd. 33), Goldschmidt (21. Juristentag Bd. 1), 
Zitelmann. — Die Sondernachfolge in Forderung und Schuld 
haben besprochen: Martinius (G. A. Heft 1), Gierke, Seuffert, 
L. Goldschmidt, Wendt, Gebhart, Eausen (G. A. Heft 9), 
Bingner, Strohal (Bd. 27), Fischer, Bahr, Brückner, Adler 
(Arch. f. B. B. Bd. 3), Unger (Schuldübemahme), Westrum, Eindel 
(Jahrb. f. Dogm. Bd. 29), Canstein, Zitelmann, Marcusen, 
Neumann, Heusler, Dernburg (20. Juristentag Bd. 4), Pr. 
L. Oek. Eollegium. 

Die Schuldverhältnisse mit einer Mehrheit von 
Gläubigern oder Schuldnern bildeten den Gegenstand mehr 
oder weniger eingehender Untersuchungen von Gierke (Entw. und 
Beitr.), Beatz (G. A. Heft 13), Boyens (Heft 12), Seuffert, 
Planck, Bümelin (Jahrb. f. Dogm. Bd. 28), Strützki (20. 
Juristentag Bd. 1), G. Hartmann, Gebhart, L. Goldschmidt, 
Westrum, Neumann (Gruchot Bd. 33), H e u b e r g e r (Sachmiete), 
Marcusen, Heusler. Die zweite Eonunission hat in Übereinstim- 
mung mit den Besultaten der Eritik, und mit Bücksicht auf die Be- 
stinmnmgen des ALB. , des Hamburger- imd des HB. und auf innere 
Gründe die Auslegungsregel aufgestellt, dass falls sich mehrere durch 
Vertrag gemeinschaftlich zu einer teilbaren Leistung verpflichtet haben, 
sie im Zweifel als Gesamtschuldner haften. (Näheres bei Beatz, 
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Zweite Les. S. 195 Anm. 5 zu g 370 11. £.) In Abftndenuig des 
Entw. wurde ferner besiunmt, dast der Vereng des Gläabig«rB gegen* 
über einem Oesamtfchnldner auch gegenüber den übrigen Schuldnern 
wirke; daes der Vermg eines Gesamtgläubigers auch gegen die übrigen 
Gläubiger wirke, und dass wenn sich Forderung und Schuld in der 
Person eines Gesamtgläubigers yerelnigen, die RB. der übrigen Gläubiger 
g^en deu Schuldner erlöschen. Auch wurde der R.8atz (§ 338), dass 
falls mehrere als Gesamtschuldner für Schadensersatz aus einer wider- 
rechtlichen Handlung hafteten, der^jenigen, der yorsätzUoh gehandelt 
hat, ein Ersatzanspruch gegen die übrigen Gesamtschuldner nicht zu- 
stehe, entfernt, weil er im wesentlichen den modernen Anschauungen 
nicht entRpreche. (Reatz a, s. 0. 193 Anm. 2 S. 197 .Anm, 6, 7). 
Die allgemeinen Vorschriften über Schuldverhält- 
nisse aus Bgeschäften unter Lebenden sind zum Teil in 
sehr umfangreicher Weise besprochen; das einseitigeV ersprechen 
von: Gierke, Seuffert, Goldschmidt (Ztechr. f. BB. Bd. 36), 
Laband, Marcuseu; der Gegenstand der Verträge, zunächst 
die Unmöglichkeit der Leistung von: Hachenburg (G. A. 
Heft 1), L. Goldschmidt, Bahr, Laband, Seuffert, Zitel- 
mann; der Vertrag über die Erbschaft eines Dritten von: 
Bahr, Gierke. Beide verweisen auf die praktisch notwendigen Aus- 
pahmebestimmungen des ALB. Die zweite Lesung machte von der 
Nichtigkeit solcher Verträge dann eine Ausnahme, wenn unter künf- 
tigen gesetzlichen Erben ein Vertrag über den gesetzlichen Erbteil 
oder den Pflichtteil eines derselben geschlossen wird. (Näheres bei 
Beatz, a. a. 0. S. 130 Anm. 4); die Form des Vertrags auf 
Übergabe des Eigentums an Grundstücken von: Hachenburg, 
Laband, Budlof (Arch. f. civ. Pr. Bd. 78), Bahr, Gierke, 
Seuffert; (Über die Begründung des Formzwangs durch die zweite 
Kommission 8. Beatz, a. a. 0. S. 131 Anm. 6.) Die Bestim- 
mung der Leistung durch einen Dritten von: Marcuseu, 
Weismann (Arch. f. civ. Pr. Bd. 74); über das Zinsenmass 
von: Gierke, Brückner, G. Hartmann, Menger, Pr. L. Oek* 
Koll. (November 1889). Die zweite Eommisaion nahm dia Vor* 
Schriften des § 2 des BG. vom 14. Nov. 1867 herüber, wesentlich 
deshalb, weil kein hinlänglicher Grund bestehe, das geltende Beiohsr. 
abzuändern. (Näheres bei Beatz a. a. 0. 106. Anm. 6), Der Inhalt 
der Schuldverhältnisse aus Verträgen ist besprochen von: 
L. Goldschmidt, Seuffert, G. Hartmann, Hachenburg, Laband, 
Bingner, Hanausek, Fischer, Bahr; die Beetimmungen über die 
Tragung der Gefahr insbesondere, und zwar zustimmend von 
Gierke, Laband, Hachenburg, Bolze, nicht zustimmend von dar 
Kölner HK. (l 888), und unter Bügung der Verallgemesnerung der Begel 
des Übtt-gangs der Gefahr beim Kaufvertrag von Bernhöft; über die 
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Wirkungen des Verzugs bei gegenseitigen Verträgen Ton: 
Hachenburg, Oierke, Laband, Oebhart, Bingner. — G^gen 
die dem Herkommen widersprechende Behandlung der Gewähr- 
leistung des yer&asserten Rechts und der Gewährleis- 
tung wegen Mängel der Teräusserten Sache im Titel von 
den allgemeinen Votschriften über Schuldverhältnisse aus Bgeschäften 
anter Lebenden sprachen sich namentlich Gierke und BernhOft 
ans. Die zweite Lesung hat beide Materien dementsprechend in den 
Titel vom Kauf versetzt und die hierfür gegebenen Vorschriften auf 
die auf Veräusserung oder Belastung eines Gegenstandes gegen Ent- 
gelt gerichteten Verträge für anwendbai* erklärt — Ptlr die Be- 
stimmung der Tragweite eines Versprechens der Leistung an 
einen Dritten hatte der Entw. lediglich den im Vertrage mani- 
festierten Willen der Kontrahenten für massgebend erachtet. Diese 
dem praktischen Bedürfnisse nicht genügende Beschränkung bekämpften 
Gierke, Bahr (auch Arch. f. B. R. Bd. 2 und Kr. V. Z.-Schr. 
Bd. 32), Martinius, Laband, L. Goldschmidt, Seuffert, 
Rifig (Arch. Bd. 1), B ehrend. Bei der zweiten Lesung herrschte 
Einverständnis darüber, dass die Wirkung der unmittelbaren Be- 
rechtigung des Dritten nur dann eintreten dürfe, wenn sie dem Willen 
der Vertragsparteien entspreche, allein man machte sie nicht lediglich 
von dem erklärten Vertrags willen abhängig, sondern liess die Er- 
forschung des Sinnes des Vertrags und desjenigen zu, was die Parteien 
nach den Umständen des Falles gewollt haben würden, wenn sie beim 
Vertragsabschluss die Frage sich vorgelegt hätten, ob der Dritte un- 
mittelbar berechtigt sein solle oder nicht Dabei wurde allseitig an- 
erkannt, dass es im Interesse der Beehtsanwendung dringend wünschens- 
wert sei, im G. irgendwie bestimmtere Anhaltspunkte für die Fest- 
stellung der auf unmittelbare Berechtigung des Dritten abzielenden 
Parteiabsicht zu geben und beschloss man daher, dass in Ermangelung 
einer besonderen Bestimmung nach den Umständen, insbesondere nach 
dem Zwecke des Vertrags zu beurteilen sei, ob der Dritte das R er- 
werben, ob das R. des Dritten sofort oder unter gewissen Voraus- 
setzungen entstehen und ob den Vertragschliessenden die Befugnis vor- 
behalten sein solle, das B. des Dritten ohne dessen Zustimmung auf- 
zuheben oder zu ändern. — Bezüglich der Konventionalstrafe 
'empfehlen Gierke, G. Hartmann, F. Endemann,der 20. Jufisten- 
tag und das Pr. L. Oek. Koll. bei un verhältnismässiger Höhe d«r 
Strafe ein richterliches Ermässigungsrecbt. Die zweite Lesdng stimmte 
nach eingehender Erörterung aller in Betracht kommender Momente 
dem zu, beschloss aber den Zusatz, dass bei der Beurteilung deor An- 
gemessenheit des Straf betrage jedes berechtigte Interesse des Gläubigers, 
nicht blos das Vermögensinteresse in Betracht zu ziehen sei. (Näheres 
bei Beatz, a. a. 0. S. 162 Anm. 1.) — Den Rücktritt vom 
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Vertrage besprechen L a b a n d, Bahr, &ierke, Senffert, Eindel, 
G. Hartmann, Cosack, Hachenburg, Bolze. 

Im Gebiete der Schuldyerhältnisse unter Lebenden aus 
besonderen Rechtsgeschäften unterzog Beatz (G. A. Heft 3) 
den Begriff und das Wesen der Schenkung von der juristischen, 
moralischen und volkswirtschc^tlichen Seite aus unter Zugrundelegung 
der im Volke lebenden Bechtsanschauungen einer eingehenden Kritik und 
gelangte hierbei zu prinzipiell und praktisch wichtigen Abweichungen 
vom Entw. Einzelheiten sind untersucht von Gierke, L. Gold- 
schmidt, Bekker, Pol and (Bern.), Schlossmann (Jahrb. f. 
Dogm. Bd. 27), Flesch (Sehr, des Vereins f. Armenpflege 1889), 
Bingner, Klöppel, Pfizer (D. Not. Ztg. 1888), Hachenburg, 
Bahr, G. Hartmann, Neumann. Die zweite Lesung hat am Entw. 
erhebliche Änderungen yorgenonunen. So namentlich, dass der Schenker 
berechtigt ist, die Erfüllung eines schenkweise erteilten Versprechens 
zu verweigern, soweit er bei Berücksichtigung seiner sonstigen Ver- 
pflichtungen mit Einschluss der gesetzlichen Unterhaltspflichten 
ausser stände ist, das Versprechen ohne Beeinträchtigung seines eigenen 
standesmässigen Unterhalts zu erfüllen. Ferner, dass eine Schenkung 
dann widerrufen werden kann, wenn sich der Beschenkte durch eine 
schwere Verfehlung gegen den Schenker oder nahe Angehörige des- 
selben groben Undanks schuldig gemacht hat. 

Einzelheitendes Darlehns haben besprochen Bingner, Baden- 
hausen (Eingabe), Kohler, Koch, A. Goldschmidt, Bahr, Gierke, 
Naumann, Bekker, Biesser; des Kaufs und Tauschs: Bern- 
höft, Laband, Hachenburg, G. Hartmann, Bahr, Gierke, 
Kohler, Bing, L. Goldschmidt, Bingner, Koch, Badenhausen, 
Ebbecke (Eingabe), Unger (Grtinhut Bd. 15), Seuffert, Sprenger 
(Gruchot Bd. 34), Bocholl, Zitelmann; insb. Wiederkauf: Laband^ 
Gierke, Bernhöft, Fuchs, Kindel, Joh st (Eingabe), Hanausek; 
Verkauf: Laband, Gierke, Bernhöft, Kindel, Johst, Bingner, 
Fischer; Erbschaftskauf: Laband, L. Goldschmidt, Bernhöft, 
Gierke, Bahr, Unger (Schuldübemahme), Hachenburg; Tausch: 
L. Goldschmidt, Bekker, Bernhöft, Bahr (Kr. V, J. Bd. 32). 
Nach dem Entw. trägt der Verkäufer die Gefahr des zufälligen Unter- 
gangs und der zuflQligen Verschlechterung, sowie die Lasten der ver- 
kauften Sache bis zur Übergabe der letzteren an den Käufer, und bis 
zur Übergabe gebühren dem Verkäufer die Nutzungen der Sache. 
Gegen diese Gefahrregulierung und für den Grundsatz des gem. B., 
wonach beim Spezialkauf die Gefahr schon mit dem Vertragssbschluss 
auf den Käufer übergeht, traten ein: G. Hartmann, Poland, die 
Kölner H. K. (1888), aus prinzipiellen Gründen auch Bernhöft. 
Die zweite Lesung hat die Vorschrift des Entw. dahin formuliert: Mit 
der Übergabe der verkauften Sache geht die Gefahr des zufälligen 
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Untergangs nnd einer zn&lligen Verschlechterang auf den Eftnfer über. 
Von der Übergabe an gebühren dem Käufer die Nutzungen und trägt 
er die Lasten der Sache. — Über die Gewährleistung des Ver- 
käufers (bezw. des yeräusserten B.) haben Untersuchungen angestellt: 
Gierke, Bernhöft, Seuffert, Laband, Johst, Hachenburgi 
Bahr, Bekker, Bingner, Biess, Fischer, Fitting, L. Gold- 
schmidt, Marcuseu, Stolterfoth, Bachmair (Bericht). Von er- 
heblichen Änderungen des Entw. seitens der zweiten Lesung sind ins- 
bes. zu nennen, dass der Verkäufer eines Wertpapiers auch dafür zu 
haften hat, dass es nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten 
ist; dass der Käufer, falls ihm die verkaufte Sache bereits übergeben 
war, Schadensersatz wegen des an ihr bestehenden R. eines Dritten dann 
verlangen kann, wenn er sie dieserhalb dem Dritten herausgegeben hat 
oder dem Verkäufer zurückgewährt, während der erste Entw. forderte, 
dass das B. des Dritten mit Erfolg geltend gemacht worden sei. 
(Näheres bei Beatz, Zweite Les. S. 101 Anm. 1.) — Die Gewähr- 
leistung wegen Mängel der (veräusserten) Sache haben besprochen: 
Gierke, Bernhöft, Hachenburg, Koch, L a band, Simon (Vrhdl. 
d. 19. Jur.tags Bd. 3), Bahr, v. Völderndorff (19. Jur.tag Bd. 1), 
Seuffert, L. Goldschmidt, Fischer, Hanausek. Bei Regulierung 
der Grewährleistung beim Viehhandel hatte sich der Entw. für das 
deutschrechtliche System entschieden. Die überwiegende Mehrzahl der 
aus landwirtschaftlichen Kreisen an die Öffentlichkeit gelangten Äusse- 
nmgeu stimmten demselben bei, wogegen sich fast der gesamte Stand 
der Tierärzte füi* das römischrechtliche Prinzip aussprach. Die Juristen 
standen auf Seiten des deutschrechtlichen Systems, so v. Völdern- 
dorff, Hachenburg, Bernhöft, Seuffert, Gierke, Laband. Nur 
die zweite Abteilung des 19. d. Jur.tags zu Stettin 1888 sprach sich, 
und zwar einstimmig, gegen die Beschränkung der Gewährleistung auf 
bestimmte Hauptmängel und gegen die Voraussetzung des Erscheinens 
dieser Mängel innerhalb bestimmter Fristen, sowie für die Anwendung 
der allgemeinen (^iundsätze über die Mängelgewähr auch auf die Ver- 
äusserang von leokiden Tieren aus. Die Mehrheit der zweiten Kom- 
mission adoptierte llas deutschrechtliche System des Entw. Einigkeit 
herrschte unter den Befürwortern desselben darüber, dass es aus Grün- 
den der Praktikabilität und Zweckmässigkeit vor dem gemeinrechtlichen 
System den Vorzug verdiene. Meinungsverschiedenheit bestand jedoch 
über die Frage, welches der beiden Systeme den Anforderungen der 
materiellen Gerechtigkeit mehr entspreche. Diese ganze Frage ist bei 
der zweiten Lesung aufs gründlichste bebandelt worden. (Näheres bei 
Reatz, a. a. 0. S. 222 Anm. 9.) Eine wesentliche Änderung erlitt 
der erste Entw. darin, dass die Versäumung der Anzeigefrist den Ver- 
lust der dem Käufer wegen des Mangels zustehenden RR. zur Folge 
hat, während der erste Entw. bei nicht rechtzeitiger Mangelanzeige die 
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Verznatang, dass das Tier snir Zeit des Gefahrübergangs mit dem 
Mangel behaftet war, nicht eintreten liess and die Anzeigefrist von 
24 Standen auf zwei Tage erhöht wurde. Auch ist nach der zweiten 
Lesung das allgemeine Versprechen, wegen aller Fehler haften zu 
wollen, nur im Zweifel auf die Hauptmängel zu beziehen (N&heres 
a. a. 0. S. 229 Anm. 11). 

Mit den Bestimmungen über Miete und Pacht haben sich beschäf- 
tigt: Gierke, Menger, L. Ooldschmidt, Heuberger (die Sach- 
miete), Bernhöft, Bahr, Bingner, Boyens, v. Meibom, Ale- 
xander-Katz, G. Hartmann, Kreoh, Pfizer, Johst, Kejssner 
(Vortrag), Planck, Eck, Fischer, Klöppel, Vierhaus, Bekker, 
L. Jacob i, Strohal, Oosack, Bernhöft, Jhering, Dickel. 
Jftckel, Fuld, Fuchs, Baron, Beiohenssperger, Eindel, Lipp- 
mann, der 19. u. 20. Jur.tag, Präs. Drechsler, Brunner, Pe- 
tersen, Cohn, Opitz, Lewinsohn, Dernburg, Makower, Miquel 
u. a. m. Eine der wesentlichsten Änderungen, die der erste Entw. 
durch die zweite Lesung erfahren hat, ist die Anerkennung des Prin- 
zips, dass der Kauf die Miete nicht breche. Der § 512 bestimmt: 
Wird das vermietete Grundstück nach der Überlassung an den Mieter 
von dem Vermieter an einen Dritten verilussert, so tritt der Erwerber 
an Stelle des Vermieters in die während der Dauer seines Eigentums 
sich aus dem Mietverhältnis ergebenden BB. und Verpflichtungen ein 
(Näheres bei Beatz, S. 170 Anm. 9—12). Den Anregungen von 
Gierke und Menger entsprechend nahm die zweite Lesung die Be- 
stinunung auf: Ist eine gemietete Wohnung so beschaffen, dass ihre 
Benutzung mit einer erheblichen Geföhrdung der Gesundheit verbunden 
ist, so kann der Mieter das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer Kün- 
digungsfrist kündigen, auch wenn er die gefahrbringende Beschaffenheit 
bei dem Abschlüsse des Vertrags gekannt oder auf die Geltendmachung 
seiner BB. wegen derselben verzichtet hat. 

Die Gebrauchsleihe haben besprochen: Gierke, L. Gold- 
schmidt, Köhler (Arch. f. B. B. Bd. 2), Beatz (G. A. Heft 18), 
Bahr (auch Arch. Bd. 2); den Dienstvertrag und Werkvertrag: 
Gierke, Menger, Löwenfeld (G. A. Heft 10 und Jur. Woch. 1890), 
Stolterfoth, v. Bar (die Nation 6. April 1890), S. Jacoby (Grün- 
hut Bd. 18), Klöppel, Kühnast (das Erb-R), Planck, A. Gold- 
schmidt, Bernhöft, Koch, G. Hartmann, Mataja, Poland, 
Naumann, Ehrenberg (Jahrb. f. Dogm. Bd. 27), Bingner, Bahr, 
Bing, Hachenburg, Hanausek, Laband, Hilse (Verh. d. 19. u. 
20. D. Jur.tags, Arch. f. B. R Bd. 2), Staub (Verh. d. 20. Jur.tags 
Bd. 1), Dernburg (das.), Fuchs, Besohl, des 20. Jur.tags, 
Ebbecke, 0. Jacobi (Arch. f. B. B. Bd. 4). Die zweite Lesung 
hat eine Beihe von Bestimmungen getroffen, die teils einen besseren 
Schutz des Interesses des Dienstleistenden und Unternehmers, teils eine 
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Tollstäudigere und schärfere BestimmoDg der Bechtsverhältnisae be- 
zwecken (Entw. IL gg 652 Abs. 2, 553, 554, insbes. 558, 559—562, 
566-568, 570 Abs. 2, 572, 583 Abs. 2, 585); den Mftklervertrag: 
Hachenbnrg; die Auslobung: Gierke, G. Hartmann, Bftbr, 
Fischer, Marcusen (das negative Vertragsinteresse); den Auftrag: 
Gierke, Laband, LOwenfeld, Frese (YennGgensverwaltung und 
Willensvertretung), Bernhöft, Haohenburg, L. öoldschmidt, 
Bekker, Maumann (Gruchot Bd. 33), Bingner, Strohal (Jahrb. 
f. Dogm. Bd. 28), Bocholl, Klewitz (die Verpflichtung zur Beoh- 
nungsstellung), Zitelmann, Biesser. Im Gegensatz zum Entw. hat 
die zweite Kommission die ünentgeltlichkeit der Geschäftsbesorgung 
als charakteristisches Merkmal des Auftrags angesehen. Der Beauf- 
tragte wurde femer verpflichtet, dem Auftraggeber nicht bloss über 
die Ausführung des Auftrags Bechensohaft abzulegen, sondern auch 
die erforderlichen Nachrichten zu geben und auf Verlangen über den 
Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen. — Die (schriftliche) An- 
weisung wurde besprochen von: Gierke (auch Vortrag), Laband, 
Bahr, Bingner, Badenhausen, Koch, L. Goldschmidt, Strohal 
(Jahrb. f. Dogm. Bd. 28), Biesser, Pr. L. Ök. Koll. (1889), v. Can- 
stein. Die zweite Lesung hat mehrere wichtige Änderungen und Er- 
gänzangen eintreten lassen. Zunächst hat sie den Gegenstand der An- 
weisung, der nach dem Entw. jede beliebige Leistung sein konnte, auf 
Greld oder eine bestimmte Menge vertretbarer Sachen oder Wertpapiere 
beschränkt. Sodann wurde der Angewiesene nur gegen Aushändigung 
der Anweisung zur Leistung verpflichtet. Zur Annahme der Anweisung 
oder zur Leistung an den Anweisungsempfänger ist der Angewiesene 
dem Anweisenden gegenüber nicht schon deshalb verpflichtet, weil er 
dessen Schuldner ist Die Anweisung, selbst die nicht angenommene, 
ist übertragbar. Die Übertragung bedarf der schriftlichen Form (Ver- 
merk auf der Anweisungsurkunde ist nicht erforderlich) und geschieht 
durch Aushändigung der Anweisung. Die Übertragung kann ausge- 
schlossen werden. Nach Annahme der übertragenen Anweisung kann 
der Angewiesene Einwendungen aus einem zwischen ihm und dem An- 
weisungsempftoger bestehenden Bechtsverhältnis nicht herleiten. Im 
übrigen finden auf die Übertragung der Anweisung die für die Ab- 
tretung einer Forderung geltenden Vorschriften entsprechende An- 
wendung. — Über den Hinterlegungsvertrag haben sich ge- 
äussert: Gierke, Koch, L. Goldschmidt, Kohler, Ebbecke 
(Eingabe), Beatz (G. A. Heft 13), Bahr, Biesser. Gegen die 
Haftung des Verwahrers für omnis culpa wendeten sich Ebb ecke 
und Beatz. Die zweite Lesung lässt nach des letzteren Vorschlag 
den unentgeltlichen Verwahrer nur für diejenige Sorgfalt haften, die 
or in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (Näheres bei Beatz, 
Zweite Lesg. S. S19 Anm. 1). Während der Entw. das depositum 
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irreguläre als Darlehnsvertrag ansah und Koch dies billigte, wies 
Beatz Dach, dass Darlehen und Hinterlegung zwei, sich ansschliessende, 
Begri£fe, zwei Yerkehrsinstitnte mit ganz verschiedenen Zwecken seien. 
Die zweite Lesung gebraucht den Ausdruck: dass die Vorschriften über 
das Darlehen Anwendung zu finden hätten. In den Gründen wurde 
jedoch gesagt, dass man mittels dieser Fassung zu erkennen geben 
wollte, dass das dep. irr. und das Darlehen ihrer wirtschaftlichen Natur 
nach wesentlich verschiedene Geschäfte seien (Näheres Reatz, Zweite 
Lesg. S. 311 Anm. 2). Bei der Hinterlegung von Wertpapieren muss 
die Vereinbarung der Bückgabe in gleicher Art oder des Gebrauchs 
ausdrücklich vereinbart sein. Die Einbringung von Sachen bei 
Gastwirten war Gegenstand zahlreicher Äusserungen aus Interessenten- 
kreisen. Die Besiimmungen des Entw. wurden von Gierke sachlich 
gebilligt. Koch wünschte für Wertpapiere und das nicht zum im- 
entbehrlichen Beisegeld gehörende Geld und die nicht zum gewöhn- 
lichen Gebrauch des Gastes dienenden Kostbarkeiten eine Anzeige. Die 
zweite Lesung Hess den Gastwirt für eingebrachte Gelder, Wertpapiere 
und Kostbarkeiten nur bis zum Betrag von eintausend Mark haften 
und forderte eine unverzügliche Anzeige des Verlusts nach erlangter 
Kenntnis. — Die Gesellschaft wurde vorzugsweise von Gierke und 
Bojen s erörtert. Einzelne Bestimmungen des Entw. fochten Bing- 
ner, Johst, Badenhausen, Schlossmann (Ztschr. f. H. B Bd. 87) 
an. Eine wesentliche Änderung brachte die zweite Lesung, indem sie 
nach den Aasführungen von Gierke und Boyens das System der 
gesamten Hand annahm. Sie ging davon aus, dass nach dem Entw. 
die Gesellschaft prinzipiell ein rein obligatorisches Verhältnis sei, bei 
dem die gemeinsamen Zwecke nur dadurch verfolgt würden, dass sich 
die Gesellschafter unter einander obligatorisch zu bestimmten Leistungen 
verpflichteten. Ein Gesellschaftsvermögen im eigentlichen Sinne des 
Wortes gäbe es nicht; was man Gesellschaftsvermögen nenne, seien 
zusammengefasste Bestandteile des Vermögens der einzelnen Gesell- 
schafter. Daher sei jeder Gesellschafter formell berechtigt, über diese 
Bestandteile seines Vermögens zu verfügen. Eingebrachte und von der 
Gesellschaft erworbene Vermögensstücke ständen den Gesellschaftern 
nach festen, im Zweifel gleichen Bruchteilen zu. Die Gestaltung des 
Verhältnisses nach dem Grundsatz der gesamten Hand dagegen habe 
neben den obligatorischen auch dingliche Wirkungen. Die in die Ge- 
meinschaft gelangenden Vermögensstücke würden unmittelbar ihrem 
Zwecke dienstbar gemacht, indem aus ihnen ein selbständiges Gesell- 
schafts\ ermögen gebildet werde; die Bestandteile desselben seien nicht 
nach festen Bruchteilen geteilt; es beständen nur Grundsätze über die 
Verteilung des Gewinns und über die Auseinandersetzung; das ganze 
Vermögen sei zur Deckung der Lasten und Schulden der Gesellschaft 
gebunden. Die Verfügung über die einzelnen Stücke sei nur gemein- 
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schaftlich möglich, desgL die Prozessf&hruDg; die ZwangSToUstreckong 
in Stücke des GesellschaftsvermÖgens könnte nur auf Grund eines 
g^en alle Gesellschafter vollstreckbaren Titels erfolgen. Gegen Ge- 
sellschaftsforderungen dürfton nur Gesellschaftsschulden in Aufrechnung 
gebracht werden. Die Priyatgl&nbiger eines Gesellschafters könnten 
nur in dasjenige die Zwangsvollstreckung betreiben, was ihrem Schuld- 
ner nach Berichtigung der Gesellschaftsschulden am Gewinn oder bei 
der Auseinandersetzung zukomme. — Über die Konstruktion dieser 
Bechtsgemeinschaft zur gesamten Hand machten sich in der Kommission 
verschiedene Ansichten geltend; man erachtete es jedoch für angemessen, 
eine Stellungnahme zu der wissenschaftlichen Streitfrage über das 
Wesen der gesamten Hand zu vermeiden (Näheres bei Reatz a. a. 0. 
S. 329 Anm. 2). Demgem&ss wurde das Prinzip ausgesprochen, dass 
ein Gesellschafter über seinen Anteil an den durch die Beiträge der 
Gesellschafter und durch den Erwerb aus der Geschäftsführung gemein- 
schaftlich gewordenen Gegenständen, mit Einschluss der Forderungen 
(Gesellschaftsvermögen), nicht verfügen könne und nicht berechtigt sei, 
Teilung zu verlangen. Damach richtete sich eine Beihe von Einzel- 
bestimmungen. — Über Leibrente ist nichts wesentliches bemerkt 
worden. — Spiel und Wette wurden von Gierke, Bekker, Ha- 
Dausek, L. Goldschmidt, Badenhausen, Johst, Planck, Bo- 
choll besprochen. — Den Vergleich behandelten Bekker, Fischer, 
Bingner, Sturm (die Lehre vom Vergleiche), Herold (Grünhut 
Bd« 16), Zitelmann. — Wichtige Seiten der Bürgschaft wurden 
erörtert: über den Begriff von ünger (Jahrb. f. Dogm. Bd. 19); über 
das Formerfordernis: Bahr, Gierke, G. Hartmann, Baron, 
Stolterfotb, Unger; über Einwendungen des Bürgen: ünger, 
Fischer, Seuffert, Hachenburg, Laband, Baron; über Haftung 
der Mitbürgen: G. Hartmann, Gierke; über den Bückgriff des Bür- 
gen gegen den Hauptschuldner: Gierke; über seinen Anspruch auf 
Befreiung: Bothenburg (Gruchot Bd. 33); über Diligenzpflicht: 
Gierke, Hachenburg; über die zeitlich begrenzte Bürgschaft: 
Hachenburg. Die zweite Lesung hat bestimmt, dass der Bürge die 
Befriedigung des Gläubigers so lange verweigern könne, als dem Haupt - 
schilftner das E. zustehe, das seiner Verbindlichkeit zu Grunde liegende 
Rechtsgeschäft anzufechten, und ebenso so lange, als der Gläubiger 
sich durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptschuld- 
ners befriedigen könne. Bei einer Verbürgung auf bestimmte Zeit 
wird der Bürge befreit, wenn der Gläubiger nicht unverzüglich nach 
Ablauf der Zeit die Einziehung der Forderung betreibt — Der Ver- 
pfändnngsvertrag wurde in zweiter Lesung auf Anregung Gierkes 
als überflüssig abgesetzt. — Das Schuldv er sprechen als abstrakter 
obligationenrechtlicher Vertrag wurde wegen seiner grossen Gefährlich- 
keit für den bürgerlichen Verkehr bekämpft von Gierke, mit dem 
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Kindel und Menger fibereinstiinmen, in Schnts genommen von Bftfar, 
Bing, Koch, Planck, Baron. Die zweite Lesung erkannte eine im 
Bedürfnis des Verkehrs begründete Notwendigkeit der An&ahme des 
abstrakten Schnldverspreohens nnd des abstrakten Schuldanerkenntnis- 
Vertrags ins BGB. an (Näheres bei Beatz, a. a. 0. S. 362 Anm. 1). — 
Über Schnldverschreibung auf Inhaber handelten Gierke, Koch, 
Carlin (Ztschr. f. H.-B. Bd. 36), Goldschmidt (das.), de Weerth 
(die Inhaberpapiere), Eohlhaas (Arch. f. civ. Pr. Bd. 73), 8. Jacoby, 
Bingner, Lehmann (zur Theorie der Wertpapiere), y. Canstein, 
Biesser, Fellner (die rechü. Natur der Inhaberpapiere), Heck 
(Ztschr. f. R-B. Bd. 37). In leUiafter Weise bekSmpfb Gierke zu- 
nächst die Durchfährung der extremsten Kreationstheorie und der 
Theorie, die den « jeweiligen Inhaber* zum wahren und alleinigen 
Gläubiger stempele. Auch Koch wendet sich gegen die dem Entw. 
zu Grunde gelegte Kreationstheorie; desgl. Carlin, Goldschmidt, 
de Weerth. Die zweite Lesung hat denn auch nicht den Inhaber 
schlechtweg als .Gläubiger erklärt, die Gläubiger-BB. grundsätzlich 
vielmehr nur dem Eigentümer des Papii^rs zugestanden. Gläubiger ist 
nunmehr der Inhaber, es sei denn, dass er zur Verfügung über die 
Urkunde nicht berechtigt ist Doch wird der Aussteller auch durch 
die Leistung an einen nicht zur Verfügung berechtigten Inhaber be- 
freit. Auf Empfehlung Kochs wurde statt der Staatsgenehmigung 
für Ausstellung von Schuldverschreibungen die Genehmigung des Bun- 
desrats gefordert. 

Die Schuldverhältnisse aus unerlaubten Handlungen und 
zunächst die allgemeinen Vorschriften sind von Gierke elfter 
intensiven Kritik unterzogen worden. Vor allem bekämpft er den vom 
Entw. konsequent und rücksichtslos durchgeführten Grundgedanken, 
dass alle nicht etwa vertraglich begründete Schadensersatzpflicht ledig- 
lich ans Verschulden fliessen könne, und rügt, dass er den im alt- 
nationalen B. hervorgetretenen, und in den neueren Ggebgen. (Preussen, 
Österreich, Schweiz) zum Durchbruch gekommenen Gedanken der 
Haftung aus blosser Verursachung des Schadens oder für fremdes Ver- 
schulden (französisches, schweizerisches B., bajerischer und hessischer 
Entw.) nicht aufgenommen und ausgebaut habe. Ähnliches bei 
Mataja, Schmidt (G. A. Heft 14), Westrum, Bolze (Ztschr. f. 
ZPr. Bd. 13). Ebenso bekämpft er die beim Begriff der widerrecht- 
lichen Handlungen gemachte folgenschwere Unterscheidung zwischen 
widerrechtlichen Handltmgen, die durch Verletzung «des Becbtes 
eines anderen*, und solchen, die ohne eine derartige Bechtsverletzung 
einen Schaden erzeugen. Auch Bingner, Menger, v. Liszt greifen 
die Widerrechtlichkeit des Entw. an und die von ihm gemachte Unter- 
scheidung, den Schuldbegriff v. Liszt an. Die zweite Lesung nahm 
einen vermittelnden Standpunkt ein. Im Anschluss an den Entw. ging 
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man grondsätzlich davon ans, dass nijcht jeder Eingrifif in den fremden 
Beehtsbereich zum Scbadenser&atz verpflicbte, sondern nur ein durch 
Verschulden des Urhebers des Schadens hervorgerufener. Gegen das 
Veranlassungsprinzip wurde bemerkt, dass dasselbe der Anschauung 
der modernen Zeit und den Bedür&issen des Lebens keineswegs ent« 
spreche, auch nicht auf eine nationale Eigentümlichkeit des deutschen 
B., sondern auf eine, in allen Hechten niederer Kulturstufe wieder- 
kehrende Erscheinung zuräckzufähren sei. Die Aufstellung des Grund- 
satzes, dass die Schadensersatzpflicht eine Verschuldung voraussetze, 
entbehre nicht der inneren Begründung, sondern sei das Ergebnis einer 
höheren Eulturentwickelung. Mit der grundsätzlichen Entfernung vom 
Boden des Entw. werde der Entwickelung des Verkehrs keineswegs 
gedient, wohl aber die Bewegungsfreiheit des einzelnen allzusehr ein- 
geschxttnkt. Jedenfalls aber habe die Wissenschaft das Veranlassungs- 
prinzip nicht soweit durchgebildet, dass es dem G. zu Grunde gelegt 
werden könne. Eine andere Frage sei, ob nicht in einzelnen besonders 
gearteten F&Uen von der konsequenten Durchführung des Verschuldungs- 
piinäps aus Bücksichten der Gerechtigkeit und Billigkeit abgesehen 
werden müsse. (Näheres bei Beatz, a. a. 0. S. 379 Anm. 1.) Die 
zweite Lesung formulierte das Prinzip dahin: Wer vor^tzlich oder 
fahrlässig ein B. eines andern widerrechtlich verletzt oder wer gegen 
ein den Schutz eines anderen bezweckendes G. verstösst, ist dem anderen 
znm Ersatz des dadurch verursachten Schadens verpflichtet Ist nach 
dem Inhalte des Gesetzes ein Verstoss gegen dasselbe auch ohne Ver- 
schulden möglich, so tritt die Ersatzpfiicht nur im Falle des Ver- 
schuldens ein. Die Schadensersatzpfiicht wird dadurch nicht aus- 
geschlossen, dass die schädigende Handlung im Notstande begangen 
worden ist. In den Kreis der zu schützenden Güter wurde auch die 
Freiheit und der Kredit aufgenommen. Wer durch eine Handlung, 
die er nicht in Ausübung eines ihm zustehenden Bechtes vominmit, 
in einer gegen die guten Sitten verstossenden Weise einem anderen 
vorsätzlich Schaden zufügt, ist demselben zum Schadensersatz ver- 
pflichtet. Eine Konzession an das Veranlassungsprinzip machte die 
zweite Lesung darin, dass es in den vorstehenden Fällen dann, wenn 
Vorsatz oder Fahrlässigkeit nicht vorliegt, den Urheber des Schadens 
insoweit für ersatzpflichtig erklärt, als die Billigkeit nach den Um- 
ständen des Falles, insbesondere nach den Verhältnissen der Beteiligten, 
eine Schadloshaltung fordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden^ 
deren er zum standesmässigen Unterhalte sowie zur Erfüllung seiner 
gesetzlichen Unterhaltspflichten bedarf. Das Gleiche gUt auch für 
diejenigen Schadensurheber, die in unzurechnungsfähigem Zustande ge- 
handelt haben. -^ Einzelheiten der allgeuL Vorschriften über Schuld* 
Verhältnisse aus unerlaubten Handlungen besprechen Pfizer, G. Hart- 
mann, Kohlhaas, Meischeider, Kohler, Mendel (Die Geistes- 
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krankon), Klöppel, E. Hilse (Die Haftpflicht der StrassenbahnenX 
Seuffert, Koch, Lehmann, Holder, Neumann, Bekker, 
Hachenburg, Bocholl, Olshansen, Riesser, Zitelmann, Mar- 
cusen, Beinhold. -^ Einzelne unerlaubte Handlungen sind 
besprochen worden von Gierke, Bfthr, Schmidt, Birkmeyer, 
Martinius, Fischer, Bingner, v. Liszt, Mataja, KoUigs, 
Pfizer, Mecke, Hartmann (G. A. Heft 14), Zitelmann, Degen- 
kolb (Arch. f. civ. Pr. Bd. 76), Schultzenstein (Ztsch. f. d. ZPr. 
Bd. 15). Gierke insbes. rügt, dass andere, als die gesetzlich unter- 
haltsberechtigten, durch die Tötung geschädigte Dritte, z. B. der Ver- 
sicherer, Bentengläubigcr , der um seinen Niessbrauch gebrachte Ehe- 
mann, die des Niessbrauch s und des Rechtes auf Dienste beraubten 
Eltern, nicht ersatzberechtigt sein sollten. Die zweite Lesung be- 
schloss, dass im Falle der Tötung, Körperverletzung oder Freiheits- 
eatziehung der Ersatzpflichtige, wenn der Verletzte kraft Gresetzes 
einem Dritten zur Leistung von Diensten in dessen Hauswesen oder 
Gewerbe verpflichtet war, dem Dritten für die entgangenen Dienste 
durch Entrichtung einer Geldrente Schadensersatz zu leisten habe. — 
Die im Entw. aufgenommenen, auf der Basis der actio de dejectis et 
defusis beruhenden Bestimmungen wurden als nicht mehr zeitgemfiss 
von der zweiten Lesung abgesetzt. 

Von den einzelnen Schuldverhältnissen aus anderen 
Gründen und zunächst von der Bereicherung handeln Gierke, 
Lenel (Die Lehre von der Voraussetzung), Seuffert, F. Meyer 
(G. A. Heft 11), Meischeider, Hartmann (G. A. Heft 5), Leon- 
hard (Vrhdlg. d. 20. D. Jur.tags Bd. 3), Bahr, Fischer, Klöppel, 
Bingner, Poland, Bolze, Schmidt, Bekker, Zitelmann, 
Bocholl. Prinzipiell wurde namentlich von Gierke getadelt, dass 
das überall dem r. B. folgende Kondiktionensystem des Entw. der all- 
gemeinen Bereicherungsklage, der Versionsklage oder einer im Sinne 
des Pr. LB. ausgestalteten Klage aus nützlicher Verwendung keinen 
Platz eingeräumt habe, und eventuell dass der Entw. den allgemeinen 
Grundsatz vom „sonstigen grundlosen Haben '^ nicht an die Spitze des 
ganzen Abschnitts, sondern an dessen Schluss gestellt habe. In Über- 
einstimmung hiermit schlug Lenel den allgem. Satz vor: „ Derjenige, 
aus dessen Vermögen ein anderer ohne rechtlichen Grund bereichert 
ist, kann von dem anderen die Herausgabe der Bereicherung fordern. *" 
Ähnlich Zitelmann. In zweiter Lesung wurde der allgem. Grund- 
satz der ungerechtfertigten Bereicherung dahin formuliert: 
Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf 
dessen Kosten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt hat, ist ihm zur 
Herausgabe verpflichtet Diese Verpflichtung besteht insbesondere audi 
dann, wenn der rechtliche Grund später weggefallen oder der mit 
einer Leistung nach dem Inhalte des Bechtsgeschäftes bezweckte Er- 
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folg nicht eingetreten ist — Gierke und Harimann bekämpfen bei 
der Geschäftsführung ohne Auftrag insbesondere die strenge 
Dnrcbführang des «subjektiyen Prinzips*, nach dem über die Er- 
satzansprüche des GeschäftsfELhrers nicht der objektive Massstab der 
Notwendigkeit oder Nützlichkeit seiner Handlungsweise, sondern ledig- 
lich deren Übereinstimmung mit den richterlich zu ermittelnden mut- 
masslichen Intentionen des Geschttftsherm entscheiden soll, ohne dass 
es darauf ankomme, ob der Geschäftsführer bei Anwendung voller 
Sorgfalt die etwaige besondere Willensmeinung des G^schäftsherm zu 
erkunden imstande war oder nicht. Massgebend dürften nicht die 
Fälle sein, in denen die Geschäftsführung vorwiegend im eigenen 
Interesse des Geschäftsführers vorgenommen werde, sondern diejenigen, 
die Mehrzahl bildenden Fälle, in denen die Geschäftsführung Aus- 
flnsB uneigennütziger Hilfsbereitschaft sei. Der Entw. verkenne die 
Knlturbedeutung des Eintretens f&r den Mitmenschen. Einzelnes über 
die Geschäftsführung bemerken Fischer, Bingner, Beinhold. Die 
zweite Lesung hat in einigen Punkten den Entw. im Sinne des ob- 
jektiven Prinzips abgeändert. — Die Gemeinschaft haben behandelt: 
Gierke (auch Vortrag und Beitr.), Planck, Bojen s, G. Rümelin, 
Hartmann, Neumann, Bingner, Fischer, Pfaff, Stolterfoth. 
Von Gierke wird getadelt, dass der Entw. von Anfang bis zu Ende 
seinem individualistischen Grundprinzip treu geblieben sei: „Die Ge- 
meinschaft erschöpft sich nach aussen und nach innen in getrennten 
Anteilen, deren Sonderung nur an dem objektiven Zusammenhange, 
den die Ungeteiltheit des Gegenstandes notwendig begründet, eine 
Grenze findet; eine strengere Bindung ist nur auf obligationenrecht- 
lichem Wege und daher niemals mit Wirkung nach aussen möglich; 
alle gesetzlichen Ansprüche der Teilhaber gegen einander sind ge- 
wöhnliche Obligationen; die Gemeinschaft ist ein an sich normales 
Verhältnis und strebt ihrem natürlichen Entwickelungsgange gemäss 
nach Herstellung normaler Verhältnisse durch Teilung; unteilbare Ge- 
meinschaften sind unzulässig." Die zweite Lesung hat den Entw. in 
einigen Punkten von nicht prinzipieller Bedeutung geändert. — Bei 
der Vorlegung und Offenbarung hat Bahr gerügt, dass der 
Entw. die Lehre von der Rechnungsablage ganz bei Seite gelassen 
habe, obwohl nähere Bestinamungen hierüber bei der Unklarheit der 
Praxis über alle hier einschlagenden Fragen durch ein dringendes Be- 
dürfnis geboten seien. Die zweite Lesung hat dieser Erinnerung durch 
Einfügung des § 698 einigermassen entsprochen. Der 18. Titel trägt 
die 'Ol:>er8chrift: Vorlegung von Sachen. Rechnungslegung. 
Auskunftserteilung. 

Bei der Beurteilung des Sachenrechts des Entw. erkennt 
Gierke an, dass derselbe dem deutschen Rechte eine Reihe wichtiger 
Institute entlehnt habe. Doch beschränke er sich auch hier auf die 
Jniist. Litteratuxbericht 18M-94. 
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nach Lage der YerhSltnisse nnn einmal unvermeidlichen Zugeständ- 
nisse, und selbst wo er mit deutschrechtliohem Stoffe arbeite, durch- 
dringe er denselben mit undeutschem Geiste. Er suche die unter- 
schiede zwischen den Rechten an liegenschaftlichem Gut und an Fahr- 
nis möglichst auf ungleiche äussere Voraussetzungen des Erwerbs und 
Verlusts zu reduzieren. Eine Verschiedenheit des Inhalts erkenne er 
im Prinzip nicht an, yielmehr halte er, indem er die ganze Fülle der 
in Sonderrechte verwiesenen deutschrechtlichen Materien aus seinem 
Gesichtskreise verbanne, die Fiktion aufrecht, als sei an sich das Recht 
des Individuums an einem Teil des Erdkörpers dem Individual-R. an 
einer beliebigen Mobilie vollkommen wesensgleich. So gelange er zu 
einer Konstruktion des Grundeigentums, welche diejenigen Parteien 
mit Freuden begrüssen würden, die das Heil der Zukunft von einer 
Abschaffung des Privateigentums an Grund und Boden erwarteten. 
Schliesslich erstrebe er, um die FormalisieruDg des Sachen-R. durch- 
führen zu können, überall die möglichste Verselbständigung dieses 
Rechtsteils gegenüber anderen Rechtsteilen. Wie im Obligationen- R. 
das Prinzip der Vertragsfreiheit bis an die äussersten Grenzen ver- 
wirklicht sei, so werde im Sachen-R. umgekehrt das Prinzip der abso- 
luten Norm bis zur Vernichtung aller Gestaltungsfreiheit der Betei- 
ligten durchgeführt, und überall sei es dasselbe abstrakte, rein indi- 
vidualistische System einseitiger Machtbefugnisse. Planck verteidigt 
den Entw. gegen den Vorwurf undeutschen Geistes. Kindel (Das 
R. an der Sache) rügt die Entfernungen des Entw. von den bestehen- 
den Ggebgn., namentlich vom ALK und fordert eine Umgestaltung 
desselben auf Grund der Anerkennung eines R. an der Sache im 
Gegensatz zur gemeinrechtlichen Lehre, nach der der Vertrag 
lediglich eine Obligation erzeuge. Wendt (Jahrb. f. Dogm. Bd. 29), 
L. Goldschmidt (Arch. f. B. R. Bd. 4) und Endemann (Ztschr. 
f. HR. Bd. 88) sprechen der EindeFschen Beurteilung des rOm. R. jede 
Berechtigung ab. Fuchs (Das Wesen der Dinglichkeit) bekämpft die 
Auffassung des Entw., wonach das dingliche R. eine unmittelbare 
reale Herrschaft über die Sache gewähre, und substituiert ein R., bei 
welchem die Sache den Kreis der verpflichteten Personen bestimme, 
eine Gesamtheit von RR., die nach positiver Gesetzesbestimmung 
mit einem regelmässig absoluten Elageschutze ausgerüstet seien. Gegen 
die Identifizierung der Absolutheit mit Dinglichkeit haben sich Gierke, 
Wendt (Jahrb. f. Dogm. Bd. 29) und L. Jacobi (Jur. Littbl. 1. Jhrg. 
S. 138) ausgesprochen. Das System der geschlossenen Zahl der ding- 
lichen RR. wurde angefochten von Gierke, Fuchs, Jacobj (Arch. 
f. B. R. Bd. 2), vomPreuss. Landes-Okonomie-Eollegium, von 
Rocholl (Vorschläge zur Abänderung), gebilligt von Erech (Die RB. 
an Grundstücken in B. u. F. Heft 14 S. 5 Anm. 2). Den dinglichen 
Vertrag haben erOrtert Eindel, Wendt, Bekker (System des hen- 
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tigen Psnd-B. BcL 2), Bocholl (Bechisf&lle). Gegen die Am- 
schaidnng der Ssohgesamtheiten ans dem Kreise der Sachen spraeh 
sich Oierke energisch ans; werwandte Fragen werden von Gierke, 
Klöppel, Nenmann (Grtichot Bd. 34), Planck und Fuchs behan- 
delt. Die Lehre vom ZnbehOr ist kritieMsh erörtert yon Gierke, 
Xohler (Jahrb. f. Dogm. Bd. 26), Bassow (Beitr. zor ErL Bd. 33), 
Cosack (B. n. F. Heft 13), Wolff, Krech, Enntse (Betrachtungen), 
Hachenbnrg und Köhler (Yerh. d. 20. D. Jnr.-tags Bd. 3), Her- 
mes (Verh. d. 21. D. Jnr.-tags Bd. 1), Krech und Planck (den 
Entw. yerteidigend). 

Der Entw. hatte die Lehre vom Besitz im wesentlichen auf der 
Sayigny'schen Theorie aufgebaut Fast die gesamte Kritik hat ihn 
diaserhalb in scharfer Weise Temrteilt (Gierke, Bfthr, Jhering, 
Wandt, Meischeider, Beatz, Bocholl, Strohal). Er giebt 
nnr indirekt eine Definition des Besitzes. Damach wird der Besiti 
einer Sache erworben durch die Erlangung der thatsachlichen Gewalt 
aber die Sache (Enhabung) in Verbindung mit dem Willen des In- 
habers, die Sache als die seinige sm haben (Besitzwille); er dauert fort 
bis zum Eintritt einer Beendigungsthatsache und endigt insbesondere 
mit der Aufgabe des Besitzes oder der Entziehung der thatsftchlichen 
Gewalt. Besitzschutz in der (s^talt des gerichtlichen Schutzes und 
des Selbstschutzes durch Selbstverteidigung gegen verbotene Eigen - 
macht und durch Selbsthilfe behufs Wiedererlangung der ihm ent- 
zogenenen Inhabung geniesst der Inhaber der Sache. Besitzer ist nach 
dem Entw. nur derjenige, der die thatsachliche Gewalt Aber die Sache 
mit dem Eigentnmswillen ausübt; Pächter, Mieter, Pfandgläubiger, 
Niessbraucher, Vasallen und Erbpftchter sind nur Inhaber (Detentoren), 
wie etwa der Gutsverwalter oder der den Wagen des Bauern zur Stadt 
fahrende Knecht (Gierke). Diese Unterscheidung zwischen Besitz und 
Inhabung ist fast durchgängig verworfen worden. Fast überall wurde 
das dharakteristische des Besitzes im Interesse des Besitzers an der be- 
sessenen Sache gefunden. Über das Erfordernis der thatsachlichen Ge- 
walt des Besitzers über die Sache sind mehrere, von einander unab- 
hängige Untersuchungen angestellt worden. Goldschmidt (Studien 
zum Besitzrecht. Festgabe für B. Gneist. 1888) findet es korrekt, dass 
die Ver&sser des Entw. die thatsachliche Gewalt nicht definirt, son- 
dern ihre Bestimmung der verständigen, an Lebenssitte und Erflümmg 
sich anschliessenden richterlichen Würdigung überlassen haben. Der 
Besitzbegriff ist ihm ein sozialer (Verkehrs-)Begriff; der Besitz ist ein 
Machtverhältnis, das dem Gemeinbewusstsein als thatsachliche Herr- 
schaft erscheint. Jhering (Der Besitiwille. Vorr. 20. Febr. 1889) be- 
kämpft aufs lebhafteste das Erfordernis der thatsachlichen Grewalt, unter 
Hinweis auf eine Beihe von Beispielen, die jegliches GewaltverhIÜtnis 
zu perhorreszieren scheinen, und substituiert demselben lediglich ein 

9* 
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wirtschaftliches Moment. Besitz wäre hiemach das thatsächliche Verhältnis 
der Person zur Sache, das durch den Zweck ihrer wirtschaftlichen 
Verwendung geboten sei. Auch diesen Satz suchte er durch eine grössere 
Anzahl dem wirtschaftlichen Leben entnommener Besiizbeispiele richtig 
zu stellen. Beatz (Der Besitz. G.A. Heft 9. März 1889) unter- 
scheidet die physische und die wirtschaftliche Natur des Besitzes. Nach 
ersterer ist der Besitz zunächst ein Herrschaftsverhältnis zwischen Per- 
son und Sache, ein Gewaltverhältniss einerseits und ein Abhängigkeits- 
und ünterwurfigkeitsverhältnis anderseits. Ist die Sache lebend, so 
bedarf es zur Erlangung und Erhaltung ihres Besitzes des Aufwands 
eines gewissen Masses von Kraft und körperlicher Gewalt des Menschen, 
um den in ihr lebenden Freiheitstrieb zu bändigen und wirkungslos 
zu machen. Ist sie leblos, so bedarf es je nach umfang, Gewicht oder 
Entfernung der Sache, zur Beseitigung des dadurch geleisteten Wider- 
standes der Aufwendung eines mehr oder weniger grossen Kräftemasses. 
Vom Mass und Grad der zur Erlangung und Aufrechterhaltung des 
Besitzes erforderlichen Kraft und Gewalt gilt der gleichsam physika- 
lische Grundsatz, dass sie vom Mass und Grad des Seitens der Sache 
oder des zu überwindenden Baumes geleisteten Widerstands abhängig 
sind. Je stärker dieser Widerstand ist, um so särker muss die anzuwen- 
dende Kraft sein und je geringer jener, um so geringer diese. Immer 
aber muss noch ein Plus dieser vorhanden sein. Eine weitere Seite 
der physischen Natur des Besitzes ist die Ausschliesslichkeit d. h. der 
thatsächliche Ausschluss der übrigen Menschheit von der Herrschaft 
der Person über die Sache. Auch hier ist die Aufwendung eines mehr 
oder weniger grossen £j-äftemasses behufs Ausschliessung der etwa 
konkurrierenden Mitmenschen nötig, aber auch hier muss die Ans- 
schlusskraft inmier ein Plus aufweisen. Eine dritte Seite der physischen 
Natur des Besitzes ist das Bewusstsein des Besitzers von seinem Be- 
sitze d. h. von seiner ausschliesslichen Herrschaft über die Sache. — 
Die wirtschaftliche Natur des Besitzes ergiebt sich aus folgendem. Bei 
der Betrachtung einer jeden körperlichen Sache sieht man zwei von 
einander verschiedene Dinge mit einander verbunden; das eine ist die 
Eigenschaft der Brauchbarkeit (Nützlichkeit), und diese ist es allein, 
die das menschliche Bedüi'fiiis befriedigt, und das andere ist nur 
der körperliche Ti^ger der Brauchbarkeit, der es ihr überhaupt mög- 
lich macht, in der wirtschaftlichen Welt zu existieren und den Bedürf- 
nissen der Menschen zu dienen. Der Körper der körperlichen Sache 
für sich allein hat gar keinen wirtschaftlichen Wert. Daraus ergiebt 
sich, dass der Bezitz als solcher, d. h. die physische Herrschaft einer 
Person über eine Sache für die ganze menschliche Wirtschaft jedes 
Interesses entbehrt. Nur dadurch, dass der Körper der notwendige 
Träger aller Brauchbarkeiten, des wahren Bedarfs des bedürftigen Men- 
schen ist und eine Verwendung dieses Bedarfs behufs Befriedigung des 
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menschlichen BedürfniBses nur durch die ausschliessliche Herrschaft 
des Menschen üher den Körper der Sache möglich ist, wird der Besitz 
einer Sache wirtschaftliches Gut. Als solches steht er unter wirt- 
schaftlichen Gesetzen und wird insbesondere zum Gegenstande des 
wirtschaftlichen Verkehrs. Dadurch allein gewinnt er ein rechtliches 
Interesse. Nur wer mit seiner physischen Herrschaft über die Sache 
ein eigenes Interesse verbindet, ist Besitzer, wer lediglich fremde Inter- 
essen wahrt, übt fremden Besitz aus. Zu den wirtschaftlichen Gesetzen, 
anter denen der Besitz als wirtschaftliches Gut steht, gehört insbe- 
sondere der Grundsatz, dass alle überflüssigen, zwecklosen oder gar 
zweckwidrigen Handlungen zu vermeiden sind; danach regelt sich die 
Tbätigkeit in Bezug auf den Erwerb und die Erhaltung des Besitzes. 
Ein anderes Gesetz fordert vom Wirtschafter, dass er sein gesamtes 
Vermögen ohne Vernachlässigung seiner Pflichten als ordentlicher Wirt- 
schafter möglichst gleichmässig und nach Bedürfniss bewirtschafte. Da 
indessen eine solche Gesamtbewirtschaftung zur selben Zeit und an 
demselben Orte die menschlichen Kräfte übersteigt, so ist er zu Zeit- 
nnd Ortseinteilungen genötigt, und dies bedingt insbesondere, dass er 
sich zeitweise von seinem Besitze oder seinen Besitz von sich trennt. 
Dadurch wird wohl der physische Besitz, nicht aber der wirtschaftliche 
miterbrochen oder verloren. Die wirtschaftliche ünthunlichkeit eines persön- 
lichen Ausschlusses der übrigen Menschheit hat sodann zu einer Reihe von 
Ersatzmitteln geführt, die bei jedem Dritten das Bewusstsein eines bereits 
bestehenden Besitzes hervorzurufen bezwecken oder dazu geeignet sind. 

Ausser den bereits erwähnten Schriftstellern haben noch mehr 
oder weniger eingehende Untersuchungen über den Besitz im ganzen 
oder einzelne Seiten desselben, wie über Rechtsbesitz, Besitzerwerb und 
Besitzverlust, Mitbesitz, Besitzschutz und Besitzesklagen angestellt: 
Cosack (das Sachen-R. in B. u. F. Heft 13. S. 8), Schuppe (das 
R. des Besitzes), X.. Goldschmidt, Wolff (G. A. Heft 8), Riess 
Pas.), Zrödlowski, Planck (Kritik), Baron (Zur Lehre vom Be- 
sitzwillen in Jahrb. f. Dogm. Bd. 29. 30), Bekker (Zur Reform des 
Besitzr. das. Bd. 30), Kuntze (Zur Besitzlehre), Klein (Sachbesitz und 
Ersitzung), W. Stintzing (Zur Besitzlehre), Reinhold (Gruchot. 
Bd. 34), Menger, Löning (Jahrb. f. Nationalök. H. f. 20). 

Die zweite Lesung ist von der Kritik in erheblichem Masse be- 
einflusst werden. Zunächst wurden die Vorschriften des betr. Ab- 
schnittes auf den Besitz als Voraussetzung des Besitzschutzes beschränkt, 
und diejenigen Bestimmungen ausgeschieden, die den Besitz als 
Voraussetzung anderer Rechtsnormen betrafen. Jedes possessorisch ge- 
schützte Verhältnis der Person zur Sache wurde als ,, Besitz '^ bezeich- 
net. Die „Inhabung" fiel. Bei der Vieldeutigkeit des Wortes « Besitz' 
ging es nicht an, den Begriff des ,, Besitzes' ohne nähere Erläuterung 
als bekannt vorauszusetzen. Der Ausdruck gthätsächliche Gewalt' 



Digitized by LjOOQ IC 



38 ^di* Entw. eines bürgerl. Qeseizbnches ffir das Deutsche Reich. [112 

schien bei verst&ndiger Oesetzesanwendnng nicht zu bedenklichen Ent- 
scheidnngen Anlass zu geben, und man nahm an, dass er sogleich das 
für das Wesen des Besitzes charakteristische Moment, dass der Besitzer 
im stände sei. Dritte von seinem Machtbereiche anszoschliessen, be- 
zeichne. Jedenfalls sei es richtiger, die Erlangung der th&ts&chlicheD 
Gewalt als Erfordernis ao&xistellen, als nach dem Vorschlage Jherings 
die Herstellung desjenigen Verhältnisses der Person zur Sache, das 
durch den Zweck ihrer wirtschaftlichen Verwendung geboten seL Der 
Bestand dieses Verhältnisses sei ein, wenn auch nicht das einzige, 
Kennzeichen f&r das Vorhandensein des Besitzes, die Herstellung des- 
selben sei aber zum Erwerb des Besitzes in manchen Fällen nicht er- 
forderlich, in manchen nicht genügend. Demgemäss gelangte die zweite 
Lesung zu folgenden Sätzen: Der Besitz einer Sache wird durch die 
Erlangung der thatsächlichen Oewalt über die Sache erworben. — Übt 
jemand die thatsächliche Gewalt über eine Sache für einen anderen 
in dessen Haushalt oder Erwerbsgeschäft oder in einem sonstigen Ver- 
hältnis aus, vermöge dessen er den sich auf die Sache beziehenden Wei- 
sungen des anderen Folge zu leisten hat, so ist nur dieser Besitzer. — 
Besitzt jemand eine Sache als Niessbraucher, Pfandgläubiger, Pächter, 
Mieter, Verwahrer oder in einem ähnlichen Verhältnisse, vermöge dessen 
er einem anderen gegenüber auf Zeit zum Besitze berechtigt oder ver- 
pflichtet ist, so ist auch der andere Besitzer (, mittelbarer Besitz'). — 
Wer eine Sache als ihm gehörig besitzt, ist Eigenbesitzer. — Die 
Vorschriften über Besitzfähigkeit der Sache und Person, über Besitz- 
erwerb durch Stellvertretung, durch Übergabe und über Fortdauer des 
Besitzes wurden nach dem Vorschlage der Kritik als selbstverständlich 
und entbehrlich gestrichen. Nach der in der Kommission ausdrücklich 
ausgesprochenen Meinung liegt verbotene Eigenmacht auch schon dann 
vor, wenn eine auch nur objektive Beeinträchtigung des Besitzes statt- 
gefunden hat — Die Praxis wird mit den Bestimmungen der zweiten 
Lesung zufrieden sein können, der Wissenschaft aber, die mit der Er- 
forschung der römischen Besitzlehre ohnehin noch so vieles zu thnn 
hat, ist die Aufgabe erwachsen, gar manche Teile der neuen Lehre 
auf ihren wahren Grund zurückzufuhren und durch Auslegung näher 
zu bestimmen. 

Die allgemeinen Vorschriften über Bechte an Grund- 
stücken werden im Wesentlichen gebilligt von Bingner, v. Mei- 
bom (die Grundzüge des Gmndbuchrechts im Arch. f. civ. Fr. 
Bd. 75), Krech, Davidsohn (G. A. Heft 12), Wolff, aber viel- 
fach getadelt von Gierke, Bahr, KindeL Gierke beanstandet 
mit guten Gründen insbesondere die Bestimmung des § 827, wo- 
nach falls ein Recht als mehreren Personen gemeinschaftlich und 
ungeteilt zustehend, in das Grundbuch eingetragen ist, für dieselben 
eine Gemeinschaft nach Bruchteilen, sowie Gleichheit der Bruchteile 



Digitized by LjOOQ IC 



113] Sachesrecht. — Rechte an Gmndfltücken. 39 

als eingetragen anzusehen sind, sofern nicht aus dem Inhalte der Ein- 
tragung ein anderes sich ergebe. Die zweite Kommission hat diese 
Vorschrift gestrichen, weil bei richtiger Handhabung des Grundbuchs 
entbehrlich, indem yorausgesetzt wurde, dass die Grundbuchordnung 
eine Vorschrift erhalten werde, nach der die Eintragung eines 
Bechtes als mehreren Personen gemeinschaftlich zustehend nur in der 
Art erfolgen dürfe, dass entweder die Bruchteile angegeben würden, zu 
denen das gemeinschaftliche Recht dem Berechtigten zusteht, oder, wenn 
eine Gemeinschaft nach Bruchteilen nicht Torliege, dies bemerkt und 
zugleich das für die Gemeinschaft massgebende Bechtsyerhftltnis be- 
zeichnet werde. — Der Entw. hatte für die Übertragung des Eigen- 
tums, sowie für die Begründung, Übertragung oder Belastung eines 
anderen B. an einem Grundstücke durch Rechtsgeschäft einen zwischen 
dem eingetragenen Berechtigten und dem Erwerber zu schliessenden 
Vertrag und die Eintragung in das Grundbuch gefordert. Dieser Ver- 
trag wurde defininirt als die Erklftrung des Berechtigten, dass er die 
Eintragung der Rechts&nderung in das Grundbuch bewillige, und die 
Annahme der Bewilligung Ton selten des anderen Teiles. Opitz und 
nach dessen Ghitachten der Landeskulturrat f. d. Eönigr. Sachsen 
wünschten, dass von dem Erfordernisse eines besonderen dinglichen 
Vertrags (einer theoretisch yerfehlten Neuschöpfung) abgesehen und 
unter Rückkehr zu den Anschauungen des geltenden R. eine Ord- 
nung getroffen werde, bei der die Erklärungen der Vertragschliessen- 
den yor dem Grundbuchamte als lediglich formale Akte aufzufassen 
seien, auch dem inneren Zusammenhange zwischen dem Rechts- 
titel und der Eintragung in Bezug auf Gültigkeit und Wirkung der 
Eintragung entsprechend Rechnung getragen werde (So nach der 
Zns. der gutachÜ. Äusserungen. Bd. 3. S. 84). Eindel, Klöppel 
(Gruchot. Bd. 32), Bahr (Arch. f. b. B. Bd. 2) bestreiten die Not- 
wendigkeit der Annahme eines besonderen dinglichen Vertrages, und 
Strohal (Jahrb. f. DogUL Bd. 27) will die Frage der Konstruktion 
der Parteierklftrungen der Wissenschaft zur Entscheidung überlassen. 
Weitere Erörterungen der Tragweite dieses Vertrags finden sich bei 
V. Meibom, Krech, Gierke, Bahr, Kindel, Strohal, Wolff, 
Dayidsohn, Rocholl. Die zweite Komission billigte die Trennung 
des Kausalgeschäfts tind des Leistnngsgeschäfts, und des letzteren ab- 
strakten Charakter, yorzugsweise bestimmt durch praktische Rücksichten 
und die Erfahrung. Doch yermied sie, yon einem „Vertrag* zu reden, 
weil es sich yorwiegend um eine Frage der juristischen Konstruktion 
handle, zu deren Entscheidung die Wissensch^t berufen seL Sie sub- 
stituierte daher die „Einigung beider Teile über 'den Eintritt der 
Bechtsftnderung'^ (Näheres bei Reatz, Zweite Lesung. § 794 und 
Anm. 3). — Der Entw. enthielt keine besonderen Vorschriften über 
die Verjährung des Berichtigungsanspruchs; die Mot. nah- 
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men an, dass dieser Anspruch in gleicher Weise der Verjährung unter- 
liege, wie jeder andere Ansprach, und dass kein Bedürfois anzuerkennen 
sei, die Verjährung zu beschitlnken. Dies wird bekämpft voa Bahr, 
Gierke, Erech, Fischer. Die zweite Kommission entschied sich 
dafür, dass der Berichtigungsanspruch der Verjährung nicht unterliege. 
Zur Begründung dieser Entscheidung wurde namentlich angeführt, 
dass es sich nicht verkennen lasse, dass infolge des eigentlichen Ver- 
hältnisses zwischen dem Anspruch auf Berichtigung und dem Haupt- 
anspruche das materielle Recht geschädigt werden könne. Sachlich 
werde man sich von dem Gesichtspunkte leiten lassen müssen, dass 
der formelle Anspruch von dem materiellen Anspruch abhängig zu 
machen sei Näheres sei durch eine positive Gesetzesvorschrift kaum 
festzustelllen. Doch scheine die Annahme geboten, dass, solange der 
Hauptanspruch nicht verjährt sei, auch der Berichtigungsanspruch 
nicht erloschen sein dürfe, und wenn ersterer verjährt sei, dann 
auch der letztere ausgeschlossen sein müsse. (Näheres bei Reatz, 
§ 813 Anm. 11). 

Kritische Erörterungen über das Eigentum und zunächst über 
Inhalt und Begrenzung desselben: namentlich Zröd^owski, 
L. Goldschmidt, Gierke, Planck, Klöppel, Hartmann (20. 
Hauptvers, des Kongresses deutscher Landwirte), Fuchs, G. Hart- 
mann (Arch. f. civ. Pr. Bd. 73), Menger, Baron (Jahrb. f. Nai- 
Oek. Bd. 13), Krech, Schilling, Wolff, Ehrlich, Rocholl, 
Bingner, Bahr; über den Erwerb des Eigentums an Grundstücken: 
Gierke, Bahr, Kindel, Krech, Wendt (Jahrb* f. Dogm. Bd. 29)' 
Strohal (das. Bd. 27), Opitz, Stolterfoth (Beitr. zur Beurteilung), 
V. Meibom, Bingner, Fischer, Rocholl, Schneider (Arch. f. 
civ. Pr. Bd. 76); über den Erwerb des Eigentums an beweglichen 
Sachen: Gierke, Riess, Kindel, Wendt, Strohal (Bd. 27 u. 30), 
Leonhard (Verh. des 20. Jur.-Tages. Bd. 3), Gerson (Arch. f. b. R. 
Bd. 2), Bahr, Cosack, Bingner, Meischeider, Rocholl, Ende- 
mann (Ztschr. f. H. R. Bd. 38), Rümelin (das Selbstkontrahiren), 
Leist, (die Sicherung von Forderungen), Krech, Fischer, Seuffert, 
Menger, Bolze (Arch. f. civ. Pr. Bd. 74), S. Jacoby (Annal. d. d. 
Reichs 1888 und in Grünhut. Bd. 18), Pfizer (Deutsche Zeit- u. 
Streitfr. Heft 55), Klöppel (Gruchot. Bd. 32), Zrödtowski, Dickel 
(D. neue BGB. f. Montenegro C. A. IX IH), PI anck, Metz (Verh. des Pr. 
Landes-Oek. Koll. 1888), L. Goldschmidt, Kolligs (Arch. f. d. civ. 
Pr. Bd. 74), Bekker, Jhering, v. Jagow (Das gem. Schatzrecht); 
über den Eigentumsanspruch: Gierke, Cosack, Kindel, Bahr, 
Riess, Bingner, Zrodlowski, L. Goldschmidt, Bolze, Krech. 
Metz, Rocholl, B ehrend (in v. Holtzendorffs Encykl. Bd. 1), Wendt 
(Arch. f. civ. Pr. Bd. 76); über Miteigentum: Gierke, Diez (Zur 
Lehre vom Miteigentum), G. Rümelin (Jahrb. f. Dogm. Bd. 28), 
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Bingner, L. Goldschmidt; über das Vorkaufsrecht an Grund- 
stücken: Gierke, Fuchs, Bingner, Kindel, Wendt, Planck, 
Bahr, Strohal (Bd. 28), Schneider; über Erbbaurecht: Gierke 
u-Bingner (dieses Institut scharf yerurteilend), Opitz, Metz, Jhe- 
ring, Erech, L. Goldschmidt; über Dienstbarkeiten, zunächst 
Grunddienstbarkeiten: gegen das Eintragungsprinzip Gierke, 
Opitz, Kindel, Coith (Arch. f. civ. Pr. Bd. 76), Bekker, Dern- 
burg (Gutachten des 19. deutsch. Jur.tag. Bd. 3); Preuss. L. Oek.- 
Koll., die erste Abi des Jur. T. ; für dasselbe t. Meibom, 
Wolff, Bingner, Klöppel, Krech, Landeskulturrat des Königr. 
Sachsen, Landwirtschaftsrat f. Elsass-Lothringen u. a. m.; 
eine Termittelnde Stellung nimmt Bäh r ein. Für die Zulässigkeit der 
Ersitzung von Grunddienstbarkeiten sprachen sich Gierke, Dern- 
burg, das Pr. L. Oek. Koll. und Opitz aus. Bahr nur mit Be- 
schränkungen. — Die zweite Kommission behielt den Abschluss eines 
dinglichen Vertrags und die Eintragung der Belastung als Erforder- 
nisse bei und entschied sich gegen die Servitutenersitzung, beides aus 
Gründen der Sicherheit der in Betracht kommenden Rechtsverhältnisse. 
— Weitere kritische Bemerkungen lieferten über den Niessbrauch: 
Gierke, Kindel, Diez, Strohal (Bd. 27), L. Goldschmidt, 
Cosack, Krech, Bahr, Fuchs, Wendt, Neumann, Bingner, 
Fischer, Koch, Brühl (Verh. d. 21. d. Jur.tags. Bd. 1.); über 
beschränkte persönliche Servituten: Gierke, Cosack, 
Kindel, Krech, G. Rümelin, Strohal (Bd. 29); über Real - 
lastet: Gierke, der die Beschränkung des Entw. auf ein dürftiges 
und farbloses Schema einiger weniger abstrakter Sätze tadelt, Bing- 
ner, der es mit der Aufgabe der Reichsgesetzgebung nicht für ver- 
einbar halten kann, dass einerseits die Reallasten unbeschränkt zuge- 
lassen werden, anderseits den Landesgesetzgebungen die Beschränkung 
and Ausschliessung vorbehalten bleiben solle. Ueber die Konstruktion 
der Beallast haben Fuchs, Wendt, Gierke, Klöppel verschiedene 
Ansiebten aufgestellt. Die zweite Kommission behielt das System des 
Entw. bei, konnte aber die persönliche Haftung des Eigentümers für 
die während der Dauer seines Eigentums fällig werdenden wiederkeh- 
renden Leistungen als wesentlichen Bestandteil des Reallastbegriffs nicht 
anerkennen, obwohl sie die persönliche Haftung als dispositive Regel 
beibehielt. 

Pfandrecht und Griindschuld waren das weite Feld eingehender 
volkswirtschaftlicher und juristischer Untersuchungen und KritikeD. 
Als Bechtsformen für den Immobiliarkredit hatte der Entw. die Hypo- 
thek (als P&nd-R. an Grundstücken) und die Grundschuld einge- 
führt. Die Hypothek ist nach ihm die Belastung eines Grundstücks 
in der Weise, dass eine bestimmte Person berechtigt ist, wegen einer 
besümmten Geldforderung Befriedigung aus dem Grundstücke zu er- 
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langen, wfthrend die Gnmdschnld die Belastung eines Orandstacks mit 
der Zahlung einer bestimmten Oeldsonune, genauer: dass eine bestimmte 
Person (Grondscholdglftubiger) berechtigt ist^ sa Terlangen, dass för sie 
eine bestimmte Geldsamme aas dem Orandst&cke im Wege der Zwangs- 
verwaltong und ZwangSToUstreckang beigetrieben werde. Die Hypo- 
thek ist akzessorischer Natar; der Bestand der Hypothek ist von der 
Existenz der Fordemng abhSngig; doch ist dieses Prinzip dorch das 
des öffentlichen Glaubens durchbrochen. Die Hypothek erscheint in 
dreierlei Formen: die Bachhypothek, die Brief hypothek and die 
Bicherangshypothek. Die beiden ersten anterscheiden sich dadurch, 
dass bei der Buchhypothek lediglich das Grandbuch, bei der Brief - 
hypothek der Hypothekenbrief Trftger der Berechtigung und Vermittler 
des Verkehrs ist. Die Sicherangshypothek ist nicht verkehrsf&hig und 
wahrt den rein akzessorischen Charakter. Unterarten derselben sind 
die Eautionshypothek , die Zwangshypothek und die Arresthypothek. 
Bei der Buchhypothek und Briefhypothek ist sogar die Eigentümer- 
hypothek anerkannt Gegen einzelne dieser Bechtsformen hat die 
Kritik einen lebhaften Kampf gefuhrt Gegen die reine Buchhypothek 
wendete sich Schneider (Schmoller Jahrb. Bd. 14), Bahr, Bingner, 
Dernburg (Verh. d. 20. Jur.-tags B. 4), Levy, Gierke, Kindel, 
Stolterfoth, Davidsohn, während sie von Deybeck (Gruchot 
Bd. 34), Brettner, Krech, v. Meibom, v. Stösser (Jur. T. das.), 
Weber (das.), Heinsen (das.), Opitz u. a. m. verteidigt wird. An- 
gefochten wird insbesondere die Eigentümerhypothek von Opitz, 
Seestern-Pauly (C. Bl. Vm. 59.), Staub (G. A. Helt 6), Dey- 
beck als theoretisch und praktisch verfehlt; an ihre Stelle soll das 
Institut der festen Prioritäten (System der freien Stellen, Grandsatz 
der Offenhaltung der Stelle) treten. Diese Form vrird zu widerlegen 
versucht von Arnheim (G. A. Heft 12), Levy, Krech, Bfthr (Arch. 
f. B. B. Bd. 2), Stolterfoth, Brettner. Die Briefhypothek neben 
der Grandschuld wird als entbehrlich bezeichnet von Bingner. Gegen 
den Angriff von v. Meibom nimmt Levy die Ausgestaltang der 
Sicherangshypothek in Schutz. Die Grondschald warde sowohl ans 
juristischen, wie aus volkswirtschaftlichen Gründen angegriffen von 
einer Reihe wirtschaftlicher Vereine, von Opitz, Pfizer, Dernburg, als 
entbehrlich bezeichnet von Dernburg, Wen dt, aus verschiedenen 
Gründen aber empfohlen vom Pr. L.-ök.-Koll., Levy, Kühnast Bei 
der Beratung der einzuführenden Bechtsformen des Inmiobiliarkredits im 
Schosse der zweiten Kommission wurden alle wesentlichen von der 
Kritik geltend gemachten Seiten und aus wirtschaftlichen Kreisen 
stammenden Äusserungen und urteile einer gründlichen Prüfung unter- 
zogen. Die Mehrzahl sprach sich für Beibehaltung aller im Entw. 
vorgesehenen Pfandrechtsformen aus, und war der Ansicht, dass von 
der Vielheit der Bechtsformen weder eine Zunahme der Verschuldung 
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des Grundbesitzes, noch eine Verwirrung des Hjpothekenverkehrs zu 
bef&rchten sei, letzteres schon deshalb nicht, weil den Beteiligten, wenn 
sie nicht selbst geschäftskundig seien, stets der Bat der rechtskundigen 
ürknndspersonen zur Verfügung stehen werde. Man zog auch in Be- 
tracht, dass durch die Anpassung des Entw. an das bestehende R. so-« 
wohl das Zustandekommen des OB. als dessen Einführung wesentlich 
erleichtert werde. Dazu kam die überwiegend zustimmende Stellung- 
nahme der Regierungen zu dem Entw. (Näheres bei Reatz, a. a. 0. 
S. 537 Anm. 1). Indessen hat die zweite Lesung nicht nur eine 
grosse Zahl von formellen, das Verständnis fordernden, den über- 
lieferten Stoff weiterbildenden und schon damit praktisch wertvollen 
Änderungen getroffen, sondern auch innerhalb des Rahmens des über- 
nommenen Systems manche wesentliche Neuerungen eintreten lassen. 
Der Begriff der Hypothek (der Hypothek ohne Hypothekenbrief des 
Entw. I, der sog. Buchhypothek) ist nunmehr der der Belastung eines 
Grundstücks in der Weise, da<s an demjenigen, zu dessen Gunsten die 
Belastung erfolgt, eine bestinunte Geldsumme zur Befriedigung wegen 
einer ihm zustehenden Forderung aus dem Grundstücke zu zahlen ist. 
Der unterschied zwischen den beiden Entwüi'fen ist der, dass nach 
dem Entw. I der Bestand der Hypothek von der Existenz der For- 
derung abhängig ist, während nach der zweiten Lesung die Existenz 
der Forderung nur für die Legitimation des Gläubigers von Bedeutung 
ist. Nach dem ersten Entw. konnte ein Hypothekenbrief nur auf 
Grund eines Vertrags zwischen dem Eigentümer des Grundstücks und 
dem Gläubiger verlangt und erteilt werden, nach der zweiten Lesung 
bedarf es eines solchen Vertrags nicht, über jede Hypothek wird ein 
Hypothekenbrief erteilt. Dadurch ist die Briefhypothek die regel- 
mässige Form der Hypothek geworden. Die Erteilung des Briefes 
kann jedoch durch eine in das Grundbuch einzutragende Einigung des 
Gläubigers und Eigentümers ausgeschlossen werden. Während nach 
der Regel des Entw. die für eine nicht bestehende Forderung bestellte 
Hypothek ungiltig ist und mit dem Erlöschen der Forderung auch 
die für sie bestellte Hypothek erlischt, sodass die nachstehenden Hypo- 
theken aufrücken, spricht die zweite Lesung in beiden Fällen die 
Hypothek dem Eigentümer zu Ebenso steht bis zur Übergabe des 
Hypothekenbriefs an den Gläubiger die Hypothek dem Eigentümer zu. 
Man nahm wohl an, dass die juristische Konstruktion der Eigentümer- 
hypothek Schwierigkeiten biete, doch hielt man die E. derartiger 
wissenschaftlichen Fragen nicht fiir eine Aufgabe der Kommission. 
Die Sicherungshypothek ist eine Hypothek, bei der das R. des 
Gläubigers aus der Hypothek sich nur nach der Forderung bestimmt 
und der Gläubiger sich zum Beweise der Forderung nicht auf die 
Eintragung berufen kann. Bei der Grundschuld wurde die Bestim- 
mung, dass die Bestellung einer Grundschuld unter Beifügung einer 
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Bedisgimg oder Zeitbestimmung unwirksam sei, gestrichen, weil eine 
Beschitlnkong des Parteiwillens nicht als gerechtfertigt erschien. Der 
Grondschuldbrief kann auf den Inhaber ausgestellt, aber nicht in 
blanco zediert werden. — Während nach dem Entw. die dingliche Be- 
Jastung eines Omndstücks mit einer Geldrente nur in Form der Beal- 
last möglich war, hierfür aber keine speziellen Bestimmungen gegeben 
waren, führte die zweite Lesung die Bentenschuld als dingliche Be- 
lastung eines Grundstücks ein. Einverständnis bestand darüber, dass 
im Hinblick auf die aus den Kreisen der Interessenten, insbesondere 
der Landwirtschaft, laut gewordenen Wünsche die Bentenschuld aus- 
drücklich im BGB. als eine besondere Kreditform neben der Hypothek 
und der Grundschuld zu kennzeichnen und als selbständiges Bechts- 
institut auszugestalten sei. Die Bentenschuld ist nach der zweiten 
Lesung eine Grundschuld, bei der in regelmässig wiederkehrenden 
Terminen eine bestimmte Geldsumme aus dem Grundstücke zu zahlen 
ist Die Ablösungssumme ist im Grundbuch anzugeben; durch ihre 
Zahlung wird die Bentenschuld abgelöst Das B. zur Ablösung steht 
dem Eigentümer zu; dem Gläubiger kann das B., die Ablösung zu 
verlangen, nicht eingeräumt werden. — Einzelheiten aus der Hypothek 
und Grundschuld haben in mehr oder weniger ausführlicher Weise be- 
sprochen: Gierke, Levy, Brettner, Baron, Schneider, v. Mei- 
bom, Kindel, Bahr (der einen Gegenentw. aufgestellt hat)^ Dern- 
burg, Bingner, Scholler (G. A. Heft 5), Davidsohn, Krech, 
Bachmair, Vierhaus, v. Stösser, Weber, Heinsen, Opitz, 
Fischer, Wendt, Fuld, Keyssner, Stolterfoth, Hermes, 
Budolph, Dietz, L. Goldschmidt, Wernick (G. A. Heft 3), 
Hachenburg (20. Jur. T. Bd. 3), Kohler (das.), Mittelstein 
(Deutsches Schiffspfand -B.) , Johst, Doyens, Fuchs, Ebbecke, 
Strohal, Seestern-Pauly, Staub, Deybeck, Arnheim, Asher, 
Kühnast, Badenhausen, Tinsch (die Pfandbrieffrage), Zitelmann, 
Daus (Zum Hypotheken -B.), Neumann, Hartmann (Jahrb. f. Dogm. 
Bd. 17), Schmoll er. Eine bis ins Einzelne gehende dogmatische Be- 
arbeitung des Hypotheken- und Grundschuld-B. der zweiten Lesung 
lieferte Hachenburg (Beiträge zum Hypothek- und Grundschuld-B. 
1895), in der er den Begriff und das System des Pfand-B. an 
Grundstücken, den Gegenstand, die Übertragung der Hypothek, die 
Gesamthypotbek, die Hypothek für Order- und Inhaberpapiere und die 
Zwangs- und Arresthypothek in einer Weise entwickelte, dass man an- 
nehmen kann, sie werde auf lange Zeit hinaus ein erprobter Führer 
der Praxis und die Grundlage weiterer wissenschaftlicher Forschungen sein. 
Mit dem Pfandrechte an beweglichen Sachen und an 
Bechten haben sich vorzugsweise beschäftigt: Gierke, Wernicke, 
Gosack, Scholler, L. Goldschmidt, Stolterfoth, Bingner, 
Kindel, Strützki (Verb. 20. Jur.-tag Bd. 1), Johst, Koch, Jhe- 
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ring, Neumann, Fischer, Poland, Wendt, Krech, Strohaly 

Mittelsteio, Seuffert, Kansen (G. A. Heft 10), v. Meibom, 
Fachs. Biesser, Zitelmann, Tinsch. 



Über das vierte Buch des Entw., das Familien-R., äussert sich 
Gierke dahin, dass es der wirklichen Aufgabe eines deutschen GB. 
am wenigsten gerecht werde. Abgesehen von seiner ganz besonders 
unvolkstümlichen Sprache und Fassung sei sein Inhalt, obwohl gröss- 
tenteils deutscher Herkunft, überall in das römische Begriffsschema 
eingezwängt. Es gehe nicht von der Familie, sondern von isolierten 
Individuen aus, zvdschen denen durch Ehe, Verwandtschaft oder Vor- 
mundschaft besondere Rechts Verhältnisse geknüpft würden. Der Be- 
griff der Hausgemeinschaft sei ihm unbekannt. Gegen diese Vorwürfe 
sind die Ausführungen Plancks und Stolterfoths gerichtet. 
Gierke, Klöppel, v. Scheurl, Schröder, Bahr, Class (Staat und 
Familie) bekämpfen die ausgedehnte Zulässigkeit des Prozesswegs in 
Familienstreitigkeiten und wünschen namentlich die Substitution des 
Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welcher Forderung von der 
zweiten Lesung in erheblichem Masse entsprochen worden ist. 

Das Ehe-R. des Entw. wird von Schilling (Aphorismen) fiir 
gänzlich verfehlt erklärt, weil es sich auf den Standpunkt der Eon- 
fessionslosigkeit stelle. Dieser Standpunkt dürfe gläubigen Christen 
nun und nimmermehr aufgedrungen werden. Dem Titel von der Ein- 
gehung und Auflösung der Ehe würden die römisch-katholischen Ab- 
geordneten im R. T. ihre Zustimmung versagen müssen. Zustimmend und 
für Ausscheidung des Ehe-R. Spahn (Ergänzungsheft der jur. Rund- 
schau f. d. kath. Deutschi. Bd. 1). Dagegen haben sich für die Eon- 
fessionslosigkeit des Ehe-R. Hinschius (Arch. f. civ. Pr. Bd. 74), 
L. Jacobi (Verh. d. 20. Jur.tags Bd. 2), Förtsch (das. Bd. 4), 
Mayer (das.), v. Scheurl, Menger, in gewissem Sinne auch Leon- 
hard (das. Bd. 3), Zorn (das. Bd. 4) ausgesprochen. Weitere Ur- 
teile über den allgemeinen Charakter des Entw. werden von Bahr 
und Berolzheimer (G. A. Heft 1) gegeben. 

Der Entw. hatte an die Spitze des Abschnittes von der Ehe den 
Satz gestellt: Durch das Verlöbnis wird eine Verbindlichkeit der 
Verlobten zur Schliessung der Ehe nicht begründet. Schon die Fassung 
dieses Satzes hat die herbste Verurteilung erfahren, weil sie, nament- 
lich bei Laien, das Missverständnis hervorzurufen geeignet sei, dass 
nicht nur die rechtliche, sondern auch die ethische Pflicht zur Wahrung 
der Verlöbnistreue verneint werden solle. So von Gierke, Hin- 
schius, V. Scheurl, Pfizer, Stolterfoth, Zitelmann, Hanau- 
sek, Fischer, Spahn. Auch die Einschränkung der Schadenersatzr 
pflicht auf die in Erwaiiung der Eheschliessung gemachten Aufwendungen 
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u. dergl. und die Versagang einer (xenugthuung fiir den nnschnldigen 
Teil ist als durchaus ungerecht und dem Rechtsbewusstsein des deut- 
schen Volkes widersprechend bekämpft worden von Gierke, Hin- 
sehius, Pfizer. Die Zulässigkeit einer Konventionalstrafe wird em- 
pfohlen von Berolzheimer, während 6. Hartmann ein ausdruck- 
liches Verbot derselben wünscht. Die zweite Lesung sprach dem Ver- 
löbnisse die Wirkung der Klage auf Eingehung der Ehe ab und er- 
klärte das Versprechen einer Strafe für den Fall, dass die Eingehung 
der Ehe unterbleibe, für nichtig. Sie billigte sodann die im Entw. 
•enthaltene Einschränkung des Schadensersatzes und fügte die weitere 
Beschränkung bei, dass der Schaden nur insoweit zu ersetzen sei, als 
die Aufwendungen, Verbindlichkeiten und sonstigen Verfügungen den 
Umständen nach angemessen waren. Auch ein Ersatzanspruch der 
Braut wegen der für ihr Fortkommen durch die Auflösung des Ver- 
löbnisses herbeigeführten Nachteile wurde wegen der Befürchtung, dass 
die Anerkennung eines solchen Ersatzanspruchs zu misslichen spekula- 
tiven Prozessen führen könne, nicht gebilligt, und nur der unbeschol- 
tenen Verlobten, die ihrem Verlobten die Beiwohnung gestattet hatte, 
wurde eine billige Entschädigung in Geld gewährt, selbst wenn sie 
einen Vermögensschaden nicht erlitten hat. Einzelnes über das Ver- 
löbnis bringen Bahr, L. Goldschmidt. 

Bei der Beurteilung der Ehehindernisse beschäftigen sich mit 
der Geschäftsunfähigkeit: L. Goldschmidt, Klöppel, Gierke, S. 
Jacoby (Hirth Ann. 1889, Gruchot Bd. 34), Hinschius, Spahn: 
mit der Ehemündigkeit: Holder, Ring, Hachenburg (Bad. Ann.), 
S. Jacoby, Bingner, die den Termin der Ehemündigkeit der Männer 
mit dem der Volljährigkeit zusammenfallen lassen wollen. Die zweite 
Lesung hat die Ehemündigkeit der Männer, entgegen dem das zwan- 
zigste Lebensjahr fordernden Entw., auf das Volljährigkeitsalter fest- 
gesetzt und eine Dispensation nicht zugelassen (Näheres bei Reatz, die 
zweite Lesg. Bd. 2 S. 8 Anm. 2). Einzelnes über das Ehehindemis 
der noch bestehenden Ehe bringen Gierke, Fischer, Hinschius, 
V. Scheurl, Klöppel, Spahn, und über die Wirkung 'der Todes- 
erklärung: Gierke, Zrödlowski, L. Goldschmidt. Die zweite 
Lesung hat dem Verbot der Eingehung einer zweiten Ehe vor Erledigung 
des Anfechtimgsprozesses die Beschränkung beigefügt: es sei denn, dass 
die Anfechtung erst zehn Jahre nach der Verkündung des Urteils er- 
folgt. — Eine Erweiterung des Entw. in Bezug auf das Ehehindemis 
der Verwandtschaft wünschte v. Scheurl durch das Verbot der Ehe 
mit der Vater- oder Mutterschwester und durch höhere Beachtung des 
sog. respectus parentelae und Zrod^owski, der auch einem allzugrossen 
Altersunterschied einen Einfluss einräumen wollte. Von v. Scheurl, 
dem sich Gierke, Fischer und Spahn anschliessen, wird das Verbot 
der Ehe zwischen solchen Personen, von denen die eine mit Ascendenten 
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oder Descendenten der anderen erweisUch aussereheUobe Greschlechts- 
gemeinschaft gepflogen habe (afünitas illegitima) , gafordert IKe 
zweite Lesung hat dieser Forderung entsprochen (Näheres bei Beatz, 
a. a. 0. Bd. 1 S. 12 Anm. 4). Badenhausen spricht sich gegen das 
Eheverbot wegen Ehebruchs aus, da dasselbe erfahrungsmftssig zum 
Konkubinat führe und dieses Skandal errege. In der zweiten Kom- 
mission wurde diese Frage ebenfalls erwogen und auf das englische 
und amerikanische B. verwiesen, wonach der schuldige Ehegatte für 
verpflichtet gelte, denjenigen, mit dem er den Ehebruch begangen, zu 
heiraten. Man entschied sich jedoch, wesentlich durch die Bücksicht 
auf das geltende B., für Beibehaltung dieses Eheverbots. Auch legte 
man, nach den Ausführungen von Hinschius, Gierke, Bathmann, 
Spahn, entgegen dem Entw., der im Ehebruch nur ein aufschiebendes 
Ehehindemis erblickt, demselben trennende Wirkung bei (Näheres bei 
Beatz, Bd. 3 S. 13 Anm. 5). Über das Erfordernis der elterlichen 
Einwilligung zur Eheschliessung verbreiteten sich Hinschius, Gierke, 
Klippel, FlOrke (Eingabe), v. Scheurl, Berolzheimer, Fischer 
(Verh. d. 20. Jur.tags Bd. 4), Pf äff (das.), Spahn. — Gegen die 
vom Entw. angenommene obligatorische Zivilehe sprachen sich Bath- 
mann, Spahn, für ihre Beibehaltung Hinschius, v. Scheurl, L. 
Jacobi (Verb. d. 20. Jur.tags Bd. 2), Zorn (das. Bd. 4), Class, 
Berolzheimer aus. Nach den Bemerkungen der Kritik, namentlich 
von Fischer, hat die zweite Lesung bestimmt, dass als Standesbeamter 
auch der Nicht-Standesbeamte, der aber dieses Amt öffentlich ausübe, 
anzusehen sei, es sei denn, dass die Verlobten den Mangel der amt- 
lichen Befugnis bei der Eheschliessung gekannt haben (Näheres bei 
Beatz, S. 15 Anm. 6). Auch gehOrt zur Giltigkeit der Eheschliessung 
jetzt nicht mehr die Erklärung der Eheleute ^in Gegenwart von zwei 
Zeugen*; die Zuziehung von Zeugen ist jetzt nur Ordnungsvorschrift 
Mit der Ungültigkeit der Ehe beschäftigen sich Gierke, Bekker 
Hinschius, v. Scheurl, Klöppel, Leonhard, Fischer, Stolter- 
foth, L. Goldschmidt, Berolzheimer, Bingner, Schilling, 
Schultz, L. Jacobi, Zitelmann, Hachenburg, Spahn. Die 
zweite Kommission liess die Anfechtung der Ehe wegen Irrtums im 
weiteren Sinne als der Entw. zu, dann nämlich, wenn sich ein Teil 
bei der Eheschliessung in der Person des anderen Ehegatten oder über 
solche persönliche Eigenschaflien oder solche persönliche Verhältnisse 
desselben geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei ver- 
ständiger Würdigung des Zwecks der Ehe von der Eheschliessung ab- 
gehalten haben würden (Näheres bei Beatz, Bd. 2 S. 23 Anm. 1). 
Über die Wirkungen der Ehe im allgemeinen haben Untersuchungen 
angestellt: Gierke, Planck, Klöppel, v. Holtum (Deutsche NoL- 
Ztg. 1888), Pfizer (das.), Brühl (Arch. f. civ. Pr. Bd. 73), Schrö- 
ter, Mitteis, Löwenfeld (die rechtl. Stellung der Frau), Bahr, 
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Closs, Asher, Hinschius, v. Scheurl, L. Goldschmidt, Berolz- 
heimer, Thndichum, Johst. 

Der Gedanke einer reichsgesetzlichen einheitlichen Begelang des 
ehelichen Güterrechts hat fast einstimmige Billigang gefanden; 
das Regionalsystem fand nur wenig Anklang. Aach die gesetzliche 
Aasgestaltang der Hauptformen der in Deatschland geltenden Güter- 
rechtssysteme , die neben dem einheitlichen gesetzlichen Oüter-R. als 
vertragsmfissige Güterstände zugelassen werden sollten, wurde von dem 
grössten Teile der Kritik gatgeheissen. Als gesetzliches Güter-B. hat 
der Entw. das aas dem System der Gütertrennung nüt Nutzniessung 
und Verwaltung des Ehemannes sich ergebende B. angenommen. Dieses 
System erfahr verhältnismässig die meiste Zustimmung, anderseits 
aber auch den herbsten Tadel. Bei der zweiten Lesung hat sich die 
Subkommission und Vollkommission für die Beibehaltung des Systems 
der Verwaltungsgemeinschaft wegen dessen überwiegender Vorzüge ent- 
schieden. Dasselbe greife verhältnismässig am wenigsten tief in die 
zur Zeit der Eheschliessung bestehenden Vermögensverhältnisse der Ehe- 
gatten ein und erleichtere dadurch den Bevölkerungsteilen, für die 
die Verwaltungsgemeinschaft ein neues R. schaffe, die Eingewöhnung 
in den neuen Rechtszustand. Allerdings habe es den Nachteil, dass die 
Frau an der EiTungenschaft keinen Anteil habe. Das System der Er- 
rungenschaftsgemeinschaft vermeide dies zwar, sei aber mit sonstigen 
erheblichen Nachteilen verbunden. (Näheres bei Beatz, S. 32 Anm. I). 
An den Einzelheiten des gesetzl. Güter-R. des Entw. hat die zweite 
Lesung folgende wesentliche Änderungen vorgenommen. Während der 
Entw. den Niessbrauch des Mannes in den Vordergrund stellt, legt die 
zweite Lesung das Hauptgewicht auf das Verwaltungs-B. des Mannes. 
Dort ist die Verwaltung des Mannes so gedacht, doss er die Ver- 
waltung gewissermassen gemeinschaftlich mit der Frau führe, hier 
tritt der Mann kraft eigenen Itechtes auf. Dort ist die Frau bei Ver- 
folgung gewisser Ansprüche gegen den Mann auf den Weg gericht- 
licher Klage verwiesen, hier tritt in gewissen Fällen das Vormund- 
schaftsgericht ein. Dort kann die Klage schon vor Beendigung der 
ehelichen Verwaltung, hier erst nachher erhoben werden. Das B. der 
Frau auf Sicherstellung ist ei-weitert. Haushaltungsgegenstände, die 
der Mann an Stelle der von der Frau eingebrachten, nicht mehr vor- 
handenen Stücke anschafft, werden eingebrachtes Gut. Mit der Beur- 
teilung des gesetzlichen Güter-B. haben sich voi-zugsweise beschäftigt: 
Gierke, Mitteis, Schröder, Berolzheimer, Planck, Klöppel, 
Bahr, Bingner, Pfizer, Brühl, v. Holtum, Johst, Mommsen, 
Menger, Asher, Neumann, Löwenfeld, Heusler, v. Bar 
(Die Nation. Nr. 27), Kohn (BB. und Pflichten der Verlobten), 
V. Godin (Das ehel. Güter-B. in d. Not. Ztg. 1889); Ebbecke, L. 
Goldschmidt, Zitelmann, Strohal, Bekker, Fischer. — Der 



Digitized by LjOOQ IC 



123] Eheliches Güterrecht 49 

Entw. hatte im Titel von den Ehever trägen vier vertragsrnftssige Qüter- 
stände axiBgebildeti Trennnng der Güter, allgemeine Gütergemeinsohaft, 
ErmngenschaftsgemeinschaftimdFahmiBgemeinfiGhaft. (G. Bl. YII 254 S.) 
Die zweite Lesung sah die Güter-Trennung nicht als eigentlichen Güter- 
stand an, sondern liess sie als gesetzlichen Güterstand eintreten, wenn 
die Verwaltong nnd Nntzniessnng des Mannes nicht eintritt oder aus 
gewissen Gründen endigt Der zweite Entw. hat die vertragsmässigen 
Oüterst&nde nach yerschiedenen Bichtongen weiter fortgebildet Her- 
rorznheben dürfte sein, dass der Mann anf AaflOsnng der Güter- 
gemeinschaft klagen kann, wenn das Gesamtgat infolge besonderer 
Verbindlichkeiten der Fran in solchem Masse überschuldet ist, dass 
ein späterer Erwerb des Mannes erheblich gefllhrdet wird; femer dass 
im Falle der Scheidung der unschuldige Teil unter gewissen Voraus- 
setzungen einen Voraus verlangen kann. An der Kritik der Ehe- 
verträge haben sich vorzugsweise beteiligt: Gierke, Mitteis, Schrö- 
der, Klöppel, V. Holtum, Mommsen, Bfthr, Berolzheimer, 
Petersen (B. u. F. Heft 16), Pfizer, Planck, Closs, Menger, 
Seuffert, Martinius, Fischer, Bingner, L. Goldschmidt, 
V. Meibom, Strohal, Bekker, Asher, Boyens, Jftnicke, 
Steiniger (Voraussetzungen und Wirkungen der Entmündigung des 
Verschwenders). 

Der Entw. hatte bestimmt, dass die Auflösung der Ehe vor 
dem Tode eines der Ehegatten, abgesehen vom Falle der Todes- 
erklärung, nur durch gerichtliches Urteil (Scheidung) erfolgen 
könne. Auf beständige Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett 
könne nicht, auf zeitweilige nur in gewissen Fällen erkannt werden. 
Die einheitliche staatliche Regelung des Scheidungs-B. wurde in der 
litteiatur fast allgemein anerkannt ; nur vom katholischen Standpunkte 
aus führte man sowohl in der Kritik wie im Schosse der zweiten 
Kommission einen lebhaften Kampf dagegen. (Näheres bei Beatz, 
a. a. 0. Bd. 2 S. 118 Anm. 1). Auch hier hat der zweite Entw. 
eine Fort- u. Durchbildung vorgenommen. So wurde namentlich die 
zeitweilige Trennung von Tisch und Bett verworfen, die Geisteskrank- 
heit unter gewissen Voraussetzungen als Scheidungsgrund zugelassen, 
nnd der schuldigen Frau der Familiennamen des Mannes versagt 
Untersuchungen über die Auflösung der Ehe haben namentlich: 
Gierke, Bahr, Hinschius, v. Scheurl, Klöppel, Berolzheimer, 
Menger, Otto Mayer (20. Jur.tag Bd. 2), L. Jacobi (das.), Thu- 
dichum, Löwenfeld, Fuld (Die Ehescheidung u. die bürgerL Ge- 
sellschaft), Zorn (Verh. 20. Jur.tag Bd. 4), Köstlin (das.), Förtsch, 
(das.), Goldfeld (das.), Zirndörfer (das.), Wilke (das.), der 
20 Jur.tag, Bingner, Badenhausen, Pfizer, Pütter (Arch. f. 
öff. R. Bd. 5), Closs, Birkmeyer (Meckl. Ztschr. f. R.pfl. Bd. 7), 
Schröder, L. Gold Schmidt, Brie (Verh. 20. Jur.tags Bd. 2), 
Juist Litteraturberioht 1884-94. 10 
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Kohler, Hinrichs, Martinins, Schultz, Zröd^owski, Holder 
eintreten lassen. 

Im Abschnitt von der Verwandtschaft hat die zweite Lesung 
einige erhebliche Änderungen yorgenommen. So tritt bezüglich der 
ehelichen Abstammong die Vermutung der Ehelichkeit eines Kindes 
nicht ein, wenn es den umständen nach offenbar unmöglich ist, dass 
die Frau das Kind von dem Manne empfangen hat; als Empföngnis- 
zeit gut die Zeit vom 181. bis zum 302. Tage (statt 300.). Den Ge- 
schwistern liegt eine Unterhaltungspflicht nicht ob. Im KverhSltnis 
zwischen Eltern und ehelichen Kindern ist bestimmt, dass, falls ein 
dem elterlichen Hansstande angehörendes volljähriges Kind zur Be- 
streitung der Kosten des Haushalts etwas verwendet habe , im Zweifel 
anzunehmen sei, dass die Absicht, Ersatz zu verlangen, gefehlt habe; 
dass der Vater regelmässig zur Aussteuer seiner Tochter verpflichtet 
sei, und dass das Eigentum der mit Mitteln des Kindes erworbenen 
beweglichen Sachen auf das Kind übergehe. Aus der Litteratur sind 
hervorzuheben die Äusserungen von Gierke, Fischer, Weichsel 
(Magazin f. D. B. Bd. 8), Klöppel, Zrödl'owski, Westrum, 
Bingner, Leonhard, Hartmann (G. A. Heft 14), Schnitzen- 
stein, Brie, Pfizer, Menger, Planck, Ubbelohde (Arch. £ 
civ. Pr. Bd. 75), Johst, Baron, G. Hartmann, L. Goldschmidt, 
Altsmann (Arch. f. civ, Pr. Bd. 76), Bekker, Kohler (Verh. d. 
19./20. Jur.tags Bd. 2), Pfaff (das.), Bahr, Fuld, Löwenfeld, 
Planck, Drechsler (Verh. des 19. Jur.tags Bd. 3), Brettner, 
Brache (Die religiöse Erziehung der Kinder), Schmidt (Die Kon- 
fession der Kinder), Schling (Die religiöse Erziehung der Kinder), 
Schultz, S. Jacoby, Rocholl, Spahn. (C. BL IX 301, X 138, 340) 

Die im Bechtsverhältnis der unehelichen Kinder vom 
Entw. angenommene Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters wurde 
in der gesamten Litteratur und in zweiter Lesung gebilligt; der Stand- 
punkt des französischeti B., das die Erforschung der Vaterschaft 
verbietet, fand nirgends eine Vertretung. Die Vorschrifb, dass der 
Vater vor der Mutter unterhaltspflichtig sei und nur zur Gewährung 
des notdürftigen Unterhalts verpflichtet sein solle, wurde angefochten 
von Linkelmann II (G. A. Heft 6), Gierke, Bahr, Bingner, 
Johst, Menger. Die zweite Lesung behielt die vorzugsweise Unter- 
haltspflicht des Vaters bei, bestimmte aber einen der Lebensstellung 
der Mutter entsprechenden Lebensunterhalt, und erhöhte nach der Be- 
fürwortung vonPoland, Bingner, Stolterfoth, und teilweise von 
Gierke, Fuld, Johst, Badenhausen die Dauer des Unterhalts 
vom vierzehnten auf das vollendete sechzehnte Lebensjahr des Kindes. 
(Näheres bei Beatz, Bd. 2 S. 184 Anm. 3. 4). Auch gab sie anf 
Anregung von Taube (Der Schutz der unehelichen Elnder in Leipzig) 
und Neumann (Die unehelichen Kinder in Berlin und ihr Schutz) 
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einen noch vor der Gebnrt des Kindes za erhebenden Anspruch anf 
Gewfthnmg des Unterhalts f&r das erste Vierteljahr nach der Qebnrt 
desselben« (N&heres bei Beatz, 8. 187 Anm. 5). Über Legitimation 
unehelicher Kinder Hegen kritische Bemerknngen yon Gierke, Bing- 
ner, Flörke, B&hr, Fischer, L. Goldschmidt, Spahn, Stei- 
niger; über die Annahme an Kindesstatt yon Zrödlowski, Gierke, 
Bingner, Asher, Poland, Delius (Ghrachot Bd. 33), L. Gold- 
schmidt, Pfizer und Steiniger vor. 

Der Abschnitt von der Vormundschaft, dessen Bestimmungen 
im wesentlichen von der zweiten Lesung übernommen wurden, war 
von Gierke, Brettner, Klöppel, David (G. A. Heft 1), Schil- 
ling, Altsmann, Fischer, Pfizer, Feyerabend, Drache, L. 
Goldschmidt, Flesch, Zrödlowski, FlOrke, Baron, Muskat 
(Der vormundschaftUche Schutz), Schultz, Birkmejer, LOwen- 
feld, Bingner, Bruns, M. Bümelin, Ebbecke, Johst, G. Hart- 
mann, Fuld, Koch, Hachenburg, Menger, Schneiderreit 
(Eingabe), Neumann, Zitelmann, Poland, Holder, Steiniger 
teils im allgemeinen, teils nach besonderen Richtungen hin geprüft 
worden. 

Das Erb-R. wird von Eck (30. Jahresber. d. jur. Gsllsch. Berlin) 
zu den gelungensten Partien des Entw. gez&hlt, von Bekker als 
brauchbare Vorlage anerkannt, von Gierke aber als ein im wesent- 
lichen vereinfachtes imd modernisiertes Pandekten-B. bezeichnet. Nach 
Gierke kommt das soziale Wesen des Erb-B. nirgends zum Durch- 
bruch; Menger findet, dass die den besitzlosen Klassen nachteiligen 
gesetzgeberischen Gedanken, die sonst überall den Entw. beherrschen, auf 
dem Gebiete des Erb-B. eher eine Milderung und Abschwftchung gegenüber 
dem bisherigen Bechtszustande erfahren h&tten (C. Bl. IX 302). In Bezug 
auf das System beanstandet Gierke, dass der Entw. in Gemftssheit 
seiner Auffassung vom Erb-B. als einem auf ausdrücklich erklftrten 
oder mutmasslichen Willen des Erblassers gegründeten B. die Erbfolge 
aus Verfägungen von Todeswegen vor der gesetzlichen Erbfolge ge- 
regelt habe, w&hrend in GFemässheit unserer nationalen Anschauung, 
nach der der Urquell des Erb-K das die Einzelnen von Bechts- 
wegen ergreifende und ihrer Willkür entzogene Familienband sei, als 
Folge des Todes eines Menschen zunächst der Eintritt der gesetzlichen 
Erbfolge hinzustellen gewesen wäre. Auch Eck, Petersen (B, u. 
F. Hefb 16), VoUert (Bl. £ Bpfl. Bd. 36) wünschen die Stellung der 
gesetzlichen Erbfolge an der Spitze der Begelung (Vgl. auch BL 
X 14). Die zweite Lesung hat dem entsprochen. 

Die allgemeinen Vorschriften über die letztwillige Verfügung 
wurden besprochen von Gierke, Kühnast, Petersen, Baron, 
Klöppel, Pfizer, Eck, Bingner, L. Goldschmidt, Bekker, 
Leonhard (Verh. 20. Jur.tags Bd. 3), Fischer. Pfizer will 

10* 
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ätisserste Besohrftnkang der Testierfrviheit und fordert Znstimmong der 
Gemeinde oder des Staates zur Errichtung einer letztwilligen Yer- 
fligung. ElOppel verteidigt die portion disponible des Code civil 
d. h. die Beschränkung der Yarfttgungsfireiheit des Erblassers auf eine 
gewisse Quote seines Yermögens. Eühnast und Petersen verwarfen 
das französische System als unbrauchbar, innerlich unb^[Ffindet und 
dem Bechtsbewusstsein des deutschen Yolkes widersprechend. Die Be- 
stimmungen über die Erbeinsetzung, die sich zumeist an das in 
Deutschland bestehende B. anschliessend werden von Petersen, Baron, 
Klöppel, L. Ooldschmidt, Yollert, meistenteila sachlich zustim- 
mend besprochen. Die « Einsetzung eines Nacherben* wird bekämpft von 
Petersen, der das Institut der Nacherbfolge fär volkswirtschaftlich und 
sozialpolitisch in hohem Orade bedenklich und vom Bedürfnis der Yer- 
fÜgungsfreiheit nicht gefordert erachtet, und von Gierke, der in dieser 
Schöpfung des Entw. ein verklausuliertes, verkünsteltes, an Widersprüchen 
und Unsicherheiten reiches Institut erblickt. Kritische Bemerkungen 
über einzelne Seiten der Nacherbfolge haben ausser den Genannten: 
Bingner, Kühnast, Fischer, Strohal gemacht Letzterer billigte 
den den §§ 1812, 1813 zu Grunde liegenden Gedanken, dass eine über- 
mftssig lange Yinkulieiamg nachgelassener Yermögen nationalökonomisch 
bedenklich und daher eine Beschränkung der Nacherbeinsetzung ge- 
boten sei. — In der Lehre vom «Yermttchtms* hatte der Entw., im 
Widerspruche mit dem gemeinen, preussischen , sächsischen und fran- 
zösischen B., dem Yermächtnis nur obligatorische Wirkung beigelegt, 
jede dingliche versagt. G-egen die Beseitigung des sog. Yindikations- 
legats wurden schwerwiegende Gründe geltend gemacht von Bahr, 
Gierke, Johst, Friedensburg (19. Jur.tag Bd. 2), Dernburg 
(das.,Bd. 8), Wilke(das.), Bunsen (das.), Friedensburg (das.); die 
Gründe sind im wesentlichen dem Willen des Erblassers und dem Be- 
dürfnis des Schutzes des Yermächtnisnehmers entnommen. Die zweite 
Lesung hat bestimmt: Durch das Yermächtnis wird für den Bedachten 
das B. begründet, von dem Beschwerten die Leistong des vermachten 
Gegenstandes zu fordern. Aus den Protokollen erhellt, dass damit das 
Yindikationslegat beseitigt ist. Weitere Einzelheiten werden erörtert 
von Gierke, Bahr, Eck, Kühnast, Binger, Johst, L. Gold- 
schmidt, Ebbecke, G. Hartmann, Planck, Petersen, Klöppel, 
Friedensburg, Zröd^'owski, Springer (Eingabe), Yollert. 
Gierke erkennt zwar an, dass der Entw. das Institut des , Testaments- 
vollstreckers* insofern sachgemäss geregelt habe, als er demselben nicht 
bloss eine obligationenrechtliche Stellung gegenüber dem Erben, son- 
dern eine absolute B.stellxmg, die er mehrfach als Amt bezeichne, ein- 
geräumt habe. Allein dem wahren Wesen der Testammtsvollstreckung, 
wie dasselbe zuerst von Beseler aufgedeckt worden, widerspreche die 
Konstruktion des Entw., die im Testamentsvollstrecker immerhin 
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einen Yom Erblasser berufenen gesetzlicben Yertreter des insoweit durch 
den Willen des Erblassers in der YerfQgnngsmacht beschränkte Erben 
erblicke. In Wahrheit sei der TestamentSTollstrecker ein selbständiger 
Vertreter des Erblassers, ein fOr einen bestimmten Bereich eingesetztes 
Willensorgan desselben und ein von der Bechtsordnnng, die die Ansführong 
des WiUens Verstorbener innerhalb gewisser Schranken als ein schatz- 
würdiges Interesse betrachte, anerkannter Träger einer sozialen Funktion. 
In ähnlicher Weise Fischer, 6. Hartmann (C.BLX97). Gegen 
Gierke bemerkt Planck, dass dem Entw. im wesentlichen die von 
Beseler aufgestellte germanistische Auffassung zu gründe liege, dass 
sieh dieselbe jedoch nicht durch einen allgemeinen Satz habe zum Aus* 
druck bringen lassen. Die zweite Lesung hat bei der Fortbildung 
dieses Institus mehrere die germanistische Auffassung mehr bethätigende 
Bestimmungen getroffen. Fast aUe Vorschriften des Entw. sind einer 
eingehenden Prüfung durch 0. Hartmann (Verh! 31. Jur.tag. Bd. 11) 
und y. Cuny (das.) unt.erworf(ui; Einzelheiten haben besprochen: Köh- 
ler, Eck, Fischer, Bingner, L. Goldschmidt, Sbbecke. Im 
Titel Yon der Errichtung letztwilliger Verfügungen hatte der Entw. 
bestimmt, dass mehrere Personen letztwillige Verfügungen nicht ge- 
meinschaftlich errichten könnten» Für die Zulassung gemeinschaft- 
licher Testamente unter Ehegatten traten ein: Gierke, Bahr, Eüh- 
nast, Bing, Klöppel, Baron, Mommsen, Lau6 (Vrhdl. 20. Jur.- 
tag. Bd. 1), Wilke (das.), iSierke, Zirndorfer (das. Bd. 4), und unter 
Yerlobten: Petersen, Enneccerus (das.), y. Wilmowskj (das.). Die 
zweite Lesung bestimmte, dass ein gemeinschaftliches Testament nur 
von Ehegatten errichtet werden kann, und bildete diesen Bechtssatz 
im einzelnen aus. An der Prüfung der Lehre von der letztwilligen 
Verfügung haben sich weiter beteiligt: Zrödlowski, Bingner, Stein^ 
Pianok, Stolterfoth, Jaoobi, Johst, Pfizer, Menger, Kuntze 
(Betrachtungen), Asher. Bei den .Verfügungen von Todeswegen durch 
Vertrag'' wird der «Erbeinsetzungsvertrag* verworfen von Pfizer und 
übbelohde; eine Beschränkung seiner Zulassung fordern Petersen, 
Bingner. Die zweite Lesung liess den Erbvertrag ohne wesentliche 
Beschränkungen zu. Zur Fortbildung der Lehre von den Verf. von 
Todeswegen haben beigetragen: Gierke, übbelohde, Petersen, 
Kühnast, Bingner, Heck, (Arch. f. b. B. Bd. 4), Zitelmann. 
Der Abschnitt von der gesetzlichen Erbfolge wurde im grossen 
und ganzen fast überall gebilligt; dies gilt namentlich von der der 
Yerwandtenerbfolge zu gründe gelegten Parentelordnung. Für eine Be- 
schränkung der Verwandtenerbfolg^ traten insbes.: Gierke, Bahr, Klöp- 
pel, Wilke, Vollert, Petersen, Bingner, übbelohde, Baron, 
Eck, Pfizer, Menger, Zoll und Stojterfoth ein. Die zweite Lesung 
hat den Standpimkt des Entw. mit seinen fünf und weiteren Linien 
beibehalten. Auch das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ist, von 
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weniger bedeutenden Ändenmgen abgesehen, dasselbe gebUeben. 
An dem Ausbau der gesetzlichen Erbfolge haben weiter mitgewirkt: 
Eühnast, Fleseh, Mitteis, Schilling, Fuld, Schröder, v. Bar, 
Planck. Der Beibehaltung des « Pflichtteils' und seiner Normirun^r 
auf die H&lfte des Werts des gesetzlichen Erbteils wurde fast aller Orten 
zugestimmt; Oierke und Petersen yerwarfen den einheitlichen Mass- 
gabe der HsJfbe und wünschen eine ünterscheidimg der FiUle, in denen 
der Erblasser zu gunsten seiner Kinder und seiner Ehegattin, und 
derjenigen, in denen er zu gunsten Dritter in die gesetzliche Erb- 
folge eingreife. Angefochten wurde die] Konstruktion des Pflicht- 
teilsrechts als eines Forderungsrechts auf eine Gleldleistung von Gierke, 
Wilke, B&hr, Johst. Im Übrigen haben zur Ausgestaltung der 
Lehre yom Pflichtteil beigetragen : Kühnast, Baron, Klöppel, Eck, 
Fuld, Yollert, L. Goldschmidt, Ebbecke, Planck, Asher, 
Zitelmann, Fischer. Mit dem «ausserordentlichen Pflichtteil* hat 
der Entw. ein neues Bechtsinstitut eingeführt, das einen Ersatz für 
die im geltenden Rechte zulässige Anfechtung pflichtwidriger Schen- 
kungen bilden solL Wilke yerwirft den Grundgedanken des ausser- 
ordentlichen Pflichtteils imd seine nJlhere Regulierung als gegen das 
Rechtsbewusstsein verstossend, und in die Yerfügungsfreiheit des Ein- 
zelnen allzutief eingreifend. Das Anfechtxmgsrecht der Pflichtteils- 
berechtigten sei auf die Fälle zu beschränken, in denen eine Schen- 
kung zum Zweck der Benachteiligung jener vorgenommen sei. Naoh 
Gierke beruht dieses Institut zwar auf einem gesunden Gedanken, 
leidet aber an Verkünstelung, würde auch zu verwickelten und weit 
in die Vergangenheit zurtLckgreifenden Streitigkeiten fOhren und biete 
einen unzureichenden Ersatz für die versäumte Einschränkung dsr 
Schenkfreibeit Auch Fr. Endemann (Yerh. 20. Jur.tag. Bd. 2. 4) 
billigt den Gedanken des Instituts, fordert jedoch die Streichung des 
ganzen ausserordentlichen Pflichtteils als eine besondere Einrichtung, 
und hält daran fest, dass es nur einen Pflichtteil gebe, berechnet 
vom Nachlasse, dem sämtliche Schenkungen hinzugerechnet werden. 
Reatz, (das.) weist nach, dass der Entwurf die Frage der Anfecht- 
barkeit der den Pflichtteil verletzenden Schenkungen vorzugsweise vom 
Standpunkte der Praktikabilität aus beantwortet habe und auf den 
massgebenden Grundgedanken nicht eingegangen seL Als solchen be- 
zeichnet er, dass der Erblasser ethisch, wie sozial gehalten sei, die 
Hälfte des während seines Lebens angesammelten Vermögens seinen 
Pflichtteilsberechtigten zu hinterlassen. Von diesem (bedanken aus 
beantwortet er die einzelnen Fragen und gelangt zu mehreren vom 
Entw. wesentlich abweichenden Resultaten. Weitere Untersuchungen 
lieferten Kipp (das.), v. Tuhr (das.). Einzelnes ist erörtert wor- 
den von Vollart, Bingner, Bahr, Schlossmann. Die zweite 
Lesung hat die Bestinunxmgen des Entw. im wesentlichen beibehalten, 
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doch reehnet sie nur die aus dem Stamm des Yermögens gemachten 
Schenkungen zum Nachlasse, und lässt dieselben dann imberücksichtigt 
wenn bei dem Eintritte des Erbfalls fünf Jahre seit der Leistung ver- 
strichen sind. — Dem »Erbverzicht* spricht Petersen jede Berechti- 
gung ab. Oierke greift einige Bestimmungen des Entw. als rein 
doktrin&r und gegen die Bedürfnisse des Lebens an. 

Li der Bechtsstellung des Erben wird das für den «Erwerb 
der Erbschaft* massgebende Prinzip des Übergangs der Erbschaft auf 
den Erben kraft des Gesetzes gebilligt von Gierke, Petersen, Vol- 
lert, Eck, Strützki, Boyens, bekftmpft von Klöppel, Eühnast, 
für bedenklich erklftrt von Bahr, der dem Antrittserwerbe den Vor- 
zug giebt, und nur für pflichtteilsberechtigte Erben empfohlen von 
Baron, der demselben die Befugnb zur Ausschlagung der Erbschaft 
versagen möchte. Die zweite Lesimg teilte die Auffassung des Entw. 
Einzelne Vorschriften werden auch von Zrödlowski, L. Goldschmidt, 
Fischer, Leonhard, Bingner, v. Liszt besprochen. Über »Erb- 
un Würdigkeit*' liegen korrigierende Betrachtungen von Eck, v. Liszt, 
Bingner vor. 

Ln Anschluss an das Böm. B. hatte der Entw. im Titel von den 
, Wirkungen des Erbschaftserwerbes* den Satz aufgestellt, dass beim 
Vorhandensein mehrerer Erben die einzelnen HB. und Verbindlichkeiten 
des Erblassers kraft des O. auf die Erben nach Verhältnis der Erbteile 
übergehen. Gierke bezeichnet diese Begelung als einen Bückschritt, 
als eine Ordnung, mit der sich allenfalls leben Uesse, wenn man sich 
über sie hinwegsetze. Der Entw. h&tte die Erbengemeinschaft im Sinne 
einer deutschrechtlichen Gemeinschaft zur gesamten Hand ausgestalten 
müssen, freilich nicht durch einfachen Anschluss an das Preuss. LB. und 
andere neue Gesetzbücher, die den deutschen Gedanken zwar zu Grunde 
gelegt, jedoch nur unvollkommen verwirklicht hfttten, wohl aber durch 
angemessene Organisierung und richtige Ziehung der Grenzen zwischen 
dem einheitlichen B. der Erbengesamtheit und den Sonder-BB. der 
einzelnen Teilhaber, und Sicherung der an der Liquidation der Erb- 
schaft interessierten Dritten. Doyens (G. A. Heft 12) stimmt eben- 
falls dem Prinzip der gesamten Hand zu. Strützki (Verhdl. 
20. Jur.tag Bd. 1) vertritt schlechthin den in der Praxis bewährten 
Standpunkt des ALR., und formuliert die Hauptwirkung dahin: Auf 

das Bechtsverhältnis der Hiterben finden, die Vorschriften über 

Hiteigentum mit der Hassgabe Anwendung, dass die einzelnen zur 
Erbschaft gehörigen Gegenstände den Hiterben nicht nach Bruchteilen 
zustehen. Der einzelne Erbe wird in der Verfügung über seinen Erb- 
teil durch das Hiterbenverhältnis nicht beschränkt; die Verfügung über 
die Erbschaft im ganzen oder über einzelne Gegenstände derselben ge- 
bührt aber den Hiterben gemeinschaftlich. Die Teilung der Erbschaft 
ist erst dann statthaft, wenn die Person der Erben und deren Erbteile 
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sowie die Nachlassschnlden und Vermäehtnisse feststehen, deren Deckung 
bei der Teünng za regeln ist. Eck (B. il F. Heft 17; Jahresber.; 
Verb. 20. Jnr.tag Bd. 4) betrachtet im Anschlnss an Gosack (s. nachher) 
die Nachlassschnlden als eine auf dem Erbgate ruhende Last, woraus 
sich die ungeteilte Haftong der Miterben för diese Schulden ergebe. 
Bis zur Teilung solle diese Haftung , einfache Samthaft* des Nach- 
lasses sein; bei der Teilung müsse den Miterben untereinander ein 
Anspruch auf Tilgung oder Sicherstellung zustehen; nach der Teilung 
hätten die Miterben samt und sonders zu haften. Durch geiichtliohes 
Aufgebot könne die Solidarhaftung in Teilhaft umgewandelt werden. 
Vor der Teilung stehe den Miterben ein Verfugnngs-B. nicht za. 
Munk (das.) wünscht gemeinschaftliche Haftung der Miterben ffir 
Nachlassschulden; nach der Teilung solidarische Haftung des einzelnen 
Erben, soweit sein Erbteil reiche. Gosack (das.) empfiehlt (wie oben 
bei E c k angegeben), an Stelle der Teilhaft die ungeteilte Haftung der 
Miterben, weil die Nachlassschulden eine auf dem Nachlasse ruhende 
Last seien; vor der Teilung , einfache Samthaft*, nach ihr Haftung 
samt und sonders; dies alles jedoch nur gegenüber den Gläubigem, 
während unter sich die Erben nach Verhältnis ihrer Erbteile bei- 
zusteuern haben. Die einzelnen Nachlassgegenstände * gehen auf die 
Miterben nach Verhältnis der Erbteile über, doch soll zur Sicherung 
der Erstattungsansprüche u. s. w. eine Bindung der verpflichteten 
Miterben in Form eines gesetzlichen Pfand-B. eintreten. Die Erben- 
gemeinschaft zur gesamten Hand sei nicht aufzunehmen. Beatz (das. 
Bd. 4) erachtet das Prinzip, dass mit dem Erbschaftserwerbe sofort 
für jeden einzelnen Miterben an den einzelnen Nachlassgegenständen 
bestimmte BB. entstehen, für unentbehrlich, will aber durch besondere 
Bestimmungen die Schattenseiten dieses Prinzips beseitigen und nament- 
lich verhindern, dass der einzelne Miterbe durch Verfügung über seinen 
Anteil die Befriedigung der Gläubiger vereitele und eine redliche Aas- 
einandersetzung unmöglich mache. Mit dem Erbschaftserwerbe gehen 
zwar die einzelnen zum Vermögen des Erblassers gehörenden BB. und 
Verbindlichkeiten kraft des G. auf die Erben nach Verhältnis ihrer 
Erbteile über, allein die dadurch geschaffenen Anteile bilden den Gegen- 
stand einer Gemeinschaft zwischen den Miterben zum Zwecke der 
Tilgung der Nachlassschulden und der Auseinandersetzung der Miterben 
(Erbengemeinschaft). Soweit dieser gemeinschaftliche Zweck gefährdet 
würde, kann bis zur Auseinandersetzung kein Miterbe ohne Zustimmung 
der anderen über seinen Anteil an dem gemeinschaftlichen Gegenstände 
wirksam verfügen. Die Schuldenteile der einzelnen Erben bilden bis 
zur Auseinandersetzung eine Schuld der Erbengemeinschaft. Vor der 
Auseinandersetzung haftet jeder Erbe dem Gläubiger für die Erfüllung 
des auf ihn gefallenen Anteils an der Schuld der Erbengemeinschaft. 
Nach der Auseinandersetzung haften alle Miterben als Gesamtschuldner. 
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Die dritte Abi deg 20. Jur.tags (Bd. 4) entochied sich för die 
beiden Stoe: Die Hiterben kOniten über den AkÜTBachlase nnd dessen 
Bestandteile las zor Anseinanderseteong nur gememsckafüieh Yerf&gen. 
Sie bftften für die Nachlassschnlden gemttnschafilioh nnd solidarisch, 
soweit sie den Nachlass bedtEeii oder erwerben, können indes diese 
Hafhing dnrch die Anfifordenmg an die Gl&nbiger znr Anmeldung 
ihrer Fordenmg ablehnen bezw. beschr&nken. — Die Eonstmktionsfrage 
gelangte hierbei nieht sun Austrage. Eck, t. Wilmowski, Hellwig 
traten for das System des Preoss. B. ein; Leippheimer, Ennecoerus 
erachteten die beiden Stttze auch mit dem Priniip vereinbar, dass die 
BR. und Verbindlichkeiten des Erblassers nach Verhfiltais der Erbteile 
geteilt aaf die Erben übergehen. Baron empfiehlt die Beibehaltung 
des römischrechtlichen Systems mit Garantien für die Qlftubiger. Bihr 
(Arch. f. B. B. Bd. d) desgL; ein Gesamt-R der Erben am Nachlasse 
sei undurchfiSltfbar. Die zweite Lesung lAsst den Nadilass gemein- 
schaftliches Vermögen der Erben werden. Jeder Miterbe kann wohl 
über seinen Anteil am Nachlasse, nicht aber über seinen Anteil an den 
einoekieii Naehlassgegenstftnden verfügen. Die Verwaltung des Nach« 
lasses steht den Erb«n gemeinaohafüich zu. Bei Ansprüchen des Nach- 
Isflses kann der Verpfli(^tete nur an alle Erben gemeinschaftliGh leisten 
und jader Miterbe nur die Leistung an alle Erben fordern. Für die 
gemeiaschafblichen NachlassverbindHehkeiten haften die Erben als Qe- 
Samtschuldner. Solange indessen der Na<dila8S nicht geteilt ist, kann 
der Miterbe die Berechtigung der Nachlassreibindlichkeiten aus seinem 
sonstigen Vermögen verweigern. Das B. der Naohlassgi&ubiger, die 
Befried^^g ans dem ungeteilten Nachlasse von sftmtlichen Miterben 
zu verlangen, bleibt unberührt. Ist der Nachlass geteilt und der 
Olftubiger im Aufgebotsverfahren ausgeschlossen, so haftet jeder Mit- 
erbe nur nach Verhältnis seines Erbteils. — Ausser den Oenannten 
haben sich bei der Erörterung der Wirkungen des Erbsehaftserwerbs 
noch beteiligt: Zitelmann, Eühnast, Wendt, Jhering (der 
Beeitzwille), Zrödlowski, Fischer, Bingner, Bekker, Vollert, 
Kuntze, Probst (Arch. £ dv. Pr. Bd 7ö). — Der »Fürsorge des 
Nachlassgerichts' sind die Untersuchungen von Eck, Probst, Bfthr, 
Bingner, Fist^her, L. Goldschmidt, Baron, Feyerabend, 
Brettner, Vollert; dem „Erbschein« die von Vollert, Fischer, 
Bahr, Bingner, L. Goldsehmidt gewidmet — Der „Erbschaffcs- 
ansproeh« ist fast nirgends gut aufgenommen worden, er wurde in 
formeller und materieller Hinsicht bemfiogelt So znaftchst, dass er 
gegesi denjenigen gerichtet sei, der «of Grund eines von ihm in 
Anspruch genommenen &b-B. dem Erben einen Erbschaftsgegenstand 
vorenthalte. Bihr weisst ^e ünznverlassigkeit dieser Begiifisbestim- 
muag fftr das praktische Leben und deren Widerspruch mit der Erb« 
schafteklage, wie sie gemeinrechtlich sich ausgebildet habe, nach. 
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Gierke schliesst sich den Gründen B&hrs an. Aach Baron, Bingner, 
Fischer zeigen die Unrichtigkeit der Anffassnng des Entw. Die 
zweite Lesnng formuliert den Erbschaftsanspmch dahin: Der Erbe kann 
von jedem, der auf Grand eines ihm in Wirklichkeit nicht zastehenden 
Erb-B. etwas aas der Erbschaft erlangt hat (Erbschaftsbesitzer), die 
Heraasgabe des Erlangten yerlangen. — Aasser den (benannten waren 
aach noch Striitzki, Eühnast, Cosack, YoUert bestrebt, den 
Erbschaftsansprach aaszabilden. Die zweite Kommission hat denn aach 
mehrere Bestimmangen des Entw. gestrichen and Fortbildangen ein- 
treten lassen, beispielsweise bei der Exemplifikation dessen, was als aas 
der Erbschaft erlangt gilt, bei den Verwendangen, bei der Haftang 
des Erbschaftsbesitzers, falls er nicht in gatem Glaaben war, oder ans 
einer strafbaren Handlang and verbotener Eigenmacht, bei der Aas- 
kanftserteilang dessen, der sich mit dem Erblasser in häaslicher Ge- 
meinschaft befänden hat and beim Erwerb der Erbschaft darch Ver- 
trag mit dem Erbschaftsbesitzer. 

Nar wenig Anerkennang, dagegen vielen cmd schweren Tadel 
haben die Bestinmiimgen des Entw. über das «Inventar-B.* gefanden, 
diesen namentlich darch Gierke, Btthr, Mank, Dove, Yollert. 
Angefochten warde insbesondere der Aasgangspankt des Entw., wo- 
nach der Erbe grondsätzlich für die Erfüllang der Nachlassverbindlich- 
keiten mit seinem Vermögen in vollem umfange haftet, and empfohlen 
die Haftang des Erben bloss bis zam Betrag des Nachlasses. Diesen 
abweichenden Standpankt nehmen ein Gierke, Mank, Eühnast, 
Baron, Eck, Wilke (Verh. 31. Jar.tag Bd. 3), während das Prinzip 
des Entw. verteidigt wird von Dove, Bfthr, Probst Aach die 
Tragweite der beschränkten Haftang, ob pro viribas oder cam viribus, 
ist streitig. Desgleichen, ob eine amtliche Begalierang des Nachlasses 
notwendig sei oder eine private genüge. Darchgängig war gefordert 
worden, dass der Eintritt der beschränkten Haftang des Erben mit 
der alsbaldigen Errichtang eines ordnangsmässigen Inventars Hand in 
Hand gehen müsse, and dass der Standpankt des Entw., wonach der 
Erbe nar aaf Antrag eines Nachlassgläabigers innerhalb einer vom 
Nachlassgerichte za setzenden Frist ein Inventar za errichten verpflichtet 
sei, verworfen werden müsse. Die Aasgestaltang der Abzagseinrede 
ist nach verschiedenen Bichtangen hin angefochten worden. An der 
Aafklärang fast aller allgemeinen Grandzüge des Inventar-B. haben 
sich die oben genannten Kritiker and Leonhard (Verh. das.) beteiligt, 
Einzelheiten warden aach von Planck, Johst, Fischer, Ebbecke^ 
Poland, Strützki, L. Goldschmidt, Bingner besprochen, Qegen- 
entwürfe haben aafgestellt Mank and Bahr, and die erste Abt. 
des 31. Jar.tags hat folgende Vorschläge — 1. Das Inventar-R. des Entw. 
mass vereinfacht werden. 2. Der den Nachlassgläabigem gewährte 
Schatz ist angenügend. 3. Für anzalängliche Nachlassmassen ist den 
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Entw.sfttzen zuzustimmen: a. der Möglichkeit eines gefahrlosen Erb- 
schaftserwerbs fär den Erben, b. der Pflicht einer konkursrechtlichen 
Schuldentilgung, c. der Möglichkeit, bei dieser Schuldentilgung ein 
Konkursyerfahren zu vermeiden — fast einstimmig sich zu eigen ge- 
macht. Die zweite Lesung nahm eine grosse Zahl erheblicher Ände- 
nmgen vor. Zunächst wurde die systematische Darstellung eine andere, 
wesentlich übersichtlichere. Im Titel von der Haftung des Erben für 
die Nachlassyerbindlichkeiten werden abgehandelt: I. Nachlassyerbind- 
lichkeiten. IL. Aufgebot der Nachlassglftnbiger. III. Beschränkung 
der Haftung des Erben. lY . Inventarerrichtung. Unbeschränkte Haftung 
der Erben. V. Aufschiebende Einreden. Beibehalten wurde der Grund- 
satz des Entw., dass der Erbe för die Nachlassyerbindlichkeiten insbes. 
für die yom Erblasser herrührenden Schulden zu haften habe. Seine 
Haftung beschränkt sich jedoch auf den Nachlass, wenn eine Nachlass- 
pflegschaft zum Zwecke der Befriedigung der Nachlassgläubiger an- 
geordnet oder der Nachlasskonkurs eröf&iet ist. Diese Nachlasspfleg- 
Bchafb ist durch eine Reihe yon Bestimmungen (§§ 1855—1863) 
geregelt Wichtig für die Haftbarkeit des Erben sind folgende Be- 
stimmungen. Beantragt der Erbe nicht unyerzüglich, nachdem er yon 
der Überschuldung des Nachlasses Kenntnis erlangt hat, die Eröffnung 
des Nachlasskonkurses, so ist er den Gläubigern für den daraus ent- 
stehenden Schaden yerantwortlich. Der Kenntnis der Überschuldung 
steht die auf Fahrlässigkeit beruhende Unkenntnis gleich. — Hat der 
Erbe eine Nachlass Verbindlichkeit berichtigt, so müssen die Nachlass- 
gläubiger die Berichtigung als für Rechnung des Nachlasses erfolgt 
gelten lassen, wenn der Erbe den Umständen nach annehmen durfte, 
dass der Nachlass zur Berichtigung aller Nachlassyerbindlichkeiten aus- 
reiche. — Der Erbe ist berechtigt, die Berichtigung einer Nachlass- 
yerbindlichkeit bis zum Ablaufe der ersten drei Monate nach der An- 
nahme der Erbschaft, jedoch nicht über die Errichtung des Inyentars 
hinaus, zu yerweigem. — An der Untersuchung der , Auseinander- 
setzung der Miterben ^ haben sich beteiligt B ä h r , Strützki (welche 
auch Gegenentwürfe aufgestellt haben), Gierke, Kühnast, Bojens, 
Fuld, Bingner, Eck (B. u. F. Heffc 17), Fischer, Poland, 
Schultz, y. Ouny. Die zweite Lesung hat sich yom Entw. nur in 
weniger erheblichen Punkten entfernt, war jedoch auch hier bestrebt, 
eine korrektere Fassung herbeizuführen. Heryorzuheben dürfte sein, 
dass zu der allgemeinen Ermächtigung des Erblassers, durch letzt- 
willige Verfügung Anordnungen für die Auseinandersetzung zu treffen, 
die besondere trat, die Auseinandersetzung nach dem billigen Ermessen 
eines Dritten anzuordnen. Die yon dem Dritten getroffene Bestimmung 
ist für die Erben nicht yerbindlich, wenn sie offenbar unbillig ist; in 
solchem Falle erfolgt die Bestimmung durch Urteil. 
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Ausser den in dem Centralblatt für Bechtswissensöbactt ein- 
geßlhrben Abkürzungen sind in dem vorliegenden Hefte an- 
gewandt: 
B. n. F. = Bekker und Fischer, Beiträge ziu: Erläuterung des 

Elitwurfe eines bürgerlichen Gresetzbuches für das Deutsche Reich. 
G.A. :^ Grutachten aus dem Anwaltstande. 
OBL = Centxalblatt für Eechtswissenschaft 
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Das Deutsche Friyatreclit« 
1884—1894. 

Die litterarische Behandlnng jener Bechtsdisziplin, welche wir 
, Deutsches Privatrecht* zu nennen pflegen, hat in den letzten 10 Jahren 
vielerlei Anregung erfahren; gemäss der Anordnung dieser Berichte 
scheiden hier — hehufs besonderer Darstellung — diejenigen Anregungen 
ans, welche jener Disziplin aus Veranlassung des «Entwurfs eines 
deutschen bürgerlichen Oesetzbuches'' zuteil wurden; und zu gleichem 
Zwecke sind hier ausgeschieden die mächtig herüberwirkenden Er- 
scheinungen auf dem Gebiete der deutschen Rechtsgeschichte, 
vor allem das Handbuch (Bd. I u. II) von Heinrich Brunner (Bin- 
dings System. Handbuch der deutschen BW.), das in zwei A. vor- 
liegende Lehrbuch von Rieh. Schröder, die neuen A. von J. F. von 
Schulte xmd H. Siegel (VII, 97), die ^ Institutionen des deutschen 
Privatrechts* von A. Heusler (VI, 94), die Fortsetzung der rechtsge- 
schichtlichen Arbeit von Felix Dahn, die Einzelforschungen von Sohm, 
Thudichum (XIV, 89), v. Amira, Heck, Frommhold (XIV, 90), K. Leh- 
mann u. a. 

Dagegen hat uns hier vor allem eine der denkbar wichtigsten 
Fragen aufs neue zu beschäftigen, die prinzipielle Frage von der Be- 
deutung und Berechtigung der ureigentümlich -deutschen Privatrechts- 
normen und Privatrechtsinstitute, ja der Prinzipienstreit zwischen 
Romanisten und Germanisten, auf dem Gebiete der Gesetzgebungs- 
politik wie der juristischen Pädagogik, von dem die Litteratur d. d. 
Priv.R angeregt wurde. Und wie wir vor 10 Jahren eine prinzipien- 
fiassende Schrift Gierkes, nämlich Gierkes Rektoratsrede: Naturrecht 
und deutsches Recht, 1883 (n;92, IIL 25) zum Ausgangspunkte unserer 
Betrachtungen nehmen konnten, so sind wir auch heute in der glück- 
lichen Lage, uns zunächst der Führerschaft Gierkes anvertrauen zu 
können: denn xmter dieser Führerschaft ist es zur rechten Stunde 
der deutschen Juristenheit zum Bewusstsein gebracht worden, dass dem 
deutschen Priv.R. eine andere, eine die Gesellschaftsinteressen in erster 
Jiuri«t. litteraturbericht 188^94. 11 
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Linie berücksichtigende Natur innewohnt, eine andere als die des in 
Dentschland rezipierten, seiner publizistischen Seite beraubten römischen 
R, ist: abgesehen von den an anderer Stelle dieser Berichte zu erörternde 
Kritiken der E.e.d.b.OB., — und hier auch abgesehen von Gierkes 
Handbuch d. deutschen Priv.B. s. unten — ist es namentlich Gierkes 
Vortrag: »Die soziale Aufgabe des Privatrechtfi« (1889, VUI, 413) und 
ein Referat über die Bodenbesitzverteilung und die Sicherung des Klein- 
grundbesitzes (1893) gewesen, wodurch in weiten Kreisen die Auf- 
merksamkeit auf den notwendigen deutschrechtlichen, weil nicht vor- 
wiegend kapitalistischen oder individaalistischen, sondern sozialen 
Charakter des gehofften deutschen b.GB., ein Charakter, wie ihn das 
preussische Landrecht hat, wie er aber dem ersten E.e.d.b.GB. fehlt — , 
hingelenkt wurde. Kaum einer unter den jetzt Lebenden war mehr 
dazu berufen, die Eigentümlichkeit des deutschen B. zur Geltung zu 
bringen, als Gierke, dem wir nicht bloss das grossartig angelegte und 
mit der imposantesten Vielkundigkeit durchgeführte , deutsche Genüssen- 
schaftsrecht" (3. Bd., 1868 — 1881) sondern gewissermassen als die 
theoretisch-systematischer Krönung des umfangreichen geschichtlichen 
Baues jenes gewaltigen Werkes nun auch die , Genossenschaftstheorie* 
verdanken. Die Wissenschaft hat sich mit dieser «Theorie* zwar noch 
nicht hinreichend und endgiltig auseinandergesetzt, vgl. B. Sohm: die 
deutsche Genossenschaft, (1889, VUI, 226) A. Heusler, Institutionen 
des deutschen Priv.K Bd. I (1885) § 5b u. a. 0. Stobbe, Handbuch 
des deutschen Priv.B., Bd., I § 51, A. Franken, Lehrb. d. d. Priv.B. 
§ 11, s. auch C. Gareis, d. d. HB., 4. A., 1892, S. 308 ff, 5. A. 1896, 
S. 309, aber jedenfalls ist mindestens schon der Erfolg jener deutschrecht- 
lichen Tendenz zu bezeichnen, dass in der zweiten Lesung des d.b.GB. 
das B. der eingetragenen Vereine (§g 52 — 76) aufgenonunen wurde. 
Um welche grundsätzlichen Gegensätze es sich hierbei handelt und 
welche Bedeutung diesen für den juristischen Unterricht zukonmit, hat 
der Verf. dieses Berichtes in seiner Bektoratsrede: Über die Einführung 
in das Studium der Bechtswissenschaft erörtert, Heinrich Brunn er s 
deutsche BGesch. und Otto Gierkes Genossenschaftsgeschichte und 
-Theorie und zahlreiche andere Schriften derselben lassen auf das 
deutlichste erkennen, wie die deutschen Privatrechtsinstitute zur Er- 
füllung sozial-politischer Aufgaben bestimmt waren und sozial wirkten, 
was wir hieraus für die Gegenwart und fär die Zukunft lernen können, 
und wie weit die rein zivilistische Betrachtung der Privatrechtsinstitate 
von jener Fülle von Gedanken entfernt ist, welche von der geschichtlich- 
soziologischen Betrachtung der deutschen Bechtsinstitute älteren wie 
neueren Ursprungs angeregt werden (s. Gareis, Einführung etc. S. ISfiT.). 
Die ersten Früchte dieser Erkenntnis fallen, soweit es sich um prak- 
tische Berücksichtigung jener Gedanken durch die Gtghg. handelt, dem 
Grundbesitze, namentlich dem der Landwirtschaft gewidmeten, zu: 
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einerseits will man einer allznweitgehenden ParzellieroDg und Belastung 
des Grundbesitzes dorch Wiederherstellnng der Oeschlossenheit von 
Gütern und der Individnalsnccessiqn in diese und durch Begrenzung der 
Belastung desselben (Höferecht, Anerberecht, Heimstättengesetz, — 
Dinge, die zum Teil erst im Werden sind (s. unseren Yorigeu Bericht 
Bd. in, S. 27) und über die man politisch verschiedener Meinung 
sein kann, — andererseits will man die Errichtung einer grösseren 
Anzahl von landwirtschaftlichen Gütern kleineren oder mittleren Um- 
fuigs an Stelle der Laüfunden fördern: man nimmt heutzutage viel- 
fach an, dass die den Grundbesitz entlastenden liberalen Gesetze, die 
im Gefolge des Jahres 1848 erschienen, durch das Verbot der Be- 
gründung des sog. geteilten Eigentums und der Bestellung von unlös- 
baren Beallasten die sog. innere Kolonisation hemmen; um diese letztere 
mittels der Anlage kleinerer und mittlerer Güter zu fördern und dabei 
auch die noch verhandenen weiten Strecken unkultivierten Moor- und 
Haidelandes nutzbar zu machen, ergingen in Preussen die Beutengüter- 
gesetze vom 20. Juni 1890 und vom 7. Juni 1891, um deren Heraus- 
gabe und Kommentierung sich Andresen und Mahraun verdient 
gemacht haben (XI, 254). 

Derselbe leitende Gedanke, der auf diesen von der Agrarpolitik 
bebauten Gebieten zu einem Umschwung, der teilweise als eine Bück- 
kehr bezeichnet werden kann, föhrte oder führt, derselbe Gkdanke, — 
dass die privatrechtUchen Institute und die durch sie bewirkte Ab- 
grenzung der Bechtssphären vom Standpunkte ihrer sozialen Wirksamkeit 
aus, also von einem höheren, über den Individuen liegenden, das öffent- 
liche und gesellschaftliche Interesse zur Würdigung gelangen lassende 
Gesichtspunkte aus beurteilt werden müssen, — ist, wie wir sehen 
werden, s. unten S. 14, auch für die Frage der Konstituierung und 
Abgrenzung des IndividuaUtftts-R., namentlich der technischen Ur- 
kunden BR. wichtig. 

Unter der Herrschaft solcher^ Ideen steht auch, wovon wir nun 
vor allem zu sprechen haben, die Herausgabe xmd Bearbeitung der 
Lehr- und Handbücher unseres Priv.B.: vollständig gilt dies von 
dem in Bindings Handbuch der deutschen BW. erschienenen ^ Deutschen 
Priv.R.* von Otto Gierke, Erster Bd.: Allgemeiner Teil und Per- 
8onen-B., 1895 (hierüber v. Salis, XIV, S. 300—302) — feilt dieses gross- 
artige Werk auch fust oder ganz ausserhalb die Periode, über welche wir 
zu berichten haben, und liegt auch nur ein Teil davon jetzt vor, so hiesse 
es doch unsere Aufgabe allzu mechanisch und gewaltsam abgrenzen, 
sollten wir nicht auch davon sprechen dürfen, ja müssen: denn die 
von mir vorangestellten prinzipiellen Gedanken sind nirgends schärfer 
ausgesprochen als im Priv.B. Gierkes, Bd. I, im eminentesten Sinne 
hat auch hierin Gierke die Führerschaft übernommen, und mustergiltig 
ist die leitende Idee nicht bloss auf dem Heimatsgebiete Gierkescher 

11* 
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Bechtsforschung, dem Gebiete der «Yerbandspersönlichkeit* (d. i. das 
zweite Kapitel umfassend: Staat als Verbandsperson, I A. U, die 
Körperschaften, I A. IH, die Gemeinden insbesondere, I A. IV, die 
Genossenschaften insbesondere, I A. V und die Anstalten, I A. VI) 
und der , Personenrechtlichen Gemeinschaften* (insbesondere Gemein* 
Schäften zur gesamten Hand* und «Gemeinschaften kraft herrschaftlicher 
Gewalt*), sondern ebenso auch auf dem von ihm neubebauten Gebiete 
der «Persönlichkeits-RB.*, das sind die von mir früher Individual-, 
seit 1892 aber «Individualitäts-RB.* benannten BR. (Gierke, S. 702 
bis 897, über die Benennung S. 702, 703, Anm. 2), unter denen die 
Namen- und Zeichen-RB. Tit. II. des vierten Kapitels, die IJrheber-BB. 
Tit. ni und die Erfinder-BB. Tit. IV besonders hervortreten. Freudig 
blickt jeder Vertreter der hier behandelten Disziplin dem Erscheinen 
der übrigen Bände von Gierkes Handbuch entgegen. Zu einer sehr 
zeitgemässen Betrachtung hat das Erscheinen des ersten Bd. von 
Gierkes Handbuch bereits G. Frommhold angeregt, der im An- 
schluss an dieses Erscheinen im Jurist. Lii Bl. No. 65 (Bd. VTI, No. 5, 
1895, Mai S. 97 — 100) eine Betrachtung «Zur Dogmatik des deut- 
schen Priv.B.* veröffentlicht, in welcher er Gierkes Werk in Ver- 
gleichung bringt mit den anderen Systemen des deutschen Priv.B. und 
ihm die St-ellung anweist, welche ihm in der Entwickelungsgeschichte 
unserer Wissenschaft zukommt; es gelingt Frommhold dabei in der 
That, dem Leser eine Vorstellung von der Bedeutung des Gierkeschen 
Werkes für die BW. überhaupt und von dem in vollendeter Form dar- 
gebotenen tiefen Gedankeninhalt zu geben. 

In meinem vorigen Bericht nannte ich unter den Lehr- und Hand- 
büchern zuerst die Systeme von Gerber, 0. Stobbe und P. v. Both, 
~ die Verfasser der bekannten Standardwerke des deutschen Priv.B. 
sind alle drei im Laufe der letzten 10 Jahren aus der Zahl der 
Lebendigen geschieden, aber geblieben sind ihre Verdienste und ihre 
Werke nützen dauernd unserer Wissenschaft: 0. F. v. Gerbers System 
des deutschen Priv.B. ist von K. Co sack auf der Grundlage des 
E.e.d.b.GB. (zweiter Lesung) neubearbeitet 1895 und so in 17. A. her- 
ausgegeben; Otto Stobbes gediegenes, durch die gründlichste Quellen* 
mässigkeit ausgezeichnetes Handbuch des deutschen Priv.R, 5 Bde., 
(I A., Berlin 1871—1885; H. A., Bd. 1 1882, Bd. 2 1883) beginnt 
in neuer A. die K. Schulz besorgt, zu erscheinen, 1893. Von Paul 
V. Boths System des deutschen Priv.B. 1. Bd. Einleitung, Allg. Teil, 
1880, 2. Bd., Familien-B. 1881, 3. Bd., Sachen-B. 1886. Eine neue 
A. hat in der Berichtsperiode H. G. Gen gl er s deutsches Priv.B. er- 
fahren (4. A. Erlangen Leipzig 1892), ein Werk, dessen Brauchbarkeit 
mit Becht gerühmt wird (s. z. B. 0. Gierke, Priv.B. I, S. 93); auch 
das bekannte Lehrbuch Gg. Beselers (f 1888) hat in der Berichts- 
periode noch eine A. (4. A. 1885) erlebt, worüber Gierke, Priv.R I, 
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V. Orelli in V, S. 221, auch Frommhold in Jurist. Lit. Bl. Nr. 6 
a. a. 0. sich aussprechen. Ein neues System hat Alex. Franken 
entworfen, über welches sich Gierke a. a. 0., Anm. 48 teilweise aner- 
kennend ausspricht Enthält das 2xQetzt genannte Werk wenig oder 
gar nichts «BechtsgeschichÜiches* (aber auch wenig neues Beichs-R. 
u. dgl.), so sei gerade um des Gegensatzes willen der zwei in dieser 
Periode erschienenen, das Bedürfnis nach historischer Fundierung der 
deutschen Privatrechtsinstitute (neben Gierkes, Brunners und Schröders 
Werken) vollauf befriedigenden besonderen RGesch. des deutschen Priv.- 
R. von A, Heusler, »Institutionen d. d. Priv.R,, (V, 132, VI, 136) 
Bd. 1 1885, Bd. 2 1886 in Bindings Hdbch. d. deutschen RW. 
und F. von Thudichum (St. 1894) hier gedacht. Dagegen ist das 
bis dahin (1885) vorhandene Priv.R. des neuen Reichs^R. vollständig 
xind systematisch wohlgeordnet zu finden in v. Mandry's in dritter 
A. vorliegendem Werke: Der zivilrechtliche Inhalt der RG. i. Cbl. V, 317. 

Im Anschluss an diese um der systematischen und der geschicht- 
lichen Auffassung und Zusammenfassung willen vorangestellten Werke 
muss des neubearbeiteten Grundrisses zu Vorlesungen über das deutsche 
Priv.R. von W. Th. Kraut, neu bearbeitet von F. Frensdorff (1886) 
und der sowohl für Vorlesungen (Übungen) wie zum Selbststudium 
dos deutschen Priv.R. sehr erwünschten „Rechtsfälle* gedacht werden, 
welche G. Frommhold (1891) herausgegeben hat (XI, S. 176). Auch 
R. Leonhard bat „Rechtsfälle* herausgegeben, speziell zum Zwecke 
der Förderung des vergleichenden Studiums des r. R. und des preuss. 
LR (VI, 430). Zur Bearbeitung solcher und ähnlicher Rechtsfälle wird 
man die E.d.Rg. in Zivilsachen, namentlich die Sammlung derselben, 
die Bolze unter der Bezeichnung „Praxis des Bg. in Zivilsachen* 
herausgiebt, zweckmässig heranziehen (XIV, S. 91). 

Soviel von den auf das deutsche Priv.R. im ganzen oder auf dessen 
System und auf dessen prinzipielle Auffassung bezüglichen Werken! 

Übergehend zu jener Litteratur, welche sich mit einzelnen Teilen 
und Spezialfragen d. d. Priv.R. beschäftigt, legen wir der Anordnung 
der weiteren Betrachtung die bekannte Erwägung zu Grunde, dass das 
deutsche Priv.R. heutzutage zweierlei Bestandteile umfasst: 

L reichsgesetzliche Privatrechtsinstitute d. s. deutsche Rechts- 
institute, welche auf Reichs-R. (zunächst: Reichs-Ggbg.) beruhen, gemeines 
R. bilden und im deutschen Reiche als absolut- gemeines R. gelten, und 

n. landesrechtliche Privatrechtsinstitute, d. s. diejenigen 
deutschen Rechtsinstitute, welche in den einzelstaatlichen Rechtsnormen 
— PartiktQar-RR. — Deutschlands begründet sind, und daher nur 
partikularrechtliche Geltung haben, aber von der Wissenschaft des 
deutschen Priv.R. als auf deutschen Rechtsideen beruhend erkannt und 
als unter diesen stehend auf ihre Prinzipien und Konsequenzen unter- 
sucht und systematisch dargestellt werden. Gareis, Grundriss zu Vor- 
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lesnngen über das deutsche bürgerl. B., gl: ^DarstellnDg der deutschen 
Bechtsgddanken in den Partikolarreohten*, Gierke, deutsches PriY.B. 
§§ 4, 6. 

Zu I. Reichsrechtliches PHv.R. Die Hauptthaten der deutschen 
Beichs-Ggbg. in den letzen 10 Jahren sind die Ausbildung des sozial- 
politischen Beichsversicherungs-B. (Kranken- und Unfallversicherung, 
Alters- und Invuliditätsversicherung) und die Gestaltung der Indiyi- 
dualitäts- oder Persönlichkeits-BB. (Die Umgestaltung des Gesellschafts- 
B. stellen wir zum HR) Das erw&hnte Beichsversicherungs-B. ent- 
halt zwar einzelne privat-rechtliche Eonsequenzen, ist aber unzweifel- 
haft modernes Sozial-B. und muss systematisch als ein Teil der öffent- 
lichen BB des deutschen Beiches aufgefasst werden (s. die metho- 
disch korrekte Beweisführung von Bichard Weyl in seinem sehr 
brauchbaren Lehrbuche des Beichsversicherungs-B. (L. 1894) § 169, 
insbes. S. 918—926). 

Auf dem Gebiete der lndividualit8tS»RR. sind die bemerkenswertesten 
Vorgänge 

a) der Bemer Vertrag vom 9. Sept. 1886. 

b) die Umgestaltung des deutschen Patent-B. vom Jahre 1891, und 

c) die theoretische Kl&rung des Begrifi der gesamten Individuali- 
täts-BB. 

a) Eine imposante Erscheinung des modernen Welt-VB. ist der 
vorangestellte Bemer Vertrag vom 9. Sept. 1886; er bezweckt und 
erzielt die Bichtung eines internationalen Verbandes zum Schutz von 
Werken der Litteratur und Kunst und ist von 10 Staaten (bezw. Beichen) 
abgeschlossen: vom deutschen Beiche, Belgien, Spanien, Frankreich, 
Grossbritannien und Irland, Haiti, Italien, Liberia, Luxemburg (spftter 
beigetreten), Schweiz und Tunis (s. Beichsgesetzblatt 1887, Nr. 40, 
S. 493, hierzu das deutsche BG. vom 4. April 1888 und die Eaiser- 
Uche VO. vom 11. Juli 1888, BGBl. 1888, Nr. 34, S. 139, 225). 

Die Litteratur hat sich — bedauerlicherweise — noch nicht ex- 
professo mit diesem Vertrage beschäftigt; aber die verdienstvollen kom- 
mentierten Teztausgaben (der lit. und künstl. Ürheber-BB.) von Ph. 
Allfeld (München 1892) und vonG. Scheele (L. 1892, XII, 232), 01s- 
hausen, (StrGG. des deutschen Beiches, Bd. III, B. 1894) und M. Steng- 
lein und H. Appelius (Die BG. zum Schutz des geistigen Eigentums. 
Separatausgabo von Stengleins strafrechtliche Neben -GG.) B. 1893; 
femer Heinrich v. Poschin ger, Die Verträge über das geistige Eigen- 
tum (B. 1893), thun des Inhaltes jener Vereinbarung wenigstens 
Erw&hnung und bringen den Text derselben, und ersteres ist auch von 
P. Daude's Lehrbuch des deutschen litterar., künstler. und gewerb- 
lichen Urheber-B. (Si 1888) und von Fr. v. Calker, Die Delikte 
gegen das Urheber- B. nach deutschem Beichs-B. (Halle 1894) zu sagen. 
Von Allfelds erwähntem Kommentar ist noch besonders zu er- 
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wfthnen, dass er neben der Bemer Übereinkunft auch die zwischen 
Deatschland einerseits und Belgien, Frankreich, Orossbritannien, der 
Schweiz und Amerika abgeschlossenen Litterarkonrentionen aufgenommen 
nnd mit kurzen Erläuterungen versehen hat; auch hat All fei d zur 
Kommentierung die Gutachten des preussischen Sachyerständigenvereins 
herangezogen. Diese Gutachten, herausgegeben von 0. Dambach, 
(»Fünfidg Gutachten über Nachdruck und Nachbildung'', B. 1891, 
X, 895), sind überaus wichtig ; ihnen entnimmt man in vielen Richtungen 
erst die yBegrifPe*, deren Aufstellung der Gesetzgeber bewusst oder — 
mibewusst der Praxis überlassen hat Auch Scheele verwendet diese 
Outachten zur Erläuterung der Urheberrechts-GG., denen er den Wort- 
laut der Bemer Konvention vom 9. Sept. 1886 und das deutsch- 
amerikanische Übereinkommen beifügt. 

Auch abgesehen von jener Konvention und der durch sie veran- 
lassten litterarischen Beschäftigung mit dem Ürheber-B. ist eine lebhafte 
Bewegung auf dem Gebiete der Weiterentwicklung des Urheber-BB. in 
Ggbg. und Theorie zu konstatieren. Es ist hervorgehoben, dass die 
schweizerische Eidgenossenschaft in den Kreis der Staaten eintrat, die 
den Schutz der Urheber-BB. als in ihre Aufgabe fallend ansetzen. Dies 
zeigt am besten A. v. Orelli in seinem Kommentar zum „schweize- 
rischen Bundes-G. betr. das Ürheber-B. an Werken der Litteratur und 
Kunst* (Zürich 1884), über welchen noch der um das Patent- R hoch- 
verdiente inzwischen gestorbene Klostermann im CBl. f. BW. Bericht 
erstattet hat (IV, S. 32 — 24); dieses eidgenössische Gesetz — vom 23. 
April 1883 — ist das Besultat eingehender Verhandlungen, die zu einem 
Systemresultat in der Schweiz führten, es schliesst sich an die deutsche 
^g^g' ^1^ das Urheber-B. an, man muss aber, wie auch Kloster - 
manii a. a. 0. hervorhebt, unbedenklich zugeben, dass manche der davon 
abweichenden Bestimmungen einen unverkennbaren Fortschritt enthalten, 
wie z. B. die Vorschriften über das Übersetzungs-B. (Art. 2, Abs. 3 u. 
4 s. Klostermann a. a. 0. S. 23). Den Wortlaut jener Konvention in 
Verbindung mit den einschlägigen anderen Verträgen und Gesetzen der 
Eidgenossenschaft bringt auch die unter däm Titel ,1a protection de 
la proprio immaterielle en Suisse* von J. G fei 1er herausgegebene gute 
Sammlung der hierauf bezüglichen Bechtsnormen (Lausaune 1893). 

Dieselben Materialien, nämlich das eidgenössische G. v. 23. April 
1883, nebst Vollzugsvorschrift v. 28. Dezember 1883, die internationale 
Konvention v. 9. Sept. 1886 und die übrigen, die Schweiz betreffenden 
Litterarverträge bringt auch die nachher in anderem Zusammenhange 
noch ausführlicher zu erwähnende Inaug.-Dissertation (Preisaufgabe) v. 
H. Büfenacht (Bern 1892): ^Das litteransche und künstlerische Ür- 
heber-B. in der Schweiz mit besonderer Bücksicht auf die bestehenden 
Staatsverträge*'; ich kann mir jedoch nicht versagen, auf eine Frage 
hier aufinerksam zu machen, in Bezug auf deren Beantwortung meiner 
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Ansicht nach Rufen acht im Irrtum ist, and ich darf anf diese 
Meinungsverschiedenheit deshalb hier eingehen, weil sie das Yerh&ltnis 
zwischen dem internationalen Vertrage und der nationalen Crgbg. in 
einem sehr wichtigen Punkte aufzuklären sucht. Nach der Bemer 
Konvention von 1886 (Art 5) steht den einem Verbandslande ange- 
hörigen Urhebern oder deren Bechtsnachfolgem in den übrigen libidem 
bis zum Ablauf von zehn Jahren das ausschliesslichen Übersetzungs-B. 
zu. Nach dem eidgenössischen GG. von 1883 (Art 2, Abs. 3) dauert 
diese Schutzfrist nur fünf Jahre, d. h. der Urheber wird in seinem 
ausschliesslichen Übersetzungs-B. nur geschützt, wenn er von demselben 
wlthrend fünf Jahren nach dem Erscheinen des Werkes in der Ur- 
sprache Gebrauch macht; hat er dies gethan, so geniesst die Über- 
setzung den lebenslänglichen und dreissigjährigen Schutz wie Original- 
BB. ( — ebenso liegt die Sache nach deutschem BB., nur muss nach 
diesem — § 6, 3 zum 11. Juni 1870 — die Übersetzung auf dem 
Titel etc. ausdrücklich vorbehalten, innerhalb eines Jahres nach dem 
Jahr des Erscheinens des Original-B begonnen und innerhalb dreier 
Jahre von da ab vollendet und dies in der Eintragsrolle zu Leipzig 
eingetragen sein). Nun meint Büfenacht, dass das Werk eines 
Schweizers, welcher das ihm zustehende Übersetzungs-B nicht inner- 
halb jener fünf Jahre ausgeübt hat, im sechsten Jahre in der 
Schweiz für die Übersetzung frei sei, während er im Auslande noch 
fünf Jahre lang geschützt wird und während ein ausländisches Werk 
in der Schweiz noch den Schutz der Konvention geniesse; diese Un- 
gleichheit bringe es also mit sich, dass eventuell der Ausländer in der 
Schweiz länger geschützt werde, als der Schweizer selbst, und dass 
andererseits der Schweizer im Auslande mehr Schutz geniesse, als in 
seiner Heimat (Büfenacht, a. a. 0., S. 120). Aber Büfenacht scheint 
hierbei übersehen zu haben, dass in Art 2, Abs. 2 der Bemer Kon- 
vention V. 9. Sept. 1886 ausdrücklich gesagt ist: der Schutz der Ur- 
heber-BB. ist von der Erfüllung der Bedingungen und Förmlichkeiten 
abhängig, welche durch die Ggbg. des Ursprungslandes des Werkes 
vorgeschrieben sind; , derselbe kann in den übrigen Ländern die Dauer 
des in dem Ursprungslande gewährten Schutzes nicht übersteigen.*^ 
Schützt aber ein Land seine Autoren selbst nicht länger in der Aus- 
schliesslichkeit des Übersetzungs-B. als 5 Jahre, so schützt auch das 
Ausland sie nicht länger als 5 Jahre, — während umgekehrt, wenn 
der Schutz, den das Ausland nach den internationalen BB. zu ge- 
währen hat, kürzer ist, als der nach dem inländischen BB. gewährte, 
jenes auf dieses keinen Einfluss hat, wie auch Büfenacht a. a. 0., S. 121 
richtig darlegt Über Büfenacht s. auch unten S. 25. 

Ein besonderes, dem Schönen allein gewidmetes Beet im Garten der 
Urheber-BB. kultiviert M. H. Schuster: das Urheber-B. der Ton- 
kunst in Österreich, Deutschland und anderen europ. Staaten mit 
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Einschliiss der allgememen Urheberrechtslehren, historisch und dog- 
matisch dargestellt (München 1891). 

b) Die Umgestaltung des deutschen Patent-B., insbesondere die 
Abänderung des deutschen Patent-GO. yom 25. Mai 1877 ist eine 
schon im Anfemg der achtziger Jahre yorbereitete und in juristischen 
wie in technologischen Zeitschriften etc. vielfach erörterte Sache, statt 
vieler Nachweisungen begnüge ich mich auf die von mir und Prof. Dr. 
A. Laubenheimer (Höchst a. M.), ausgearbeiteten und in Buschs Archiy 
für Theorie und Praxis des Handel-B. Bd. 46, S. 73 '-104 im Jahre 
1885 yeröfifentlichen Revisionsyorschl&ge und auf meine kritisierende 
Berichterstattung über die Enqudte, welche auf Antrag des Keichs- 
kanzlers und Anordnung des Bundesrats über die Frage der Neuge- 
staltung des Patent-B. im Jahre 1886 yeranstaltet wurde, hinzuweisen, 
welch' letztere ich in J. Conrads Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statistik N. F. Bd. XVI. S. 56—75, 1887/88 yeröffentlicht habe. 
(C. Oareis, die Frage der Bevision des Patent-6., hierüber s. Heins- 
heimer in GBL yn, S. 351, 352.) In derselben Richtung, diese 
Beyision yorbereitend, wirkten die bedeutende Schrift des damaligen, 
inzwischen leider yerstorbenen Präsidenten des kaiserlichen Patentamts 
yon Bojanowski: Über die Ent Wickelung des Deutschen Patentwesens 
in der Zeit yon 1877 bis 1889. (Von y. Bojanowsky, Wirkl. Geh. 
Legationsrat, Präsident des kaiserl. Patentamts. L., Arthur Felix, 1890.) 
Ferner: Studien in der Praxis des k. Patentamtes yon Dr. E. Hartig, 
Geh. Beg.-Bat, Prof. der mechan. Technologie am königl. Sachs. Poly« 
technikum zu Dresden, Mitgl. des kaiserl. Patentamtes. (Mit 35 Text- 
figuren. L., Arthur Felix, 1890.) Theorie und Praxis des deutschen 
Patentamts. Unter Benutzung der Akten des kaiserl. Patentamtes dar- 
gestellt yon H. Bobolski, G^richtsassessor u. Kommissar. Hilfsarbeiter 
im Beichsamt des Innern. (B., 1890.) Die Reform des deutschen 
Patent-R. Ein Beitrag zur Entwicklung des deutschen Patent-B. yon 
Lud wigNolte, Dr. der Staatswissenschaften. Tübingen^ 1890 (X, 259). 
Femer: Die deutsche Patent-Ggbg. und ihre Beform. Kritische Erörter- 
ung des Patent-G. yom 25. Mai 1877 und der bisherigen Vorschläge 
zu seiner Verbesserung nebst einem Gesetzentwurf. Von W. Weber, 
RA. a. D. in Köln a. Bh. (B., 1890.) Die Patent-Noy. nach den Be- 
schlüssen der Kommission des Industiiebezirkes Frankfurt a. M. Frank- 
furt 1890. Der Entw. einer Patent-Noy. Von D. A. Bolze, Beichs- 
gerichtsrat. (Leipzig, 1890.) Bemerkungen zum Entw. eines G. betr. 
die Abänderung des Patent-G. Von Dr. A. y. Meibom, Beichsgerichts- 
rat a. D. in Kassel. (Freiburg i. B., 1890.) Femer: „Zur Beform des 
Patent-G. und des Gebrauchs-Musterschutzes. Petition an den Hohen 
BT. betr. die »Noy. zum Patent-G." mit Motiyen und Berichten yon 
Ingeneur Carl Pieper, B., Mitglied der Commission permanente de 
a propri6t6 industrielle« etc. (B., 1890.) „Sind die Industrie- 
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SchutE-CKj. verbessert?* Nach dem Stenograph. Bericht und den 
Protokollen der Konferenz für den Schatz des gewerblichen Eigen- 
toms znsammengestellt von dem Gteschftftsföhrer des Ausschusses 
Carl Pieper. (B., 1895.) Femer H« Staub, Patentrechtliche Erörte- 
rungen (B. 1888). 

Über die meisten dieser Werke ist kritisierend berichtet in 
J. Gonrad's Jahrbüchern för Nationalökonomie und Statistik. IIL F. 
Bd. m (LVIU) 1892, S. 93—114: Gareis, Zur Revision des deutschen 
Patent-G. 

Diese Vorarbeiten hatten zur erfreulichen Folge, dass aus dem 
Bereiche des Patent-B. die sogenannten kleinen Erfindungen, n&mlich 
die Neuerungen, die dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke lediglich 
durch eine neue Gestaltung, Anordnung oder Vorrichtung von Werk- 
zeugen, Arbeitsgeräten oder Gkbrauchsgegenstftnden dienen sollen, aus- 
geschieden wurden: sie finden den ihnen gebührenden Schutz gegen 
unberechtigte Nachahmung in leichterer, einfacherer Weise als die eigent- 
lichen oder , grossen* «Erfindungen*, auf Grund des BG. v. 1. Juni 
1891 betr. den Schutz von Gebrauchsmustern, während die zuletzt er- 
wähnten eigentlichen Erfindungen durch ein nunmehr besser geregeltes 
Verfahren unter Patentschutz gestellt werden inhaltlich des neuen 
Patent-G. vom 7. April 1891. 

Dieses neue Patent-G. sowie das vorhin erwähnte Gebrauchs- 
musterschutz-G. riefen eine Litteratur hervor, welche sich verdienstvoll 
mit der Eommentierong der Gesetzestexte beschäftigt, oder Einzelfragen, 
in Bezug auf welche die Antwort nach dem neuen BB. zu suchen ist 
erOrtert; das CBl.f.BW. hat über alle diese Erscheinungen getreulich 
berichtet: voranstelle ich den trefflichen Kommentar, welchen A. Selig- 
sohn dem Patent-G. v. 7. April 1891 imd dem Gebrauchsmuster-G. 
V. 1. Juni 1891 widmet (B. 1892), (über diesen Kommentar äussert 
sich sehr treffend auch Robolski im Jurist. Litt. Bl. Nr. 41, V 1, S. 12X 
sodann ist des Kommentars derselben GG. von 0. Lieber (B. 1892X 
dann desjenigen von H. Robolski (B. 1898); femer desjenigen von 
W. Weber (Essen 1893); dann desjenigen von W. Gentsch (B. 1894) 
und endlich des Kommentars der beiden erwähnten GG. von K. Wandel 
(2. A., B. 1894, XIII, 312) zu gedenken Das Ürheber-R. an Gebrauchs- 
mustern hat eine kleine zum praktischen Gebrauch bestinunte, syste- 
matische Behandlung durch L. Lass (Marburg 1892) erfahren (XI, 226); 
bei der Besprechung dieser Schrift im Jurist Litt Bl. (1893, Nr. 41, 
S. 3) tadelt Robolski, der die Verdienste der vorliegenden Arbeit im 
übrigen voll anerkennt, dass Lass das Gebrauchsmuster-K ab ein Aus- 
schliessxmgs-R. (üntersagungs- oder Verbietongs-B.) nach Art des alten 
Zwangs- und Bann-R. autfasst, er habe dabei, meint Robolski^ über- 
sehen, dass g 4 des Patent-G. welchem der § 4 des Musterschutz-G. 
entspreche, ausdrücklich dem früheren Rechtszustande gegenüber zum 
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AtLsdmck gebracht habe, dass begrifflich neben dem Üntersagongs-B. 
auch das R der eigenen Benutzung stehe. Formell betrachtet hat 
Robolsld hierin recht, aber materiell stehen dieser Auffassung doch 
erhebliche Bedenken gegenüber: die eigene Benutzung seiner Erfindung 
steht jedem Patentinhaber kraft Gewerbefreiheit oder wenigstens kraft 
allgemeinen PersOnlichkeitsrechts zu, worüber sich nun Gierke, D. 
PriTJGL I, S. 7 13 ff. treffend ausspricht, — oder es steht der eigenen 
Benutzung ein fremdes Patent-K (Monopol-R) gegenüber und dann 
steht jenem Patentinhaber die eigene Benutzung eben nicht zu, kurz 
des § 4; s. hierüber Oareis, in den Jahrb. f. Nat-Ök. u. Statistik, 
in. Folge, Bd. III, S. 105, 106, RGE. in Zivils., Bd. IX, S. 181. 
Gareis, Kommentar, S. 18, 82. 

Diese Kommentare dienen vor allem dem praktischen Bedürfnisse: 
unsere BGG. sind nicht so gefiasst und können nicht so gefasst sein, 
dass sie jedermann beim ersten Durchlesen verstehen und darnach jede 
praktische Frage entscheiden könne: nur Personen, welche gar keine 
Vorstellung von der Aufgabe des Gesetzgebers, dem Richter Normen 
von möglichst scharfer Diktion und möglichst vielseitig erwogenen und 
getroffenen Inhalte zu geben, keine Vorstellung von der Schwierigkeit 
der Herstellung und des konsequenten Gebrauchs einer deutlichen und 
nicht zu breiten und allzeit scharfen Gesetzessprache haben, können 
das jüngst so häufig an die Verfasser des E.e.d.b.GB. gestellte Ver- 
langen für berechtigt halten, das GB. müsse gemeinverständlich sein, 
auch für jedermann aus dem Volke. Dieses Verlangen kann nicht 
erfüllt werden, — dazu sind die Lebensverhältnisse viel zu kompliziert 
und die Notwendigkeit, Paragraphen von konsequenter auf alle mög- 
lichen Zweifelflllle berechneter Immanenz der Rechtsnorm zu schaffen 
viel zu dringend; und deshalb wird der Kommentarlitteratur immer 
die grosse Bedeutung zukommen, die den Laien überrascht. Diese 
Kommentare eröffiien mit dem Verständnis des G. diesem den Weg 
ins Publikum und verknüpfen andererseits einen grossen Teil der 
Praxis ausschliesslich mit der Theorie, deren Fortschritte und Er- 
rungenschaften vielen Praktikern gerade durch die Kommentare zu- 
gänglich und bekannt gemacht werden. Es darf dieses letztere in 
hervorragendem Masse insbesondere von den erwähnten Kommentaren 
von H. Robolski und Seligsohn behauptet werden. 

Einzelfragen auf dem Gebiete des Patent-R. sucht vor Allem 
Kohler in seinen ^Forschungen zum Patent-R.*, Mannheim 1888 
und in seinen Abhandlungen «Aus dem Patent- und Industrie-R. " 
(Glasers Annalen für Gewerbe- und Bauwesen) X, 308 sowohl syste- 
matisch als praktisch aufklärend, in der Regel im Anschluss an die 
Besprechung eines sei es gebilligten sei es getadelten ein- oder aus- 
ländischen Gerichtsurteils zu beantworten. 

Die EE. in Patentsachen giebt Gar eis in fortlaufenden, syste- 
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matischen Zosammenstellmigen heraus, 10 Bde., s. CBl. VI 254, XIII 17, 
rasche Orientierung des Praktikers sucht B. Lass (XII, 233) durch seine 
„Bechtsgrundsätze des Bg. und anderer hoher Oerichtshöfe Deutsch- 
lands auf dem Gebiete des Urheber-, Muster-, Marken- und Patent-B. 
(B. 1893) zu erreichen; die im Patentblatte veröffentlichten EE., welche 
Gareis a. a. 0. zusammengestellt und zwar nach dem System des 
Patent-G., sind von Lass nicht berücksichtigt. 

Dieselbe Absicht, wie die zuletzt erwähnten Werke und Samm- 
lungen verfolgten für das französische Patent-B. Henri Allart in 
seinem Trait^ des brevets d'inventions, Tome I: des inventures breve- 
tables (Paris 1883), Tome 11: de la propriötö des brevets d'invention 
et de leur validit^ (Paris 1887, VI, 333). Über Urheber-R in England 
s. Slater theLaw relating to Copyright etc. (IV, 176.) Die im deutschen 
Beiche nun durch die Neuherstellung des Patent-B. beantworteten Gesetz- 
gebungsfragen auf diesem Gebiete erörtert in guter, namentlich for 
Österreich wertvollen Darstellung H. Mittler, Beiträge zur Theorie 
des Patent-B. (B. 1894). 

c) Die im Anschluss an die Litterarkonvention von 1886 und die 
Patentgesetzumarbeitung und -Eommentierung zu erörternde, theore- 
tische Errungenschaft unserer Privatrechts- W. ist die allmälige Klärung 
des Begriffe der gesamten Individualitäts- oder Persönlichkeits-BB. 
Ich möchte diese erfreulichen Thatsachen am liebsten im Anschluss 
an H. Büfe nachts Preisschrift, welche oben S. 7 bereits erwähnt 
wurde, darstellen. Denn dieser Schriftsteller geht von einer natur- 
rechtlichen Auffassung der Urheber-BB. aus, welche zwar nicht anzu- 
nehmen ist, aber durch das Ungenügende der vor der heute in sieg- 
reichem Aufschwünge begriffenen Theorie allgemein herschenden und 
hier zuletzt von Gerber vertretenen Anschauung veranlasst worden 
ist und dieses sehr gut zeigt: nach Gerber soll der Schutz des Autors 
nur in dem Verbot des Nachdrucks begründet, und sein zivilrechtlicher 
Anspruch nicht der Anspruch aus einem subjektiven Bechte, sondern 
aus einer Deliktsobligation sein; in dieser Definition sieht Büfenacht 
bereits ein Zugeständnis an die Theorie des „schon bestehenden Bechts- 
begriffes*^; denn, fragt Büfenacht, kann denn ein Delikt, das einen 
zivilrechtlichen Anspruch begründet, anders begangen werden als durch 
die Verletzung eines — allerdings gesetzlich — geschützten B.? Diese 
Frage ist richtig gestellt, ihre Beantwortung kann nur Verneinung 
i^ein, und man muss anerkennen, dass jeder Deliktsobligation ein sub- 
jektives B. zu Grunde liegt, welches man sich nicht blos im verletzten 
oder angegriffenen Zustande vorstellen können muss', sondern auch im 
unverletzten. Aber Büfenacht irrt in der Vorstellung vom Verhältnis 
des G. zum Bechte; er meint, nicht der Verstoss gegen die gesetzgeberische 
Anordnung begründe die Strafbarkeit, sondern die Verletzung des B., 
und das Primäre sei das B., das G. sei nur die Handhabe zu seiner 
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Anwendung. Nach unserer — positivrechtlichen — AufBassung ist 
ein Recht, welches keine Handhabe der Anwendung hat, kein R, und 
der Ursprung jedes subjecktiven B. liegt im obiektiven Bechte, welches 
vom Gesetzgeber und von der Gewohnheit gebildet wird; ohne die 
ausdrückliche, möglicherweise gerade in einer strafrechtlichen Norm 
liegende Anerkennung seitens des Gesetzgebers (oder was hier weniger 
in Betracht kommen kann: der Gewohnheit) giebt es zwar das In- 
teresse an einem — später den Thatbestand eines Bechts Verhältnisses 
bildenden — Lebensverhältnisse, aber nicht das subjektive B, ohne 
G. giebt es den Bechtsschutz, der für das Bechtsinstitut immer charak- 
teristisch ist, nicht. (Anders Büfenacht, S. 4, 5.) Übrigens fasst 
Büfenacht das Urheber-B. zu enge, wenn er es auf das ausschliessliche 
Vervielföltigungs-B allein beschränkt. Mit Notwendigkeit müssen auch 
die Ansprüche, welche man als die höchstpersönliche Seite des Ur- 
heber-B. bezeichnet, darunter gebracht werden, und dies geschieht, 
wenn man das Urheber-B. als Persönlichkeits-B. (Individualitäts-B.), 
sein Objekt als Ausfluss der Persönlichkeit als solcher auffasst, wie ich 
dies schon im Jahre 1876 in unmittelbaren Anschlüsse an die Äusser- 
ungen von Kant (Werke, Bd. V, S. 349), von Benouard (trait6 
des droits d'auteur, Paris 1838, 1839) und Bluntschli, (Deutsches 
Priv.B. §§ 46—50, 3. A., herausgegeben von F. Bahn, S. 110—133) 
gethan habe, Äusserungen, die ich damals schon als bahnbrechend für die 
Anerkennung der Individualitäts-BB. bezeichnete und noch heute so 
auffasse (s. Gar eis in Buschs , Archiv f. Theorie und Praxis des all- 
gemeinen Deutschen Handels- und Wechsel-B.«, Bd. 35, (N.F., B. X, 
Heft 3), S. 185—210, insbes. S. 188, dann in Hartmanns Z. für die 
Ggbg. und Praxis auf dem Gebiete des deutschen öffentlichen B., 
Bd. m, 1877, S. 138 ff., dann in meinem in dem nämlichen Jahre er- 
schienen Kommentare zum Deutschen Patent-G. vom 25. Mai 1877 
(B., Carl Heymanns Verlag 1877), S. 19, 20, femer in meinem eben- 
falls in dem nämlichen Jahre erschienen Grundriss zu Vorlesungen 
über das deutsche bürgerl. K (Giessen, Emil Both 1877) in einem 
7 g§ umfassenden besondem Abschnitte des Personen-B., §§ 40 — 46, 
S. 60ff.) VgLfemer Gareis und Fuchsberger, HGB., S. 78, 447, 589, 
Gareis, HB., 5. A., § 32, 42 S. 244, 390 und Gareis, Encyclopaedie 
u. Methodologie der BW. §§ 20 ff. Diese Auffassung ist die heutzutage 
in sieghaften Aufschwünge begriffene, sie hat ihre glänzendste Dar- 
stellung in Gierkes Deutschem Priv.B., Bd. I, §§ 81—99, S. 702 
bis 897 gefunden, wo jene BB. als „Persönlichkeits-B.* — im vierten 
Kapitel des Personen-B. — (vgl. Gareis, Grundriss 1877: vierter 
Abschnitt des Personen-B.) dargestellt sind. Damit dürfte dieser 
Gruppe vom BB. endgiltig die ihnen zukommende Stelle im Bechts- 
systeme errungen und angewiesen sein. Man vgl. die Litteratumach- 
weisung bei Gierke, Deutsches Priv.B. L, § 81, Anm. 1 u. 2, S. 702, 703. 
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Übrigens trifft es nicht zu, dass diese BB., wie Leaenbnrger (s. 
Rüfenacht, 8. 1) direkt aasspricht und auch Büfenacht anzunehmen 
scheint, eine antisoziale lediglich dem Egoismus Einzelner Bechnung 
tragende Tendenz haben : der Gesetzgeber anerkennt die Individualit&ts- 
BB. nicht um der Individuen allein oder in erster Linie willen, son- 
dern, weil er findet, dass die Gesamtheit sich besser befindet, ins- 
besondere sich verbessert und durch Streben mehr vorw&rts gebracht 
wird, wenn Einzelnen die Nutzung ihrer individuellen Leistungen 
wenigstens eine Zeit lang ausschliesslich garantiert wird. (Gareis, 
Patent-G. S. 1, 149 u. a. u. in der deutschen Bevue B., Carl Habel, 
1877, Heft 2, 8. 80ff.) 

Es wird selbstverständlich noch manche abweichende Meinung 
geben, und es wird noch mancher Kampf gegen solche zu kftmpfen 
sein, bevor man von einer sicheren Einbürgerung der Individualitftts- 
BB. im Privatrechtssysteme — und zwar im Personen-B. desselben, 
da der E.e.d.b.GB., zweiter Lesung, § 12 auch die Klage aus dem 
Namen-BB. diesem einfügt — wird gesprochen werden können. Jetzt 
stehen namentlich noch diejenigen Theoretiker entgegen, die dem In- 
dividualitftts-BB. die Stelle im oder hinter dem Sachen-BB. anweisen, 
wie 8tobbe, Deutsches Priv.B., Bd. m, 8. Iff., Bekker, Pand. I, 
§ 25, Beü. IV u. Jahrb. £ Dogm., Bd. XXX, 8. 277ff., auch Pranken, 
Deutsches Priv.B., 8. 116 ff., 402 ff. Eine eigentümliche, wohl auch 
hierher neigende Stellung nimmt die Ansicht H. Schusters ein 
(Das Wesen des Urheber-B., Wien, s. GBl. XI, 8. 146), wonach das 
Ürheber-B. ein Sachen-B. im Sinne der Willensherrschaft über eine 
bestimmte Sache, ein positives dingliches B. an einer zwar nicht immer 
konkreten, aber doch stets bestimmten Sache sein soll, ein B., welches 
nicht nur Vermögens- sondern auch geistigen Interressen dient und solche 
schützt. Auch F. Zoll neigt zur sachenrechtlichen Auffitfsung, er hat 
sich in seinem in Grünhuts Z., Bd. XXI, 8. 533-582, 641—688 (1894, 
auch separat erschienenen, 97 S. (XIV, 8. 57) Aufsatze, welcher betitelt 
ist: , Privatrechtliche Studien aus dem Patent-BB. mit vornehmlicher 
Berücksichtigung des österreichischen B.", die Aufgabe gestellt, zu 
untersuchen, inwieweit die Bechtssätze des Priv.B. (des österr. b.GB.) auf 
die privatrechtlichen Patentverh&ltnisse Anwendung finden, oder aber 
andere Bechtss&tze für dieselben gelten; diese Untersuchung fuhrt ihn 
auch an den Theorien über das Wesen des Patent-B. vorüber: er hftlt 
sie alle für einseitig, obgleich er anerkennt, dass jede vieles Wahre 
und Fördernde enthält; für den richtigen Weg zur Erkenntnis des 
Wesens jener BB. hält er die Vergleichung aller bekannten Patentrechts- 
verhältnisse mit allen bekannten Privatrechtsverhältnissen, wobei die 
herrschenden Zweck- und Lebensanschauungen nicht übersehen werden 
dürfen; Zoll sucht also auf induktiven Wege nach der richtigen Kon- 
struktion, für welche er diejenige hält, die sich in der Anwendung 
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aof alle Bechtsverhältnisse am besten bewährt, indem sie die einfachsten 
Analogien bietet; diese üntersuchnng verläoft insofern resoltatlos, als 
sich eben zahlreiche Analogien verschiedener Art finden, ohne dass da- 
raus auf den Kern des Patent-R. ein Schluss gezogen werden könnte; 
am meisten scheint sich die GrondanffiEissung doch der Theorie von 
immateriellem Gut zu n&hern, die Erfindung wenigstens wird als im- 
materielles Out bezeichnet, die BB. daran können dinglich sein, „wobei 
wir uns aber auf das entschiedenste gegen eine Gleichstellung der 
dinglichen Patent-BB. mit den dinglichen Privat-BB. verwahren. Nur 
mangels eines anderen Ausdrucks sind wir genötigt, hierfCLr eine be- 
kannte BegrifEsbezeichnung aus dem PrivatBB. zu entlehnen.* Auf 
solche Weise kommt Zoll nicht auf das innere Wesen ; erspriesslich 
ist jene Methode aber praktisch, indem sie untersucht, inwiefern Klagen 
des Privai-B. dem Patentinhaber zustehen, von Besitz gesprochen wer- 
den kann, wobei er sich unter Erfindungsbesitz etwas anderes denkt 
als ich in meinen Eonun. des d. Patent-GG. unter demselben Begriffe. 
Eine Mittelstellung zwischen der sachenrechtlichen und der persön- 
lichkeitsrechtlichen Theorie nimmt. Albert Osterrieth ein, in seiner 
recht lesenswerten Schrift: Altes und Neues zur Lehre vom Ürheber-B. 
(L., J. B. Hirschfeld, 1892, GBL Xn, S. 88, s. auch Osterrieth, Die Lehren 
des Ürheber-B., B. 1898, s. hierüber auch v. Freydorf an dem unten 
angegeb. Orte (Mannheim 1894), S. 111, 112); er sieht in den ür- 
heber-BB. kein einheitliches Bechtsgebilde, sondern zweierlei BB., das 
strafrechtlieh geschützte B. der Individualität, und das zivil- und straf- 
rechtlich geschützte B. am Geistesgut, und beruft sich bezüglich der- 
selben Unterscheidung auf Köhler, Autor-B., S. 154. Köhler ist 
aber richtiger den Vertretern der Theorien von Persönlichkeits-BB. 
beizuzfthlen, ebenso wie Fr. v. Liszt, 8traf-B., § 81. Vgl. Gierke, 
B. Priv.B., § 81, Anm. 1. Das in der Form etwas wunderbare Buch 
«Autorrecht und Bechtssystem. Litterarische und kritische Studie 
von Dr. v. Preydorf* (Mannheim 1894) macht den Versuch, in 
knappen Sätzen die Litteratnr der letzten vierzig Jahre für unsere 
Frage kritisch darzustellen und ebenso in möglichst scharfer Pointie- 
rung das Wesentlichste der zwei Haupttheorien der , Vermögensrechts- 
lehre* und der „Persönlichkeitslehre'' vorzutragen, denen beiden er 
Bichtiges zugesteht, auf welches er eine dritte Theorie aufgebaut vor- 
findet, die Immaterialgüterrechtslehre, der er sich in der Hauptsache 
anschliessi Die Litteraturzusammenstellung ist verdienstlich, aber es 
ist m. E. nicht möglich, immer schon in wenigen Schlagworten der 
iägenart irgend einer Ansicht gerecht zu werden, dem Aufbau der 
eigenen Theorie des Verf. schadet die unruhige und phantastische 
Darstellungsweise. Ersteres dürfte gerade von der Ansicht Köhlers 
gelten, eine kleine Abhandlung über das B. in Zeitungsartikeln (s. CBl. 
VI, 264), welche wie alle Arbeiten Kohlers sehr interessant geschrieben 
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ist, l&sst diese sehr deutlich erscheinen, — und wenn y. Frejdorf 
diesen anregenden Aufsatz liest, wird er entdecken, dass Köhler, in 
dessen Patent-B. Freydorf «diejenige Theorie findet^ welche wir fürs 
ganze Gebiet des Autor-E. als die allein richtige ansehen*' (S. 74), 
doch recht weit \on der Eigentumstheorie, auf welche Freydorf hinaus- 
kommt, entfernt ist. Die Schrift F. Lentners über das B. der Photo- 
graphie (W. 1886) hat für unsere prinzipielle Frage nichts neues ge- 
bracht, aber sonst anregend gewirkt (YI, 56). 

Ohne eine bestimmte Stellung in dem Prinzipienstreite über die 
Stellung und Anerkennung der Indiyidualitäts-BB. als solcher einzu- 
nehmen, beschäftigen sich mit Ürheber-B.: Aug. Schür mann. Die 
Bechtsverhftltnisse der Autoren und Verleger (Halle 1889), und Bobert 
Voigtländer, Zur Entwickelung des Verlags-B. (L. 1892, S. A. aus 
dem Börsenblatt für den deutschen Buchhandel 1892, Nr. 134 u. 137, 
XTTI, 82). Edm. Benedikt, Bemerkungen über das Ürheber-B. und 
den G. Entwurf der österr. Begierung (W. 1893) aus den «Jurist 
Blätter«, Xm, 312, 313, W. Fuchs. Die Übersicht über die Ent- 
wickelung der Litteratur des Urheber-B. darf nicht abgeschlossen wer- 
den, ohne dass einer Zeitschrift rühmend gedacht worden sei, welche 
auf diesem Gebiete vieles Erspriessliches gebracht hat imd den Zu- 
sammenhang zwischen Theorie und Praxis, BW. und Technik in einer 
alle Beteiligten yoUbe&iedigenden Weise vermittelt, ich meine die von 
dem Geschäftsführer des deutschen Vereins für den Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums, Paul Schmid herausgegebene «Zeitschrift für 
gewerblichen Bechtsschutz«, «Archiv fär Erfinder-B., für Marken-, 
Muster- und Firmenschutz« (München, Oldenburg, monaü. drei Num- 
mern, auch Organ des eben genannten Vereins f. Schutz gewerbl. 
Eigentums), wovon der IV. Jahrgang nun im Erscheinen begriffen isL 
Aus der grossen Anzahl interessanter Originalartikel und Mitteilungen 
hebe ich die «aus der patentrechtlichen Praxis* von Dr. Schanze 
(Dresden), dann den Vortrag 0. Gierkes über den Bechtsgrund deg 
Schutzes gegen unlauteren Wettbewerb (IV. Jahrg., Nr. 10, S. 109 
bis 121) und die Besprechungen, welche der Herausgeber selbst denx 
Entwürfe des zur Bekämpfung dieses Wettbewerbs bestimmten GG. 
widmet (Jahrg. IV, Nr. 16 ff.), hervor. 

Im Publikationswesen des kaiserlichen Patentamts ist in der Be- 
richtsperiode eine Änderung insofern eingetreten, als dasselbe das von 
ihm herausgegebene Patentblatt, das bis 1895 auch die E£. des 
Patentamts und einzelne Abhandlungen, Berichte, Entwürfe u. dgk 
brachte, diese litterarischen Dinge trennte und einen besonderen, eben- 
falls von ihm herausgegebenen „Blatt für Patent-, Muster- und Zeichen- 
wesen'' (I. Jahrg. 1895) zuwies, das in mefarwöchentlichen Zwischen- 
räume erscheint und in seiner 10. Nummer den Abschnitt über den 
„Wesen des Erfinder-B." aus Grierkes Deutschen Priv3. I. Bd. brachte; 
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dagegen finden sich in dem Patentblatt nun nur Auszüge ans den 
Patentschaften und die Bekanntmachungen, aber nicht bloss die auf 
Grand des Patent-06., sondern auch die anf Grund des 6G. betreffend 
den Schutz der Gebrauchsmuster erfolgenden. (B., Carl Heymanns 
Verlag.) 

Nicht bloss durch die auf die Individualit&ts-BB. bezüglichen GK}. 
ist die Litteratur des deutschen Priy.E. angeregt worden, auch andere, 
auf das Priy.R. bezügliche Reichs- GG. haben zu neuen litterarischen 
Erscheinungen geführt; so hat das BG. vom 21. Juli 1879 betreffend 
die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb des 
Konkursverfahrens eine Reihe von gut erlAutemden Kommentaren her- 
vorgerufen, von denen der von Bemh. Hartmann zuerst herausgegebene 
eine vierte vermehrte und unter Benutzung des litterar. Nachlasses 
des inzwischen verst Verf. verbesserte A. durch Leonh. Franken- 
burger erfahren (B. 1892, Xu, S. 20—22); mit dem nämlichen GG. 
beschäftigt sich kommentierend 0. v. Völderndorff (Erlangen 1885) 
und M. Luks (B. 1889) und in systematischer Darstellung Paul 
Grütsmann (L. 1882), Conr. Cosack (St 1884), P. Jftckel (2. A., 
B. 1889), L. Korn (2. A., B. 1889). 

Ebenso hat das RG. vom 16. Mai 1894 betreffend die Abzah- 
lungsgeschäfte eine teils kommentatorische teils systematisch dar- 
stellende Litteratur hervorgerufen; Kommentare hierzu besitzen wir 
von L. Fuld (L. 1894, XTTT, S. 407), von Fr. Friedmann (mit dog- 
matisch-geschichtlicher Einleitung; Hannover 1894, XTTT, 407—408), 
von W. Hausmann (B. 1894), J. Hoffmann (B. 1894), G. Schmitt 
(München 1894); systematische Darstellungen des Bechtsstoffes dieses 
Gesetzes besitzen wir von G. Becker (B. 1894, XIV, 93) u. C. Gareis 
(Separatabdruck aus Seufferts Blättern f. Rechtsanwendung, Erlangen 
1894). Einleitende und zum teil die Ggbg. vorbereitende Abhand- 
lungen über die Abzahlungsgeschäfte sind von Fanta (Zur Reform 
des Ratenhandels in Österreich, Prag 1892 (XII, S. 85), von Arth. 
Cohen, (Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Abzahlungsgeschäfts, 
L. 1891) und von C. Höhne (Die geset^che Regelung der Raten- 
und Abzahlungsgeschäfte, B. 1891) geschrieben worden. 

Den zweiten Teil des Stoffes liefern dem deutschen Priv.R. die 

LandetrecMe. 

Auch den Landesrechten ist in der Berichtsperiode reiche Be- 
arbeitung und litterarische Betrachtung in hohem Masse zuteil ge- 
worden , vor allen dem preussischen Land-R. Diese bedeutendste 
Kodifikation deutschen Priv.R. auf deutschem Boden feierte im Laufe 
der Berichtsperiode ihr Jubiläum, die Feier ihres hundertjährigen Be- 
stehens: die preussischen Juristen durften, darin stimme ich mit dem 
schonen und wahren Urteile des Geh. Ob.- Justizrats Vi er haus über 
die Bedeutung dieses R. (Jurist. Lii Bl. Nr. 56, 1894, Bd. VI, N. 5, 
Jurist. Litteratiurbericlit 1884-«4. 12 
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S. 106—108) vollkommen überein, am 1. Juni 1894 die Jubelfeier 
der , Allgemeinen Landrechte für die Prenssischen Staaten* in dank- 
barem Bückblick auf das, was dieses ihnen im abgelanfenen Jahrhundert, 
ja bis auf den heutigen Tag gewesen ist, begehen, „aber auch in der 
zuversichtlichsten Ho&ung, dass es in wenigen Jahren als das grösste 
der deutschen Partikular-BB. mit allen seinen GefUirten nicht unter- 
gehen, sondern aufgehen wird in dem einheitlichen BB. des deutschen 
Beiches* (Vierhaus a. a. 0.). Es ist ganz richtig, wenn Yierhaus in 
jenem das Jubilftum des Land-B« bezeichnenden Aufsätze sagt: die 
Wertschätzung des ALB. ist mit seinen zunehmenden Alter gewachsen 
und frisches wissenschaftliches Leben ist auf dem früher für unfrucht- 
bar gehaltenen Orunde emporgediehen; dieses angebahnt zu haben, ist 
in erster Linie das Verdienst der Lehrbücher, welche den Dualismus 
römischen und deutschen B. im ALB. wissensehafÜich zu über?miden 
suchten; dieses gilt vor allem von dem Lehrbuch des preussischen 
PiivJEt. von 0. F. Koch, «dem Begründer der wissenschaftlichen Be- 
^beitung des preussischen B.* (erste A. 1845, letzte, dritte 1857), 
diesem, dem das 6 Bde. umfassende Werk von Bomemann (1834, 2. 
Ausg. 1842 — 45) vorangegangen war, folgten die systematischen Lehr- 
bücher von A. V. Daniels (1866) und Evelt (1869), dann kam 
F. Försters „Theorie und Praxis des heutigen gemeinpreussischen 
Priv.B. auf der Grundlage des gemeinen deutschen B.* 1. A. 1865, 
2. A. 1869 — 1873, vierte A. in vier B&nden bearbeitet von M. £. 
Eccius 1880—1884, s. CBl. Bd. IV, S. 56), endUch H. Dernburg, 
Lehrbuch des preussischen Priv.B., 1. A. 1870, 4. A. Bd. L 1884, 
Bd. IL 1888—1889, Bd. UL 1896, 5. A. Bd. L 1894. 

Stehen die Werke von Förster- Eccius und von Dernburg 
nunmehr obenan, wo die erschöpfendste wissenschaftliche Beantwortung 
irgend einer Frage vom Standpunkte des preussischen B. aus in 
Theorie oder Praxis erwartet wird, so soll das im Jahre 1887 von Prof. 
Otto Fischer herausgegebene Lehrbuch des preussischen Priv.B. vor 
Allem den Studierenden als Grundlage für die Einfiihrung dienen, ihn 
aber auch in die Praxis mitbegleiten, um ihn auf das Studium der 
grösseren vortrefflichen Werke von Förster-Ecdus und Dernburg, mit 
denen, wie der Verf&sser in aller Bescheidenheit sagt, sein Buch in 
keiner Weise in Vergleich gezogen werden wolle, vorzubereiten. Dass 
das Fischersche Buch den von ihm angestrebte Zweck gut erreicht, 
ist mit Bodenbeck (VI, 365 — 367) anzunehmen. Das sehr concise, wohl 
nur zur „allerersten* Einführung verwendbare «Preussische Priv.B. 
in Anknüpfung an das gemeine B.* von A. Engelmann (1. A« 
Breslau 1883, III, S. 90) hat nun schon die fünfte Auflage erreicht 
(Xm, 8). 

Was die Kommentare des preussischen LB. anlangt, so ist der 
ursprünglich von 0. F. Koch herausgegebene beliebte Kommentar 



Digitized by LjOOQ IC 



153] Prerusisches Recht. 19 

vrfthrend der Berichtsperiode durch A. Achilles, P. Hinschius, 
K Johow nnd F. Virchow in achter Auflage fertig gestellt und 
herausgegeben worden. Die geschfttzte kleinere Ausgabe des ALB. 
nebst den ergänzenden nnd ab&ndemden Bestimmungen der Beichs- und 
Landesgesetzgebung, von H. Behbein und 0. Beincke (4 Bände) 
hat 1894 die fünfte Auflage erlebt (XIV, 121), wührend die „Erg&n- 
zongen und Erläuterungen der preussischen Bechtsbücher durch Ge- 
setzgebung und Bechtswissenschaft* (das sog. „Fünfinännerbuch") von 
L. y. Bönne 1874—1880 in sechster, 1888 in siebenter Ausgabe 
erschien (VII, 301). 

Übergehend zu einzelnen Teilen des Systems des preussischen 
Rechte hebe ich die Bearbeitungen des Vormimdschaftsrechts henror: 
Max Schultzenstein hat das bekannte und beliebte Werk von 
H. Bernburg, das Vormundschafbsrecht der preussischen Monarchie, 
in dritter A. 1886 herausgegeben, worüber CBL V, 8. 318—320 zu 
vergleichen ist; femer P. Wilutzkis Kommentar zur Vormundschafbs- 
Ordn. (XI, 403) F.* Zürn hat ^das preussische Vormundschafts-B. im 
Gebiete des ALB.** in dem bei Carl Heymann in B. erscheinenden 
Handbuche des Familien- und Erb-B. (Bd. 11, 1894) einer (XIV, 17 
bis 18) gerühmten Bearbeitung und Darstellung unterzogen. Der- 
selbe Verf. hat in dem nämlichen Handbuche «das preussische Ehe- 
recht und das R der Eltern und Kinder im Gebiete des ALB. mit 
Einschluss des Lübischen B. und der Pommerschen Bauemordnung* in 
systematischer Anordnung und praktisch erläutert dargestellt (XIV, 17). 
Im Anschluss hieran sei der das preussische B. allerdings nur teil- 
weise oder indirekt berührenden Schriften über das Ehescheidungs-B. 
gedacht, zumal denselben eine grosse wissenschaftliche Bedeutug zu- 
kommt: letzteres gilt Tor allem von Ed. Hubrich, B. der Eheschei- 
dung in Deutschland, mit einem Vorwort von Philipp Zorn (B. 1891); 
dann Ad. Stölzel Über das landesherrliche Ehescheidungs-B. (B. 1891); 
auch das Buch von JuL Erler Ehescheidungs-B. und Ehescheidungs- 
prozess (B. 1893) und das Ton Th. Hergenhahn, Eheschliessung- und 
Ehescheidungs-B. dargestellt nach der Bechtssprechung des Bg., 2 Bde. 
(2. A., HannoTer 1890, 1893) dürfen im Hinblick auf das Interesse, 
welches die darin behandelten Fragen angesichts der Neuregnlierung 
durch den E.d.d.b.GB. erregen, hier wenigstens genannt werden. 

Auch das preussische Immobiliar-Sachen-B. ist litterarisch gefördert 
worden: der ausgezeichnete Kommentar der , preussischen 6G. über 
Grundeigentum und Hypotheken-B vom 6. Mai 1872 '^ von Achilles 
ist in guter Neubearbeitung (4. A.) von Otto Strecker (s. GBl. XIV, 
92) herausgegeben. Theoretischen Wert haben Hinrichs' , Studien 
aus dem Gebiete des preussischen Hypotheken-B. 1883, (HI, 92). Eine 
umfiEisaende Darstellung des genannten Bechtsstoffes der preussischen 
Grundbuchs-BB. wird von E. Schwartz in dessen Grundbuch-B. (I, 

12* 
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1892, XII, 17), der Gesetzestext der prensBiscben G6. v. 5. Mai 1872 
wird mit erl&ntemden Anmerknngen von Willenbücher (XII, 229 
und in ähnlicher, recht zweckmässiger Weise anch von H. Oberneck 
VIII, 332) geboten, während eine Spezialfrage aas dieser Materie von 
W. Schöller behandelt wird, nämlich ,die Vorrechte-Einräumung 
nach heutigem preussischen Gmndbuch-EB. unter besonderer Berück- 
sichtigung des Einflusses derselben auf das geringste (jebot im Zwangs- 
yersteigerungsverfahren (G. v. 30. Mai 1893, XIV, S. 123) und ebenso 
betrifft auch Püttners Abhandlung über die Grundschuld im Magazin 
f. d. deutsche B. der Gegenwart nur eine Spezialfrage, nämlich die 
Bechtsnatur der Grundschuld und insbesondere dnen Verhältnis zum 
Forderungs-B. (IV, 206). Mit Bücksicht auf die im bürgerlichen GB. 
für das deutsche Beich zu lösenden Angaben im Bereiche des Hjpo- 
thekenwesens behandelt Fr. Weber das .Deutsche Hypotheken-B.* 
(1. Abt. 1887), freilich ohne der in dem weitaus grössten Teile 
herrschenden und in den Entwürfen des b.G.B. auch durchgedrungenen 
Auffassung von der Auflassung durchweg gerecht zu werden s. Achilles 
hierüber in OBl. VI, S. 436—438. 

Das preussische Erbrecht bearbeitete Zürn in einem wesentlich 
für die Praxis bestimmten Handbuch (XI, 403); die kleine aber recht 
brauchbare, weil auf sorgfältigsten Quellenstudium beruhende Darstellung 
des «märkischen Ehe-, Familien- und Erb -B.*^ yon C. Creme hat eine 
zweite und nun eine dritte A. erhalten (VI, S. 368). 

Auf dem Gebiete des preussischen Bergrechts ist eine Bewegung 
eingetreten, zu welcher zum Teil die ihrerseits durch verschiedene 
äussere Vorgänge veranlasste, Novelle (vom 24. Juni 1892) zum all- 
gemeinen Berg-G. vom 24. Juni 1865 Anstoss gab; der um das Zu- 
standekommen dieser Novelle verdiente Geh. Bergrat Fürst hat sioh 
der Mühe unterzogen, den Elostermannschen Kommentar (4. A», 
1885, 8. CBl. rV, 397) zum Berg-G., den neuen Bestimmungen und 
Verhältnissen entsprechend, umzuarbeiten (5. A., I., B. 1893, XHI, 
S. 77). Eine Textausgabe derselben Novelle nebst erläuternden An- 
merkungen hat Oberbergrat E. Engels besorgt (B. 1892, XIII, S. 76). 
Die bergrechtlichen EE. des Bg. hat BgB. Daubenspeck gesammelt 
und übersichtlich in 12 Abschnitte eingeordnet herausgegeben (B. 1893, 
XIII, S. 116). Endlich sei auch auf die eine gute Einleitung in das 
Studium des Berg-B. überhaupt bildende Darstellung des preussischen 
Berg-B. von E. Engels (L. 1887) und auf die den Stand der Berg- 
rechtslitteratur überhaupt kurz skizzierende Besprechung dieser Schrift 
durch Leuthold s. CBL VI, S. 368—370 hingewiesen. 

Die preussischen Bentengüter-GG. und deren Kommentare von 
Andresen und Mahraun sind bereits S. 3 zur Sprache gebracht 
worden, als es sich darum handelte, eine gewisse sozial-politische Ten- 
denz in der neueren privatrechtlichen Ggbg. vom prinzipiellen Stand - 
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punkte aus zu beleuchten. Zur Einführung in das Verst&ndniss der 
preussischen Bentengnter-GG. vom 27. Juni 1890 und 7. Juli 1891 
dient auch die so betitelte Schrift von E. Meyer (B. 1892), dann die 
Ton Paul Waldhecker (6. 1894) und die Bearbeitung des Renten- 
gütergesetzes vom 7. Juli 1891 durch H. Martineit (B. 1892); dem 
Zwecke, Verständniss für die mit der Lage der Landwirtschaft zu- 
sammenhängenden Bechtsfragen zu erzielen, wird auch das Studium 
der interessanten Denkschrift, die Preyer B. von Heimstatt über 
die Frage der Erbfolge in landwirtschaftlichen Güter trnd des Erb- 
güter-B. auf Grund der von der österreichischen Begierung veran- 
stalteten Untersuchungen schon im Jahre 1884 herausgegeben hat 
(Bd. IV, S. 17, 18). In diesem Zusammenhange ist auch der von 
Franke in zweiter vermehrter A. herausgegebenen Snmmlung der 
bauemrechtlichen EE. des O.A., App. und jetziges OLG. zu Gelle 
(IV, 171) und einer theoretischen Untersuchung über die rechtlichen 
Natur der Beallasten zu gedenken, welche H. M. Pflüg er im Archiv, 
f. zivil. Praz. 81, S. 292 ff. veröffentlicht hat (XIII, 200). Ein eben- 
falls hier zu erwähnendes, sehr schwieriges auf dem Grenzgebiet des 
öffentlichen und des Priv.B. liegendes und vielleicht grade darum gern 
gemiedenes Problem hat sich in yerdienstvoUer Weise W. Holzapfel 
gewählt, nämlich: „Das Priv.B. im preussischen Auseinandersetzungs- 
verfahren*' (B. 1893, Carl Heymann), es sind die Bechtsverhältnisse 
der Grundstückskonsolidation, die Wirkungen des Bezesses, die Ent- 
stehung neuer Beallasten und Gemeinheiten bei der Zusammenlegung 
etc., die — gewiss der Praxis sehr zum Dank — von dem als Spezial- 
kommissar in Auseinandersetzungssachen praktisch hocherfahrenen Verf. 
in ihren privatrechtlichen Beziehimgen dargelegt werden; im Jurist. 
Lit Bl. Kr. 55, S. 115, 116 findet sich eine Besprechung des Holz- 
apfelschen Werkes, von Mab raun, dem Konmientator der preussischen 
Rentengüter-GG. s. o. S. 3, 20 der gegen die, wie er meint, etwas zu 
starke Betonung des Privatrechtlichen in dem Holzapfeischen Buche 
polemisiert, dieses Buch abei sonst sehr hoch schätzt. Dem Studium 
und der Praxis des preussischen Priv.B. überhaupt will M. Apt durch 
die Herausgabe der „Bechtssprechung des Bg. auf dem Gebiete des 
preussischen Priv.B. in ihren grundlegenden EE., (B. 1895, s. GBl. 
XIV, 91) dienen. Das preussische Wasser-B. behandelt 0. Hahn 
(Breslau 1886, s. GBl. VI, 181). 

Um des Zusanomenhangs in der Entwicklung willen muss not- 
wendig auch des Fortschrittes, welcher sich in der Berichtsperiode auf 
dem Gebiete des österreichischen bürgerlichen B. bemerklich ge- 
macht hat, gedacht werden. Dieser Fortschritt hebt an mit dem Zu- 
rückführen der Auslegung des b.GB. bis auf die geschichtlichen Aus- 
gangspunkte und Vorarbeiten dieser Kodifikation; dieses für eine mög- 
lichst gründliche Erforschung des in das GB. gegossenen Willens des 
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Oesetzgebers unerlässliche Eingehen auf die Yorlänfer nnd Vorarbeiten 
wird nun durch die Herausgabe des Codex Therecdaniis (und seiner 
Umarbeitungen durch Horten und durch Martini), welche Hofrat 
Harras von Harrasowsky (5 Bde., W. 1883—1886, s. CBl. V, 
103) besorgt hat, und durch die Publikation des Urentwurfe und der 
Beratungsprotokolle zum b. 6B. ermöglicht, welche dem H. u. G. 
Advokaten J. Ofner (2 Bde., W. 1887, 1889) zu danken ist An 
den Kommentaren des Qsterr. b.GB. ist in der Berichtsperiode weiter- 
gearbeitet worden, vor Allem an dem grossartigsten tmd geradezu 
mustergiltigen Kommentar von L. Pf äff und Fr. Hof mann, der 
jedoch noch lange nicht vollendet sein wird (hierüber s. Gierke, D. 
Priv.B. I, S. 102, 103); es erschien hiervon in dem angedeuteten Zeit- 
raum Bd. n, 3. Abi 1883, 4. Abt. 1885, 5. Abt. 1887 (§ 531—760 
d. a. bG. k.GB.) und dazu als Beilagen zwei Bde. Exkurse. Der ur- 
sprünglich von M. von Stubenrauch herausgegebene Kommentar 
erhielt eine neue, die sechste A., neu bearbeitet durch M. Schuster, 
V. Bonnott u. K. Schreiber unter Hitwirkung von D. v. Hertens, 
eine A., welche, wie v. Schrutka-Bechtenstamm im Jurist. Lit. 
BL Nr. 20, S. 182 sagt, beweist, dass diese Form zum mindesten ge- 
eignet ist, die Ergebnisse einer systematisch betriebenen Durchforschung 
des B«chtsgebiets in sich aufzunehmen und weiteren Kreisen zugäng- 
lich zu machen. (Über die vierte A., 1884, s. W. Fuchs in CBl. in, 
142 und y, 169 über die sechste derselbe in CBL XIU, S. 236. 
Über den Kirchstetten-Heitisch'schen Kommentar s. v. Schrutka- 
R. im Jurist. Lit. Bl. Nr. 62, S. 33.) 

unter den systematischen Darstellungen des österreichischen b.B^, 
welche durch J. Ungers — leider unvollendet gebliebenes — Syst«n 
des österr. allg. Priv.R. bekanntlich in glänzendster Weise eingeleitet 
wurden, scheint auch Schiffners Lehrbuch, von welchem in unseren 
vorigen Berichte gesprochen wurde, ein schOner Torso bleiben zu 
sollen: es liegt immer noch nur der I. Teil vor (1882). Dagegen 
machte das System von Burckhard, über welches im CBLflRW. 
wiederholt berichtet wurde s. CBl. Bd. m, S. 93, IV, 98, V, 104, 
YIII, 429), erfreuliche Fortschritte trnd das von J. Krainz entworfene 
und nach seinem Tode von L. Pf äff redigierte und herausg^^bene 
System des österr. allg. Priv.R. liegt seit 1889 fertig vor (s. hierüber 
CBl. IV, S. 416, IX, S. 146, 349, W. Fuchs, der gegen dieses Buoli 
ähnliche Vorwürfe erhebt, wie sie s. Z. gegen Kellers r. R erhoben 
wurden, welches ebenso wie das Krainz'sche System ein nach dem 
Tode des Verf. herausgegebenes Kollegienheffc ist und daher als solches 
an allen durch die Individualität des akademischen Lehrers geschaffenen, 
aber im mündlichen Vortrage wohl gehobenen Schwächen leidet.) 

EE. zum österr. BGB. sind von R. Nowak herausgegeben (VII, 17). 
auch in J. v. Schey, Taschenausg .d. BGB. (W. 1889) in Amn. eingereiht. 
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Bedentend ist eine Anzahl von Monographien nnd Spezialbe- 
arbeitnngen einzelner Teile des österr. Bechtssystems, so vor Allem 
Banda: Der Besitz. 3. A. 1879 und das Eigentums-B., I. Hälfte 1884, 
(IV, 143), 2. A. 1894; femer E. Pfersche, Sachen-R. I. Bd. 1893 
(s. CBl. Xni, S. 310); dann derselbe: Die Irrtomslehre des österr. 
PriY.R. mit Berücksichügong des Ke.b.GB. f. d. deutsche Reich (Graz 
1891, s. CBl. Xn, 18); femer J. Anders, Das Familien-R. (B. 1887), 
welchem Rittner und Ogonowski als Bearbeiter des Ehe-R. bezw. des 
ehelichen Güter-R. auf diesem Gebiete vorangingen (s. GBl. VII, 185). 
In der systematischen Bearbeitung des österr. Obligationen- R. bethätigt 
sich hervorragend V. Hasenöhrl (s. CBl. VI, 140) und J. von Schey 
(W. 1890). für einzelne Teile auch J. ünger (Schuldübemahme, W. 
1889), in der systematischen Darstellung des österr. Berg-R. C. E. 
Leuthold (s. CBl. VI, 438). Anmerkungsweise sei schliesslich er- 
wähnt, dass in der bekannten Reklam'schen Üniversal-Bibliothek eine 
bequeme Textausgabe des österr. b.GB. besorgt v. H. u. G. Advok. E. 
F. Herzfeld, erschienen ist (Nr. 3291—8295). 

Auf dem Gebiete des bayrischen LR. ist es mit dem Ableben 
des Verf. der bedeutenden Darstellung des bayerischen Ziv.-R., Paul 
von Roth's, aui welche ich in meinem vorigen Berichte aufmerksam 
machte, still geblieben; die Umarbeitung, welche Roth seinem 1871 — 76 
erschienenen ZivJt. in einer zweiten A. zu teil werden lassen wollte, 
ist nur bis zum Abschluss des I. Bdes. 1881 vorgerückt. Die frag- 
mentarischen zivilrechtlichen GG. des Eönigreichr Bayern diess. d. Rh. 
hat OLOR. A. Vierung in einer neuen, schon in dritter A. (München 
1894) vorliegenden ZusammensteUimg herausgegeben, deren Wert in 
die Augen springt, wenn man bedenkt, wie ausserordentlich schwer es 
ist, aus der Menge der nicht ausdrücklich und nicht ganz, möglicher- 
weise aber thatsächlich und teilweise aufgehobenen illteren GG. und 
VOO. das noch Gütige herauszufinden. Das bayerische LR. selbst ist 
in einer neuen Ausgabe von Danzer, München 1894, herausgegeben 
worden. 

Dass die kleinen deutschen Partikular-RR. angesichts der bevor- 
stehenden Aufhebung der Giltigkeit derselben durch das Reichs-R. 
nicht sehr zur ausführlichen Eonunentierung oder systematischen Be- 
arbeitung reizen, wird man begreiflich finden; doch erhielt das Sachs. 
b. GB. eine in der Legal-0. gehaltene Bearbeitung durch Grützmann, 
L Bd. 1887, n. Bd. 1889, s. CbL VI, S. 367, 368, Vm, S. 236, 
und dem lübischen R. wandten sich zwei Arbeiten zu: Plitt, der 
das eheliehe Güter-R. und das Erb-R. Lübecks in den Grundzügen 
darstellt (TV, S. 19) und L. Heck, der dasselbe in der Form dar- 
stellt, wie es in Ponmiern gilt (XII, 19). Das hohenzollemsche ehe- 
liche Güter-R., behandelt ein begutachtender Bericht von Cr am er 
(1886, 8. Cbl. VI, 183). Althessisches eheliches Güter-R. wird von 
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Gar eis im Oiessener Ludwigsprogramm des Jahres 1885 unter dem 
Titel: «Die Emugenschaftsgemeinschaft in den althessischen Gebiets- 
teilen der Provinz Oberhessen,* dargestellt, auf welches t. Schalte 
im Chi. y., S. 223, 224 aufmerksam macht. Bechtsquellen des Gross- 
herzogthums Hessen stellt A. B. Schmidt zusammen. Mecklenburg- 
isches Landes-B. berücksichtigt neben Beichs-B. Fr. Bunsen in einer 
Schrift über das gesetzliche Pfand- und Zurückbehaltnngs-B. des Ver- 
mieters und Verpächters (Bostock 1884, s. Cbl. IV, 171). Das ham- 
burgische G. über Grundeigentum u. s. w. gab Mittelstein 1886 er- 
l&utemd heraus (VI, 181). 

Von den verwandten oder sonst mit dem deutschen Priv.B. in 
einem inneren oder in einem äusseren geschichtlichen Zusammenhange 
stehenden BB. sei zunächst des französischen B. gedacht; von dem 
mit Fug hochgeschätzten Werke, durch welches, wie ihm Gierke 
(Priv.B. I, 104) nachrühmt, die wissenschaftliche Behandlung des franz. 
B. ihren mächtigsten Impuls von einem deutschen Geltungsgebiete her 
empfangen hat und auch in Frankreich selbst grossen Einfluss auf die 
systematische Darstellung und theoretische Erfassung des Priv.B. aus- 
geübt wurde, — von dem Handbuch des französischen Ziv.B. von Zacha- 
riae von Lingenthal smd in der Berichtsperiode zwei neue AA. 
erschienen, die siebente von Dreyer 1886 bearbeitet, die achte 1894 
vermehrt und durch die zeitgemässe Umarbeitung verbessert von G. 
Cromo (Xm, S. 408) und ausserdem hat C. Cromo das Verdienst, 
aus den verschiedenen Teilen des C. civ. die allgemeinen Bochtssfttze 
herausgezogen und zu einem systematischen Gkmzen verarbeitet zu haben, 
welches unter dem Titel: „Allgemeiner Teil der modernen französischen 
Privatrechtswissenschaft, als Supplement zu den deutschen Lehr- und 
Handbüchern des französischen Ziv.B.*' (Mannheim 1892) erschienen 
ist (XI, 174). Nicht bloss eine Einführung, wie der Titel sagt, son- 
dern ein auch fär den Praktiker recht wertvolles Buch ist Bara- 
zetti's „Einführung* in das französische Ziv.B. (code Napol^n) und 
das badischo LB., sowie in das rheinische B. überhaupt. 1. A. 1889, 
2. A. 1894 (Vm, 372—876 v. Cuny). Die Abänderungen, welche das 
französische Ziv.B. im Deutschen Beiche durch die Beichsgesetzgebung 
erfahr, hat M. Scherer in seinem 1885 erschienenen Buche: Das 
Bhein. B und die Beichs-GG. dargestellt (V, 71); dieses Werk hat 
Seh er er, als eine zweite A. nötig wurde, bedeutend erweitert und in 
zwei BB. erscheinen lassen unter dem neuen Titel: Das Bhein. B. und 
die Beichs- und Landes-GG., L Bd. 1889, IL Bd. 1890 (s. Cbl. IX, 
406, X, 135 ff. Von demselben Verf. sind auch die EE. des Bg. und 
des bayerischen obersten LG. zum C. civ. nach der Beihenfolge der 
Artikel geordnet herausgegeben worden (L. 1892 s. Cbl. XII, 19.) 
Den Erwerb von Eigentums- und anderen dinglichen BB. an Grund- 
stücken und die Änderungen des Hypotheken-B. nach heutigem rhei- 
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nischen und französischen B. macht M. Scherer zum Oegenstand eines 
besonderen Bnches, welches gewissermassen eine Ergänzung bilden soll 
zu den früheren Schriften desselben Verf.: ,Das Wesen der Anfsteckong 
nach französ., prenssischem und gemeinem B.' und die ZwangsvoU- 
strecknng in das nnbewegliche Vermögen im rheinischen Bechtsgebiet 
(VI, 370). Abhandinngen Köhlers in den Annalen des bad. Gerichts 
nnd der — seit 1884 von He ins he im er heraosgegebenen — Z. f&r 
französisches Ziy.B., auch besonders nnd mit Zusätzen yersehen er- 
schienen, behandeln gleichfalls einzelne Fragen des frunz. Ziy^B. rechts- 
vergleichend (s. Cbl. m, 142). Über die eben erwähnte Z. f. franz. 
ZiT.B. n. zahlreiche Anfia&tze desselben, insbes. Bd. XVI, y. Scherer, 
Krell, Johnen, Puld s. y. Cuny im Chi. VI, S. 138ff. In Prank- 
reich selbst hat das Ziy.B. des Code eine neue Darstellung gefunden 
in Baudry Lacantinerie's Pr^s de droit ciyil (s. Cbl. III, 94.) 

In der an dem Bechtsleben Deutschlands und Prankreichs zugleich 
teilnehmenden Schweiz sind zwei Erscheinungen auf dem Gebiete der 
juristischen Litteratnr in dem Berichtszeiträume zu Tage getreten, die 
hier erwähnt werden müssen: das eidgenössische Obligationen - B. 
(Bnndes-G. yom 14. Brachmonat 1881, hierzu Ausgaben yon König, 
Bern 1881, yon Schneider und Pick, Zürich, 1882), hat nicht bloss 
mehrere französisch geschriebene, meist der Legal-O. folgende Kom- 
mentationen heryorgerufen, sondern auch einen deutsch schreibenden 
fleissigen Kommentator gefrmden in J. Haberstich, s. Cbl. IV, 57, 
V, 169, VI, 352. Ausserdem erhielt die Schweiz ein hervorragendes 
Werk aus der Peder Eugen Huber's: System trnd Geschichte des 
schweizerischen Priy.R, 4 Bde. 1886 — 1894. (Über Huber's bem. ehel. 
Güter-B. s. Cbl. IV, 407). — Auch die schweizerischen Jurist ZZ., 
insbes. die für schweizerisches B., Basel, herau^gegb. y. A« Heusler, 
bieten für das deutsche Priy.B. Ausbeute. 

Auch das in den Ostseeproyinzen Kurland, Liyland und Esthland 
geltende seinem Ursprung nach deutsche Priy.B. hat jüngst yerdienst- 
yolle Bearbeitungen gefrmden, so y. C. Erdmann: System des Priy.B. 
der Ofltseeproy. L., K. und Esthland, 4 Bde., Biga 1889-1894 u.-y. 
Oswald Schmidt, aus dessen Nachlass Eugen y. Nottbeck die Bechts- 
geschichte dieser Länder herausgegeben hat. Dorpat 1895. 

Noch yieler einzelner Erscheinungen unserer juristischen Litteratur 
müsste in diesem Bericht gedacht werden, wenn derselbe alle die- 
jenigen Erzeugnisse umfassen sollte, welche das weite und nach allen 
Seiten unscharf umgrenzte Gebiet des deutschen Priy.B. berühren 
Dann müsste nämlich yor allem der Pandektenlehr- und Handbücher 
gedacht werden, welche wie z. B. Windscheid und Demburg, Bekker 
und Holder in yielen grundlegender Abschnitten yon Einfluss auf das 
deutsche Priy.B. sind. Es müsste eine Beihe yon Monographien er- 
i^ttmt werden, welche auf den Grenzgebieten zwischen römischem und 



Digitized by LjOOQ IC 



26 Handelsrecht. [160 

deutschem Rechte entstanden sind oder wenn auch auf ersterem ent- 
standen, auf letzteres herüber wirken: so die Abhandlung K. Haffner's 
über die zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Richter (Syndikalsklage) 
(8. CBL VI, 179); die HabiL Schrift A. v. Tuhr's: Der Notstand im 
Zivil-R. (VIII, 329); die Abhandlungen über die , höhere Gewalt" 
(vis major), welche zum teil von romanistischer, zum teil von germa- 
nistischer S. an diesen Begriff herantreten, vgl. z. B. die yortreffliche 
Abhandlimg von Exner (der leider schon, 1894, gestorben) in Orün- 
huts Z., Bd. 10, S. 497 ff. (s. CBL HI, 137), von Gotth. Gerth 
(B. 1890), die Erörterungen über denselben Gegenstand in A. von 
Weinrichs Haftpflicht wegen Körperverletzung und Tötung dnes 
Menschen (s. GBl. IV, S. 206, S. 154 ff. u. a.) Es müsste der ge- 
dankenreichen Untersuchungen zur orgam'schen Struktur der Sachen- 
RB. gedacht werden, welche R. Maschke unter dem Titel Das Eigen- 
tum im Zivil- und Straf-RR. (B. u. L., Wattenbach, 1896) heraus- 
gegeben hat, der guten Arbeit von P. Janus über den Erwerb des 
Eigentums vom Wilderergut (Breslau 1894 u. a.) 

Aber das Eingehen auf diese und ähnliche Untersuchungen würde 
zu weiteren Grenzüberschreitungen verführenl 

Nur über eine Richtung der Vom^üi»bewegung in dem Priv.BR., 
die von verschiedenen Punkten ausgeht, muss mir noch das Wort ge- 
stattet werden: in der eben erörterten Anerkennung der Individualitftts- 
oder Persönlichkeits-RR. liegt eine, wenn man will, realistische Aus- 
dehnung des Rechtsschutzes über das Gebiet des (reinen) Vermögens- 
rechts hinaus. Unsere Zeit drängt in dieser realistischen Richtung 
noch weiter. Die von Eohler in semen Aufsatz über die Menschen- 
hilfe im Priv.R. (Jahrb. f. DogUL, Bd. 26, S. Iff., VI, 180) und von 
G. Lehmann in seiner Schrift: Die Schutzlosigkeit der immateriellen 
Lebensgüter beim Schadenersatz (IV, 68) beweisen dies, und grmde 
das deutsche R., das eine Reihe idealer GKiter z. B. den Hausfrieden 
und den Sippenfrieden früher und deutlicher als andere RR. zu Rechts- 
gutem erhoben und das fär den Schadenersatz in solchen und ähn- 
lichen Fällen überaus brauchbare Rechtsinstitut der , Busse* geschaffen 
hat, hat zur Verwirklichung dieses im Dienste des Idealismus stehenden 
Realismus Anältze genug. 

Zur gesonderten Berichterstattung haben wir uns, herkömmlicher 
Übung entsprechend, einen eigenartig entwickelten Teil des PrivJft. 
nämlich 

das Handelsrecht 

vorbehalten. 

I. Die Wissenschaft dieses Rechtszweiges hat seit meiner letzten 
Berichterstattung hierüber eine auffallend grosse Anzahl hervorragender 
Vertreter durch den Tod verloren: gestorben ist Heinrich Th5l noch 
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im Jahre jener Berichterstattnng (1884, s. Y. Ehrenberg in Oold- 
schmidts Z. f. d. ges. HB., Bd. 31, S. 564ff. u. Gar eis in Bnsch's 
Archiy Bd. 46, S. 5 ff., s. auch den vorigen Litteraturberioht in diesem 
GBL Bd. in, S. S9ff.), heimgegangen ist Achilles Renan d ebenfalls 
noch im nftmlichen Jahre (über diesen s. Felix Hecht in Goldschmidts 
Z. Bd. 31, S. 589 ff. und Boschs Arch. Bd. 46, S. Iff., s. auch CBl. 
Bd. ni, 8. 34 u. Bd. I, S. 19) und im nächsten Jahre starben der 
BGB. Ernst Sigismund Puchelt, der Verf. des praktischen Kommentar 
za HGB., von dem im CBl. I, 373 u. III, 31 gesprochen wurde, 
and der durch seine Geschichte des See-HR verdient gewordene 
Budolf Wagner (s. Rieh. Schröder in Goldschmidts Z., Bd. 22, 
S. 239 ff.); das deutsche See-HR. hat auch seinen ersten Kommentator 
und systematischen Bearbeiter William Lewis, 1891, verloren, das 
deutsche Wechsel-R. seinen die Kreationstheorie mit besonderer Schärfe 
vertretenden Bearbeiter Kuntze, das Genossenschafts-B. seine beiden 
praktischen Vertreter und fast Urheber Schulze-Delitzsch (schon 
1883) und Baiff eisen (1888); und von den das HB. ebenfalls be- 
arbeitenden Germanisten ist Otto Stobbe 1887 und Georg Beseler 
im nftchsten Jahre gestorben imd jüngst (1895) auch der grosse Dog- 
matiker (als welchen ihn Kohler, Jurist Lit. Bl. Nr. 63 mit Recht 
feiert) Otto Bahr. In der Wissenschaft aber leben alle die Genannten 
noch fort und hochgeehrt bleibt unter den Fachgenossen ihr Andenken 
immerdar. 

Diese Wissenschaft, die des HR, wird trotz aller Beziehungen 
und Verbindimgen zu und mit den anderen Zweigen der RW. eine 
besondere SteUimg auch in Zukunft einnehmen, es ist dies eine 
Folge der Arbeitsteilung, und das HR. selbst wird ebenfaUs seine 
Sonderexistenz, trotz aller Übergänge und Ausgleichungen, bewahren, 
es ist dies eine Folge des Bedürfiiisses nach besonderen Regeln, welches 
in dem kaufmännischen Berufe und in der objektiven Natur des 
Handels seinen Grund hat und auch durch eine ununterbrochene Re- 
vision der GG. nicht beseitigt werden kann: Molengraff, von dessen 
Opposition gegen die Sonderexistenz eines HR. ich bei meiner vorigen 
Berichterstattung (III, S. 29) ausgegangen bin, meint zwar auch in 
seiner i. J. 1885 in Utrecht gehaltenen Antrittsrede, in welcher er 
die in seinem Gutachten von 1883 (11, 327) ausgesprodienen Gedanken 
weiterspann, der „verhängnisvolle Dualismus*' kOnne und müsse be- 
seitigt werden, der Gesetzgeber solle auf die Kodifikation des ge- 
sammten Yerkehr-R verzichten, jedes für gesetzliche Regelung reife 
Recbtsinstitut selbständig ordnen und fortwährend diese GKr. revidieren. 
Dadurch würde aber das Bedürfnis eines Sonder-R. meiner Meinung 
nach auch nicht vollsifindig aus der Welt geschafft; zwar das ist klar, 
dass das HR der Pionier des allgemeinen bürgerlichen R. ist und 
daas letzteres vielfach emrückt in die vom HR. getroffenen Rechts- 



Digitized by LjOOQ IC 



28 Handelsrecht. [162 

institate und Rechtsnormen — dies hat neuerdings Biesser in seiner 
Schrift: der Einflnss handelsrechtl. Ideen auf den Entw. des b.GB. f. 
d. deutsche Reich (1894, Xm, 311) sehr gut nachgewiesen — aber 
damit ist über das HR. noch nicht der Stab gebrochen, auch Riesser 
h&lt dessen Fortbestand neben dem bürgerlichen RR. zu des letzteren 
Blühen und Gedeihen für unbedingt notwendig. Daftlr spricht auch 
die bei der Börsenenquöte vielfach zum Vorschein gekommene Tendenz, 
börsenreohtliche Normen und Einrichtungen auf den Handelsstand ein- 
zuBchrftnken, wie auch die im HR. bemerkbare Tendenz nach inier- 
nationaler Ausgleichung, (vgl. Riesser, Grundgedanken in den kodi- 
fizierten HRn. aller Länder XI, S. 306) dem allgemeinen Ziyil-RR. 
— in dem Masse wenigstens, wie sie im HR. herrscht — fehlt; und 
auch in der Existenz des besonderen R. der Eaufleute minderes R. 
(Art 10 d. d. HGB.) kann man einen Beweis finden, dass es Rechts- 
institute giebt, die sich eben nur für den Kaufrnann eignen und zwar 
für den echten, den Vollkaufmann. 

So ist denn auch heute noch in Deutschland keine „Aussicht*, 
dass jener Dualismus beseitigt werde, man wird nach der Herstellung 
des b.GB. f. d. Deutsche Reich an eine Revision des HGB. gehen und 
dabei eine grosse Menge von Rechtssätzen ausscheiden können, nämlich 
diejenigen, die ihre Existenz nur dem Zurückgebliebensein oder der Rechts- 
verschiedenheit der bürgerlichen RR. zu danken haben, Ursachen also, 
welche mit der Einführung des bürgerl. GB. f. d. D. Reich wegge- 
fallen sein werden. Vieles vom HR. wird in das bürgerliche R. über- 
gehen, aber in anderen Teilen wird das HR. in seiner Besonderheit 
erhalten und revidiert und neue Abschnitte, z. B. aus dem gewohn- 
heitsrechtlichen Bank-, dem Börsen-, dem Versicherungs-R. werden 
kodifiziert werden. Der Revision der AD. HGB. hat Riesser in seine 
Abhandlungen „Zur Revision des HGB. — Beilageheft zu Bd. 33 u. 
35 der Goldschmidt'schen Z. f. d. ges. HR. tüchtig vorgearbeitet (VH, 
S. 2], IX, S. 69) und auch Gareis und Fuchsberger haben bei 
jedem Abschnitte des HGB. in ihrem Kommentar desselben die etwaige 
Revisionsbedürftdgkeit desselben und die Richtung angegeben, in welcher 
sich die nach dem Zustandekommen des deutschen bürgerl. Gesetz- 
buches vorzunehmende Abänderung des HGB. zu bewegen haben wird. 

Von den drei grossen handelsrechtlichen Werken, von welchen 
als den Standardwerken des deutschen HR. dieses Jahrhunderts in dem 
letzten Berichte an erster Stelle gesprochen wurde, von Thöl's und 
Goldschmidt's HR. und Endemann's grossem Handbuch des HR. 
(über letzteres s. GbL UI, S. 361, IV, S. 59, 250, 251), hat inzwischen 
nur das Goldschmidt'sche Handbuch eine Veränderung oder Neu- 
auflegung erfahren, dieses aber nur insofern, als unter dem Namen einer 
«dritten völlig umgearbeiteten A.' ein erster Band des Handbuches 
d. HR. von L. Goldsohmidt erschienen ist, in welchem nach den drei 
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ersten das Handbuch des HR. überhaupt einleitenden Paragraphen — 
statt der Litteratumachweisungen der vorigen zwei AA. des ersten 
Bandes — die Universalgeschichte des HB., vom Altertum an bis 
einschliesslich der Ergebnisse der romanischen Bechtsbildnng im Mittel- 
alter, in den ßrundzügen dargestellt eingeschoben ist (St. 1B91). 
Über die hohe Bedeutung dieses Werkes (XI, 221 — 225). Leider ist 
das grossartig angelegte Handbuch in seinem systematischen Teile noch 
nicht weiter gekommen, als es vor 20 Jahren war. Wie sehr dies 
bedauert werden muss, wissen wir aus den übrigen Arbeiten Oold- 
Schmidts zu schliessen: sein als Grundriss für die Vorlesungen heraus- 
gegebenes System des HB. mit Einschluss des Wechsel-, See- und 
Versicherungs-B. — vierte A. 1892 — lässt insbesondere erkennen, 
wie er sich den Aufbau des Systems denkt und welche Stellung er zu 
wichtigen, in Einzelausführungen auch im Bahmen des Ghnndrisses 
beantworteten Fragen einnimmt; s. Cbl. VII, S. 140, VIII, S. 388, X, 
S. 277, XI, 86. 

Von den vorhandenen Lehrbüchern des deutschen HB. hat das 
Endemann 'sehe, dessen dritte A. 1876 erschienen war, eine vierte im 
Jahre 1887 erhalten, welcher gegenüber den vorigen eine knappere 
Fassung eigen ist, die durch das inzwischen unter Endemanns Heraus- 
gabe erschienene Handbuch gestattet war und dem Lehrzwecke ange- 
passt ist (VII, 141); von dem Gareis'schen, kurzgefassten Lehrbuche 
des deutschen Handels-, Wechsel- und See-B. sind in der Berichtsperiode 
drei AA. nötig geworden, von denen jede gegenüber der vorausgehen- 
den Neuerungen und Ver&nderungen enthält, in denen der neuesten 
Ggbg. und Bspr. Bechnung getragen ist; über die 11. A., s. Cbl. 
IV, 20, 21, über die IH. A. s. CBl. VIII, 163, über die vierte A. s. 
GBl. IX, 105; die fünfte A. ist soeben — Herbst 1895 — im Buchhandel 
erschienen. Von dem Grareis'schen Lehrbuche des HB. ist in Moskau 
eine russische Übersetzung von Bzondkowski 1893 und in Florenz 
eine auf das See-HB. beschränkte ital. Übersetzung von Oianini eben- 
falls 1893 erschienen. Das vortreffliche Behrend'sche Lehrbuch ist 
leider nur um drei Lieferungen vorwärts gekommen und steht mit der 
1892 erschienenen fünften Lieferung in der Darstellung des B. der 
Aktiengesellschaft. I. Bd., 5. liefg. S. 695 — 870. J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung. Wie sehr dieses langsame Erscheinen des so 
überaus gründlich gearbeiteten, übrigens offenbar nicht zur Lehr-, son- 
dern zum wohlgeratensten Handbuch sich auswachsenden Werkes be- 
dauert werden muss, mag daraus erhellen, dass der Verf. in einem 
Vorwort zur fänftien Lieferung bemerkt, er habe den Lippmannschen 
Aufsatz über die Bübenlieferungspflicht der Aktionäre im 39. Bde. der 
Goldschmidt'schen Z. und dem Bing' sehen Kommentar zur Aktien- 
novelle nicht mehr oder nur sehr wenig benutzen können, — jetzt ist 
der 44. Bd. von jener Z. im Erscheinen und inbezug auf die Büben- 
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liefeningspflicht der Zackerfabrikakdoii&re ist insbesondere seit dem 
Wirken des BO. betr. die Gesellschaften mit beschickter Haftnng 
nur noch Eine Meinimg und zwar die von Behrend, auch gegen Lipp- 
mann, vertretene. Zn diesen Lehrbüchern ist noch ein neues hinzu- 
gekonunen, das von K. Co sack, welches in seiner 1888 erschienenen 
ersten A. ausser dem eigentlichen HR nur das See-B. (VIII, 16 — 18), 
in der 1893 erschienenen zweiten, sowie in der 1895 erschienenen dritten 
A. aber auch das Wechsel- und Versicherungs-R. umfasst, s. CBl. Xm, 
14, 15, und Gareis im Jurist Lit-Blatt Nr. 68 Seite 60—61. 

Üppig sind die Kommentare zum HGB. — neben kleineren 
teilweise mit kurzen Anmerkungen versehenen Text-Ausgaben dieses 
GB., wie z. B. der von J. Basch, 3. A. 1890 (s. GBL IV, S. 375), 
von F. Litthauer, 8. A. 1894, v. R. Schröder, 7. A. mit Nachtrag 
1892, von E. Friedberg, 3. A. 1894, Gareis, 2. A. 1892, See-R. 
1889, — emporgewachsen: von den in meinem vorigen Bericht (III, 
S. 31, 32) erw&hnten hat der Mako wer 'sehe Kommentar inzwischen 
(1893) die elfte, der von Fr. v. Hahn den Anfang (Lief. 1 u. 2 von 
Bd. I 1894) der vierten und Puchelts Kommentar (CBL I, 373), 
nach dem Tode seines ersten Herausgebers die vierte A., bearbeitet 
von B. Förtsch erhalten, über letztere s. GBl. XII, 414, XIII, 77 
und XIY, 18; über Supplemente s. unten S. 31 (Aktiennovelle) der von 
Anschütz und Frhr. v. Völderndorff herausgegebene Kommentar 
erfahrt nun in zweiter A. eine Bearbeitung durch Ph. Allfeld (Er- 
langen 1894) — XIY, 56 — , zu den bekannten und gut eingebürgerten 
Kommentaren sind nun drei weitere hinzugekommen, nftmlich (1891) 
der von Willenbücher, welcher die Mitte hält zwischen den Text- 
ausgaben und den ausführlichen Kommentaren (XI, S. 102, Kejssner), 
der in der Praxis rasch beliebt gewordene Kommentar des HGB. (ohne 
See-R.) von H. Staub, 3. A. 1894 (s. CBl. X, 301, XII, 323, XIV, 
124) und (1891) der ausführliche, auch die ausländischen GG. und die 
Revision berücksichtigende, auch das See-B. umfassende Kommentar 
von 0. Gareis u. 0. Fuchsberger — (s. CBL X, S. 256 — 268 
Keyssner). 

Nächst den Kommentaren dürften für die Praxis des HR. die 
Sammlungen von EE. von Bedeutung sein; in dieser Beziehung ist zu 
erwähnen, dass die von LGB. 0. Fuchsberger herausgegebene, nach 
dem System des Handelsgesetzbuches geordnete Sammlung der Entsch. 
d. BOLG. und das Bg. i. J. 189 1 eine neue umgearbeitete A. erlang 
hat (Giessen, E. Roth) und dass die in den österreichischen Fachzeit> 
Schriften veröffentlichen EE. des österr. obersten Gerichtshofes zom 
HGB. von L. Adler und B. Clemens gesammelt, mit systematischen 
und alphabetischen Registern versehen, herausgeben werden, s. CBl. 
III, 242, IX, 374, X, 378, XI, 323. 

Yon den litterarischen Erscheinungen, welche sich auf das HR. 
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im ganzen beziehen, dürfen wir uns nicht abwenden, bevor des „ Handels- 
rechtspraktikum'' gedacht ist, welches J. Biesser herausgegeben hat; 
dasselbe, nun in zweiter A. erschienen, fördert den Unterricht in juris- 
tischen Seminaren, aber anch das Selbstnditun auf das anregendste, s. 
CBL V, 329, Xm, 16, 16. 

IL Die litterarische Behandlung und Bearbeitung einzelner 
Teile des HB. ist vor allem durch gesetzgeberische Eingriffe und 
Neuerungen yeranlasst worden. Jedes deutsche BG. insbesondere er- 
zeugt sofort eine kleine Schar von Kommentaren und diese sind, wie 
oben S. 11 schon erklärt wurde, keineswegs überflüssig. 

1. So hat die Aktiennovelle vom Jahre 1884 (BG. betr. die 
Kommanditgesellschaften auf Aktien und die Aktiengesellschaften vom 
18. Juli 1884) eine Anzahl von Kommentaren hervorgerufen, die wert- 
volle Bereicherungen der Litteratur, auch in theoretischer Hinsicht zu 
nennen sind. Dies gilt vor allem von dem bedeutenden Kommentjar 
dieser Nov., der von Victor Bing geschaffen und in zwei Auflagen 
herausgegeben wurde (s. GBl. VIT, 374, XII, 153) und von dem auch 
als Supplement zur dritten A. von Puchelts Kommentar zum HOB. 
erschienenen Kommentar der Aktien-Nov. von Petersen und W. v. 
Pechmann, von welchem mit Fug gesagt werden kann, dass er ge- 
rade durch die Kritik der vor ihm erschienenen Auslegungen, von 
Bing, Y. YOldemdorff, Esser, Kayser und anderen, sich Freunde erwirbt 
und Anerkennung verschaflt (YII, 186, X, 340). Schon der Entw. 
dieser Aktien-Nov. hat eine lebhafte, mitunter sogar stürmische Be- 
wegung hervorgerufen (s. CBl. UI, 2d7ff., 3a2ff., 397ff.) Und als 
der Entw. nach schweren Kämpfen 0. geworden, schwiegen die Stimmen 
der Kritik ebensowenig wie die der beiMligen Auslegung. Zunächst 
erschien eine Anzahl kleiner Textausgaben mit Anmerkungen, so die 
von Moritz S troll (München 1884), v. Alex. Meyer (B. 1884, 2. Ausg.), 
von H. Frankenburger (München 1889), H. Kaysser und H. Y. 
Simon (3. A., B. 1890, X, 63); das Buch von Schlieckmann, (B. 
1894), die Aktien-Nov., ist kein eigentlicher Kommentar, sondern, wie 
es sich selbst bezeichnet, ein Yersuch, die Benutzung des Textes dieser 
Nov. durch Oegenüberstellung zu erleichtem (s. hierüber CBl. XIH, 
469, 410). Die bedeutendsten Kommentare sind schon genannt, es 
sind ausser Bing und Petersen -Pechmann, die von 0. Fried, v. 
Yölderndorff (Y, 18), Bob. Esser (YI, 21, IX, 402, 5. A. 1891), 
Kayser (lY, 101), femer Th. Hergenhahn (B. 1891, X, 426) und 
die in den neueren Kommentaren zum H6B. enthaltenen, z. B. Staub 
(auch separat erschienen), Gareis & Fuchsberger. 

Eine kurzgefasste systematische Darstellung brachte Gar eis (B. 
1884, als Nachtrag zur 2. A. seines HB., die folgenden haben diese 
Darstellung in sich aufgenommen), femer N. Weinhagen (Köln 1885). 
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F. H. Richter (L. 1891). — Mit Einzelfragen des Aktien-B. be- 
sohftftigen sich Laa6, der die schwierige Frage der Bück- und Ein- 
wirkung der NoY. auf die Statuten der bereits vor jenem G. bestehen- 
den Aktiengesellschaften erörtert (s. GBl. IV, 209), E. Alezander, 
welcher die rechtliche Stellung des Aufsichtsrates bei der ihm durch 
das 6. ausnahmsweise übertragenen Prozessfufarung (in Goldschmidts 
Z. Bd. 40, S. 89 ff., s. CBbl. XI, 406) und in einer andern, Gold- 
schmidt gewidmeten Schrift die Sonder-BB. der Aktionäre zum Gegen- 
stande seiner Untersuchung und Darstellung machte (XII, 157); eine 
sehr schätzenswerte Schrift Ton H. Y. Simon beschäftigt sich mit 
dem BB. der Bilanzen der Aktiengesellschaften (V, 375, 3. A. 1895). 
Die Beyision bei Gründungen solcher Gesellschaften st«llt H. Sattler 
nach der Praxis dar (B. 1893), die Gründerverantwortlichkeit B. 
Schmidt (München 1888, s. GBl. YIII, 18), die Berufung und Auf- 
gabe der Generalyersammlungen, sowie die Stellung des VorBtandes 
der Akt-Gesellschaften der bereits als Kommentator der Akt. Nov. 
genannte Th. Hergenhahn (YIII, 67), die Minoritäts-BB. Jul. La- 
bzkinski (B. 1892). 

2. Auch die in der Berichtsperiode erschienene Noy. zum Ge- 
nossenschafts-BB., nämlich das BG. betr. die Erwerbs- und Wirtschafbs- 
genossenschaften vom 1. Mai 1889 hatten den angedeuteten « littera- 
rischen Erfolg*. Yon den Kommentaren dieses Gesetzes sind an erster 
Stelle zu nennen: der zum praktischen Gebrauche f&r Juristen und 
Genossenschaften selbst bestimmte Kommentar von L. Parisius und 
H. Crüger (s. GBL XI, 257) — dieselben haben auch ein FormuLir- 
buch hierzu herausgegeben, eine praktische Anleitung f&r die Fährung 
des Genossenschaftsregisters und für den Yerkehr mit dem Begister- 
gericht (B. 1892, s. CBl. XI, 257 ff.), dann der demselben Zwecke 
dienende Konmientar von F. Proebst (München 1889) und der Ton 
0. Bichter (L. 1892, XII, 154); kürzer, aber mit sehr praktischen 
Beigaben versehen ist der 1894 in 2. A. erschienene von W. Zeller 
(München 1894). Über die Ausgabe von St. Hoffmann (L. 1889) 
vgl. CBL YIII, S. 438, über die von Maurer (B. 1890), IX, 273, 
von Joel X, 377. Über die Genossenschaftsregister erstrecken sich 
auch die Darstellungen von Th. Cohn in dem CBl. XU, S. 117 be- 
sprochenen Werke. Kleine Textausgaben haben D. Menger, (Trier 
1889), Lud. Parisius (5. A., B. 1893), F. Schneider (B. 1883), 
besorgt ebenfalls mit Anmerkungen. Die konkursrechtliche Behand- 
lung einer Unterart der Genossenschaft, nämlich der Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung machte E. Freih. v. Lieb ig zum Gegen- 
stände einer besonderen Abhandlung (München 1892). 

3. Das BG. vom 20. April 1892 über die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung ist zuerst von mancher Seite mit einem gewissen 
Misstrauen »begrüsst*, ja mit der ängstlichen Befürchtung aufgenommen 
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worden, es sei dieser modernste gesetzgeberische Versuch auf dem 
Gebiete des Oesellschaftsrechts wohl gar dazu angethan, sämtliche alt- 
bewährten Formen von Handelsgesellschaften in die juristische Antiqui- 
täten- oder Rumpelkammer zu drängen. Derartigen Befürchtungen 
bat den lebhaftesten Ausdruck Ooldschmidt gegeben, s. L. Gold- 
schmidt, alte und neue Formen der Handelsgesellschaft (B. 1892, XI, 
632), aber alle jene Befürchtungen haben sich, soweit man jetzt — 
nach drei Jahren — dies beurteilen kann, als grundlos ergeben, das 
G. fand und findet zwar Beifiedl, aber nicht jene übermässige Anwen- 
dung, die man beförchtet hatte; in seiner juristischen Konstruktion 
ist es fein angelegt und wohl durchdacht, so dass es des Gesetzgebers 
juristischer Begabung alle Ehre macht; diese Eigenschaften des Gesetzes 
vom 20. April 1892 treten Yor allem ins Licht, wenn man yersucht 
den Inhalt desselben systematisch darzustellen, wie L. Parisius und 
H. Crüger (B. 1893, XII, 298), auch Gareis (zunächst 1893 als 
Nachtrag zur 4. A. seines Lehrbuchs des HR.; in der 5. A. erscheint 
dieser im Texte selbst), J. Lubzynski (B. 1893). Kommentatoren 
fand dieses G. vorzugsweise in BGR. R. FOrtsch (L. 1892, XII, 
S. 157), auch im Supplement zu Puchelts Kommentar zum HGB. s. 
oben S. 30), Rob. Esser II (B. 1892), Ferd. Birkenbihl (B. 1893, 
Xin, 413), W. Zeller (München 1892), Neukamp (XH, 413) u. a. 
Auch abgesehen von diesen aus der gesetzgeberischen Anregung 
hervorgegangenen litterarischen Erscheinungen ist auf dem Gebiete des 
Gesellschaftsrechts fleissig und mit gutem Erfolge in der Litteratur 
gearbeitet worden. Dieses gilt vor allem von der Erforschung und 
Behandlung der Geschichte des Gesellschaftsrechts: So hat W. 
Silberschmidt in seiner Schrift über die Kommenda in ihrer frühesten 
Entwicklung bis zum Xlil. Jahrhundert (Ein Beitrag zur Geschichte 
der Kommandit- und der stillen Gesellschaft mit einem Vorwort von 
L. Goldschmidt, Würzburg 1884, s. GBl. IQ, S. 189) uns bis zu einer 
der Wurzeln der heutigen H.-Gesellschaft in Europa zurückgeführt, haupt- 
sächlich aus Genuesischen und Pisaner Rechtsquellen schöpfend, s. 
hierzu Goldschmidt HR., 3. A., I, S. 254 ff., während M. Pappen- 
heim in seinen Untersuchimgen über altskandinavische Schutzgilden (Die 
alt-dänischen Schutzgiiden, Breslau 1885, V, 277, und: Ein altnor- 
wegisches Schutzgildenstatut etc., Breslau 1888, VII, 445) nicht bloss 
Beiträge zur RGesch. der germanischen Genossenschaft, sondern auch 
Materialien zur Kenntnis der Entwicklung seehandelsrechtlicher iusbes. 
versicberungsrechtlicher Einrichtungen bietet. Nimmt man hierzu, was 
Lastig und F. A. G. Schmidt in ihren bereits im vorigen Berichte 
erwähnten Schriften, Lastig auch in Goldschmidts Z., Bd. 24, femer 
Gierke ebenda Bd. 26, Pappenheim ebenda Bd. 36 u. 37, femer 
M. Weber in seinen aus südeuropäischen Quellen geschöpftere Bei- 
trage zur Geschichte der Handelsgesellschaft (St. 1889) an neuen stoff- 
Jnrist. Litteratoibericht 188&-M. 13 
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reichen BeiirfigeD zor beschichte des Gresellschaftsrechts bringen, so 
darf es nicht als übertrieben bezeichnet werden, wenn gesagt wird, 
die (beschichte des H^-Gesellschaftsrechts steht heutzutage ganz andeis 
▼or unseren Augen, als yor 13 bis 15 Jahren. Und doch sind die 
Akten über die frühere Bethätignngen des Assoziationentriebes auf dem 
Handelsgebiete noch nicht geschlossen, die soeben erschienene, gegen 
viele Punkte der neuerdings herrschend gewordenen Meinung über die 
Entwicklung der Gesellschaften, nftmlich der Aktiengesellschaften, pole- 
misierende Schrift von Karl Lehmann, Die gesohichtL EntwicUmig 
des Aktienrechts bis zum Code de Commerce (B. 1895) mag als Be- 
weis hierfür gelten. In der gleichen Richtung kann auch die im ein- 
zelnen freilich viel Widerspruch hervorrufende Schrift von K Adler, 
Zur Entwicklungslehre nnd Dogmatik des Gesellschaftsrechts (B. 1894) 
zum Beweise dienen (s. CBl. XIY, S. 123 und Jurisi lii Bl., 1895, 
Nr. 64, 8. 12—16, 0. Gierke.) 

Über den Konkurs der offenen Handelsgesellschaft spricht Kohler 
in seinem Leitfaden des deutschen Konkursrechts (St. 1893, XTTT, 120). 

Ein bedeutendes Werk aus doaa Nachlasse Benauds hat Laband 
verdienstvoll der Öffentlichkeit übergeben, welches ebenfalls dem 6e- 
sellschafts-fiB gewidmet ist: das R. der stillen Gesellschaft und die 
Vereinigung zu einzebien Handelsgeschäften fiir gemeinschaftliche Rech- 
nung, Heidelberg 1885 (s. CBl. IV, S. 371-^73). 

4, Durch die ümgestaltang des Musterschutzrechts rief die Beichs- 
Ggbg. auf einem andern Gebiete eben&Us eine starke litterarische 
Thfttigkeit hervor. Da das B., eine Ware oder deren Verpackung mit 
einen ausschliesslichen Zeichen zu versehen nach dem neuen GG. betr. 
den Schutz der Warenbezeichnungen v. 12. Hai 1894 nicht mehr den 
Besitz einer geschützten Firma voraussetzt^ sondern jedem Geschftfts* 
treilmiden die Möglichkeit eines solchen Schutzes erOffioet, also z. B. 
auch Landwirten etc., gehört das Zeichenschutz-B. — strenge ge- 
nommen — nicht mehr dem Handels-BB. an; aber um seines geschicht- 
lichen Zusammenhanges willen darf es wohl ebenso wie auch das 
Wechsel-B., letzteres trotz der allgemeinen Wechselfi&higkeit, sein Heim 
im HB. behalten. 

Schon die Fragender Bevision des Markenschutz- G. vom 30. Nov. 1874 
rief zahleiche Schriften hervor; statt vieler sei nur Hahn (VII, S. 63) 
und Beuling (XU, 298) als die Beform des Markenschutz-B. besprechend 
erwQhnt. Nachdem aber das G. erschienen, welches, das Marken- 
schutzwesen neu regelnd, die Zentralisation der Begistrierung aosspricbt 
uoid dem Kaiserlichen Patentamt die Begistrierung überweist, war wieder 
ein Feld für erläuternde Jurisprudenz eröfihet; der Kommentar von 
J. liandgraf (Si 1894) verdient an erster Stelle genannt zu werden 
(vgl. hierüber Gareis in den Krit Vieirteljahrsschr. 1895), dann der 
v(m Seligsobn — . XIV, S. 126 — und der von Meves (B. 1894). 
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Es reiht sich daran der Kommentar yon Ph. Allfeld (München 1884) 
und von Gh. Finger (B. 1896). Textansgaben mit Anmerkungen 
bringen Jacobson (B. 1894 s. CBl. XIY, 93) Oentsch, Gronert 
6. Meyer, Stephan u. A. Noch immer aber wird das Kohler sehe 
Werk über den Markenschatz Wert behalten (s. GBl. lY, 103, V, 3S2). 
Über österr. E. v. PrÄnkel (IV, 211), französisches von Ponillet 
(IV, 61, 291, XI, 302). 

5. Die litterarische Behandlung des Eisenbahn fraoht-R. ist durch 
das internationale Übereinkommen vom 14. Oktober 1890 and die sich 
daran anschUessenden Eisenbahn-Konferenzen vom Jani and September 
1893 mftchtig angeregt worden. Vortreffliche Darlegangen hierüber bringt 
von der Leyen in Goldschmidts Z., Bd. 41, den Zweck eines Kom> 
mentars sowohl, wie einer systematischen Aaseinandersetzong erstrebt 
and erreicht Ed. Bosenthals Werk über diese imposante Weltver- 
kehrserscheinang — s. Jar. LiiBl. Nr. 61, S. 10 — and der aaf dem 
Gebiete des £isenbahn-R. anermüdlich fieissige Heraasgeber der eisen- 
bahnrechtlichen ER deatscher Gerichte (s. GBl. IV, 336; VI, 293; VTI, 
142) and des Handbachs des preassischen Eisenbahn-R. (s. GBl. V, 
283) Gg. Eger hat selbstverständlich seine Aafrnerksamkeit and 
Thätigkeit aaoh der Darstellang and Erl&aterang des R. des inter- 
nationalen Übereinkommens v. 1890 zagewandt, — s. GBl. XII, 326: 
XI, 147 — . Aasserdem sei, weil mit dem Eisenbahntransport-R. za- 
sammenhftngend, aaf die Litteratar über den Begriff der höheren Ge- 
walt (s. oben Seite 26) and Hafners Schrift hierüber — s. GBl. Bd. 
V, 8. 376 — sowie aaf Egers Konmientar des Haffcpflicht-G. (3. A. 
1886, GBl. X, 318) hier verwiesen. 

6. Gerne möchte ich nan im Anschlasse an die bisher besprochene, 
dorcfa die Reichs-Ggbg. and das Reichsvertrags-R. angeregte Litteratar 
mit den Worten fortfahren: Aach aaf zwei andren längst des gesetz- 
geberischen Eingreifens harrenden Gebieten ist der längst and sorg^tig 
vorbereitete Eingriff endlich erfolgt, nämlich der Neogestaltang des 
Mäkler-R. and dem der Warrant-Ggbg., aber — es hat nicht sollen sein : 
die erwartete Neagestaltang des Mäkler-R. ist aasgeblieben; dem ener- 
gisch aasgesprochenen Wansche nach einer radikalen Umändenmg des 
ganzen , Handelsmäkler* -Wesens schliesse and schloss ich mich längst 
vollkonunen an, s. Gareis and Fachsberger, S. 180, Bemerkang 3 
a. die in der Anm. 2 ebenda angegebene Litterator der Revisionsvor- 
schläge; über Rings ebenda angegeb. Revisionsprojekt, s. Kejssner 
im CBl. Bd. VI, S. 223. Fraazös. Mäkler-R. v. Fahre, s. GBL IV, 
S. 63. Über das projektierte, ja schon bis za kommissionellen Be- 
ratungen im Reichsjastizamte gediehene Werk einer deatschen Warrant- 
Ggbg., s. Gareis, HR. § 50, Anm. 9 a. 9a (5. A., S. 411, 412); über 
die dort zit Arbeit von F. Hecht s. GBL HI, 326; Levj, s. GBL IX, 
451; Simonson IX, 275; s. aach Gareis a. Fachsberger, HGB. S. 511, 

18 • 
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Bern. 3 a. E. Hoffentlich werden die, wie man sagt, von agrarischer 
Seite erhobenen Bedenken gegen das System einer Lagerhans -Ggbg., 
durch welche das Kreditieren auf Grund lagernden Guts und das 
Lagern selbst rechtlich geordnet wird, bald vor der Einsicht schwinden, 
dass die Regelung dieser Verhältnisse ebenso sehr der Landwirtschaft 
wie dem Handel zu gute kommen wird. 

7. Einen — wenn auch verhältnismässig geringfügigen Eingriff 
hat das B. der Handelsregister innerhalb unseres Berichtszeitraumes 
in Deutschland erfahren: ^e Löschung untergegangener Firmen und 
Prokuren von Amtswegen, RG. v. 30. März 1888, s. Gareis und 
Fuchsberger HGB. S. 116. W, Späing, der fleissige Vergleicher 
deutschen xmd fremden Handelsrechts, welchem wir das recht brauch- 
bare Buch in französischen und englischen Handels-B. im Anschluss 
an das allgemeine deutsche HGB. (B. 1888, s. CBl. VU, 187) ver- 
danken, hat schon 1884 ,die Handels- und Firmenregister nach deut- 
schem und ausserdeutschem BB.* zum Gegenstande einer gründlichen 
Untersuchung und besonderen Darstellung gemacht, über welche 
Eeyssner im GBl. IV, S. 174 — 176 berichtet hat Dem neuesten 
Stande des Begisterrechts entspricht vollkommen das gründlich ge- 
arbeitete Buch von G. Schnitze -Görlitz: Die Führung des Handels- 
nnd Musterregisters, zum praktischen Gebrauch systematisch darge- 
steUt (B. 1893, XIII, S. 119). Vgl. femer Delius in Goldschmidts 
Z. Bd. 38 und Birkenbihl im Arch. f. bürgerl R., Bd. 6, S. 286. 
Über die geschichtliche Entwicklung der Handelsregister s. Last ig: 
Florentiner Handelsregister des MA. 1883, Muster-B. und Zeichen- 
r^ter 1890. 

8. Das Postrecht und das Telegraphenrecht hat in Deutsch- 
land während des Berichtszeitraums neue Normen erhalten, ersteres durch 
die Postordnung vom 11. Juni 1892, letzteres durch das BG. über 
das Telegraphenwesen des deutschen Beiches vom April 1892; diese 
neuen Normen haben zwar Ausgaben mit Erläuterungen hervorgerufen, 
80 erstere von M. Stenglein (B, 1893), letzteres von L. v. Bar (B. 
1893) und G. Maas (B. 1892, mit Anhang: Telegraphenordnung für 
das deutsche Beich vom 15. Juni 1891); aber der Schwerpunkt der 
litterarischen Thätigkeit in Bezug auf das Post-B. liegt nicht in diesen 
Erläuterungen, auch nicht in der Beschäftigung ndt dem neukodi- 
fizierten internationalen Post-BB. (Konvention vom 4. Juli 1891 mit 
5 Znsatzkonventionen s. BGB. 1892, S. 503), sondern in der Behand- 
lung einzelner Geschäfte des Postverkehrs und in der Beantwortung 
der Frage nach der Natur der Postgeschäfte überhaupt und der Post- 
anstalten. In ersterer Hinsicht ist es namentUoh die Postanweisung 
mit deren zivilistischen Konstruktion sich die Litteratur beschäftigte: 
so Gar eis in Seufferts Blättern f. Bechtsanwendung Bd. 54, S. 209 ff., 
dann H. Tinsch, Die Postanweisung (Erlangen und L. 1890, a. CBU 
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IX, S. 150), hierauf Generalpostdirektionsrat Schmidt, Die rechtliche 
Natar der Postanweisung in Gruchots Beiträgen %nr Erlänterung des 
deutschen R. Bd, 34 (1890), S. 177ff. (s. CBl. IX, 359—361, Gaupp), 
G. Pfizer, Die Postanweisung, Jahrb. f. Dogm. Bd. 31, 8. 830 — 359, 
(s. CBL XII, 87, Rumelin), der Niederländer Hijmans, H., De post- 
wissel, Rechtsgeleerd Magazin 1894, XDI, 1. bl. 1—44, (s. CBL XIV, 
19, Maas). Dieselbe Frage, aber auch mehre andere Fragen des Post- 
B. beschäftigten M. Mittelstein in seinen Beiträgen zum Post-B. (B. 
1891, s. CBL X, 380, Heinsheimer) und Ignaz Wirsing, Die ziyil- 
rechtliche Haftung der Post (Würzburg 1892, XII, 268, Keyssner). 
Vielerörtert ist in den letzten 12 Jahren die Frage, ob der Verkehr 
der Postanstalten mit dem Publikum als ein privatrechtlicher , die 
einzelnen Geschäfte als Handelsgeschäfte im Sinne des HGB. und die 
Postanstalt als Kaufmann aufzufassen sei; für die Bejahung dieser 
Fragen oder wenigstens der ersteren hiervon sind Laband (Staats-B. 
des deutschen Reiches, 2, A., 1890, § 73, S. 53 ff.), die Kommentare 
von Anschütz u. VGldemdorff, Puchelt u. a. eingetreten s. Gar eis 
und Fuchsberger HGB., S. 595 — 586, Anm. 2, S. 854, 855, während 
andere z. B. Schott in Endemanns Hdbuch. III, 540 jene Bejahung 
bekämpft und namentlich Zorn in seinem Staats-B. des deutschen 
Beiches den Verkehr des Publikums mit der Post lediglich nach den 
Grundsätzen des öffentlichen B beurteilt wissen wiU. Hiergegen Mittel- 
stein a. a. 0., S. 8 — 12 und auch Meili in seiner Zusammenstellung 
der litteratnr: „Das B. der modernen Verkehrs- und Transportan- 
stalten. Ein Grundriss'' (L. 1888) S. 80ff., 91, 92, 94. unzweifelhaft 
haben zahlreiche Geschäfte des Postverkehrs — so die Übernahme des 
Transports von Packeten, Geldbriefen und Zeitungen eine privatrecht- 
liche Seite und um dieser willen ist das Frachtgeschäft der Postanstalten, 
wie auch Goldschmidt in seinem System, 4. A., § 128, S. 54 und 
S. 233ff. thut, im Handels-B. zu erörtern; allein dass man der staat- 
lichen Postanstalt deshalb den Charakter eines Kaufinanns beilegen 
könne, bezweifle ich in der fünften A. meines Lehrbuches des Han- 
dels-B., §15, Anm. 13 b., S. 92, weil und soweit nicht die Absicht, 
Grewinn zu machen, sondern die Absicht, ein öffentliches Interesse zu 
vertreten leitend ist. 

Die in den Dienst des Verkehrs gestellte Elektrizität giebt auch 
der BW. viel zu denken: s. G. Maas, Der Telegraphengesetzentwurf 
und seine Gefahren (B. 1891, X, 436); H. Horch, die verwaltungs- 
rechtlichen Grundlagen des Telephon-B. (Separatabdruck aus dem Arch. 
£ öffenÜ. B. 1891, s. CBl. XI, S. 148); W. Ludwig, Zu dem Ent- 
würfe eines Gesetzes über das Telegraphenwesen des deutschen Beiohs 
(Archiv f. Post und Telegraphie. August ]1891 Ergänzungsheft S. 
695—601, 8. hierüber CBL XI, S. 148, wo statt des Zitats XI, 36 
zu lesen ist X, 436, s. oben). Sodann: F. Meili, Das Telephon-B. 
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(L. 1885, 8. GBl. IV, 245—248, y. Eirchenlieim), und G. Maas, Der 
Yeitragssclilnss auf elektriBchem Wege (B. 1889). In Holland 
erschien eine Preisschrift über das Telephon-B.: J. £. Jacobsen, De 
Telefonie von privatrechtelyk standpnnct bezien. Amsterdam 1898, s. 
hierüber Bd. XHI, S. 236, 237, G. Maas.) 

Abgesehen von der VerkehrsvermitÜang im Telegraphen- und Fern- 
sprechverkehr (über letzteren s. Gareis HB., 5. A., § 69 a. Ende) be- 
schäftigt die Elektrizität die Juristen noch mit der schwierigen Frage, 
ob Verträge über Liefemng von so und so viel Amperes elektrischer 
Kraft, von elektrischer Stromleitung zu Beleuchtungszwecken etc. 
Warenumsatzverträge oder Arbeitsverträge sind, ob sie demnach z« B. 
in Preussen dem Kauf- oder dem Mietstempel unterliegen; s. Ludwig 
in Goldschmidts Z., Bd. 35, S. 14 ff., und (and. Ans.) Bg. EE. in 
Zivilsachen, Bd. XYII, S. 219ff., Gareis, HB. 5. A., § 43, Anm. 4. 
Da nun auch Strassenbahnen sich der elektrischen Kraft als 
Motor bedienen, mag im Anschluss an die auf diese Kraft hinweisende 
Litteratur auch der mit dem B. der Strassenbahnen sich beschäftigea- 
den neuen Werke gedacht werden; zunächst: 0. Huber, Das Tram- 
way-B., (Zürich 1889, Bd. YIII, S. 245), welches namentlich die 
schweizerischen Verhältnisse berücksichtigt; sodann, eine besondere, 
wichtige Frage in den Vordergrund stellend, K. Hilse, Die Haft- 
pflicht der Siarassenbahnen und sonstiger Fuhrbetriebe (B. 1889, s. 
GBL VIII, S. 144—146, Leuthold); hierzu s. L. Goldschmidt im 
Arch. f. bürgerl. B., Bd. 9, S. 117, Gareis, HB., § 10, Anm. 21. 
Über die Bechtsfragen der Personenbeförderung auf Eisenbahnen s. 
die Dissertation von H. Göppert (B. 1894) besprochen von Maas im 
CBl. Xin, S. 411 und über die namentlich bezüglich der hervorgehobenen 
Unübertragbarkeit der Fahrkarten und der bei den sog. Harmonika- 
zügen geforderten Zuschlagskarten wichtige prinzipielle AufiGassung s. 
die bei Gareis HB., § 10, Anm. 20 a. angegeb. Litt 

9. Nicht zum GG. ist geworden der Entw., welcher als das schliess- 
Uche Besultat der Börse nenqu^te anzusehen ist und in vielen Ereiaen 
viel Staub aufwirbeln machte. Es ist hier nicht der Ort, auf die Vor- 
schläge dieses Entwurfs kritisierend einzugehen, für den Verf. dieses 
Berichtes wäre es freilich eine grosse Satisfaktion, bei dieser Gelegen- 
heit im einzelnen nachweisen zu können, wie der von ihm vor 21 
Jahren eingenommmene Standpunkt nunmehr nach und nach allgemein 
als der richtige anerkannt wird, vgl. Carl Gareis, Die Börse und die 
Gründungen, nebst Vorschlägen zur Beform des Börsenrechts und der 
Aktien-Ggbg. B. 1874 (namentlich die Prinzipien der Gebundenheit 
ans Wort und der Publizität, S. 32, 33 ebenda!). Nicht so glücklich 
ist der Verf. dieses Berichts hinsichtlich des Erfolges seiner Verö£fent- 
liehungen in beteeff der Differenzgeschäfte, die von ihm sowohl vom 
Standpunkte des geltenden gemeinen B. aus als auch de lege ferenda 
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vertretene Klagbarkeit der DifPerenzgesobftfte wird sowohl durch die 
neaere Sprachprazis des Bg. — s. die interessante Abh&ndlang Ton 
dem SenatsprSsidenten des Rg. H. Wiener, Das Differenzgeschftft vom 
Standpunkte der jetzigen Bspr. (B. 1893, XII, S. 824 — 336, Eeyssner) — 
als auch durch nicht wenige Änssemngen der Litterator lebhaft an- 
gegriffen, so z. B. von 0. Bahr, Das BGrsenspiel und die Gerichts- 
praxis (L. 1893, SA. ans den Grenzboten, s. OBl. XTU, S. 85, Schürk), 
nnd derselbe ,Das BOrsenspiel nach den Protokollen der Börsen- 
kommission* (L. 1894, XIY, S. 56, Schuck), anch J. Köhler, Das 
Börsenspiel (SA. ans d. Wochenschrift f. Aktien-B. nnd Bankwesen, 
B. 1894, s. CBl. Xni, S. 312, Schuck) und auch S. A. Leist, Die 
Differenzansprüche aus Börsengeschäften (Freiburg 1894, aus Arch. f. 
zivü. Praxis, Bd. 83, s. OBl. XIV, S. 57, Schuck). Aber der Verf. 
giebt daran seine Position noch nicht auf — nipa yäp ^tol tlai xal 
fj|iiv: Grünhut in Endemanns Hdch. d. HB., Bd. m, S. 9 — 17 u. 
die Note 9 auf S. 17 ongebene Litteratur, zu der nun noch kommt: 
Co sack, HB., 2. A., S. 349, 350, femer Gareis und die beiden oben 
ongegeb. Monographien und HB. g 62 nebst der daselbst Anm. 10 
angegeb. Litteratur, insbes. noch Fr. B endixen. Die Einrede der 
reinen Differenzgesch&fte und die Bspr. des Bg. (SA. aus der Monat- 
schriffc f. Aktien-B. und Bankwesen, B. 1895) und hierüber Staub 
in dem Jurist. Lit. Bl. Nr. 66, S>130, sowie in seinem Kommentar 
zum HGB», femer H. V. Simon, Zur Frage der Elagbarkeit der sog. 
Differenzgeschftfte, Goldschmidts Z. Bd. 41, S. 455 ff., s. CBl. Bd. XHI, 
8. 119, 120, Schuck. Wenngleich Staub fast verzweifelnd meint: ,bei 
der festen Entschlossenheit, mit welcher das Bg. an der einmal gewon* 
neuen Überzeugung festhüt, scheint dem Beferenten — Staub — keine 
Aussicht vorhanden zu sein, dass wir in diesem Kampfe der Wahrheit 
zum Siege verhelfen werden*, liegt doch kein Grund vor, die Flinte 
ins Kom zu werfen: die korrekte Deduktion Cosaks, die zu dem 
klaren Besultate zwingend führt: das Differeozgeschäft ist ein gewagter 
Vertrag eigener Art, der, wo er nicht (wie in Sachsen b.GB. g 1482) 
positiv verboten ist, klagbar und erlaubt ist, und die gerade vom 
Standpunkte der Moral aus die Klagbarkeit fordernde Darlegung 
Grünhuts (a. a. 0. S. 16, 17) sowie der lehrreiche Hinweis auf das 
58terr. B., das Frankfurter B. u. a. wird doch am Ende nicht des 
überzeugenden Eindrucks entbehren! 

Das Beportgesch&ft ist in einer s^ir gut geschriebenen Abhandlung 
von Edm. Alexander mit Bücksicht auf die Stempelpfliohtigkeit er- 
örtert (B. 1892, s. OBl. XII, 330, 281, Kejssner). Über das BOrsen- 
steuer-G. s. Landgraf, Das Beichsstempel-G. v. 27. April 1894 (s. 
CBl. Xm, 417, ZeUer). 

10. Ohne Büeksioht auf gesetzgeberische Thaten und ohne von solohtti 
beeinfiusst oder hervorgerufen zu sein, sind einzelne Fragen des HR 
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durch Monographien und Abhandlungen inf Zeitschriften gefördert wor- 
den, auf die wir selbstverständlich nicht mit einer auf ziffermftssige 
Vollständigkeit Anspruch machenden Ausführlichkeit eingehen können, 
von denen wir aber doch wenigstens die herrorragendsten systematisch 
namhaft machen wollen. Von allgemeiner Bedeutung ist die Abhand- 
lung von B. Salm an, die duplex persona im H.-, See- u. Wechsel-B., 
in Ooldschmidts Z., Bd. 41, S. 367—454, auf welche Schuck im GBL 
Xm, S. 118 aufmerksam macht. 

Die Lehre vom Kauf ist besonders durch Hanauseks Unter- 
suchungen über die Haftung des Verkäufers gefördert, (s. hierüber 
GBl. m, 255, IV, 173, VI, 372, Keyssner). Das buchhändlerische 
Konditionsgeschäft behandeln Eonrad Weidling (B. 1885, IV, 373) 
und eine Breslauer Dissertation von E. Friedrichs (1890). Aus dem 
Bereiche des Eommisdonsgeschäfts hat besonders die Frage des Selbst- 
eintritts des Eommissionärs die Aufmerksamkeit auf sich gezogen, s. 
Lepa, (in, S. 146), Schaps u. a. s. Gareis, HB. § 64 Anm. 21, 
das B. des Speditionsgeschäfts hat eine erschöpfende Behandlung in 
einem andern Werke erfahren von J. Burchard (St 1893, s. GBL. 
Xin, S. 375 — 377). Der Litteratur vom Eontokorrent ist eine Be- 
reicherung zuteil geworden durch J. Grebers Preisschrift, (1893, 
s. GBl. Xin, S. 18, 19). Der Gheck ist Gegenstand vieler Abhan- 
lungen gewesen und wäre in Deutschland beinahe auch gesetzgeberisch 
behandelt worden: vgl. die Abhandlungen von H. Birnbaum (Goldschm. 
Z. 30, S. Iff.), W. Eapp (ebenda S. 325 ff., über diese s. GBl. IV, 
S. 334), B. Eoch, Gg. Gohn, worüber Gareis HB., § 75, Anm. 17 
und L. Euhlenbeck (L. 1890, s. GBl. X, S. 258, 259, Heck). Über 
das sich immer mehr einbürgernde imd immer weiter ausdehnende In- 
stitut des Glearing, der Abrechnungsstellen, verbreitet sich P. Hammer - 
schlag im österr. StaatswOrterbuche (W. 1895), B. Eoch in Goldschm. 
Z. Bd. 29 und in Holtzendorffis BLx. 3. A., sowie Gg. Gohn in 
Endemanns Hdbch., s. Gareis HB., § 75, 5. A. S. 648 — 653 und 
Gosack HB., 3. A., S. 379—382. 

Hit dem B. der Wertpapiere haben sich in speziellen Fragen 
Marsson und Schmidt - Seh arff beschäftigt, ersterer in seiner Schrift 
über die Ausserkurssetzung der Inhaberpapiere nach preuss. BB. (B. 
1887, s. GBl. VI, 374, Eeyssner), Schmidt-Scharff in seiner ver- 
gleichenden Untersuchung über «das Warenpapier beim See- und 
Binnentransport* (Frankfurt 1887, s. GBl. VII, 310, 311). Aber auoh 
Banda geht in seinem oben S. 23 gen. Werke über das Eigentnms-B. 
auf viele Fragen des B. der Wertpapiere des HBs. ein« 

11. Eine besonders eingehende, tiefgründliche Behandlung hat in 
unserer Berichtsperiode das Versicherungsrecht erfahren: während 
in derselben Zeit die Ggbg. die Offentlichrechtliche Versicherung in 
sozialpolitischen Gesetzen (Unfall- und andere Versicherungen) auszu- 
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bilden sacht, ist die Wissenschafk der pri^atrechtlichen Yersicherong 
gegenüber bemüht, das juristische Wesen derselben zu ergründen und 
ihr sowie namentlich der Lebensversichening die richtige Stelle im 
System des Priy.B. anzuweisen; an erster Stelle sind unter den deut- 
schen Schriftstellern über Privat-Yersicherungs-B. Ehrenberg und 
Lewis zu nennen; Ehrenberg behandelt in Bindings Hdbch. d. deut- 
schen BW. das Versicherungs-B. Bd. I 1893, s. hierüber GBl. XIII, 
16, von Ehrenberg haben wir femer das wertvolle Werk über die 
Bückversicherung (1886, s. GBl. lY, 375) und zahlreiche hierher ge- 
hörige Einzeluntersuchungen, z. B. über die Yerantwortlichkeit der 
Yer8ich.-Ge8ell8chaften für ihre Agenten (1892, s. GBl. XU, 379), über 
die Bechtsnatur der Lebensversicherung (Goldschm. Z. Bd. 32 u. 33, 
8. GBl. YI, S. 222, 223), von Lewis besitzen wir ein von Heinsheimer 
(IX, S. 104—106) besprochenes Lehrbuch des Yersicherungs-B. (1889). 
Die rechtliche Natur der Yersicherungsvertr&ge und insbes« (Abt. I) 
der Schadenversicherungsvertrftge untersucht originell und gründlich 
Hermann Hecker (München 1894). Ein ähnliches Lob muss Gharles 
Berdez, les bases juridiques et ^onomiques de l'assurence privöe, ge- 
spendet werden (Lausanne 1895). EE. mit Noten sammelt das grosse 
Werk von Bonneville de Marsangy, Jurisprudence g^n^rale des assu- 
rances terrestres (Paris 1882) worüber König im GBl. III, 103 be- 
richtete. Ein bedeutendes Werk ist das von dem Parmesaner Professor 
€. Yivante herausgegebene: il contratto d'assicurazione, (Bd. I, 1885, 
8. GBl. Y, 76, Fasinato, Macerata). Auf dem Gebiete der Seeversiche- 
rung herrscht in Deutschland unstreitig die Autorität J. F. Yoigts: 
das deutsche Seeversicherungs-B. (s. GBl. YI, 223). 

Die Lebensversicherung macht am meisten dadurch den Schrift- 
stellern zu schaffen, dass ihre systematische Stellung noch immer be- 
stritten ist; sie muss richtiger Ansicht nach als Eapitalisationsgeschäft 
charakterisiert werden, s. Gareis, HB., § 72 a, wo die Litteratur ange- 
geben ist, zu der nun noch Gosack kommt, welcher die Lebensver- 
sicherung zwar nicht als Schadensversicherung, aber als eine neben 
letztere zu stellende besondere Art von Yersicherung betrachtet HB. 
3. A. g 105a, S. 769 ff.), femer Beuscher (X, 108), auch Heck, 
Arch. f. bürgerl. B., Bd. IV, 1890, (X, 108) und Hecker, Gold- 
schmidts Z. Bd. 37. (X, 107) Über Büdiger, Lebensversicherung, 
8. Heinsheimer im GBl. Y, 379 — 381. Auf die Yerschiedenheit der 
deutschen und der französichen Auffsissung des Lebensversicherungs- 
vertrages macht Heinsheimer bei der Besprechung von Behfous, 
L., le contract d'assurance en cas de d^s, (Genöve 1887) aufinerksam 
(YI, 374). 

Auch das Ausland — dieses im Gegensatz zu dem auch Öster- 
reich umfassenden Geltungsgebiete des deutschen HGB. verstanden — hat 
sich in hervorragenden Werken an der Förderung des HB. beteiligt: 
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als das neueste Hauptwerk der französischen handelsrechtliehen 
Litteratur muss der Trait6 de droit commercial der Pariser Professoren 
Ch. Lyon-Ca«n u. L. Renault, Paris Tome I 1889. T. IT 1890, 
92, T, III 1891, T. IV 1893, T. V 1894; es ist dies die 2. bedeutend 
yergrösserte Ausgabe des in der ersten Ausgabe pr^cis etc. genannten 
Werkes, worüber früher berichtet wurde, der zweite Bd. hat 1894 
einen Anhang erhalten, der das neue französische Aktien-B. (loi du 
premier aoüt 1893 modifiaut la loi sur les soci6t^ par actions) be- 
handelt. Vgl. CBl. I, 650, IV, 145, VIII, 296, XIH, 78. Der Pr^ia 
de droit commerc. y. A. Boistel hat in der Berichtsperiode eine dritte 

A. (1894) erhalten (III, 447). Hinzugekommen ist das Werk yon 
Numa Salzedo & L. Clotet, le droit commerc. fran9. & 6tranger 
(XrV, 18). Aus Italien gelangten Einzelabhandlungen zu uns, auf 
welche Alberto Marghieriin seinem umfiEmgreichen Diritto commeroiale 
italiano esposto sistematicamente, das wir als das neueste Hauptwerk 
der italienischen handelsrechtlichen Litteratur rühmen dürfen, pag. 10 
bis 11 aufrierksam macht; dieser gelehrte neapolitanische Vertreter 
des HB. hat sich ausserdem durch eine Übersetzung des Thörschen 
HB. und durch die Herausgabe der Materialien zum italienischen HGB. 
i. 1883 verdient gemacht und in neuester Zeit seinem umfangreichen 
System des HB. ein recht empfehlenswertes Manuale del dritto com- 
muniale italiano (Napoli 1894) folgen lassen. Die .Handels-GO. des 
Erdballs«, das Kolossalwerk 0. Borchardts (B. 1883—1887) hat 
fünf starke Bände erreicht, über welche im CBL HI, 97, IV, 419, 
V, 370, VI, 441 berichtet ist; in Nachträgen hat 0. Borchardt nun 
das portugiesische HGB. i. 1889 und das argentmische yon 1889 sowie 
die brasilienische Fallit«nordnung herausgegeben (1893 — 1895). Es 
ist bereits oben S. 29 erwähnt worden, dass von Torquato Gianini 
das Seehandels-B. des kurzge^sten Lehrbuches des HB. y. C. Oareis 
(§§ 116 — 128) in das Italienische übersetzt wurde (Florenz 1891) mit 
veiigleichenden Hinweisen auf das italienische B., und dass eine 
russische Übersetzung des ganzen Lehrbuches von G. Gf^areis Ton 
dem Vizepräsidenten des Handelsgericht in Twer, Nikolai Rzond- 
kowski hergestellt worden ist (Moskau 1893ff.). Ausländisches £. näm- 
lich französisches und englisches HR. ist von Späing in seinem im 
GBl. VII, 187 besprochenen Werke im Anschluss an das deutsche K. 
zur Darstellung gebracht. 

Auf dem Gebiete des Wechselrechts ist in Deutschland in der 
Berichtsperiode rüstig gearbeitet worden. Die Theorie des .Wechsel- 

B. und insbesondere die vom juristischen Wesen des Wechsels ist in 
H. 0, Lehmann WR. (V, 378) besonders ausfllhrlich erörtert und 
wenn Ref. auch die von H. 0. Lehmann selbst aufstellte Ansicht 
Yon der Natur des Wechsels nicht teilen kann, so muss er selbstrer- 
stfindlich den hohen Wert der systematischen und kritischen Behandlung 
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der Wecbseltheorie durch Lebmann anerkennen; das Wechsel-E. wie 
das 8ee-B. ist übrigens auch von Gareis im Lebrbucbd. HB. in allen 
Auflagen desselben und von Cosack in der 2. u. 3 A. seines Lebrb. 
d. HB., von Letzterem als Bestandteil der Sätze des HB. kurz dargestellt 
(s. 0. S. 30). Umfangreich und herrorragend durch die grosse Sorg- 
falt der Litteraturberücksichtigung ist 0. y. W&chters Wechsel-B. 
des deutschen Beiches (m, 101); ein praktisches Wechsel^B. hat v. 
Canstein (IX, 104,410) geliefert, desgleichen v. Aufsess (XII, 297j. 
Bedeutend ist die Förderung, die dem WB. durch Einzelunter- 
suchungen zu teil wurde; in dieser Hinsicht ist Tor allem der Beu- 
ling'schen wechselrechtlichen Erörterungen (2. A., XIV, 724), dann 
der Grünhutschen über Wechselduplikate etc. (XIII, 202), und der 
geschichtlichen Untersuchungen von Schaps, Zur G^eschichte des 
Wechselindossaments (XI, 322), zu gedenken. Aber auch die Ab- 
handlungen von B ehrend über das unvollkommenen Orderpapier (XI, 
407), von Wolff, über das Vollindossement zu Inkassozwecken (XI, 
259), Bich. Schmidt über Blankowechsel und Blankoaccept (XIU, 
202) sowie H. Walter über den Wechselprotest (XII, 119) bringen 
die von ihnen behandelten Fragen zu einem gewissen befriedigenden 
Abschlüsse. An Kommentaren der WO. hat es in der Berichtsperiode 
selbstverständlich auch nicht gefehlt und hat namentlich der Beh- 
b ein 'sehe Kommentar eine Beihe von Auflagen erlebt. 

Das Seehandelsrecht hat durch den Tod der zwei verdienst- 
vollen Bearbeiter desselben Budolf Wagner (f 1885, über diesen s. 
Bich. Schröder in Goldschmidts Z. Bd. 32, S. 239ff.) und William 
Lewis (t 1891, über diesen s. Stoerk in der Greifswalder Univ.- 
Ohronik) schwere Verluste erlitten; über den Anfang eines Handbuchs 
des ersteren in Bindings Hdbch. d. deutschen BW. UI, 3, I. Bd. s. 
GBl. IV, 21 — 22; ausserdem verdanken wir Bud. Wagner: Beiträge 
zum See-B.: 1. zur Geschichte und Theorie des sog. Setzungsrechts, 
2. die privatrechtliche Stellung der deutschen Lootsen. Von William 
Lewis haben wir eine zweite A. seines Kommentars zum 5. Buch des 
HGB. erhalten (HI, 241, IV, 179) und ausserdem die systematische 
Bearbeitung des See-B., welches er in Verbindung mit B. Schröder 
und mit Beatz in Endemanns grossem Handbuch des HB. Bd. IV, 
1884, behandelt hat: Schröder hat in diesem Handbuch dargestellt: 
Bodmerei, Haverei, Bergung und Hilfeleistung in Seenot und die 
Pfand-BB.« Beatz: die Seeversicherung, das übrige See-B. ist daselbst 
von W. Lewis behandelt. Unter den seerechtlichen Spezialunter- 
suchungen steht obenan Hecks grosses Werk über die Haverei, ge- 
schichtlich und wie in systematischer Darstellung gleich hervorragend 
(IX, 202); daran ist zu reihen J. Fr. Voigt, das deutsche Seever- 
sicherungs-B. Kommentar zu Buch 5 Tit. 2 d. ADHGB. und zu den 
allgemeinen Seeversicherungsbedingungen von 1867, 1. Abt. 1884, 2. Abt. 
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1885, 3» Abt 1886 — in diesem Jahre starb Voigt — das Werk wnrde 
vollendet von E. Seebohm, 4. Abt. 1887, über Voigt s, Martin tmd 
Groldächnildt in Goldschmidts Z. Bd. 33, S, 202 fiT. Mit dem See- 
veraichenJings-Ä. beschäftigt sich auch Th. ÄDdersen, die Seever- 
sichemtig nach den in den hauptsächlichsten Stnalen Europas gelteDden 
Bestimmungen (Hamburg 1888), und Aschen hein die Abandon (XIII, 
281), Die neuen Konnossementsklaussein erörtert Lewis (TV, 251), 
die Strandungsklausel Frier (X, 345). Einen erläotemden Kommen» 
tar erhielt das deutsche Seehandels-H. durch Gareis und Fuchs- 
berger in deren HGB. 1890. Zahlreiche Einzelheiten zur Geschichte 
des See>It. enthält das wiederholt genannte Werk Goldschmidts, üni^ 
varsalgeachichte des Handels, dessen ich auch am Schlüsse dieses 
unseres Berichts nochmals als der imposantesten ErseheiDUng atif diesem 
Gebiete gedenke. 



Druck von Hartmann & Wolf m Leipzig. 
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Die Prozessrechtliehe Litteratur. 
1884—1894. 



Nach den vier Hanptquellen des deutseben Fro£»-R.: Qerichts- 
verfassungsgesetz, Zivilprozess-, Konkurs- und Strafpro- 
zessordnung erbalt der Bericht über die Litteratur des Proz.-E, vier 
Abschnitte. Dabei wird die Litteratur zu den prozessrecbtlicben Neben- 
gesetzen im Abschnitt Zivilprozess besprochen; ferner bringt es die 
Verwandtschaft und Gemeinsamkeit des Zivil- und StrPr.R. mit sich^ 
dass einzelne Abhandlungen beide Gebiete zugleich berühren und des- 
halb, soweit nicht ihre Besprechung beim GVG. möglich ist, doppelt er- 
wähnt werden müssen. Von rechtsgeschichtlichen Werken sind nur die- 
jenigen berücksichtigt, welche für das Proz.B. besondere Bedeutung Laben 
und im rechtsgeschichtlichen Bericht keinen Platz fanden. Hinsicht- 
lich der Monographieen folgt der Bericht der Legal ordnUDg. Mehrfach 
war durch den Zusammenhang Veranlassung gegeben, über die zeit- 
lichen Gfrenzen des Berichts bald rückwärts, bald vorwärts hinauszu- 
greifen. 

L Gerichtsverfassungsgesetz. 

Von den rechtsgeschichtlichen Arbeiten treten hattptsächlicb drei 
in den Vordergrund. Brandenburg-Preussens Rechtsverwaltung und 
Bechtsverfassimg dargestellt im Wirken seiner Landesfürsten uod ober- 
sten Jnstizbeamten (2 Bde. 1888) von Ad. Stölzel ist eine Geschichte 
des Preussischen Justizministeriums, welche zufolge der Richterstellung 
des höchsten Justizbeamten (Kanzlers) wichtige Beiträge zur Geschichte 
der Entwicklung des Kanmiergerichts sowie zur Geschichte des Ver- 
hältnisses zwischen geistlicher xmd weltlicher Gerichtsbarkeit, femer 
der anf Trennung von Justiz und Verwaltung, Abkürzung der Pro- 
zesse, Unabhängigkeit der Rechtspflege von Eabinet^justiz hinarbeiten- 
Jaiist. Litteratnrbericht 1884—94. 14 
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den Bestrebungen enth< auch der Geschichte des Strafprozesses ist 
hierbei manishes Blatt gewidmet. Eine kürzere Zusammenfassung der 
Ergebnisse, jedoch auch manche Ergänzung des Hauptwerkes enthalten 
Stölzels: Fünfzehn Vorträge aus der Brandenburgisch-Preussischen 
Staats- und Rechtsgeschichte 1889 (VH! 1, IX 191). Noch unvoll- 
endet ist die Geschichte des Eammeigerichts in Brandenburg-Preossen 
bearbeitet von F. Holtze (1. u. 2. Teil 1890, 1891). Die Darstellung 
beginnt mit einer allgemeinen Übersicht über die märkische Geschichte 
bis 1540, über die Gerichtsorganisation im 14. u. 15. Jahrh. und die 
ursprünglichen Zustände beim Kammergericht; unter Mitteilung zahl- 
reicher Urkunden folgt eine sorgfältige Geschichte der Vorarbeiten zur 
EGO. von 1540 und der weiteren Reformbestrebungen, wobei auch den 
Personalverhältnissen und den allgemeinen politischen Ereignissen alle 
Aufmerksamkeit geschenkt wird (X 10, XI 12). 

Ein abgestorbenes Glied der OV. behandelt F. Stein: die aka- 
demische Gerichtsbarkeit in Deutschland (1891). Sein Buch zeigt, dass 
die Eorporationsgerichtsbarkeit ursprünglich eine Befreiung von der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit war, welcher die üniversitätsangehGrigen 
zufolge des klerikalen Charakters der Universitäten unterworfen waren 
und dass die Yerweltlichung in Verbindung mit Dotationsbedürftigkeit 
sowie Ohnmacht nach aussen seit dem Ende des 16. Jahrh. zur Unter- 
werfung unter die staatliche Gerichtsbarkeit führte (XI 60). 

Wie einzelne Eommentare zur ZPO. (S truc kmann-Eoch 
V. Wilmowski-Levy) und zur StrPO. (Löwe) gleichzeitig da» 
GV . erläutern, so tritt in den Lehrbüchern des ZPR. und StrPR 
(s. unt. S. 8, 42, 43) die Darstellung des Gerichtsrerfassungs-R. in orga- 
nische Verbindung mit derjenigen des Prozess-R, wobei neben der Be- 
rücksichtigung allgemeiner Gesichtspunkte besonders die für das Verfahren 
wichtigen Einzelheiten der Organisation vorgeführt werden. Eine ein- 
gehendere systematische Darstellung des gesamten G^richtsverfiEtösungs- 
rechtes giebt Lab and im StR. des deutschen Reiches (2. A. Bd. 2; 
1891); natürlich treten hier die Einzelheiten zurück hinter Staats- 
lechÜiche Betrachtungen über Gerichtsbarkeit, Rechtshilfe, Gerichts- 
organisation, Staatsanwaltschaft und Rechtsanwaltschaft (XI 109). Mit 
Rücksicht auf die Reichhaltigkeit des verarbeiteten positiv-rechtlichen 
Stoffs (gegen 900 Gesetze, Verordnungen u. Verfügungen) ist auch Rin*^ 
telen: Gerichtsverfassung und Justizverwaltung 1891 zu erwähnen 
(X. 347.) Diese systematischen Werke erfahren eine Ergänzung einer- 
seits durch das alle zwei Jahre erscheinende Jahrbuch der preussischen 
Gerichtsverfassung redig. im Bureau des Justizministeriums (21. Jahrg. 
1894) und durch Pfafferoths Jahrbuch der Gerichtsverfiafisung (4 Bde. 
1880, 1884, 1886, 1894) mit Übei'sichten über die Gerichtsbehörden, 
Personalverzeichnissen und systematischen Zusammenstellungen, anderer* 
seits durch die Justizstatistik (6 Jahrg. 1883— 1893), welche in ihreoL 
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1. Teü eine Statistik der GV. enthalt (IH 327, VI 211, XI 49, XIH 
404) und deren Ergebnisse nach dem Inhalte der 4 ersten Bde. 
Julia sb er g im Arcb. f. d. P. Bd. 77 S. 265 besprochen hat. 

Unter den monographischen Arbeiten ist zunächst die reiche Litte- 
ratur über das Bechtsstudium und dessen Beform zu erwähnen (Bd. VI bis 
Vni, X, XI). Das umfassendste und durch weit zurückgreifende hi- 
storische Untersuchung vertiefte Werk ist Goldschmidt: Bechtsstu- 
dium und Prüfungsordnung; ein Beitrag zur preuss. und deutschen B- 
Gesch. (1887). Goldschmidt schliesst mit der Forderung: schriftliche 
Klausurarbeit, gemischte Prüfungskommissionen, vierjähriges Studium- 
ohne Einrechnung des Militärjahres, dreijährige Yorbereitungsprazis 
einschliesslich der Verwaltung und einheitliche Begelung för das ganze 
Beich (VI. 425). Die Behandlung des Bechtsstudiums an den deutschen 
Universitäten und die verschiedenen Prüfungseinrichtungen vergleicht 
O.Fischer in dem Abschnitte: Bechtsforschung und Bechtsunterrichi 
des für die Universitäts- Ausstellung in Chicago von Lexis herausge- 
gebenen Werkes: die deutschen Universitäten 1893 (Xm 145). 

Auf die Gewerbegerichte älterer Ordnung bezieht sich D. Otto: 
Die Streitigkeiten der selbständigen Gewerbetreibenden mit ihren Ar- 
beitern (1889). Die Neuorgaiiisation der Gewerbegerichte im Jahre 
1890 hat eine grosse Masse von Schriften hervorgerufen, aus welchen 
hier nur drei hervorgehoben werden können. Dem Vorbereitungs- 
stadium des neuen Gesetzes gehört Stieda: Das Gewerbegericht (1890) 
an, welcher die Geschichte sowie die verschiedenen Formen der Bechts- 
pflege in Gewerbesachen schildert und die wichtigsten Organisations- 
fragen de lege ferenda behandelt (X 148). Unter den Konunentaren 
ist der gründlichste der von Wilhelmi und Fürst (1891; X 351). 
Von den Schriften über die Wirksamkeit des neuen Gesetzes verdient die 
Abhandlung von Lautenschlager über das Verfahren vor dem Ge- 
werbegericht in Schmollers Jahrb. f. Ggbg. etc. Bd. 17, S. 137 genannt 
zu werden, worin über die Erfahrungen berichtet wird, welche der 
Verf. als "V ersitzender des Gewerbegerichts zu Stuttgart gesanmielt hat 

Das Gesetzes- und Verordnungsmaterial, welches die Organisation 
der AG, die Stellung des AB. und seine Thätigkeit betrifft, ist in 
drei Werken gesammelt: Magunna: Der AB. (1887); Fidler: Der 
AR in Preussen (3 Bde. 2. A. 1888; VIII 34) und H. Jastrow: 
Handbuch für amtsrichterliche Geschäfte (1893, XIII 238); letzterer 
beschränkt sich auf die Greschäfte der nichtstreitigen Bechtspflege. 

Auf die collegialgerichüiche Verfässuog bezieht sich G. El einf eller: 
Die Functionen des Vorsitzenden und sein Verhältnis zum Gericht 
(1885), welcher der herkönunlichen Auffassung, dass der Vorsitzende 
Organ des Gerichts im Bechtssinne sei, entgegentritt; um nachzuweisen, 
dass der Vorsitzende ebenso ein selbständiges Organ des Staates ist, 
wie das Kollegium hat E. die Thätigkeit des Vorsitzenden rechtsver- 

14^ 
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gleichend und in ihren wichtigsten zivilprozesB- wie strai^rozessrechtlichen 
Beziehungen anf Grund des geltenden "EL dargestellt (IV 429). Zu 
gleichen Ergebnissen ist neuerdings Bernatzik in kritischen Studien, 
über den Begriff der juristischen Person, Arch. f. 0. B. Bd. 5, S. 169, 
von rechtsphilosophischen Erwägungen aus gelangt, insoweit er leugnet, 
dass die Gerichte juristische Personen und Subjekte der Gerichtsbar- 
keit sind (IX 415). 

Mit der Staatsanwaltschaft als organischer Einrichtung beschäftigen 
sich zunächst zwei auf rein praktische Bedür&isse berechnete Werke, 
y. Mark: Die Staatsanwaltschaft bei den Land- und Amtsgerichten in 
Preussen (1884) ist von Wert üs eine zur Zeit des Erscheinens voll- 
ständige Sammlung der für die Staatsanwälte massgebenden Vorschriften 
mit Anleitung zu Verfügungen (IV 344). Dugend: Der Geschäfts- 
kreis und die Staatsanwaltschaft bei dem LG. in Preussen (1884) ist 
eine hauptsächlich auf die Einführung junger Juristen in den prak- 
tischen Dienst berechnete kurze systematische Darstellung (III 453). 
Wissenschaftliches Interesse kann die Darstellung von H. Tinsch: Die 
Staatsanwaltschaft im deutschen Beichsprozess-H. (1883) in Anspruch 
nehmen, welcher die Anklagebehörde in ihren Beziehungen zu den Prinzipien 
des Strafprozesses betrachtet und mit den Erörterungen über das geltende 
E. ein Kritik desselben sowie Beform vorschlage verbindet (HI 201). 

Eine systematische Darstellung der Dienstverhältnisse und Dienst- 
geschäfte der Gerichtsschreiber giebt P. Magunna: Der Preussische 
Gferichtsschreiber (1888) auf Grund der Gesetze und Ausf&hrungs* 
bestimmungen, deren Inhalt meist in einer Umschreibung mitgeteilt wird. 

Neben zwei Quellensammlungen von Walter: Sammlung der das 
GrerichtsvoUzieheramt in Preussen betr. GG. (1883) und Schönfeld: 
Der Gerichtsvollzieher (1886) lenken die Aufmerksamkeit mehrere Ab- 
handlungen über die rechtliche Stellung des Gerichtsvollziehers auf sich, 
wobei die folgenden Auffassungen einander gegenübertreten. Nur als 
öffentlichen Beamten wollen den (Gerichtsvollzieher behandeln: Hell- 
mann in den Blättern f. Rechtsanw. Bd. 53 S. 273: v. Schrutka- 
Rechtens tamm in Grünhuts Zeitschrift Bd. 16 S. 673 u. Zeitscfar. f. 
GerichtsvoUz. Bd. 2 S. 130, 131; Walter, Schulz, Voss u. Schön- 
feld ebenda Bd. 4 S. 42, 53, Bd. 5 S. 82, Bd. 6 S. 100. Als Staats- 
beamten und Mandatar betrachten ihn: Jastrow im Arch. f. c. P. 
Bd. 68 S. 358; Dunkhase ebenda Bd. 77 S. 100; Frantz in den 
Abhandl. zur Lehre von der Executionsintervention (1889) und Eurtz 
in der Zeitschr. f. GerichtsvoUz. Bd. 5 S. 173. Nach v. Welck, 
Gruchots Beiträge Bd. 36 S. 497, ist der Gerichtsvollzieher bevoll- 
mächtigter Vertreter des Gläubigers und steht in einem auftragähn- 
liehen Verhältnis. Endlich Lenz bezeichnet ihn im österr. CSentralbl: 
f. jur. Praxis Bd. 10 S. 65 als Beamten, Mandatar des Gläubigers und 
Vertreter des Schuldners. 
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EiDe der Rechtshilfe innerhalb des deutschen Reichs gewidmete 
Arbeit haben wir nicht zu verzeichnen. Die Rechtshilfe an das Aus- 
land ist weder Gregenstand des GVG. noch der PrOO. Es kann hier nur 
auf F. Böhm: Handbuch des Rechtshilfeyerfahrens im deutschen Reich 
und gegenüber dem Auslande (2 Teile mit Ergänzungsheft 1886 — 1889) 
verwiesen werden, worin die Bestimmungen der Reichsjustizgesetze über 
die Behandlung der Ausländer sowie der Stoff der internationalen Ver- 
träge systematisch verarbeitet sind (VI 76, VII 368, IX 285). 

Bei der Öffentlichkeit zeigt sich recht deutlich, wie die Litteratur 
den Anregungen der Praxis und dem Zuge der Ggbg. folgt. Der 
Entw. zum RG. v. 5. April 1888 betr. die unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit stattfindenden Gerichtsverhandlungen hat viele Kritiken 
hervorgerufen. Am ausführlichsten ist diejenige von Jastrow in 
Schmollers Jahrb. N. F. Bd. 10 S. 1109, welcher sich ablehnend gegen 
den Entw. verhielt. E. Friedmann: Die Öffentlichkeit der Gerichts- 
verhandlungen 1887 und Eleinfeller im Gerichtssaal Bd. 39 S. 417 
fässten zugleich den Grundsatz der Öffentlichkeit selbst mit seinen 
Vorzügen und Nachteilen näher ins Auge (VII 24). Der letztere hat 
auch einen ausführlichen Kommentar zu dem erwähnten G. in Bezold, 
Ggbg. des deutschen Reichs Teil III, Bd. 5 veröffentlicht (VIII 189). 
Femer erschien ein kleiner Kommentar von Klemm (1888). 

Durch Delius: Die sitzungspolizeilichen Befugnisse der Behörden, 
insbesondere der Gerichte und Verwaltungsger. (1893; XII 327) hat der 
übrige Inhalt des 14.Tit. d. GVG. eine erschöpfende Darstellung erhalten. 
Über die rechtliche Natur der Ordnungsstrafen wurde von Preger im 
Arch. £ öff. R. Bd. 7 S. 365 die Theorie aufgestellt, dass diese Strafen 
Gegenstand eines autonomen StrR. der Gerichte seien, wogegen 
Friedländer im Gerichtssaal, Bd. 46 S. 417, alle wegen Ver- 
letzung der Dingpflicht eintretenden Ordnungsstrafen als kriminelle 
Strafen bezeichnet, auf welche das StGB, anzuwenden sei. 

Zur Reform des GVG. ist im Jahre 1893 die Frage einer Aus- 
dehnung der amtsgerichtlichen Zuständigkeit auf alle vermögensrecht- 
lichen Streitigkeiten bis zu 500 Mark Streitwert aufgeworfen worden. 
Gegen die Zweckmässigkeit dieser Massregel haben sich v. Wil- 
mowski u. Heinitz in den Bl. f. Rechtspflege im Bezirk des Kammer- 
gerichts Bd. 4 S. 18, sowie Jastrow in der Z. f. ZP., Bd. 18 S. 802 
erklärt Dagegen befürwortet die Änderung: Witting in Gruchots 
Beitr« Bd. 38 S. 41. Für und gegen das Laienelement in der Rechts- 
pflege sind zahlreiche, teils nur ganz kurze und gelegentliche Meinungs- 
äusserungen zu verzeichnen (vgl. das Generalreg. zu Bd. 1 — 12 d. Z. 
f. d. gesamte StrRW.). Besonders hervorzuheben ist die Verurteilung 
der Schwurgerichte durch den Verf. der Abh. über die Verbrecher- 
welt in Berlin in einem besonderen Aufsatze in der Z. f. d. ges. StrRW. 
Bd. 7 S. 1; dagegen nimmt Munckel in der Nation Bd. 3 S. 70di 
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Bd. 4 S. 109 und Friedmaniif Über die Schwurgerichte (1887) diese 
Einrichtniig in Schntz. Auch der 18. deutsche Juristentag (Verk. Bd. 1, 
S. 187, 254; Bd. 2, S. 252) hat sich mit dieser Frage befasst; beide 
Gutachten (Eiben u. Olshausen) verwerfen die Schwurgerichte, 
Eiben auch die Schöffengerichte, w&hrend Olshausen in Berag auf 
diese nur eine Beform verlangt; auch bei den Verhandlungen fanden 
die Schöffengerichte mehr Freunde als die Schwurgerichte. Den Geg> 
nem der Schwurgerichte hat sich endlich Pfizer in den Deutschen 
Zeit- u. Streitfragen, Hefb 41/2: Über R. u. Willkör im deutschen 
StrPr. (1888) angeschlossen; dieser verlangt zugleich die Beseitigung 
der Staatsanwaltschaft und will die Vertretung der Anklage einem 
aus der Mitte der Gerichtsmitglieder bestellten öffentlichen Ankl&ger 
übertragen wissen. 

Ebenso ist H. Ortloff in zwei neueren Werken: Staats- und 
Gesellschaftsvertretung im Strafverfahren (1892) und Das Vorverfahren 
des deutschen StrPr. (1893) für die Aufhebung der Staatsanwaltschaft 
in ihrer jetzigen Gestalt aufgetreten. Er fordert die Einrichtung einer 
«öffentlichen Anwaltschaft '^f in welcher das Anklage- und Verteidigungs- 
amt, unbeschadet der Wahrnehmung beider Funktionen durch verschie- 
dene, von einander unabhängige Personen, zu vereinigen sei (XII 422, 
Xm 28). 

11. Die Zivilprozessordnung mit den Nebengesetzen. 

Innerhalb der ausschliesslich auf geschichtlichem Boden stehenden 
Litteratur müssen wir mit Bücksicht auf den Gegenstand an erster 
Stelle das Buch von A. S. Schnitze: Priv.B. und Prozess in ihrer 
Wechselbeziehung 1. Teil 1883 nennen. Verf. will die Grundlinien 
einer geschichtlichen Auffassung des heutigen ZivPrB. zeichnen und 
zugleich einen Beitrag zur Lehre von den Bechtsquellen, insbesondere 
zur Lehre vom Gewohnheits-B. geben. Die prozessgeschichtliche Dar- 
stellung ist ihm nur Mittel zu dem Zweck, seine Behauptung zu be- 
weisen, dass Wesen und Inhalt des ZivPr. einer bestimmten Zeit Ton 
der gleichzeitigen Gestaltung des PrivB. abhftngig sind, dass weder das 
deutsche Mittelalter noch die Zeit des römischen Formularprozesses 
eine allgemein verbindliche PrivBO. besass, und dass das PrivB. inner- 
halb dieser Zeiträume für die Deutschen erst durch das Urteil, für die 
Bömer durch die formula erzeugt wurde. Schnitze betrachtet daher 
das germanische Gerichtsurteil, die Bechtsprechung dei' Oberhöfe, die 
Aktenversendung an die Juristenfakultäten und den römischen Forum- 
larprozess, um schliesslich beide Prozesssysteme miteinander zu ver- 
gleichen (III 183). 

M. Wlassak: Römische Prozessgesetze (2 Bde. 1888, 1891) 
untersucht die Bedeutung der lex Aebutia und der zwei leges Juliae 
für die Entwicklung des Formularverfahrens. Er erkLftrt alle 3 (jKx. 
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als Gerichtsordnnngen znr Yerdrängang der Legisaktionen und Neu- 
regelung des legitimen Verfahrens, welches begründet wurde durch 
litis contestatio unter Bürgern in der Stadt Rom oder der 1. Bnnn- 
meile und mit einer Formel, durch die ein Einzelrichter aus der Bürger- 
schaft berufen wurde (VU 378, XI 212). 

0. Opet: Geschichte der Prozesseinleitungsformen im ordentlichen 
deutschen Rechtsgang L Abt. Die Zeit der Volksrechte (1891) ninmit 
vier Formen der Prozesseinleitung an, in deren Verwendung jedoch 
die Volksrechte nicht übereinstimmen: freiwilliges Erscheinen der Par- 
teien, mallatio (Klage in der Gerichtsversanmilung), mannitio (Partei- 
ladung) und bannitio (obrigkeitliche Ladung X 249). H. Horten: Die 
Personalexekution in Geschichte und Dogma; I. Abt Ausserdeutsche 
Grundlagen; I. Buch: Franken (1893) will nachweisen, dass die Zwangs- 
vollstreckung sich aus der prinzipiellen Personalexekution allmählich 
zur SachenzwangSYoUstreckung entwickelt hat und zeigt, dass die 
Kapitularien diesen Übergang yermittelten, indem sie den Personal- 
zwang hinter die Güterfronung zurückdrängten (XII 416). Ende- 
mann giebt Z. f. ZivPr. Bd. 15 S. 177 eine Übersicht über den 
ZivPr. nach der kanonistischen Lehre auf dem Höhepunkte der Entwick- 
lung. A. Skedl: Die Nichtigkeitsklage in ihrer geschichtlichen Ent- 
wicklung (1886) verfolgt die Geschichte dieses Rechtsinstituts, dessen 
Wurzeln er im langobardischen R. und den italienischen Stadt-RR. 
nachweist, bis zum J.R.A., welcher die Entwicklung abschloss (VI 263). 
Auf dem Gebiete des Prozess-R. zeigt sich, dass die ursprüng- 
lichste Form der litterarischen Arbeit, der Kommentar, mit der längeren 
Anwendung des Gesetzes keineswegs an Bedeutung verloren sondern ge- 
wonnen hat. Zwar sind von der Masse der in den ersten Jahren aufbauchenden 
Kommentare nur drei: L. Seuffert, Struckmann-Koch und Wil- 
mowski-Levj fortwährend in neuen Aufl. erschienen, so dass sie 
jetzt alle in 6. Aufl. vorliegen, Seuffert u. Wilmowski-LeTy in 7. A. 
(XV 44). Aber zu diesen drei Werken, welche in gleichem Masse nach 
vollständiger Berücksichtigung der Praxis und Litteratur streben, sind 
neue Kommentare hinzugetreten: A. Förster (2 Bde. 1886, 1888), 
welcher sich vorzugsweise die Berücksichtigung des preuss. allg. LR. 
zum Ziele gesetzt hat; eine 2. Aufl. von L. Gaupps Kommentar, 
(2 Bde. 1892), welche an Gründlichkeit und Ausführlichkeit die an- 
deren Werke übertrifft und welche sich so sehr von der 1. Aufl. 
unterscheidet, dass sie als neues unternehmen betrachtet werden muss 
(XII 120); rasch hat sich der weniger umfangreiche Konunentar von 
0. Beincke eingebürgert (2. Aufl. 1890—1893 XIII 21).*) 



*) Zu Petersen: CPO. sind 1894 u. 1895 die zwei ersten Lfrgen. der 
3. A. erschienen, welche wie bei Gfaupp die 2. A. eine vollständige Neu- 
bearbeitnng su werden verspricht. 
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Auch die systematische Bear bei tnng ist nicht zurückgeblieben. 
Die Armut in dieser Beziehung, welche Sjdow im früheren Berichte 
(GBL m S. 38) mit der Natur der Verhältnisse zu erklSren suchte, 
ist Terschwunden. Leider sind gerade die zwei bedeutendsten Ar- 
beiten noch unvollendet. Der Vollendung geht entgegen das Lehr- 
buch von y. Planck (Bd. I 1887, Bd. 11, 1, 1891); von dem grossen 
Handbuch des deutschen ZFB. von A. Wach ist nur der 1. Bd. (1885) 
erschienen. Plancks Lehrbuch benützt die liebevolle Behandlung 
aller wichtigen Einzelheiten des geltenden B., um die grundlegenden 
Sätze ins Licht zu setzen und führt in bisher nicht erreichter Weise 
den Zusammenhang der Haupts&tze des heutigen B. mit der Greschichte 
Yor Augen (VI 446). In (}emftssheit des Planes der Binding'schen 
Sammlung, welcher das Wach'sche Handbuch angehört, tritt hier 
die Bechtsgeschichte bis auf gelegentliche Bemerkungen zurück, wo- 
gegen das geltende E. eine an monographische Ausführlichkeit grenzende 
Darstellung erfährt (V 170), Zunächst ist noch ein unvollendetes in 
Lieferungen nur sehr langsam fortschreitendes Lehrbuch von A. Engel - 
mann: Der ZP.; Geschichte u. System (1889 — 1895) zu nennen, 
dessen 1. Bd. als Allgem. Teil die Lehren des ZP. losgelöst vom posi- 
tiven B. darstellt, während der 2. Bd. über die Geschichte des ZP. 
(1. Heft: das mittelalterl. deutsche B., 2. Heft: der röm. ZP., 3. Heft: 
der roman.-kanon. und gemeine Prozess bis 1879), hauptsächlich nach 
den Ergebnissen fremder Forschung berichtet (VIH 246, X 109). Da- 
neben stehen vier fertige Werke, welche verschiedene Zwecke verfolgen. 
H. Fitting hat sein Lehrbuch des Beichszivilprozesses in 7. A. (1890; 
die 8. Aufl. 1893 ist unveränderter Abdruck der 7.) vollständig um- 
gearbeitet und bedeutend erweitert, so dass es dem Anfänger als erste 
Einführung in die Prozessrechtswissenschaft gute Dienste leisten kann 
(IX 453). F. He 11 mann veröffentlichte 1886 ein «Lehrbuch des 
deutschen ZPB* für den akademischen und praktischen Gebrauch.* Der 
Verf. setzte sich wohl um des letzteren Zweckes willen mit den in der 
Litteratur hervorgetretenen Ansichten über alle wichtigen Fragen aus- 
einander (V 286). Nur für die Praxis berechnet ist F. Bintelen: 
Der ZivPr.; systematisch bearbeitet für die ordentlichen Gerichte des 
preussischen Staats und für das Reichsgericht auf Grund der Beichs- 
Ggbg. und der preuss. Landes-Ggbg. , sowie der Vorschriften der 
preuss. Landesjustizverwaltung (1891). B. will nicht «die sog. Schnl- 
begriffe* auseinandersetzen, sondern zeigen, welche Auslegung das G. 
durch die Bechtsprechung des Bg. erhalten hat und welche Sätze des LB. 
der preussische Jurist in Verbindung mit den Prozess-B. anzuwenden 
(X 347) hat. Ebenfalls nur für Praktiker und zwar für die Anfänger 
in der Praxis bestimmt ist Willenbücher: Grundriss des Prozesses 
und Zwangsvollstreckungsverfahrens nach der deutschen ZPO. mit Bei- 
spielen (1889); das Buch soll den Gang des Verfahrens veranschau- 
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liehen und beginnt deshalb mit der Vorbereitung der mündlichen Ver- 
handlung. 

Besonders reich ist die Litteratur an sonstigen Hilfsmitteln zum 
Studium. Der systematische Teil der Enzyklopädie der BW. you 
Y. Holtzendorff (5. A. 1890) enthält in dem das öffentliche B. be- 
handelnden IV. Abschnitt S. 767 eine kurze Darstellung des ZPE. 
von y. Bar, welche ihrem Zwecke nach zwar nicht ein Lehrbuch er- 
setzen kann, aber geeignet ist, dem Anflüiger nach ordnungsmässigem 
Studium einen lichtyollen Bückblick aof die Hauptlehren der Prozess- 
BW. zu erö&en (Sonderabdruck mit ausführlichen Begister 1890). 
Ganz anderer Art ist E. Birkmeyer, Grundriss und Materialien zur 
Vorlesung über den ordentlichen Ziy.-Pr. (I. Einleitung und Allgemeiner 
Teil 1886). Der Omndrisseigenschaft entspricht die yielfach durch 
Bezeichnung der Unterabschnitte der Paragraphen ins Einzelne gehende 
Mitteilung des Systems, sowie die an das System sich anschliessenden 
Litteraturangaben, dem Zwecke der Materialsammlung dient der Voll- 
stftndigkeit anstrebende Beichtum dieser Litteraturangaben sowie um- 
fangreiche, den Wortlaut wiedergebende Auszüge aus den Vorarbeiten 
zur ZPO. und aus der älteren wie neueren Litteratur. 

Um die Vorlesimg sowie das Selbststudium durch Anschauung yon 
dem Inhalte der Aktenstücke zu unterstützen, haben B. Schmidt und 
F. Stein: Aktenstücke z. Einführung in das Proz.-B. (1890 2. A. 1895,. 
IX 366, XIV 389) herausgegeben, woyon Stein den Ziv.Pr. in 2 Hftn. 
bearbeitet hat; in Fussnoten sind die in Betracht kommenden Gesetzes- 
stellen angegeben. Eine systematische Anleitung für den jungen Pi*ak- 
tiker zur Verwertung des theoretischen StofiGs im Prozess giebt H. Meyer:. 
Anleitung zur Prozesspraxis (3. A. 1893) durch Vorführung des Ganges 
mehrerer Prozesse mit erläuternden Bemerkungen zu den einzelnen Akten- 
stücken und Parteiyorträgen (XII 329). Ein ähnliches Werk mit beschränk- 
terem Zweck ist Dauben speck: Beferat, Votum und Urteil (S.A. 1894, 
XIV 21). Das Ziel der Verbindung von praktischen Übungen mit Ver-^ 
anschauHchung des Akteninhalts yerfolgte Oetker durch Herausgabe 
seiner: BechtslUlle für praktisch -prozessuale Übungen nach Gerichts- und 
Anwaltsakten bearbeitet; als Manuskript gedruckt (I.Teil: Ziy.-Pr.1886).. 
Die Akten sollen stückweise dem Studierenden in die Hand gegeben 
werden mit der Aufgabe, das jeweils zunächst yeranlasste Aktenstück 
auszuarbeiten. Auch E. Hellwig: Ziyilprozesspraktikum zum Gebrauche- 
bei zivilprozessualen u. konkursrechtlichen Übungen (1888) beabsichtigt 
die Teilnehmer an den prozessrechtlichen Übungen zur Ausarbeitung 
yon Schriftsätzen und Entscheidungen anzuleiten (VIII 72). 

Die übrigen Aufgabensammlungen dagegen verfolgen das Ziel 
praktischer Übung auf dem Wege der Aufstellung von prozessualen 
Thatbeständen, auf welche der Anfänger das G. anzuwenden hat, so 
dass lediglich die Unterordnung der Thatsachen unter das G. und die 
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Begründung dieser Gesetzesanwendung geübt wird; man geht hierbei 
offenbar davon aas, dass nach Aufnahme des theoretischen Stoffes zu- 
nächst diese Übung in der Beurteilung prozessualer Thatsachen ge- 
wonnen werden muss und dass die Handhabung der prozessualen For- 
men erst auf einer 8. Stufe der Ausbildung zu erlernen ist, welche 
der Yorbereitungsprazis vorbehalten bleibt So L. Jakobi: 2. Abt.: 
ZivPr. (1888, Vm 247). M. Hachenburg: Rechtsfälle des Ziv.Pr. 
zu Unterrichtszwecken bearbeitet (1890, IX 365); L. Lass: Zivilprozess- 
praktikum (1891). J. Köhler: Zivilprozessualische Bechtsaufgaben mit 
Einschluss des Konkurs-R. (2. A. 1892, XII 24); K. Schuck: Zivil- 
prozesspraktikum zum Selbststudium sowie zum Lehrgebrauch bei den 
Gerichten (1892, XI 324); A. Schnitze: Zivilprozessrechtsfölle ohne 
Entscheidungen zum akademischen Gebrauch (1891, XI 226); endlich 
die erstmals 1885 für die Jahre 1880 — 1884, dann jährlich veröffent- 
lichten Staatskonkursaufgaben für den höheren Justiz- und Verwaltungs- 
dienst in Bayern. Ausschliesslich praktische Zwecke verfolgt B.Auer- 
bach mit einer Sammlung von Prozessformularen für Rechtsanwälte (1893). 
Zu den Sammelwerken übergehend erwähnen wir zunächst: Die 
gesamten Materialien zur RAO. vom 1. Juli 1878 herausgegeben von 
M. Siegel (1883, U 260); diese Sammlung ist nach dem Muster der be- 
kannten Ausgabe der Materialien zu den Reichsjustizgesetzen (C. Hahn) ge- 
arbeitet. Den Spruchsammlungen ist seit 1886 Bolze: Praxis des Bg. 
in Zivilsachen (bis jetzt 19 Bde). neu hinzugetreten; der Herausgeber 
will aUe Entscheidungen des Rg. in Zivilsachen sammeln, kann aber 
natürlich nur die Ergebnisse, nicht die Gründe veröffentlichen (V 224). 
Die Rechtsprechung zum GKG. wird durch zwei Sammlungen vertreten: 
Entscheidungen der deutschen Gerichte zum RGEG. (Mecklenburgische 
Zeitschr. f. Rechtspflege. Bd. 111. 1883) und Mook: Sammlung von 
Entscheidungen höherer Gerichte aus dem Gebiete des RGEG. mit Bei- 
spielen und Anmerkungen (1886). Die Sammlung von Th. Hergen- 
hahn: Rspr. der höheren u. höchsten deutschen Gerichtshöfe überPro- 
zessbevoilmächtigte u. Rechtsanwälte herausgeg. v. 0. Eccius, 2 Bde. 
1894 (Xm 377, XIV 218, 307) erstreckt sich über das Gebiet der 
ZPO, RAO. und der GO. f. RA. In der von den Mitgliedern des 
Reichsgerichts herausgegebenen Sammlung von EE. (34 Bde.) erschien 1893 
^in von Specht bearbeitetes Generalregister zu Bd. 1 — 30, wodurch 
zugleich die älteren Register zu Bd. 1 — 10 und 11 — 20 ersetzt wurden. 
Während dieses Werk nur Register mit alphabetischer und syste- 
matischer Anordnung des Stoffes ist, suchen andere Repertorien zugleich 
den Inhalt der EE. wiederzugeben. Das älteste und bekannteste Werk 
dieser Art ist von 0. Fuchsberger: die EE. des ROHG. und des 
RG. 7. Teil, ZPO., enthaltend die EE. bis 1889 mit einem Ergänzungs- 
band für die Jahre 1889—1893. An M. Scherer: Die EE. des Bg. 
und des bayr. obersten LG. zur ZPO. nach der Reihenfolge der Para- 



Digitized by LjOOQ IC 



189] Zivilprozessordnung. H 

graphen geordnet (1892, Xu 19) schliesst sich wie eine Fortsetzung das 
zum periodischen Erscheinen bestimmte Jahrbuch der neuesten Recht- 
sprechung zur ZPO. und zum GVG. unter Berücksichtigung desKosten- 
wesens, der neuesten Litteratur und RGgbg., herausgeg. von Freu- 
denthal (1.— 3. Jahrg. 1893—1895. Xn 417). 

Kritische Besprechungen yon gerichtlichen EE. finden sich zahl- 
reich in der Z. f. ZP., welche EE. 1. u. 2.r Instanz sammelt. Weiter ent- 
halten die Bechtsfölle aus der Praxis des Beichszivilprozesses mit wissen- 
schaftlichen Ausarbeitungen yon Birkmeyer (1883, 11 431) kritische 
Beiträge zur Lehre Tom Versäumnisurteil, zur Auslegung des g 94 
und zum Begriff der Verhandlung. 0. Bahr: Urteile des Bg. mit Be- 
sprechungen (1883, 11391) enthalt zwei Beiträge ziyilprozessrechtlichen 
Inhalts, welche die Feststellungsklage und den ürteilsthatbestand be- 
treffen. C. Bocholl: Bechtsfälle aus der Praxis des Rg. (L 1883, 
II. 1885) bespricht Urteile über die Abweisung angebrachtermassen, 
über die Anfechtung yon Zahlungen und simulierten Geschäften, über 
Bedeutung, Inhalt und Form des Urteilsthatbestandes, endlich über die 
Feststellungsklage. 

Yon den ZZ. haben zu erscheinen aufgehört: Bödikers Magazin 
für das deutsche R. der Gegenwart (8 Bde.), das Württembergische 
Archiy f. R u. Rechtsyerwaltung und das Württembergische Gerichts- 
blatt. Dagegen sind seit 1883 folgende neue ZZ. ins Leben und in 
den Dienst des ZPR. getreten. 1. Z. f. Gerichtsyollzieher (Jahrg. 1—8, 
herausgeg. yon deutschen Rechtsgelehrten und Fachmännern), welche 
seit dem 8. Jahrg. (1894) unter dem Titel Z. über YoUstreckungs-R. 
und Zustellungswesen erscheint, herausgegeben yon H. Walter; 
2. Sächsisches Archiy f. bürgerliches R. u. Prozess, herausgegeben yon 
St. Hoffmann u. F. Wulfert (Jahrg. 1—4); 3. Jahrbücher der 
Württembergischen Rechtspflege, herausgeg. yon Mitgliedern des OLG. 
Stuttgart (Jahrg. 1 — 5); 4. Mitteilungen aus der Rechtspflege im Ge- 
biete des yormaligen Churfürstentums Hessen, begründet yon Yier- 
haus und Theo bald, seit dem 3. Bde. herausgeg. yon Fritze; 
5. Z. f. internationales Priy.- und Str.R., herausgeg. yon Ferd. Böhm 
(Jahrg. 1 — 4); einzelne Beiträge zum ZPR. enthält auch 6. das Archiy 
f. bürgerliches R., herausgeg. yon Köhler und Ring (Jahrg. 1 — 9), 
sowie das Verwaltungsarchiy, Z. f. Yerwaltungs-R. und Yerwaltungs- 
gerichtsbarkeit, herausgeg. yon Schultzenstein u. Keil (Jahrg. 1 — 3); 
«ndlich die Juristische Monatsschrift yon Becher (Jahrg. 1 — 3). Zur 
Charakteristik der alteren ZZ. muss heryorgehoben werden, dass als 
Zentralorgan die yon Busch begründete Z. für deutschen ZP., heraus- 
geg. yon Yierhaus und Schultzenstein (20 Bde.) zu betrachten 
ist, da hier neben der Yeröffentlichung yon Abhandlungen, Kritiken 
und EE. auch fortlaufende Übersichten über die das ZPR. berührende 
Ogbg. und Jahresberichte über die gesamte Litteratur des deutseben 
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ZP.- nud Eonknrs-B. yeröffeutlicht werden. Von den übrigen ZZ. 
widmen sich in hervorragender Weise dem ZP. : Gmchot« Beiträge zur 
Erlänterong des deutschen B., herausgeg. von Bassow, Eüntzeln. 
Eccius (38 Bde.) und das Archiv für die zivilistische Praxis, heraus 
geg. von 4 Professoren der Tübinger Juristenfakultät, Bülow u. v. 
Kohlhaas (83 Bde.). Erstere Z., durchschnittlich zur Hälfte zivil- 
prozessrechtl. Inhalts, bringt neben Beiträgen zum Beichs-B. eingehende 
Erörterungen über das preussische K der Zwangsvollstreckung in das 
unbewegliche Vermögen, Litteraturbesprechungen und, besonders im 
Beilageheft, viele Mitteilungen aus der Praxis des Beichsgerichts. Das 
zuletztgenannte Archiv enthält nur Abhandlungen und zwar neben 
grundlegenden Untersuchungen (von Bülow vgl. CBl. III 37, 40 fF.) 
viele kleinere Beiträge von unmittelbar praktischem Interesse; der 
70. Bd. brachte auch eine kritische Betrachtung über die litteratur 
der Jahre 1884, 1885. 

Unter den Abh. über einzelne Gegenstände desZPB. brauchen 
gesammelten Beiträge von J. Kohler 1894 (XIV 94) hier nur genannt 
zu werden, weil die wichtigeren Abh. K.s am geeigneten Ort Erwäh- 
nung finden. Wir stellen zwei Erörterungen über die Methode an die 
Spitze. V. Planck: Festrede über die historische Methode auf dem Ge- 
biete des deutschen ZPB., (1889) verbreitet sich über die Entwicklung 
der historischen Methode und verlangt schliesslich mit Eichhorn gegen 
Bethmann -Hollweg, dass die Forschung nicht vom römischen, son- 
dern vom germanischen B. ausgehe. Kohl er empfiehlt Z. f. ZP. Bd. 
10 S. 194 die rechtsvergleichende Methode als Schutz gegen die Gre- 
fahren des Klebens am Buchstaben, der Verwechselung der Bechtswissen- 
schafb mit Gesetzeswissenschaft und emer unfruchtbaren Begriffsgym- 
nastik. Sein Versprechen, selbst Darstellungen aus dem ZPO. anderer 
Kulturländer zu veröffentlichen, hat Kohle r mit der Herausgabe seiner 
prozessrechtlichen Forschungen (1889) eingelöst; diese haben zum Gegen- 
stande das Gontumacialverfahren, den Feststellungsanspruch, prozessuale 
Exhibition, Gewerbegeheimnis , gemischte Einreden und verschiedene 
ausserordentliche Prozessarten (JX 23). 

Die Grenzgebiete des Priv.- und Prozess-B. haben umfangreiche 
Bearbeitungen gefunden, jedoch meistens ohne neue Ergebnisse. A. 
Brinkmann: Die Begründung der Klagen des Beichs-B. und des ge- 
meinen B. nach der BZPO. (2 Bde. 1883) hat dem rein zivilrecht- 
lichen Hauptinhalt« seines Buches einen allgemeinen Teil vorausge- 
schickt, worin ausser den mit der Klagebegründung zusammenhängenden 
Prozessrechtssätzen auch die Lehre von der Zuständigkeit der Gerichte 
behandelt wird; die einzelnen Behauptungen verraten viel&u)h einen, jetzt 
wenigstens, überwundenen Standpunkt (III 244). W. Kroll: Klage u. 
Einrede nach deutschem B. auf Grundlage der BGG. unter Berücksich- 
tigung des gemeinen B. und der wichtigsten Partikular-BB. dargestellt 
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(1888) enthält manche rein prozessuale Erörterung, z. B. über Justiz- 
hoheit, Kompetenzkonflikte, Urteil. C. Bein hold: Die Lehre yom Klag- 
grunde, den Einreden und der Beweislast mit besonderer Bücksicht auf 
die BZPO. und den Entw. eines neuen bürgerlichen Gesetzbuchs f. d. 
deutsche Beich (1888) bietet eine umfassende Darstellung der Lehre 
von der Beweislast; ohne ein neues Grundprinzip aufzustellen, geht er 
davon aus, dass die Beweislast durch die Behauptungslast bestimmt 
wird und teilt die Thatsachen in rechtserzeugende, rechtshindernde, 
rechtsvernichtende, rechtserweitemde, rechtsbeschränkende und keimzer- 
störende ein (Vin 149). Dagegen hat Eitting in einer Untersuchung 
über die Grundlagen der Beweislast (1888, Z. f. ZP. Bd. 13) einen 
neuen Satz aufgestellt: Beweislast ist das praktische Literesse an der 
Beschaffung des Beweises; hierdurch wird jedes Missverst&ndniss dar- 
über ausgeschlossen, dass nur die thatsächlichen Voraussetzungen einer 
Bechtswirkung, nicht auch die sonst noch zur zusammenhängenden Dar« 
Stellung gehörigen Umstände Gegenstand der Beweislast sind (IX 107). 
Betzinger: Die Beweislast (1894) vertritt mit ausführlicher Begrün- 
dung die Ansicht, dass die Frage nach der Beweislast nicht eine ma- 
teriellrechtliche, sondern eine prozessrechtliche sei. 

Den Zusammenhang zwischen der Methode (s. o.) und der Er- 
fassung des inneren Wesens der Bechtsinstitute (Construction) zeigt 
J. Köhler: Der Prozess als Bechtsverhältnis. Prolegomma zu einem 
System des Ziv.Pr. (1888). Vielfach unter Bezugnahme auf auslän- 
-dische Litteratur und Praxis entwickelt K. seine Theorie: der Prozess 
ist ein einheitliches Bechtsverhältnis unter den Parteien, nicht zwischen 
Parteien und Gericht; es wird begründet durch das Prozessrechts- 
geschäft der Klageerhebung und wird fortgeführt durch die Pro- 
zessakte der Parteien sowie des Grerichts; die Einleitung der Voll- 
streckung begründet ein von dem Prozessrechtsverhältsnis unabhängiges 
Bechtsverhältnis (VIII 21). Die Prolegomena werden ergänzt durch eine 
Abhandlung K.s über die Succession in das Prozessrechtsverhältnis (Z. f. 
Zivilproz. Bd. 12 S. 97; Vin 441) und durch eine am Schlüsse der 
Prolegomena erwähnte Arbeit K.8 über prozessualische Verträge und 
Kreationen (Gruchots Beitr. Bd. 31 S. 276, 481). K. versteht hier- 
unter die ausserhalb des Prozesses vorkommenden Verträge und ein- 
seitigen Bechtsakte, welche den Prozess beeinflussen, nämlich: Grerichts- 
standsvereinbarung und Aussschliessung einer Zuständigkeit oder einer 
Instanz (als unzulässig erklärt K. Verträge über den Ausschluss der 
1, Instanz), Schiedsvertrag (nicht Vergleich), Verträge über die Ord- 
nung des Verfahrens (ztQässig nur soweit die Parteien ein Wahlrecht 
haben), Thatsachen- und BeweisvertrSge (unzulässig), Verträge über 
den Ausschluss eines ausserordentlichen Verfahrens und der Ezecution, 
wobei K. den Auschluss des Urkundenprozesses für absolut unzulässig 
«rklärt, während er anderen Ausschlussverträgen wenigstens indirekte 
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Wirkung zugesteht. Kreationen können Zuständigkeit begründen dnrch 
Besümmnng des Zahltages im Wechsel, durch Statat (§19 ZPO.), 
durch Unterwerfung eines Ausl&nders unter die Gerichtsbarkeit des In- 
landes (Markenschutz- und Patentrecht), endlich durch testamentarische 
Bestellung eines Schiedsgerichts (YU 396, 461). 

Ein Seitenstück bildet J. Trutter: Prozessualische Rechtsgeschäft» 
(1890). Dieses Buch soll zur Aufklftrung über das geltende Recht 
beitragen, enthält aber vorwiegend spekulative Betrachtungen rechts- 
phUosophischen Inhalts. T. teilt die prozessualischen Rechtsgeschäfte 
ein in den Gerichtsstand betreffende, prozessuale Rechtsverhältnisse be- 
gründende, abändernde und beendende Rechtsgeschäfte; in zwei Ezcursen 
lehnt T. sowohl das publizistische Elagerecht als die Einlassungspflicht 
ab. Ähnlichen spekulativen Charakter hat die Schrift Trutters über 
Bona fides im Zivilprozess; ein Beitrag zur Lehre von der Herstellung 
der ürteüsgrundlage (1892). T. sucht hier nachzuweisen, daas die 
Herstellung der XJrteilsgrundlage jetzt wie früher durchweg an das 
Gebot der bona fides gebunden ist. Dem Gegenstande nach mit dieser 
Schrift verwandt, aber dem Inhalte nach grundverschieden sind die 
Arbeiten von F. Klein und K. Schneider. 

Klein: Die schuldhafte Parteihandlung (1885) entwickelt die 
Folgen der Prozesslüge nach römischem und Österreichischem R. so- 
wie den Begriff der Parteihandlung und verneint die Frage nach 
der Existenz von prozessualen Pflichten zur Vornahme der Parteihand- 
lungen. Schneider: Über richterliche Ermittelung und FeststeHung- 
des Sachverhalts im ZPr. (1888) leitet aus der ZPO. zunächst für den 
amtsgerichtlichen Prozess die rücksichtslose Herrschaft der unter- 
suchungsform ab und will, dass der Richter auch im Anwaltsprozess 
die Untersuchung energischer betreibe (YIII 146). 

Das Offizialverfahren im ZPr. hat Birkmeyer (1884 Z. f. ZPr. 
Bd. 7 S. 155, 375) zum Gegenstand einer umfassenden Abhandlung^ 
gemacht, die zeigt, inwieweit das Offizialprinzip hier als herrschendes auf- 
tritt; B. bezeichnet als das Herrschaftsgebiet dieses Grundsatzes neben 
den Ehe- und Entmündigungssachen alle jene Fälle, in denen dem 
Gericht eine Prüfung von Amtswegen obliegt; aus den in der ZPO., 
ausgesprochenen Rechtssätzen zieht B. femer die jenem Grundsatze 
entsprechenden Folgerungen (III 450). 

Die Untersuchungen von Bülow über die prozesshindemden Ein- 
reden und Prozessvoraussetzungen, über zivilprozessualische Fiktionen 
und Wahrheiten und über dispositives ZPR. haben Nessel zu Erörte- 
rungen über diese nämlichen Fragen angeregt. Seine prozessrecht- 
lichen Erörterungen (1886; Gruchots Beitr. Bd. 30 S. 44, 177) zeigen 
die Verwertung der Bülo waschen Ideen, denen Nessel zustimmt, be- 
sonders an praktischen Fällen. 

Die praktische Bewährung der ZPO. hat einen hauptsächlick 
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zwischen Bfthr und Wach geführten Streit veranlasst. B&hr hatte^ 
1885 in einer Abhandlung: Der deutsche Zivilprozess in praktischer 
Bethätignng (Jherings Jahrb. Bd. 23 S. 339) B,Txf Grund einzelner aus 
verschiedenen Teilen Deutschlands eingezogener Nachrichten behauptet^ 
die ZPO. behandle den Schriffcenwechsel zu nebensächlich, die einge- 
reichten Schriftsätze seien vielfach sehr mangelhaft, es fehle an ge- 
nügenden Yorkehrungen für die Benützung der Schriften durch das 
Gericht und der richterliche Thatbestand sei zur Feststellung des^ 
Farteivorbringens ungeeignet. Bfthr verlangte daher eine solidere 
schriftliche Gbnndlage für den Prozess und Beüreiung der Parteien von der 
Bevormundung, welche jetzt der Richter durch Aufstellung des ürteUs- 
thatbestandes übt (V 106; vgl. Silberschlag, der schon 1884 in der 
Erit. Y.J.Schr. Bd. 26. S. 726 denselben Vorschlag gemacht hatte). Diese 
Arbeit kritisierte Wach in der Schrift: Die ZPO. und die Praxis unter 
Benutzung des vom Preusdschen Justizminister am 31. Jan. 1882 er- 
statteten Berichts über den Stand der Justizverwaltung und Rechts- 
pflege in Preussen und nahm hierbei die Mündlichkeit in Schutz (V 325). 
Ebenso kam Francke in der Z. f. deutschen Zivilprozess Bd. 9 S. 508« 
zu dem Ergebnis, dass die Darstellung Bährs im wesentlichen unbe- 
gründet sei. Auch Henrici: Das deutsche Rg. (Jherings Jahrb. Bd. 24 
S. 1, V 285) wies die Angriffe Bfthrs zurück, der nun in Iherings Jahrb. 
Bd. 24 S. 329 mit: Noch ein Wort zum deutschen ZPr. (1886) re- 
plizierte und hierbei nicht blos die alten Angriffe auf die Mündlich- 
keit wiederholte, sondern auch auf die Mängel des Zustellungswesens 
sowie der Protokollierung im amtsgerichtlichen Prozess, ferner auf die 
für den Laien bestehende Schwierigkeit hinwies, den amtsgerichtlichen 
Prozess selbst durchzuführen, ohne an den Gefahren des eigenen Pro- 
zessbetriebs zu scheitern. Bahr erwiderte hier zugleich auf die Aus- 
führungen Jäckels in einem Vortrage in der Jurist. Grschaft. Berlin,, 
und worin dieser als Folge des Bähr'schen Standpunktes bezeichnet 
hatte: Die vollständige Beseitigung der Mündlichkeit, Wiedereinführung 
der Eventualmazime und Rückkehr zum Preussischen Prozess. Da 
Bahr die Richtigkeit dieser Folgerungen bestritt, veröffentlichte Jäckel 
seinen Vortrag in Gmchots Beitr. Bd. 30 S. 635 (VIT 28) und rechtfertigte^ 
seine Behauptungen noch eingehender ; femer betonte er, dass der Richter 
im Anwaltsprozess keineswegs auf sein Gedächtnis angewiesen sei, der 
richterliche Thatbestand also nicht der erforderlichen Grundlage ent- 
behre, und dass nicht das Gesetz die Schuld treffe, wenn die Anwälte 
ungenügende Schriftsätze einreichen oder wenn der Richter die Schrift- 
sätze nicht liest; endlich dass der Richter, wenn er nachlässig seia 
wolle, auch das Referat nachlässig behandeln könne, ein gutes Referat 
aber die mündliche Verhandlung töte, ungefähr gleichzeitig mit dem 
Erscheinen der zweiten Schrift Bährs erklärte Lippmann im Arch.. 
f. ziv. Prax. Bd. 70. S. 82 mit ausführlicher Begründung, was Bahr 
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als Orondfehler des Zivilprozesses erachte, seien nur die Eonseqnenzen 
des Mündlichkeitsprinzips, welches man nnr ganz oder gar nicht wollen 
•dürfe. Gegen Wach, Lippmann und Jacke 1 wenden sich zwei 
Abhandlungen von Eräwel in Jherings Jahrb. Bd. 24 S. 441 n. 
Bd. 25 S. 355, worin Verf. sich gegen das richterliche Referat und 
die Eventualmaxime erklärt, aber für die Beibehaltung des richterlichen 
Thatbestandes und für eine derartige Verbindung der Schriftlichkeit 
mit der Mündlichkeit eintritt, dass überflüssige Wiederholungen aus- 
geschlossen werden. Er verlangt daher: die in Schriftsätzen enthalte- 
nen Erklärungen sollen soweit massgebend sein, als sie nicht in der 
mündlichen Verhandlung abgeändert werden ; Vorsitzender und Referent 
sollen die Akten vor der Sitzung studieren; die Parteien müssen das- 
R. erhalten, zur Begründung von Rechtsmitteln die im Thatbestand 
ausgesprochene subjektive Auffassung des Prozesssioffes zu bekämpfen. 
Im Sommer 1886, bald nach dem Erscheinen der zweiten Schrift 
Bährs, veröffentlichte Weismann den von Wach mit einem Vor- 
worte versehenen Fragebogen zu einer, zivilprozessualischen Enqndte 
'<Z. f. ZPr. Bd. 10 S. 181). Dieser Fragebogen, welcher 10 Gruppen 
von Fragen über die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, Be- 
nutzung der Schriftsätze seitens des Gerichts, Vertagung, Verlauf der 
mündlichen Verhandlung, Durchführung des vorbereitenden schriftlichen 
Verfahrens und Benützung der hierüber errichteten Protokolle, Beweis- 
urkunden, Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme, Thatbestand, Wieder- 
eröffnung der Verhandlung aus Anlass der Urteilsberatung, endlich 
über den Zeitpunkt der Urteilsverkündung umfasste, wurde an alle 
LG. im deutschen Reiche versendet, um Zeugnisse über das bei den 
LG. in Übung befindliche Verfahren zu erlangen. Von 172 haben 101 
LG. geantwortet und im ganzen 194 Berichte eingereicht, über welche 
Wach im 11. Bd. der Z. f. ZPr. (Ergänzungsheft) berichtete. Diese 
Antworten erledigen insbesondere den Hauptangriffspunkt Bährs, den 
. angeblichen Mangel genügender Grundlagen für den Urteilsthatbestand 
^in einem der ZPO. günstigen Sinne. Andererseits wurde ziemlich all- 
gemein die Verschleppung der mündlichen Verhandlung, so¥rie die gans 
verschiedenartige Auffassung der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, 
festgestellt, welche beiden Grundsätze vielfach falsch gehandhabt wer- 
den. Gegen die Verschleppung empfiehlt Wach, abgesehen von der 
Anwendung des § 48 GEG., die gesetzliche Anordnung eines beson- 
deren Termins für Anwaltbestellung, Herstellung von G^wissheit da- 
rüber, ob die Sache kontradiktorisch wird und für ein^|^reinbaning 
über die Fristen für den Schriften Wechsel sowie über^M^j^sten 
Termin. Auch Bahr würdigte die Ergebnisse der ^ProzessenquSte des 
Prof. Dr. Wach* in einer besonderen Schrift (1888) und fasste sein 
Urteil dahin zusammen, dass nach dieser Enquete die gerügten Miss- 
. stände in weit grösseremMasse bestehen, als ursprünglich angenommen 
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worden war. Er rügte zugleich, dass man ans der Enquete nichts er- 
fahre über die Ausbildung der Beferendare, über die Schäden des 
Zustellungswesens, die Mängel der Vollstreckung, Willkür der AR., 
Berufungsverfahren, Zurückverweisung in die vorige Instanz und Kosten. 
Oegen diese Vorwürfe, sowie gegen die von Bahr aus den Enqudte- 
berichten gezogenen Schlussfolgerungen verteidigte sich Wach in einer 
Kritik der letzten Bährschen Schrift in der Z. f ZPr. Bd. 12 S. 172. 
In demselben Hefte dieser Z. (März 1888) «ist femer ein Auszug aus dem 
Immediatberichte des preuss. Justizministers über die Justizverwaltung 
und Beohtspflege v. 27. Okt. 1887 nebst dem hierauf ergangenen 
Allerhöchsten Erlass veröffentlicht. Dieser Bericht nimmt Bezug auf 
den früheren durch Wach benützten Bericht vom Jahre 1882, stellt 
einerseits die befriedigende Entwickelung des Gerichtsvollzieherwesens, 
andrerseits das bedrohliche Anwachsen der Zahl der Rechtsanwälte fest 
und bezeichnet das durch die ZPO. eingeführte Verfahren als eine auf 
wesentlich gesunden Grundlagen erbaute Schöpfung, berührt den oben 
dargestellten Streit und hebt besonders hervor, dass die ZPO. äusserst 
befruchtend auf die Wissenschaft gewirkt hat. 

Aus diesem Bericht nahm Bahr Veranlassung, neuerdings seinen 
Tadel über die ganze Neuorganisation des Justizwesens laut werden 
zu lassen durch einen zunächst in den Grenzboten, dann als Sonder- 
abdruck veröffentlichten Aufsatz: Die Justizorganisation von 1879 in 
ministerieller Beleuchtung (1889), worin nicht nur die alten Vorwürfe 
in neuer Form wiederholt werden, sondern weiter der amtsgerichtliche 
Prozess als ein wüstes Getriebe bezeichnet wird, welches der Willkür 
des Richters den denkbar grössten Spielraum lasse, das Gerichtsvoll- 
zieherinstitut aber die wenigst bewährte Errungenschaft des Jahres 1879 
genannt und dem ministeriellen Berichte bezüglich des Kostenwesens 
vollständige Verkennung der Lebeosverhältnisse vorgeworfen wird. 

Im November 1889 feierte die Redaktion der Z. f. ZPr. an der 
Spitze des 14. Bds. das zehnjährige Bestehen der ZPO. mit einem 
Jßückblick, welcher das G. trotz vielfacher Angriffe als im wesentlichen 
befriedigend darstellt. Ebenda S. 52 kommt Goldenring nochmals 
auf die Angriffe Bährs zurück und verwirft dessen Behauptung, dass 
die Einführung des mündlichen Prozesses ein Akt gesetzgeberischer 
Willkür gewesen sei; er will mit Jäckel (s. o.) die Einführung der 
Mündlichkeit als «das notwendige Ergebnis einer langsamen aber un- 
widerstehlichen Entwicklung*' betrachtet wissen. Goldenring schildert 
dann nach Feststellung des Wesens der Mündlichkeit hauptsächlich 
das rheinische Verfahren, wobei den Richtern die Akten vor der 
Sitzung nicht mitgeteilt werden und wegen Klarheit der Vorträge die 
Ausübung des Fragerechts kein Bedürfiiis sei; er sucht zu beweisen, 
dass dieses Verfahren trotz § 124 ZPO. allein dem G. entspreche. In 
nefuester Zeit hat auch Petersen in einer als Sonderabdruok aus den 
Jurist. LittentQrbenoht 1884-94. 15 
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Juristischen Blftttem 1892 erschienenen Abhandlung über mündliches 
und schriftliches Verfahren im ZPr. die Mündlichkeit und die deutsche 
ZPO. gegen Bahr in Schutz genommen; insbesondere erklftrt Peter- 
sen die Angriffe auf den Thatbestand für unberechtigt und übertrieben. 
Die Theorie des internationalen Prozess-B., welche neuerdings 
auch durch die oben erwähnte Z. von Böhm gepflegt wird, ist be- 
sonders durch die Werke L. y. Bar's vertreten: Theorie und Praxis des 
internationalen PriY.B. Bd. 2 8.357 (1889; IX 212) und Lehrbuch des 
internationalen Priv.- und Str.R. S. 168 (1892; XII 132). v. Bar nimmt 
den Satz zum Ausgangspunkt, dass das auf den Prozess anzuwendende 
B. stets das G. des Prozessgerichts ist, dass aber das Prozessgericht 
auch ausländisches Becht anzuwenden hat, wenn es nämlich die Gültig- 
keit einer Handlang des ausländischen Bichters prüft. Femer sieht 
y. Bar einen tiefgehenden unterschied zwischen der Stellung des 
zur Entscheidung berufenen Prozessgerichts und der Stellung dea 
Gerichtes, welches nur eine einzelne Bechtshilfehandlung yorzunehmen 
hat. Neben diesen Systemen ist eine Monographie yon Francke: Die 
Entscheidungen ausländischer Gerichte über bürgerliche Bechtsstreitig- 
keiten in ihrer Wirksamkeit nach deutschem Beichsrecht (Z. f. ZPr. 
Bd. 8 S. 1) zu erwähnen. F. behandelt zunächst die Vollstreckung 
ausländischer Urteile im Deutschen Beich auf Grund der g§ 660 ff. 
ZPO. und im Anschluss hieran die Frage der materiellen Bechtskrafb 
solcher Urteile in Deutschland. In dieser letzteren Beziehung tritt er 
für die einen Anspruch zuerkennenden Urteile der Ansicht des Bg. bei^ 
dass die §§ 660, 661 zugleich die Voraussetzungen bezeichnen, unter 
welchen sich eine Partei yor deutschen Gerichten auf die Bechtskraft 
ausländischer Urteile berufen kann; dagegen lässt er für die Bechts- 
kraft abweisender Urteile nur die Ziff. 1 u. 3 des § 661 als Voraus- 
setzungen gelten. Für die Vollstreckung und materielle Bechtskraft 
ausländischer Urteile in deutschen Eonsulargerichtsbezirken gilt das 
nämliche wie innerhalb des deutschen Beichs. Ziyilurteile endlich, 
welche in einem Gebiete des deutschen Beiches yor der Vereinigung- 
mit diesem erlassen worden waren, stellt F. den Urteilen gleich, welche 
unter der Herrschaft der ZPO. ergangen sind (IV 105). Mit der Bechts- 
kraft ausländischer Urteile befassen sich auch Weil: Geltendmachung 
der Eoupons der österr. Staatsbahnprioritäten im Auslande (1893 ; XII 232) 
und Bichard in der Z. f. internationales Priy- u. Str.B. Bd. 3 S. 10. 

Die übrigen litterarischen Erscheinungen, welche einen enger be- 
grenzten Stoff betreffen, sollen nun möglichst im Anschluss an da» 
System der ZPO. yorgeführt werden, so dass am geeigneten Orte 
auch die Schriften über solche Materien Berücksichtigung finden, 
welche in der ZPO. gar nicht oder nur zum Teil geregelt sind. 

0. Bittmann: der Wert des Streitgegenstandes (1891) giebt eine 
an die Bechtsprechung des Bg. und der OLGe. sich anlehnende systema- 
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tische Darstellnng der für die Ermittelung des Streitwertes massgeben- 
den Gnmdsätze wobei die Entscheidungen auszugsweise mitgeteüt sind. 

unter den Gerichtsständen erfuhren besonders derjenige des Er- 
f&Uungsortes und derjenige der Vereinbarung eingehende Untersuchung. 
Schier macht im Arch. f. civ. Prax. Bd. 70 S. 224 zunächst Be- 
merkungen über verschiedene Gerichtsstände, um dann hauptsächlich 
zu erörtern, welche Thatsachen Gegenstand der Eompetenzentscheidung 
sind, und wie bei Angehung des Gerichtsstandes des ErfcQlungsortes in 
Fällen der plus petitio zu entscheiden sei. E. nimmt hierbei an, dass 
der Richter die Zuständigkeit nach Massgabe der behaupteten, nicht 
der wirklich begründeten Ansprüche zu beurteilen habe, während die 
ausserhalb des Elagbegehrens stehenden Eompetenzgründe, wie Wohn- 
sitz, Aufenthaltsort, Vereinbarung, neben dem Elagbegehren zu prüfen 
seien. Diese Ansicht über den § 29 wird in Gruchots Beitr. Bd. 37 
S. 1 von Petersen zurückgewiesen, welcher mit Stein (s. u.) von 
dem Eläger den Beweis der Thatsachen fordert, die unter der Voraus- 
setzung des Bestehens des Anspruchs die Zuständigkeit begründen; im 
Falle des § 32 aber nur den logischen Nachweis verlangt, dass die 
Handlung eine unerlaubte war. 

Peter verfolgte in Gruchots Beitr. Bd. 24 S. 366 das Prinzip 
des forum contractus in der Geschichte bis zur ZPO., welche diesen 
Gerichtsstand für alle Verträge sowie für die quasikontraktlichen, zwi- 
schen Geschäftsherm und Verwalter entstehenden Verbindlichkeiten 
auf den Erfüllungsort, für die auf Messen und Märkten abgeschlosse- 
nen Handelsgeschäfte aber auf den Entstehungsort gründet Wester- 
burg untersucht ebenda Bd. 25 S. 42, welche reichs- und landes- 
rechtlichen Bestimmungen in Preussen für die Anwendung des § 29 in 
Betracht kommen. Ebenda Bd. 28 S. 406 betrachtet Stein den Ge- 
richtsstand der Obligation nach geltendem B.; er ordnet diesem Be- 
griffe unter die Gerichstsände des Erfüllungsortes, den der Mess- und 
Marktsachen, der Vermögensverwaltung, der unerlaubten Handlung, der 
Gebühren und Auslagen und prüft das forum contractus als Prozess- 
vorauBsetzung mit dem oben bezeichneten Ergebnis. 

Eine von der Universität München gestellte Preisfrage hat zu 
mehrfiBUsher Bearbeitung der früher besonders von Wach, Fitting 
und Birkmejer (DI, 44) erörterten Frage nach dem Prinzip des ge- 
willkürten Grerichtsstandes geführt. Während L. Menzinger: der 
Gerichtsstand der Vereinbarung nach röm .B. (1888) und K Adam: die 
zivilprozessuale Zuständigkeitsvereinbarung in geschichtlicher Entwick- 
lung (1888) nur die Geschichte des Gerichtsstandes darstellen (VIU 22), 
haben C. Dejbeck: Der Gerichtsstand der Vereinbarung in historischer 
und dogmatischer Darstellung (1888; VIII 23) sowie E. Eraus: Die 
Vereinbarung über die Zuständigkeit der Gerichte historisch-dogmatisch 
dargestellt (1888) mit der geschichtlichen Betrachtung die Beantwortung 

16* 



Digitized by LjOOQ IC 



20 Zivilprozessordnung. [198 

der Frage nach der Konstruktion des geltenden B. verbunden. Kraus 
kommt in seinem dogmatischen Teile, der auf ein Drittel der ganzen 
Schrift zusammengedrängt ist, zu dem Ergebnisse, dass die Prorogation 
nicht Begründung eines Gerichtsstandes durch Parteihandlung, sondern 
gesetzliche Zuständigkeitserweiterung ist, welche bei Verwirklichung 
der in §§ 38 — 40 bezeichneten Thatbestände durch Präklusion der ün- 
zuständigkeitseinrede eintritt. Bei Deybeck tritt die geschichtliche 
Betrachtung in organischer Verbindung mit der Darstellung des gel- 
tenden B. auf. Er unterscheidet die Konsensprorogation (§ 38) und 
die prozessuale Prorogation (§ 39); auf Grund des § 38 wird die Zu- 
ständigkeit durch zweiseitiges Bechtsgeschäft, nach § 39 durch Prä- 
klusion begründet; aber auch im letzteren Falle, erklärt Deybeck 
gegen Birkmejer, ist im Gesetze die Begründung einer neuen Zu- 
ständigkeit nicht blos die einer ürteilsbefugnis trotz Unzuständigkeit 
gewollt^ Kraus und Deybeck nehmen gegen den Wortlaut des G, 
an, dass durch Parteiwillkür auch die vorhandene gesetzliche Zuständig- 
keit aufgehoben werden könne. Beide erklären endlich in üeberein- 
stimmung mit Kohl er im Arch. f. civ. Prax. Bd. 70 S. 216, 217, 
dass die Präklusion auf Grund des § 39 im Versäumnisfalle nicht 
eintritt. 

Der Parteibegriff wurde in neuester Zeitv. Stege mann u. Peter- 
sen grundlegenden Untersuchungen unterworfen. Stegemann behauptet 
Z. f. ZPr. Bd. 17 S. 326, dass Partei nicht das Subjekt des den Prozessgegen- 
stand bildenden materiellen B., sondern derjenige ist, welcher den Prozess 
eingeleitet hat und derjenige, gegen welchen er eingeleitet ist, also mög- 
licherweise ein Dritter, der in fremdem Interesse auftritt wie der Kon- 
kursverwalter und der Sequester. Dagegen verteidigt Petersen ebenda 
Bd. 18 S. 1 den herkömmlichen vom materiellen B. ausgehenden Par- 
teibegriff und zeigt die Unüberwindlichkeit der durch die Stegemann- 
sehe Ansicht hinsichtlich der Bechtskrafb und der Kostenfrage geschaffe- 
nen Schwierigkeiten. Im Zusammenhange damit werden in beiden Ar- 
beiten die Fragen der gesetzlichen Vertretung, Prozessföhigkeit und 
Legitimation zur Sache besonders mit Beziehung auf den Konkursver- 
walter besprochen.*) 

Hachenburg: Die besondere Streitgenossenschaft (1889) versteht 
hierunter die notwendige Streitgenossenschaft im Sinne der ZPO. Er 
bekämpft die Vertretungstheorie und will die im g 59 ausgesprochene 
Fiktion mit einer Beflexwirkung erklären, welche die TlOltigkeit des 
einen Streitgenossen auf die Bechtslage des andern ausübt, um dem 
Bedür&isse nach einheitlicher Feststellung zu genügen. Die Beflex- 
wirkung einer rechtserhaltenden Thatsache nach § 59 steht in dieser 
Beziehung gleich der dem nämlichen Zweck dienenden Wirkungslosig- 



1) Vgl. Fuchs in Gruchots Beitr. Bd. 38. (1894) S. 241. 548. 
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keit einer rechtsverändernden Thatsache (§ 434 ZPO. IX 78). Diese 
Theoi-ie hat jedoch nur Widerspruch hervorgerufen; so hei Hell mann 
in der Z. f. ZPr. Bd. 17. S. 1, bei Kleinfeller in der Krit. VJSchr. 
Bd. 35 S. 221 und bei Wachenfeld: Die notwendige Streitgenossen- 
schaft des § 59 ZPO. (1894), welche die Vertretungstheorie verteidigen. 
Der letztere versucht femer zu zeigen, dass der Begriff der notwendi- 
gen Streitgenossenschaft ein wenig praktischer sei und dass § 434 für 
jede Streitgenossenschaft gelte (XIV 57). 

J. Weismann: Hauptinteniention und Streitgenossenschaft (1884) 
behandelt hauptsächlich den ersteren Gegenstand. Nach einer Über- 
sicht über die im 1. Bd. der Z. der Savignystiftung, german. Abt. 
(1880) ausfahrlich dargestellte geschichtliche Entwicklung stellt Verf. 
die Hauptintervention um Sache der Hauptintervention um Becht als 
einander ausschliessend gegenüber. Seine weiteren Ausführungen über 
Interventionsurteil, Interventionsklage und Interventionsprozess sowie 
über das Verhältnis dieses zum Erstprozesse enthalten zugleich Unter- 
suchungen über eine grosse Menge allgemeiner prozessrechtlicher Be- 
griffe wie Leistungsanspruch, Klage- und VoUsireckungsanspruch, Ur- 
teilswirkungen, Klage- und Prozessvorausseizungen, Klage- und Pro- 
zesseinreden, Rechtshängigkeit, Prozess- und Streitbegründung (IV 25). 
Bezüglich der Nebenintervention vertritt v. C an stein, Z. f. ZPr. 
Bd. 8 S. 217 gegenüber Schultze, ebenda Bd. 2 S. 20 und Francke: 
Die Nebenparteien der deutschen ZPO. (1882) die Ansicht, dass der 
selbständige Nebenintervenient des § 66 nur Streitgenosse im strengen 
Sinne, nicht auch Nebenpartei oder Vertreter der unterstützten Haupt- 
partei und dass der unselbständige Nebenintervenient nicht Vertreter 
kraft eigenen Rechtes, sondern blos präsumtiv Bevollmächtigter ist. 

Die Parteivertretung durch Rechtsanwälte betreffen zwei Monogra- 
phieen von Prischl und v. W einrieb, welche sich hauptsächlich mit 
Beformfragen befassen und über welche deshalb im Zusammenhange 
mit der Reformlitteratur zu berichten ist. Daneben muss noch auf 
die durch Berücksichtigung der Rspr. des Rg. und des Ehren- 
gerichtshofes sehr vermehrte 2. A. des Kommentars zur RAO. von 
Fr. Meyer, herausgegeben von 6. Meyer (1893; XII 159) hingewiesen 
werden. 

Reich an Einzel&agen ist das Gebiet der vollmachtlosen Stellver- 
tretung im ZivPr., welcher Ulbricht im Arch. f. civ. Prax. Bd. 78 
8. 48 eine sehr gründliche Untersuchung mit folgenden Hauptergeb- 
nissen gewidmet hat: Die Nichtigkeit vollmachtloser Handlungen ist 
ipso jure Nichtigkeit, während das bei Mangel der Vollmacht ergehende 
Urteil vorbehaltlich der Anfechtung rechtsverbindlich ist; der Abschluss 
des wegen mangelnder Vollmacht als fehlerhaft erkannten Prozesses 
und die Zurückweisung des falschen Vertreters kann durch kontradik- 
torisches Endurteil oder, soweit die Art des Verfahrens ein Urteil aus- 
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schliesst, durch Beschloss erfolgen; die Kosten treffen den legilimations- 
losen Vertreter; auf die Unterlassung der Büge des Vollmachtmangels 
ist § 267 nicht anwendbar; die Heilung des Mangels wird durch die 
Genehmigung nicht erst durch deren Nachweis bewirkt; Vergleich ist 
schon vor der Genehmigung möglich, weil er die Parteien nicht wie 
ein urteil, sondern wie ein anderes Privatrechtsgeschftft bindet. 

Die Litteratur über das Eostenwesen hat eine wichtige Bereiche- 
rung durch Willenbücher: Das Eostenfestsetzungsverfahren und die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte /nit Erläuterungen und Beispielen 
(1884; 3. A. 1891) erfahren. Das Eostenfestsetzungsrerfahren wird 
systematisch dargestellt, die GO. f. RA. kommentatorisch erl&utert, 
beides in sehr gründlicher Weise (XI 153). Auf die vielen in Zeitschriften 
veröffentlichten Abhandlungen über einzelne das Eostenwesen betr. 
Fragen kann hier unmöglich eingegangen werden. Das erstmals 1878 
erschienene Buch von Pfafferoth: Das deutsche Gerichtskostenwesen 
enthaltend das GEG. und die GO. f. Zeugen und Sachverständige so- 
wie für Gerichtsvollzieher hat 1891 seine 5. A. erlebt; es ist eine 
Sammlung von Eonmientaren zu den genannten Gesetzen, welche mit 
Benützung der Rspr. bearbeitet und von A zu A. verbessert worden 
sind; dem Gerichtskosten-G. sind bei § 9 Erläuterungen zu §§ 3ff. 
ZPO. über die Berechnung des Streitwertes eingefügt (XI 152). 

Den Gegensatz von Frist und Termin hat A. S. Schnitze in 
der Festgabe der Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät zum 
Doktorjubiläum von V. Planck (1887) unter Ablehnung der nichtssagen- 
den Unterscheidung zwischen Zeitraum und Zeitpunkt dahin bestimmt: 
Termine sind Zeiträume für Prozesshandlungen, welche ein Zusammen- 
wirken von Gericht und Parteien oder dritten voraussetzen; Fristen 
sind Zeiträume, in welchen die Parteien oder andere Personen einseitig 
handeln sollen; Termine werden daher für mündliches, Fristen för 
schriftliches Handeln bestimmt. Die Vorschriften der ZPO. über Fristen 
erklärt Soh. nur auf die für Parteihandlungen bestimmten Fristen als 
anwendbar; die Einordnung dieser Parteifristen unter die richterlichen 
oder gesetzlichen macht er davon abhängig, ob der Richter oder das 
G. die Dauer bestimmt (711353). 

An dem Meinungsstreit über die rechtliche Natur der FeststeUungs- 
klage beteiligten sich hauptsächlich: Bahr, Rocholl, Wach, Leon- 
hard und Hellmann. Bahr: Urteile des Reichgeriohts mit Besprech- 
ungen (1883; II 391) ist ganz von der zivilrechtlichen Au&ssung be- 
herrscht und erklärt, dass Feststellungs-, Entscheidungs- und Leistungs- 
klagen auf dasselbe Recht gerichtet seien, und dass die drei Klage- 
formen verschiedenen Erscheinungsformen der Verletzung des materiellen 
Rechts entsprechen. Rocholl unterscheidet, Z. f. ZPr. Bd. 8 8. 329 (V 
175) und in den RechtsfäUen (s.o.) Leistungs-, Feststellungs- und Kon- 
fliktsklagen, welche letzteren bestimmt sein sollen, die Kollision zweier 
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nebeneinander bestehender Bechtsverhältnisse zu lösen. Die Fest- 
stellnngsklage dient naoh B. wie die Leistnngsklage zum Schutze eines 
Privatrechtsverhältnisses und hat mit der Leistnngsklage den Gegen- 
stand, nämlich das subjektiye B. des Elftgers sowie die entsprechende 
Pflicht des Beklagten, femer den Zweck, nämlich die Fixierung jenes 
Bechtes, endlich die Grundlage d. h. das zwischen den Parteien be- 
stehende Bechtsverhältniss gemeinsam. Während sich B hiernach im 
wesentlichen auf die Seite der Verteidiger des zivilrechtlichen Feststel- 
lungsanspmchs stellt, macht er insofern ein Zugeständnis an die publi- 
zistische Auffassung als er zugleich dem umfang der Einlassungspflicht 
entscheidenden Einfiuss auf die Einteilung der Klagen einräumt und 
gerade gegenüber der Feststellungsklage eine ausserordentliche Er- 
weiterung der Einlassungspflicht annimmt; auch erkennt B. ein formales 
Elage-B an, welches bestehen soll ,in der prozessgesetzlichen Befugnis 
einer Person, eine andere vor Gericht zu laden, um durch deren Mit- 
wirkung ein PrivB zum Gegenstand einer gerichtlichen Verhandlung 
und E. zu machen.' 

Entgegen der herrschenden privatrechtlichen Auffassung hat Wach 
in der Festgabe der Leipziger Juristenfakultät für Windscheid (1889) 
den Feststellungsansprach als einen rein publizistischen Bechtsschutz- 
anspruch bezeichnet. Diesen schon in seinem Handbuch des ZivPr. 
verwerteten Begriff definiert W. als «ein relativ selbständiges der Auf- 
rechterhaltung der konkreten Privatrechtsordnung dienendes, daher 
sekundäres B,' welches einerseits gegen den Staat, andrerseits gegen 
den Prozessgegner gerichtet ist und das R auf eine dem Berechtigten 
günstige Bechtsschutzhandlung zum Inhalte hat. Den wesentlichen 
Unterschied zwischen Leistnngs- und Feststellungsklage findet W. in 
dem Grunde des ürteilsschutzes, welcher dort in der Befriedigungs- 
bedürfbigkeit des B, hier in Thatbeständen liegt, die das rechtliche 
Literesse an alsbaldiger Feststellung begründen; Leistnngs- und Fest- 
stellungsklage schliessen sich nicht aus, sondern können nebeneinander 
bestehen, sind aber tmabhängig von einander (Vm 248). 

Der zivilrechtlichen Auffassung neigt sich wieder Leonhard zu, 
welcher in Z. f. ZivPr. Bd. 15 S. 327 den Anspruchsbegriff nach dem 
E.e.b.GB. untersucht Dem Begriffe des materiellen Anspruchs als dem 
Bechte einer Person, von einer andern eine Leistung zu verlangen (E. 
1. Lsg. § 154, E. 2. Lsg. § 161) ordnet sich nach L. auch der Fest- 
stellungsanspruch unter, weil auch dieser ein Leistungsanspruch, nur 
ohne sofort erreichbares Vollstreckungsziel sei, nämlich ein Anspruch 
auf Abwehr einer mit gutem Grunde befürchteten späteren Prozess- 
behauptung; dieser Feststellungsanspruch steht, wie L. weiter nachzu- 
weisen sucht, unter dem Schutze des materiellen B., nicht des Prozess- 
B, und befindet sich im Einklang mit dem Anspruchsbegriffe des 
% 293 ZPO. Ebenso hat sich Hellmann in Jherings Jahrb. Bd. 31 
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S. 79 für die privatrechtliche Auffassnng erklärt. Er verwirft aber 
nicht nur den Bechtsschntzanspruch, sondern auch die Theorie Leon* 
hards. Das Klage-B. ist nach H. nur Macht nicht B. gegen ein 
anderes Subjekt, weil dem Elageberechtigten jedes Zwangsmittel gegen- 
über den Privatpersonen wie gegenüber dem Staate und den Richtern 
fehlt; auch der Feststellungskläger hat seine Klagebefngnis von der 
Privatrechtsordnung erhalten, um diese selbst zu schützen; Eeststellungs- 
und Leistungsklage unterscheiden sich dadurch, dass das Elage-B. dort 
auf Schutz der Privatrechtsordnung gegen eine durch Androhung^ 
künftiger Bestreitung oder durch Behaupten eines BechtsverhältnisseSy 
hier auf Schutz gegen eine durch Nichtleistung begründete Gref^rdung 
gerichtet ist. Auch Trutter (s. o.) und Kohler in den prozessrecht- 
lichen Forschungen S. 71 haben sich gegen das publizistische Elage-B. 
ausgesprochen: Kohl er bezeichnet den Unterschied damit, dass im 
Leistungsurteil ein vorhandener Anspruch, im Feststellungsurteil aber 
ein künftiger Anspruch oder nur ein Bechtsverhältnis deklariert werde; 
jedoch nimmt er an, dass auch aus Feststellungsurteilen Vollstreckung 
stattfinden könne und dass das rechtliche Literesse nicht Prozessvoraus- 
setzuDg sei (IX 23). 

Ln engsten Zusammenhange stehen die Lehren von der Klagbe» 
gründun g und von der Elagänderung. Gegen die herrschende Meinung, 
welche die Substanziierung verlangt und welche monographisch während 
der Berichtsperiode von Bolgiano in Grünhuts Z. Bd. 14 S. 365 
und in der Z. f. ZivPr. Bd. 12 S. 464 verteidigt worden ist, sind 
mit der Forderung der Individualisierung in ihren Systemen Wach, 
V. Planck und Fitting, femer in Monographien wiederholt Petersen 
(Gruchots Beitr. Bd. 28 S. 693; Sachs. Arch. Bd. 2 S. 65, 129) und 
Fitting (Z. f. ZivPr. Bd. 9 S. 69 aufgetreten. Gleichzeitig mit 
Fitting suchte femer Fuchs in Grachots Beitr. Bd. 29 8. 635 nach- 
zuweisen, dass Zweck der Klage die Prozessbegründung sei und dass 
weder dieser Zweck noch die ZPO. selbst Substanziierung verlange. 
Staub definiert in Gruchots Beitr. B. 32 S. 554, indem er den Grund des 
Anspruchs mit dem Klagegrund identifiziert: „Grund des Anspruchs ist 
der ansprucherzeugende Thatbestand, insofern er nach den für ein be- 
stimmtes Rechtsverhältnis geltenden Bechtsregeln hierzu geeignet ist* 
Individualisieruug und Substanziierung verwirft er in gleicherweise. Wach 
hat dagegen in Gruchots Beitr. Bd. 33 S. 1 auf den Gregensatz des weiteren 
und engeren Begriffes des Klaggrundes aufmerksam gemacht. Im weite- 
ren Sinne umfasst der Klagegrund nach W. die Klagethatsachen, im 
engeren Sinne deckt er sich mit dem Grund des Anspruchs. W. em- 
pfiehlt femer eine grundsätzliche Untersuchung des Wesens und der 
Zwecke der Klage, woraus sich dann eine zuverlässige Bestimmung des 
Klagegrundes ergeben müsse. Hierbei verweist er auch auf die Ab- 
handlung von Bich. Schmidt: Die Klageändernng (1888), welcher 
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die Geschichte des Elageänderongsverbotes in Italien sowie seit der 
Rezeption in Deutschland darlegt und bezüglich des geltenden B. fol- 
gende Sätze aufstellt: aus der Geschichte des G. ergiebt sich, dass die 
Klageschrift die Bedeutung hat, den Beklagten auf die Beantwortung 
der Klage im Ganzen vorzubereiten; ihr wesentlicher Inhalt ist daher 
nicht die Bezeichnung des künftigen Streitstoffes, sondern des Streit- 
gegenstandes; Streitgegenstand ist aber dasjenige, worüber der Kläger 
eine rechtskräftige Entscheidung haben will; dies ist das durch seinen 
materiellen Inhalt individualisierte subjektive Priv.B.; dieses also muss 
zur Begründung der Klage angeführt werden; Änderung dieses Streit- 
gegenstandes ist Änderung der Klage (YII 312). Die Klageänderung^ 
kann auch durch Personenwechsel vollzogen werden, aber, wie Klein- 
feil er gegenüber einem Urteil des OLG. Braunschweig in der Juristi- 
schen Monatsschrift Bd. 3 S, 139 ausgeführt hat, niemals durch Ein- 
tritt einer andern Person au Stelle des Beklagten. 

Sowohl aus der Geschichte als aus dem Inhalte der ZPO. selbst 
sucht Birkmejer im Arch. f. dv. Praz. Bd. 66 S. 22 nachzuweisen, 
dass auch der moderne ZPr. noch eine formale Litiskontestation kenne, 
welche sich mit dem Beginne der mündlichen Verhandlung des Be- 
klagten zur Hauptsache vollziehe, an deren Unterlassung sich Ein- 
lassungszwang knüpfe und deren Vornahme bestimmte Wirkungen 
habe: Haftung als fictus possessor, Ausschluss der einseitigen Klage- 
zurücknahme, Ausschluss der laudatio auctoris, der Einrede unzu- 
lässiger Klageänderung, der prozesshindernden Einreden, der richter- 
lichen Befugnis, die Sache wegen Unzuständigkeit von Amtswegen ab- 
zuweisen, endlich Ausschluss der Möglichkeit eines Versäumnisurteils 
gegen den Beklagten. Dagegen hat Endemann in Bödikers Magazin 
f. d. deutsche R Bd. 5 S. 154 gezeigt, dass die litis contestaüo in 
der Geschichte immer die Bedeutung hatte, festzustellen, dass und 
worüber unter den Parteien Streit besteht. Erst durch die Eventual- 
maxime in Verbindung mit der Einführung der sog. speziellen Litis- 
contestation (J. B. A. 1654) wurde mit dem Namen der Litiskontestation 
der mit Leugnen, rechtlichen Gegendeduktionen oder Einreden begrün- 
dete Gegenantrag des Beklagten belegt Daher stammt die Identifizie- 
rung mit der Einlassung auf die Klage. In der ZPO. aber, nach 
welcher sich die Einlassung durch den ganzen Prozess hinziehen kann, 
ist über alle Wirkungen, welche an die Litiskontestation erinnern 
könnten, ohne Hindeutung auf jenen alten Begriff, gesondert verfügt 
Der Beginn der Einlassung ist nicht die Einlassung selbst Nennt 
man den Beginn der Einlassung litis contestatio, so verbindet man 
mit diesem Begriff eine Vorstellung, welche von dem ursprünglichen 
Begriffe der lit. cont. als eines zweiseitigen die Streitbegründung fest- 
stellenden Formalaktes ebenso abweicht, wie von dem Begriffe, welcher 
der dem sächsischen B. entstammenden Neuerung des J. B. A. zu Grunde 
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lag. Weitere Beiträge zur Geschichte der lit. cont. enthalten Rieh. 
Schmidt: Klage&ndemng nnd Klein fe Her: Greschichtliche Entwick- 
lung des Thatsacheneides (vgl. S. 24, 25 n. 80). 

Bei § 236 taucht die Frage nach der Erklftning des Widerspruchs 
auf, dass die Partei nach der ZPO. berechtigt ist, die im Streit be- 
fangene Sache oder den rechtshängigen Anspruch zu yeräussem und 
dass doch eine solche Veräusserung auf den Prozess keinen Einfluss 
haben solL Wach fasst in Gruchots Beitr. Bd. 30 S. 779 den Ce- 
denten mit Eccius (Theorie und Praxis des gemeinen preussischen 
Priy.B Bd. 1) als dominus litis auf, lässt ihn aber, gegen Eccius, 
nicht als Vertreter oder procurator in rem suam gelten; das Rechtsgeschäft; 
soll den Prozess nicht beeinflussen, soll aber das ausserprozessnale 
materielle Rechtsverhältniss zwischen Yeräusserer und Erwerber be- 
stimmen, es soll somit auch für die Ansprüche massgebend sein, welche 
sich aus der Prozessführung des Veräusserers zu Gunsten des Erwerbers 
herleiten lassen; dass dieses künstliche Yerhältniss nicht auf die Zwangs- 
Yollstreckungsinstanz erstreckt wurde, erklärt Wach mit der sonst 
eintretenden Benachteiligong des Schuldners; er bestreitet deshalb dem 
Cedenten den Anspruch aus dem auf seinen Namen lautenden UrteiL 
Gegen Wach und Eccius sucht P. Meyer in Gruchots Beitr. Bd. 33 
S 297 gelegentlich einer umfassenden Darstellung der zivilprozessualen 
Grundsätze über die litigiosität die Erklärung des Widerspruchs in 
der Annahme einer gesetzlichen Fiktion der Sachlegitimation des Ver- 
&usserers, einer Fiktion, welche besonders für die Zwecke des Prozesses 
geschaffen sei; das Interventions-B. des Erwerbers erklärte er aas 
§ 236 Abs. 3, nicht aus Abs. 1. Aron neigt wieder mehr zu Eccius 
hin, indem er in der Jur. Z. f. Els.-Lothr. Bd. 14 S. 183 die Meinung 
vertritt, dass der Gedent den Prozess als Vertreter des Cessionars führe. 

Mit den Prozessvoraussetzungen und den prozesshindemden Ein- 
reden hat sich, abgesehen von Nessel (s.o.), hauptsächlich Bolgiano 
befasst. In der Z. f. ZPr. Bd. 12 S. 441 bezeichnet B. als Prozess- 
Yoraussetzungen diejenigen Thatsachen, von deren Vorhandensein ein 
giltiges Verfahren abhängt; er rechnet hierher: die Zulässigkeit des 
Rechtsweges, die Prozessfähigkeit, in beschränktem Sinne die Vollmacht, 
endlich die Zuständigkeit. Bezüglich der prozesshindemden Einrede aus 
§ 247 Ziff. 5 behauptet er, dass sie sich von allen übrigen Einreden 
durch eine dreifache Privilegierung unterscheide: sie befreie von der 
Einlassungspflicht, unterliege nicht dem Gebote der Gleichzeitigkeit 
wegen § 243 Abs. 4 und wirke auch dann fort, wenn die Kosten 
nach ihrer Geltendmachung vom Kläger erstattet worden sind. Im 
Archiv f. d. ziv. Prax. Bd. 76 S. 308 stellt Bolgiano über die Lehre 
von den prozessdilatorischen und den prozesshindemden Einreden eine 
längere Betrachtung an. Levj versucht in Z. f. ZPr. Bd. 20 S. 87, 
nach der Natur der Prozessvoraussetzungen und nach ihrem logischen 
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Verhältnisse am einander die Reihenfolge zu bestimmen, in welcher 
diese Yoraussetznngen zu prüfen sind. 

Mit der Tendenz der oben erwähnten Arbeiten von Trutter, 
Klein nnd Schneider berührt sich eine Schrifti von B. Pollak: 
Gerichtliches Geständnis im ZPr. (1893), welche zwar znnächst auf 
dem Österreichischen B. fnsst, aber zugleich prozesspolitische Erörte- 
rungen von allgemeiner Bedeutung enthält. P. erklärt die Einführung 
des Begriffes Bechtsgeschäft in das ZPrB. für nutzlos und verwirrend. 
Dag^en verlangt er Bückkehr zu dem Grundsatz der allgem. öster- 
reichischen Gerichtsordnung, wonach das gerichtliche Geständnis, ein 
Zeugnis der Wahrheit mit formeller Beweiskraft — nicht ein Dispo- 
sitionsakt war. Aus dem Prozesszweck der Privatrechtsbewährung folgt 
nach P. nur die Notwendigkeit, den Parteien eine Herrschaft über den 
Anspruch einzuiUumen, nicht auch die Notwendigkeit, ihnen eine Herr- 
schaft über die Thatsachenfeststellung zuzugestehen (XII 301). 

Die im g 259 nur unmittelbar ausgedrückte ünzulässigkeit der 
Verwertung eigener aussergerichtlicher Wahrnehmungen des Prozess- 
richters, bedurfte, wie R Schmidt im Sachs. Arch. Bd. 2 S. 279 
ausführt, keines besonderen Verbotes, weil der Grundsatz: iudex secun- 
dum allegata judicare debet, non secundum conscientiam, dessen Ent- 
stehung bei den italienischen Juristen des Mittelalters der Verf. nach- 
weist, zur Zeit der Abfassung der ZPO. als selbstverständlich betrachtet 
wurde. Dem Begriff ^offenkundig" will Schmidt die Bedeutung , all- 
gemein bekannt* beigelegt wissen (vgL noch uni S. 30 Stein). 

In der Lehre vom ürtei 1 haben besonders drei Punkte eine reiche 
Litteratur hervorgerufen: Das Verhältnis des § 186 zu § 284 im Zu- 
sanomenhang mit der Bedeutung der Kompensationseinrede, die Dar- 
stellung des Thatbestandes und die Bechtskrafb. Die erste Frage hatte 
schon 1879 Petersen in der Z. f. ZPr. Bd. 1 S. 97 angeregt (vgL 
auch den Nachtrag ebenda Bd. 4 8. 293), welcher der Eompensations- 
einrede nur die Natur eines Verteidigungsmittels zuerkannt und daher 
die Begründung der Bechtshängigkeit durch Vorbringen dieser Einrede 
als ausgeschlossen betrachtet. Dieser zur Herrschaft gelangten An- 
sicht trat 1884 Schollmeyer: Die Eompensationseinrede im deutschen 
Beichszivilprozess entgegen. Derselbe erklärt die Einrede für eine un- 
entwickelte Widerklage und schreibt ihr deshalb die Fähigkeit zu, eine 
resolutiv bedingte Bechtshängigkeit zn begründen; nur die Kompen- 
sation mit einem schon vorher rechtshängig gewordenen Anspruch ist 
auch nach Seh. lediglich Verteidigungsmittel. Durch Trennung der 
Prozesse (§ 136) sowie durch Erlass eines Teilurteils (g 274) scheidet 
aber nach seiner Ansicht die unentwickelte Widerklage vorbehaltlich 
der Wiedervereinigung vollständig aus dem Dienste der Kompensations- 
einrede aus (IV 104). Ein anderer Schriftsteller, Osann, Beiträge zur 
Behandlung der Kompensationseinrede 1885, will diese Einrede überhaupt 
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nur als Widerklage behandelt wissen. Nachdem Petersen in Grnchots 
Beitr. Bd. 30 S. 1 seine frühere Ansicht wiederholt vorgetragen und 
aus dem Mangel der Rechtshängigkeit insbesondere die ünzulässigkeit 
einer weiteren Verhandlung über die Kompensationseinrede als Wir- 
kung des Teilurteils gefolgert hatte, Hess Schollmcyer in Gmchots 
Beitr. Bd. 31 S. 222 sswar die Eonstraktion dieser Einrede als einer 
unentwickelten Widerklage fallen, entwickelte aber im übrigen wesent- 
lich die nämlichen Lehrsätze wie in seinem Buche. Auch Wez ver- 
teidigte ebenda S. 248 die Rechtshängigkeit der Eompensationseinrede;. 
dagegen mass er der Anwendung des g 274 die Bedeutung bei, da^^ 
nicht nur über die getrennte Einrede weiter verhandelt, sondern auch, 
dass durch urteil der Beklagte für berechtigt erklärt werde, mit seiner 
Forderung gegen die im Teilurteil festgestellte Forderung des Klägers 
aufzurechnen. In einer Erwiderung auf die beiden letzten Abhandlungen 
hielt Petersen, Gruchots Beitr. Bd. 31 S. 535 an seiner bisherigen 
Ansicht fest und suchte dieselbe durch Untersuchungen über den Be- 
griff der Rechtshängigkeit, über die Natur der Kompensationseinrede,, 
sowie über das Verhältnis zwischen Rechtshängigkeit und Rechtskraft 
eingehender zu begründen. Eine gute Übersicht über den Streitstand 
giebt in der Z. f. ZPr. Bd. 13 S. 80 Lippmann, der sich nach sorg- 
fUtiger Prüfung der Gründe für und wider für die Rechtshängigkeit 
entscheidet. Kohler hat die Lösung der Zweifel darin gefunden, 
dass er in: Der Prozess als Rechtsverhältnis (1888; YIII 21) S. 78 
das nach § 274 ergehende Urteil als Vorbehaltsurteil bezeichnete, 
welches nur unter Vorbehalt der Aufrechnung entscheide. Diese Auf- 
fassung, deren Keime schon in der Theorie von Wex enthalten sind, 
wurde vom Reichsgericht (I. u. Verein. Ziv.-Sen.) als richtig anerkannt: 
EE. d. Rg. in Givilsachen Bd, 28 S. 424, Bd. 31 S. 1. Hieran an- 
knüpfend untersuchte Petersen in Z. f. ZPr. Bd. 19 S. 104: Die 
prozessuale Behandlung der mit einer Kompensationseinrede verbunde- 
nen Widerklage und neigte sich zu der Annahme hin, dass auf eine 
solche Widerklage § 274 nicht anwendbar sei; er nahm jedoch seine 
Behauptung ebenda S. 247 wieder zurück. 

Zu der wichtigen Lehre vom ürteilsthatbestand, dessen Wert m 
dem Streite über die praktische Bethätigung der ZPO. eine hervor- 
ragende Rolle gespielt hat, erschien 1884 eine die bisherigen Erfah- 
rungen berücksichtigende Monographie von A. Wengler: Der That- 
bestand des Zivilurteils nebst einem Anhang enthaltend Formulare von 
Thatbeständen (III 364). W. verlangt möglichste Unabhängigkeit der 
Darstellung von den Schriftsätzen sowie Mitwirkung des gesamten 
Richterkollegiums bei Feststellung des Thatbestandes. Gegen die An- 
griffe V. Bars verhält er sich ablehnend. Besondere Aufmerksamkeit 
schenkt dieser Lehre auch A. Pütter: Urteile, Beschlüsse und Ver- 
fügungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten (1885; IV 215); ebenso 
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DanbeD speck: Referat, Yotam und Urteil, welches Buch sich so 
sehr eingebürgert hat, dass es 1884—1894 fünf Anfl. erlebte (XIY 21). 
Ausserdem sind Form und Inhalt des Thatbestandes zam Gegenstand 
von Abhandlungen in der Z. f. ZivPr. gemacht worden von Meyer 
im Bd. 14 S. 476 und Pfizer im Bd. 17 S. 66. 

E. Demelius: Zur Lehre von der Rechtskraft des Zivilurteils nach 
österr. Rechte (1892) verwirft den Begriff der materiellen Rechtskraft 
überhaupt. Bülow: wies im Arch. f. ziv. Pr. Bd. 83 S. 1 (1894) 
aus der Geschichte nach, dass die Rechtskraft absolut wirke und von 
Amtswegen berücksichtigt werden müsse (XIV 59) (vgl. noch oben: 
intemat. ZivPr.-R.). Die Bestinmiungen der ZPO. über die Kompensations- 
einrede haben Zweifel verursacht, weil § 293 Abs. 2 für den FaU der 
Abweisung dieser Einrede scheinbar in Widerspruch mit der Logik gerät; 
die nämliche Schwierigkeit taucht bei Geltendmachung von Teilforde- 
rungen durch Klage auf. Zitelmann beantwortet diese Frage in Z. 
£ ZivPr. Bd. 8 S. 254 für den letzteren Fall dahin, dass bei Ab- 
weisung einer auf einen individualisierten Teil der Forderung gerich- 
teten Klage nur bezüglich dieses Teiles Rechtskraft eintritt, dass da- 
gegen bei Abweisung der auf einen nicht individualisierten Forderungs- 
teil gerichteten Klage Rechtskraft in der Höhe des Gesamtbetrages ein- 
tritt. Kohler in Z. f. ZivPr. Bd. 14 S. 397 und Schollmeyer im 
Arch. f. ziv. Prax. Bd. 76 S. 439 befürworten beide die wörtliche 
Anwendung des § 293 Abs. 2, welcher auch im Falle der Abweisung 
der Logik nicht widerspricht, weil nur der XJrteilssatz in Rechtskraft 
erwächst und Erwägungen, welche vom Nichtbestehen der Teilforderung 
auf das Nichtbestehen der ganzen Forderung schliessen, nur in den 
Urteilsgründen auftreten können. Seh. bestreitet überdies, dass aus 
der Aberkennung des Teiles notwendig immer die Verneinung des 
ganzen Anspruchs folge. 

Zur Geschichte der Versäumnisfolgen im italienischen, deutschen 
und französischen R. hat Kohl er im Arch. f. ziv. Prax. Bd. 80 S. 
196 Beiträge geliefert, welche zugleich als Er^^lnzung der oben er- 
wähnten recbtsvergleichenden Betrachtung in seinen prozessrechtlichen 
Forschungen gelten können (XII 328). Eine Darstellung von F. 
Troll: Das Versäumnisurteil (1887) beschränkt sich auf das geltende 
B., erleichtert die Orientierung über den Stand der Meinungen und 
•enthält manchen wertvollen Beitrag zur Kritik, ohne jedoch einen Fort- 
schritt in der Erklärung der Versäumnisfolgen zu bewirken. T. ver- 
wirft die Einlassungs-, Defensions- und Erklärungspflicht sowie die 
Bechtsverwirkungstheorie Bülows. Seine eigene Erklärung gipfelt in 
dem Satze, dass das Parteiverhalten lediglich Voraussetzung für die 
gesetzlich normierte Thätigkeit des Gerichts ist. v. Gan stein erklärt, 
Z. f. ZivPr. Bd. 1 6 S. 1 die Versäumnisfolgen als Stra&wang, welcher 
nicht eintrete, wenn die Versäumnis eine unverschuldete sei. Die Auf- 
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fassung des Begriffes , unabwendbarer Zufall*^ (g 211) als yis major 
verwirft er. Wach stellt in Gruchots Beitr. Bd. 36 8. 1 den Satz 
auf: Das Yersänmnisurteil ist immer Sachurteil, nicht Prozessnrteil; 
es darf also nicht blos anf prozessualer Disposition beruhen; es hat 
nicht festzustellen, dass eine Klage, ein Rechtsmittel zurückgenommen, 
ein Anerkenntnis oder Verzicht erklärt worden ist; ebenso erklärt W. 
die Abweisung angebrachtermassen durch Versäumnisorteil für unzu- 
lässig. 

Eine vollständige Beweislehre enthält der 4. Absch. des 2. Teils vou 
H. Ortloff: GerichtUche Redekunst (1887; VI 213, VU 129) unter Be- 
rücksichtigung der Hauptsätze der deutschen ZPO. und StPO. Die Beweis- 
last ist nur ganz kurz behandelt (vgl. oben 8. 13). Gleichfalls im Hin- 
blick auf beide Prozesse untersucht 8 1 e i n : Das private Wissen des Richters 
(1893), in welchem Verhältnis der Richter zum Prozessstoff steht Er 
bezeichnet als Gegenstand des Beweises die Untersätze, welche der 
Richter bei seiner E. unter den Rechtssatz als Obersatz zu subsumieren 
hat; als Gregenstand des privaten Wissens aber, das der Richter ver- 
werten darf: offenkundige Thatsachen, Rechtsätze und Erfahrongssäise ; 
hierbei betrachtet er als offenkundig diejenigen Thatsachen, welche all- 
gemein bekannt sind und diejenigen, welche dem Richter durch seine 
amtliche ausserhalb des zu entscheidenden Prozesses liegende Thätigkeit 
kund geworden sind (Xu 20). 

Auf dem Gebiete des Parteieneides behandelt R. Leonhard: Di» 
Eideszuschiebung in Familienprozessen nach dem Entw. eines EG. z. 
BGB. (1890) nicht ohne zugleich der Gresohichte und dem geltenden 
R. näher zu treten; insbesondere verneint L. die Vertragsnatur des 
Schiedseides , welche er einer eingehenden Kritik unterwirft (X 2). 
G. Kleinfeiler: Die geschichtliche Entwicklung des Thatsacheneide» 
(1891) hebt unter den verschiedenen Ursachen, welche zum Ausschluss 
des Rechtseides geführt haben, neben der sich allmählich verändernden 
Auffassung über das Verhältnis des Richters zum Prozessstoff Rück- 
sichten auf die Gewissensvertretung, die spezielle Litiskontestation und 
die infolge der Auffassung des zugeschobenen Eides als Beweismitliel 
erfolgte Zurückdrängung der Eideszuschiebung auf den Zeitpunkt nach 
erfolgter Litiskontestation besonders hervor. Die Beschränkung des 
Eides auf Thatsachen bedeutet aber nach K. eine Beschränkung amf 
dasjenige, was die schwörende Partei nach ihren persönlichen Verhält- 
nissen und Fähigkeiten wissen kann. Die schon hier ausgesprochene 
Meinung, dass der zugeschobene Eid in Wahrheit kein Beweismittel 
ist, begründete K. näher in seinem Gutachten für den 22. deutschem 
Juristentag (Verhandlungen Bd. 1 S. 67), indem er zugleich die Ver- 
tragsnatur leugnet und den Eid als ein Feststellungsmittel besonderer 
Art auffassi Auch Trutter in seinen beiden S. 14 zitierten Werken 
und V. Ganstein in den Verhandlungen des 22. deutschen Juristen- 
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tags Bd. 1 S. 1 yerneinen die Beweismittelnatur. Während aber v.. 
Ganstein den zugeschobenen Eid als Schiedseid auffasst, ist dieser nach 
Tratter ein eigenartiges FeBtstellnngsmittel, die EideszuschiebTing ein 
das Prozessrechtsverhältnis abänderndes Bechtsgesch&ti 

Ans der Bechtsmittel lehre, welche seit 1880 (v. Eries: die 
Rechtsmittel des Zivil- und Stra^rozesses) keine umfassende Darstellung 
mehr erfahren hat, werden einzelne Fragen in den Z. behandelt. Hier 
können nur einige Abhandlungen berührt werden, welche von allge- 
meiner Bedeutung sind. Weismann zeigt, Z. f. ZivPr. Bd. 9 S. 169- 
wie das Bg. berufen ist, för die Einheitlichkeit des Rechtes zu wirken, 
welche durch ein einheitliches Gr. allein noch nicht gesichert wird. 
O. Fels: Beyisions-B. und Sonder-K (1884 ; lY 27) fand bei Untersuchung 
der aus §§ 511 u. 525 entstandenen Streitfragen, dass das Bg. in 
seinen EE. die Revision allzusehr beschränke. Nur zwei Jahre später 
erklärte Bocholl in Z. f. ZivPr. Bd. 10 S. 285 gerade umgekehrt, 
dass das Rg. durch seine Praxis die Revisionsgrenzen zu sehr erweitert 
habe und dass es die Yerhandlungsmaxime verletze, wenn es ein Be- 
rufungsurteil ohne Anschlussrevision zum Nachteil des Revisionsklägers 
aufhebe. 

Die besonderen Yerfahrensarten wurden alle monographisch bear- 
beitet Nach F. Stein: Der Urkunden- und Wechselprozess( 1887; YI 448) 
ist das Wesen dieser Prozessart durch den Zweck der Schleunigkeit, nicht 
blos durch das Mittel, die beschränkte Cognition, bestimmt; deshalb tadelt 
er an der ZPO. die Beibehaltung der langen Einlassungsfrist des ordent- 
lichen YerfEkhrens und die Regelung des Beweis Verfahrens auf der Grundlage 
der sog. schleuDigen Beweismittel anstatt des schleunigen Beweises. Über 
die Darst-elluDg des Offizialverfahrens durch Birkmeyer vgl. oben S. 14. 
Für das Mahnverfahren liegen zwei Arbeiten vor. W. Peters: Die ge- 
schäftliche Behandlung der Mahnsachen (1889; YIU 389) hat unter Hin- 
weis auf französisches R. nachzuweisen versucht, dass unser deutsches 
Mahnverfahren als RegisterverÜEihren d. h. ohne Aktenbildung gewollt 
sei und hat die hieraus för die Einzelnheiten des Yerfahrens sich er- 
gebenden Schlussfolgerungen gezogen. A. Skedl: Das Mahn verfahren 
(1891) weist in der geschichtlichen Entwicklung dieses Rechtsinstituts 
seit dem MA. die Ausbildung des Gegensatzes von bedingtem und un- 
bedingtem Mandatsprozess nach. Das Mahngesuch des geltenden deut- 
schen R. fasst er als Klage auf, den Zahlungsbefehl als bedingte Ein- 
leitung der Zwangsvollstreckung ohne vorgängiges Erkenntnisverfahren^, 
den Yollstreckungsbefehl aber als Yollstreckungsklausel (IX 428). 

Die Darstellung des gesamten Rechtes der Zwangsvollstreckung 
in das bewegliche Yermögen ist wiederholt unternommen worden. So 
von F. Bunsen: Die Lehre von der Zwangsvollstreckung auf Grund- 
lage der deutschen Reichsjustiz-GG. systematisch dargestellt (1885; Y 
441); E. Schmidt: Die gerichtliche Zwangsvollstreckung in Preussenr 
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(1887; Vni88); R. Falkmann: Die Zwangsvollstreckung auf Grund- 
lage des gemeinen, preussischen und französischen R. (1888; YIII 152); 
O. Richter: Das achte Buch der ZPO.; die Zwangsvollstreckung in 
das bewegliche Vermögen systematisch dargestellt (1890; IX 455). Alle 
diese Systeme sind hauptsächlich auf die Bedürfnisse der Praxis berech- 
net Von dauerndem wissenschaftlichem Wert sind dagegen viele Ab- 
handlungen über einzelne Teile des VoUstreckungs-R. 

Zur Lehre von den Schuldtiteln ist Kohler: Über exekutoiiscfae 
Urkunden (1887, nachträglich auch im Arch. f. ziv. Prax. Bd. 72 S. 1 
veröffentlicht) zu erwähnen. E. gelangt zu folgender Konstruktion: 
die juristische Grundlage der Vollstreckung sind formale Veranstal- 
tungen, hier die Urkunde, welche das R. als wahrscheinlich darstellen 
und welche als formale Motoren der Vollstreckung wirken; eine 2. 
Abh. enthält Beiträge zur Geschichte der exekulurischen Urkunde in 
Frankreich (VE 107). A. Schnitze: Die Vollstreckbarkeit der Schuldtitel 
für und gegen Rechtsnachfolger (1891) behandelt die allgemeine und 
die Sonderrechtsnachfolge getrennt; die Ergebnisse lassen sich in Kürze 
nicht mitteilen; hervorzuheben ist eine mit der Hauptuntersuchung zu- 
sammenhängende, sehr gründliche geschichtliche Darstellung des Streit- 
befangenheitsbegriffs (XI 150). 

Besonders reich ist die Litteratur zu § 690. Die Hauptfrage, 
auf welche sich diese Litteratur bezieht, ist die, ob die Widerspruchs- 
klage nur demjenigen zusteht, der ein dingliches R. an der Sache 
geltend macht bezw. die gepfändete Forderung für sich in Anspruch 
nimmt, oder auch demjenigen, der nur ein obligatorisches R. auf Her- 
ausgabe z. B. aus Mandat, Depositum behaupten kann. In Verbindung 
damit steht die Frage, ob die Widerspruchsklage auf dem Privat- oder 
auf dem Prozess-R. beruhe. Für die erstere Ansicht, welche nur eine 
Eigentums- oder Negatorienklage als Widerspruchsklage zulässt, sind: 
Nessel (vom Standpunkte des preuss. Rechtes aus) in Gruchots Beitr. 
Bd. 28 S. 83; Bunsen (mit besonderer Berücksichtigung des gemeinen 
und mecklenburg-schwerinschen Priv.R. IV 171) in der Mecklenburg. H 
Bd. 3 S. 274; Staub in der Jur. Wochenschr. Jahrg. 1887 8. 407; 
Kahn im Arch. f. ziv. Prax. Bd. 70 S. 409; G. Frommhold: Die 
Widerspruchsklage in der Zwangsvollstreckung in ihrer geschichtlichen 
Entwicklung (1891; X 66). Für die andere Ansicht, welche die Klage 
überhaupt nicht aus dem Zivil-R., sondern aus dem Prozess-R. ableitet, 
ist besonders entschieden aufgetreten: v. Schrutka-Rechtenstamm 
in Grünhuts Z. Bd. 13 S. 298 und in seinem Buche: Zur Dogmen- 
geschichte und Dogmatik der Freigebung fremder Sachen im Zwangs- 
vollstreckungsverfahren (1889. 1893; VIU 71. 247, XII 300); femer 
R. Schmidt in seiner Kritik zu den Werken von Frommhold und 
V. Schrutka in Z. f. ZivPr. Bd. 14 S. 161, Bd. 17 S. 401, Bd. 19 S. 326; 
endlich Frantz: Abhandlungen zur Lehre von der Exekutionsintervention 
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(1889 Nr. 2). Neben dieser Hauptfrage ist noch der Zweifel angeregt worden, 
ob der durch die Pfftndxmg verletzte juristische Besitzer dieselbe mit der 
condictio possessionis anfechten könne. Gegen die Bejahung durch 
Franoke in der Z. f. ZivPr. Bd. 5 8. 203 wendet sich Voss im 
Arch. f. ziy. Prax. Bd. 66 8. 161 mit sehr eingehender Begründung, 
aus welcher der Gesichtspunkt hervorzuheben ist, dass der Gerichts- 
vollzieher nicht für den Gläubiger, überhaupt nicht einen Zivilbesitz 
erwerbe. Voss weist im Arch. f. ziv. Prax. Bd. 76 S. 284 nach, dass 
die Widerspruchsklage ebensowenig wie die Yorzugsklage aus § 710 
Hauptintervention im Sinne des § 61 ist Ebenda Bd. 79 S. 295 
spricht er dem Drittberechtigten, welcher von der Klage aus § 690 
oder 710 keinen Gebrauch gemacht hat, die Bereicherungsklage gegen 
den betreibenden Gläubiger als Empfänger des YoUstreckungserlOses 
ab, erklärt jedoch die Einführung einer solchen Klage als Bedürfiiis. 

E. Burlage: Die Pfändung bei Personen, welche Landwirtschaft 
betreiben (1893), entwickelt nach kurzen geschichtlichen Bemerkungen 
sehr ausführlich die Bechtssätze, welche sich aus dem § 715 Ziff. 5 
«rgeben. Die Einwilligung des Schuldners in die Pfändung von Sachen, 
welche nach §715 der Pfändung entzogen sind, erklärt er allgemein 
tJs unwirksam (XIII 163). 

Auf das Buch von Kohl er: Ungehorsam und Vollstreckung 
(Sonderabdr. aus dem Arch. f. ziv. Praz. Bd. 80) ist schon S. 29 bei 
den Versäumnisfolgen hingewiesen worden. Der weitere Inhalt betrifft 
die Vollstreckungsgegenklage (aus § 686), das Verteilungsverfahren 
xmd den § 779. K. weist hierbei aus der Geschichte nach, dass die 
Art des Zwanges gegen eine im Erkenntnisverfahren säumige Partei 
sich in der Art der gegen den Verurteilten gewährten Zwangsmittel 
wiederholt. In erschöpfender Weise erörtert den Inhalt des g 779 
Th. Kipp: Die Verurteilung zur Abgabe von Willenserklärungen und 
zu Rechtshandlungen (1892). Er bezeichnet die Wirkung der Rechts- 
kraft einer solchen Verurteilung als Fiktion, welche nur bei reinen 
Willenserklärungen, nicht bei Handlungen wirken kann, die eine 
Willenserklärung als Element enthalten z. B. Mitwirkung zur notariellen 
Beurkimdung eines Vertrags; diese Ansicht teilt auch Goldenring: 
der sich wiederholt gerade mit dem genannten Falle beschäftigt hat 
<Jur. Z. f. Els.-Lothr. Bd. 16 S. 137, Bd. 17 S. 90). Andrerseits be- 
tont K., dass die Fiktionswirkung auch schon bei vorläufiger Voll- 
«treckbarkeit und zwar mit der ürteilsverkündnug eintritt. Die An- 
wendxmg des § 773 setzt voraus, dass die Handlung des Dritten ohne 
Vollmacht oder Zustimmung des Schuldners dem Gläubiger die ihm ge- 
bührende Leistung verschaffen kann; sonst ist § 774 anwendbar (Äil 378). 

Die Lehre vom Offenbarungseid hat neben einer rein geschicht- 
lichen Darstellung von E. G allin g er: Der Offenbarungseid des Schuld- 
ners im Executions- und Konkursverfahren nach seiner geschichtlichen 
Jurist. Litteratnrberioht 1884—94. 16 
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Entwicklang im röm. und deutseben R. (1884; IV 253), deren versprochene 
Fortsetzung leider nicht erschienen ist, drei monographische Bearbei- 
tungen erfahren. Schön feld: Der Offenbarungseid und die Haft als 
Massregeln der Zwangsvollstreckung nach der ZPO. dargestellt (1888) 
giebt nach einer systematischen Einleitung eine kommentatorische Er- 
läuterung der §§ 780—795; rein systematische Darstellungen sind da- 
gegen die Arbeiten von W. Francke: Der Offenbarungseid im Beichs-R. 
(1885; IV 430) und Friedländer: über das Verfahren bei Abnahme des 
Offenbarungseides in Oruchots Beitr. Bd. 33 S. 562 (1889). Während 
Francke das Institut erschöpfend behandelt und hierbei auch das Ver- 
fahren bezüglich der eidlichen Offenbarung nach bürgerlichem R. be- 
rücksichtigt, erörtert Friedländer nur die Hauptfragen. 

Neben zwei Arbeiten von W. Dorendorf und W. Peters über 
Arrest und einstweilige Verfügungen (1884; IV 28), welche diese 
Einrichtungen mit Bezug auf das bewegliche Vermögen darstellen, ist 
von Meibom im Arch. f. ziv. Praxis. Bd. 72 S. 331 eine wissen- 
schaftliche, auch die Grenzen des Reichs- und LR. erörternde Dar- 
stellung des Lnmobiliararrestes nach den sämtlichen deutschen Partikular- 
RR. veröffentlicht worden (VHI 114). 

Das Aufgebotsverfabren entbehrt des zivilprozessualen Charakters; 
es genügt daher eine kurze Verweisung auf zwei speziell for preussi- 
sche Verbältnisse berechnete systematische Darstellungen von Wan- 
dersieben: das Aufgebot in Theorie imd Praxis (2. A. 1884; IQ 247) 
und P. Daude: das Aufgebotsverfahren (2. A. 1890; IX 455). 

Die Partikularggbg. über die Zwangsvollstreckung ins unbe- 
wegliche Vermögen hat in Preussen sowohl kommentatorische als syste- 
matische Bearbeitungen in grosser Zahl hervorgerufen. Die systemati- 
schen Darstellungen sind alle auf das praktische Bedürfius nach einer 
systematisierenden Übersicht mit Beispielen und Formularen zuge- 
schnitten. Von grösserer Bedeutung sind die Kommentare von Jäckel 
(3. A. 1893; XII 416) sowie von Krech und Fischer (3. A, 1894; 
XrV 128), welche sich nach Form und Inhalt den besten Kommen- 
taren zur ZPO. an die Seite stellen lassen. Die systematische und 
kommentatorische Form verbindet 0. Mügel: Das rheinische G-rund- 
buch-R. (2. A, 1892), welcher im Anschluss an das mit Erläute- 
rungen versehene G. vom 12. Apr. 1888 über das Grundbuchwesen 
und die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen im G^el> 
tungsbereiche des rheinischen R. die Ausführungsbestimmungen zu. 
diesem G. mitteilt. Eine systematische Darstellung des ganzen Stoffes 
ist in der Einleitung enthalten (XI 320). 

Für Bayern sind zu nennen: Die Kommentare zur Subhastations-O« 
von Hellmann 1887 (VII 68) und von Ort mann, dessen 2. A. (1888) 
von Fischer und Henle bearbeitet ist Eine dankenswerte verglei- 
chende Darstellung und Erläuterung des preuss. G. v. 13. Juli 1883' 
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und des bayerischen G. v. 23. Februar 1879, das auch neben der Nov. 
y. Jahre 1886 teilweise in Geltung blieb, hat Henle: die preuss. u. 
bayer. Subhastationsordnung (1884) veröffentlicht. 

Die Litteratur über Zwangsvollstreckungs-B. wird ergänzt durch 
die Erläuterungen zum BG. y. 21. Juli 1879 betreffend die Anfech- 
tung yon Bechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb des Eonkurs- 
Verfahrens. Unter den Kommentaren ist der ausfuhrlichste der von 
B. Hartmann (4. A. von A. Frankenburger 1892; XII 20). Die in den 
Kommentaren zur KO. von Petersen und Kleinfeller, v. Völdern- 
dorff, Willen buche r und v. Wilmowskl enthaltenen Bearbeitun- 
gen erscheinen jedoch nur deshalb so unverhältnismässig kurz, weil sie 
ihre natürliche Ergänzung in den Erläuterungen zu §§ 22 ff. EO. 
finden und weil sie nicht Urteilsauszüge enthalten, die bei Hartmann 
ziemlich zahlreich sind. Die systematischen Darstellungen behandeln teils 
wie das Buch von Jäck e 1 (2. A. 1889 ; VIII 440) und früher (1881) Otto 
nur 9 die Anfechtung von Bechtshandlungen zahlungsunfähiger Schuld- 
ner ausserhalb des Eonkurses*, teils auch die Anfechtung im Eonkurse, 
so Cosack: das Anfechtungsrecht der Gläubiger eines zahlungsunfähi- 
gen Schuldners innerhalb und ausserhalb des Eonkurses nach deutschem 
Beichs-B. (1884; IV 148) und L. Eorn: Anfechtung von Bechtshand- 
lungen der Schuldner in und ausser dem Konkurse (2. A. 1885); femer 
die Darstellungen von Eccius: Theorie und Praxis des preuss. Priv.K 
Bd. 1; Dem bürg: Lehrbuch des preuss. Priv.B. Bd. 2; Scherer: 
Das rhein. B. und die BGgbg. (2. A. 1889. Bd. 1) und Mandry: 
der zivilrechtl. Inhalt der BGG. (3. A. 1885 S. 469). Die bedeutendste 
Erscheinung auf diesem Gebiete ist das erwähnte Buch von Cosack, 
welcher der erste war, der sich von den älteren Theorien frei machte, 
indem er es versuchte, den Anfechtungsanspruch auf eine obligatio ex lege 
zurückzuführen und diese Auffassung näher damit begründete, dass jeder, 
der aus fremdem Vermögen eine Zuwendung erhält, unter gewissen Vor- 
aussetzungen die allgemeine Bestimmung dieses Vermögens, zur Befriedi- 
gung persönlicher Gläubiger des Veräusserers zu dienen, berücksichtigen 
muss. Auch in Zeitschriften sind eingehende Untersuchungen über die 
Prinzipien des Anfechtungs-B. veröffentlicht worden von: Krasnopolski 
in Grünhuts Z. Bd. 15 S 1, Meisner in Gruchots Beitr. Bd. 32 S. 204 u. 
Petersen in Z. f. ZPr. Bd. 10 S. 17. Das Hauptergebnis des Meinungs- 
streites über die Konstruktion des Anfechtungsanspruches ist insofern nur 
ein negatives, als sich immer mehr die Überzeugung Bahn bricht, dass 
die Anfechtungsansprüche je nach den Thatbestandsgruppen verschiedene 
rechtliche Natur haben und eine Zusammenfassung nur unter dem Ge- 
sichtspunkte der Eondiktionen möglich ist; während Ad. Menzel: das 
Anfechtungs-B. der Gläubiger nach österr. B. (1886; VI 142) und 
De rn bürg a. a. 0. die Anfechtungsansprüche als Eondiktionen aus 
ungerechtfertigter Bereicherung ansehen, werden sie von Petersen 

16* 
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tmd El ein feller im Kommentar zur EO. (S. 39) neben die Bei eiche- 
rongsklagen als eine besondere Art von Kondiktionen wegen nngerecht- 
fertigter Benachteiligung der Gläubiger gestellt 

Aus der kaum übersehbaren Menge von Vorschlägen zur Beform 
des ZPr. können nur die grösseren Arbeiten und die wichtigsten Fragen 
hervorgehoben werden. Mehrfache Vorschläge für die Umgestaltung 
insbesondere des kollegialgerichtlichen Prozesses hat, wie schon gezeigt, 
der (8. 15 ff.) berührte Streit über die praktische Bewährung der ZPO. 
hervorgerufen. Vereinfachung des amtsgerichtlichen Verfahrens ver- 
langte Eulemannn zuerst in Z. f. ZPr. Bd. 11 S. 353 (1887), dann 
in einer Broschüre (2. Aufl. 1889), welche einen formulierten Gesetz- 
entwurf enthält. E. wül vor allem Beseitigung des Parteibetriebes, 
Aufnahme der Klage durch einen AR. und Vereinfachung des Za- 
stellungswesens. Zurückdiibigung des KoUegialsjstems und Beschrän- 
kung des Anwaltszwangs fordert Hörn: Zur Beform des deutschen 
Ziv.Pr. (1893; vgl. auch Annalen der bad. Ger. Bd. 55, nicht 550, 
wie im OBl. XIL 331 gedruckt ist); das Verfahren soll in weitem 
Umfang durch beauftragte Bichter gepflogen werden, so dass nur 
spruchreife Sachen vor dem Kollegium verhandelt werden könnten. 
Die von F. Klein unter dem Titel: Pro futuro (1891) veröffentlichten 
Betrachtungen über die Zivilprozessreform in österreidi empfehlen ent- 
schiedenere Mitwirkung des Richters bei Feststellung des Sachverhalts, 
besonders bessere Benützung des Fragerechts und Ermächtigung des 
Richters zur Nachforschung von Amtswegen, soweit ihm durch den 
Prozess Beweismittel bekannt werden. 

Unter den Vorschlägen, welche nur einzelne Gegenstände betreffen, 
greifen wir wegen ihrer Tragweite heraus: die auf Reform des An- 
waltsstandes, auf Erweiterung der amtsgerichtlichea Zuständigkeit, 
Änderung des Zustellungswesens, AbschafiPung des normierten Eides 
tmd Beschränkung der Zwangsvollstreckung gerichteten Bestrebungen. 
Verminderung der Kosten bildet fast überall den Refrain. 

Prischl: Advokatur und Anwaltschaft (1888; VIII 50) fordert 
Trennung beider Berufe, weil die geschäfbsmässige Anwaltsthätigkeit mit 
dem idealen Advokatenberuie nicht verträglich sei. Diesen Vorschlag 
bekämpfte v. Weinrich: Zur Reform der deutschen Rechtsanwaltschaft 
(1891), welcher nur die Trennung des Notariats von der Rechtsan- 
waltschaft wünscht und sich gegen den numerus clausus sowie gegen 
die gleichzeitige Zulassung eines Anwalts bei mehreren Gerichten er- 
klärt, weil sie dem Vertagungsunwesen Vorschub leiste. Dagegen 
empfiehlt er ebenso wie Werner: die freie Anwaltschaft in Preussen 
(1890 ; IX 308), die Zulassung beim Kollegialgericht solle von 5jähriger 
Ausübung der Anwaltschaft bei einem Amtsgerichte abhängig gemacht 
werden. Werner stellt dieser Vorbereitung die 3jährige Thätigkeit 
als Richter oder StA. und den Ablauf von 8 Jahren seit Bestehen der 
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zweiten Prüfang gleick Diese Beformfrage ist im Jahre 1894 durch 
eine Enqudte weiter verfolgt werden.*) 

Gregen die Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuständigkeit haben 
sich Y. Wilmowski u. Heintz in den Bl. f. Bechtspflege im Bezirke 
des Kammerger. Bd. 4 S. 18, femer Jastrow in Z. f. ZPr. Bd. 18 
S. 302 geäussert, weil die amtsgerichtliche Rechtsprechung geringere 
Bürgschaften als die landgerichtliche 1. Instanz biete und mangels der 
Reyision auch die landgerichtliche Berufnngsrechtsprechung nicht auf 
gleicher Höhe wie die oberlandesgerichtliche stehe. Für die Erweite- 
rung sprach sich Witting in Gruchots Beitr. Bd. 38 8. 41 aus, weil 
der ABu ohnehin schon Haupttr&ger der Ziyilgerichtsbarkeit sei und 
die Kosten des landgerichtlichen Verfahrens nicht im richtigen Ver- 
hältnisse zu den Streitwerten unter 500 Mk. stehen. 

Die Beform des Zustellungswesens wird ziemlich allgemein in der 
Sichtung einer Erweiterung oder vollständigen Durchführung des Offi- 
zialbetriebes gewünscht; so insbesondere Kulemann a. a. 0. und der 
Antrag Bintelen in Z. f. ZPr. Bd. 15. S. 463 (mit Bemerkungen 
von Vierhaus). Daneben verlangt einerseits Bintelen a. a. 0. und 
V. Hinüber (Z. f. Gerichtsvollzieher Bd. 4 S. 149) den Ausschluss 
jeder Mitwirkung der Gerichtsvollzieher und Zustellung mittelst einge- 
schriebenen Briefes, andererseits fordern die Gerichtsvollzieher (ebenda 
Bd. 4 S. 168, B. 5 S. 19, 74. Bd. 6 Nr. 1—6) AbschaflFnng der Zu- 
stellung durch die Post wegen der Häufigkeit ungültiger Zustel- 
lungen. 

Erweiterung des Armenrechts befürwortet ein ungenannter Verf. 
in der Jur. Wochenschr. Bd. 21 S. 178 in dem Sinne, dass die Er- 
teilung des Armen-B. zu Bruchteilen an solche Personen zugelassen 
werde, welche zwischen Ailput und Wohlhabenheit stehen. 

Für die Ersetzung des normierten Parteieneides durch Vernehmung 
der Parteien als Zeugen haben sich, nach Klein feller in den oben 
S. 30 genannten Abb., im Prinzip Schneider, Arch. f. öfif. B. Bd. 9 
S. 52, Götz im 8. Jahrb. d. Gefängnisgesellsch. f. d. Prov. Sachsen 
S. 81., £. Ott: Bichterliches Klage-B, und eidliche Parteienvemehmung 
(1894), nur bedingt v. G an stein in Verbandl. d. 22. Juristentags 
Bd. 1 S. 3 u. Trutter: Schiedseid oder Parteienvemehmung (1893) er- 
klärt Dagegen sind: Bahr (Z; f. ZivPr. Bd. 19 S. 79) und Petersen 
(Sachs* Arch. Bd. 4 S. 129). Leonhard befürwortet in seinem Buche 
über die Eideszuschiebung in Familienproz. die Wiedereinführung des 
römischen Eides über den Anspruch; ebenso Pfizer in Gruchots Beitr. 
Bd. 35 S. 281. 

Während R SchmOlder mit seinem 1883 gemachten Vorschlage 



•) Vgl. Jnriflt. Wochenschrift 1894 Nr. 29 ff. und v. Wilmowski in 
Z. f. ZPr. Bd. 20 S. 199 (XIV 97). 
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der «Wiedereinfährnng der Schnldhaft* (II 183) allein geblieben ist, 
machen sich in neuerer Zeit vielmehr Bestrebungen zu Gunsten ^er Mil- 
derung des Vollstreckungsrechtes durch Erweiterung des Kreises der der 
Zwangsvollstreckung entzogenen Sachen geltend. Diese Änderung wurde 
zunächst von Flesch in den Schriften des Vereins f. Armenpflege und 
Wohlthätigkeit Heft 11 S. 56 beförwortet; ihm folgte Puld in Gruchots 
Beitr. Bd. 36 S. 248. Femer empfehlen Falkmann und Bunsen 
in den Gutachten für den 22. Juristentag (Verhandlungen Bd. 1 
S. 240, Bd. 2 S. 29) einen kleinen Geldbetrag, soviel zur Ernährung 
des Schuldners und seiner Familie fiir eine Woche nötig ist, der 
Pfändung zu entziehen. Der Beschluss des 22. Juristentages (Verb. 
Bd. 4 S. 86, 417) verlangt bessere Sicherung derjenigen Vermögens- 
teile, die zur Führung einer geordneten Wirtschaft und zur ausgiebigen 
Verwertung der persönlichen Arbeitskraft des Haushaltungsvorstandes 
erforderlich sind. Erleichterungen verlangt auch Burlage a. a. O. 
(oben S. 33). Dagegen stossen die Bestrebungen für Herstellung von 
Familienheimstätten, welche der Zwangsvollstreckung nicht unterliegen 
sollen, auf Widerstand. Gegen v. Biepenhausen-Crangen: Ge- 
sicherte Familienheimstätten (3. A. 1891) und Schneider in Schmollers 
Jahrb. Bd. 16 S. 43, im Arch. f. ziv. Prax. Bd. 81 S. 21 vgl. besonders 
Grünberg im Arch. f. soziale Ggbg. und Statistik Bd. 4 S. 369. 

Aus der umfassenden Litteratur zum E.e.b.GB. seien wegen der 
Beziehung auf das Prozess-R. genannt: 0. Fischer: B. und Rechts- 
schutz, welcher bei Feststellung der Grenze zwischen Privatrechtsbnch 
und Gerichtsordnung möglichste Reinhaltung des ersteren von pro- 
zessualen Grundsätzen und Ausscheidung aller Gegenstände der nicht- 
streitigen Gerichtsbarkeit aus dem Prozess-G. vrünscht, ausserdem be- 
sondere Aufmerksamkeit den Begriffen : Anspruch, Einrede, Verjährung 
und Rechtskraft zuwendet (1889; VIII 382). Femer L. Seuffert, 
welcher in Z. f. ZivPr. Bd. 16 S. 463 die im Entwürfe eines EG. 
z. B. GB. enthaltenen Vorschläge zur Abänderung der ZPO. kritisiert, 
ebenda Bd. 17 S. 277 aber seinerseits eine Reihe von Vorschlägen »ur 
Abänderung der ZPO. macht; endlich Hartmann, der in den Gut- 
achten aus dem Anwaltstande Heft 14 S. 1227ff. (1890; X58) gleich- 
falls den auf Änderung der ZPO. bezüglichen Abschnitt des Entw. 
eines EG. z. BGB. kritisiert 



III. Die Konkursordnung. 

Auf die Geschichte des Konkurs-R. beziehen sich zwei Schriften. 
W. Endemann stellt in Z. f. ZivPr. Bd. 12 S. 24 in Form einer 
Dogmengeschichte die Entwicklung des Konkursverfahrens in der ^« 
meinrechtlichen Lehre bis zur deutschen KO. dar (VIII 441). Ans 
dem Nachlasse von 0. Stobbe wurden 1888 Beiträge zur (reschichte 
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des alteren deutschen Konkursverfahrens und zwar aus der Zeit vonoi 
13.— 17. Jahrh. veröflFentlicht (VIII 30). 

Unter den Kommentaren steht nach der Zahl der Auflagen das 
Werk von v. Wilmowski (4. A. 1889) voran, welcher vorzugsweise 
auf das preussische R. Bücksicht nimmt. Einen neueren Stand der 
Espr. und Litteratur stellt der Kommentar von Petersen u. Klein- 
feiler (3. A. 1892; XII 159) dar, welche besonders das gemeine 
und französische B. berücksichtigen. Von v. Sarweys Erläuterungen 
hat die 3. A. zu erscheinen begonnen, v. Völderndorffs Kom- 
mentar, dessen Erläuterungen vielfach mit humoristischen Beispielen 
gewurmt sind, hat 1885 die 2. A. (3 Bde.) erfahren. Im gleichen Jahre 
erschien noch eine kleine, aber sehr brauchbare kommentatorische Be- 
arbeitung von Willenbücher (IV 340). 

Ein nach umfang und Inhalt seinem Zweck entsprechendes Lehr- 
buch ist W. Endemann: Das deutsche Konkursverfahren (1889). 
Kohlers Lehrbuch des Konkurs-R. (1891; XI 22) ist reich an Kon- 
struktionen, rechtsvergleichendem Material und neuen vom Gesetze ab- 
weichenden Begriffsbezeichnungen, daher mehr für ausgebildete Juristen 
als für Anfllnger bestimmt; K. Hess 1893 seinem Lehrbuch einen 
y Leitfaden des deutschen Konkurs-B. für Studierende'' folgen (XIII 
120). Auf die Einführung in die Praxis sind berechnet: 0. Bichter, 
Das Verfahren nach der BKO. v. 10. Febr. 1877 erläutert an Bei- 
spielen, ein Handb. für die gerichtl. Praxis und für Konkursverwalter 
(1893; XIII 239); V. Bintelen, Das Konkurs-B. nebst Anhang betr. 
die Anfechtung von Bechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb des 
Konkursverfahrens, systematisch bearbeitet auf Grund der Beichs-Grgbg. 
u. der Preuss. LGgbg. (1890; X 65); endlich Senst: Handbuch für 
Konkursrichter (1890) und Anleitung zur Verwaltung von Konkursen 
nach der BKO. (2. A. 1892; XII 160). 

Ein Hilfsmittel für das Studium — ähnlich der Anleitung zur 
Prozesspraxis von H. Meyer — ist v. Wilmowski: Das Konkursver- 
fahren an einem Bechtsfalle dargestellt (6. verb. Abdr. 1894; XIII 379). 

Das internationale Konkurs-B. ist in Kohlers Lehrbuch und in 
den beiden 8. 18 genannten Werken v. Bars dargestellt. Die Auf- 
gabe einer Quellensammlung erfüllt nur mangelhaft J. Alexander: 
Die Konkurs-GG. aller Lander der Erde (1892; XI 149; die GG. sind 
meistens nur auszugsweise aufgenommen. 

Auf dem Gebiete des materiellen Konkurs-B. hat der in den 
Motund von A. Schnitze (Das deutsche Konkursrecht 1880) vertretene 
Konkursanspruch sich überlebt. Dagegen ist der älteren Theorie, welche 
die Bechtsverh&ltnisse des Konkurses aus einem Pfandrechte der Gläu- 
biger an der Masse erklären will, in L. Seuffert: Zur Geschichte 
und Dogmatik des deutschen Konkurs-B. (1. Abt.: Die BechtsverhfiJt- 
nisse der Aktivmasse 1888) ein neuer Verteidiger entstanden, welcher 
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die Berdchtigang der Pfandrechtsidee ans der Geschichte und ihre Ver- 
einbarkeit mit dem BeichsR. nachzuweisen sucht Dagegen ' warnt 
Oetker in Z. f. ZivPr Bd. 14 8. 1 überhaupt davor, die Emzel- 
erscheinungen des Konkurs-B. und besonders die Wirkung der Kon- 
kurseröffnung auf zweiseitige VertrSge durch a priori gefondene Be- 
griffe, zumal durch die Pfandrechtstheorie oder den Eonkursanspruch 
zu erklären, ö. selbst untersucht sodann die Einwirkungen der Kon- 
kurseröffnung auf zweiseitige Verträge an der Hand des Gesetzes. 
Eine erschöpfende Darstellung der Lehre vom Absondemngs-B. ent- 
wickelt Th. Wolff: Das Absonderungs-B. im Konkurse mit besonderer 
Berücksichtigung des preussischen und gemeinen B. systematisch dar- 
gestellt (1893; XII 160). 

Zur Kardinalfrage des Konkurs-B. ist die Frage nach der rechtlichen 
Stellung des Konkursverwalters geworden. L. Seuffert mit vielen 
anderen fasst ihn a. a. 0. als Vertreter der Konkursgläubiger auf; 
Petersen hat wiederholt die Annahme einer gesetzlichen Vertretung 
des Gemeinschuldners sehr eingehend begründet (vgL Z. f. ZivPr. Bd. 9 
8. 1, Bd. 18 S. 41; Sachs. Arch. Bd. 1 S. 1). Gegen die Annahme 
eines gesetzlichen Vertretungsverhältmsses sind Henrici im Sachs. 
Arch. Bd. 2 S. 337 und Stegemann in Z. f. ZivPr. Bd. 17 S. 326 
aufgetreten; sie nehmen an, dass der Konkursverwalter als Inhaber 
seines Amtes kraft eigenen Bechtes handelt Oetker hat diese Frage 
zum Ausgangspunkt für ein Werk über: Die konkursrechtlichen Grund- 
begriffe genommen, dessen 1. Bd. (1891) die rechtliche Stellung der 
Gläubiger behandelt, wobei ö. die Konkursgläubiger im Sinne von § 2 
KO. von den thatsächlich am Verfahren teilnehmenden Gläubigem 
scheidet. Die Darstellung muss vielfach in die Lehre vom Konkurs- 
verfahren sowie auf zivilprozessuales Gebiet übergreifen und giebt Ant- 
wort auf manche neue Fragen (XI 25). 

In der Festgabe der Rostocker Joristenfakultät für Windscheid 
1888; VIII 345) erklärt Oetker als den Zeitpunkt, in welchem der £r- 
ö&ungsbeschluss für erlassen gUt, bei vorausgegangener mündlicher Ver- 
handlung die Zeit der Verkündung, sonst die Zeit der Zustellung und be- 
zeichnet den Zwangsvergleich unter Verwerfung der Urteils- wie der Ver- 
gleichstheorie als Vereinigung von drei Willenserklärungen des Gemein- 
sohuldners, der Gläubigerversammlung und des Gerichts, dM-en Wirkung 
unmittelbar auf Rechtssatz beruhe. Mit dem Zwangsvergleich be- 
schäftigen sich noch Löhr in der Z. f. ZivPr. Bd. 16 S. 335 und 
Ciuntu: Der Zwangsvergleich im Konkurs (1892). Beide sind An- 
hänger der Vertragstheorie, Löhr mit der Besonderheit, dass er so 
viele Verträge annimmt als Forderungen der zustimmenden Gläubiger 
in Betracht kommen; als Gegenstand des Zwangsvergleichs bezeidme^ 
er nicht die Aufhebung des Konkurses, sondern die Forderungsbe- 
Medigung. 



Digitized by LjOOQ IC 



219] Konkürsordniiiig. 41 

E. Jäger: Die Voraossetzangen eines Nachlasskonkurses (1893) 
nennt deren drei: Die Sonderhafhing des Nachlasses fßr die Nachlass- 
schnlden, die Übersohnldnng des Nachlasses nnd den Eröffnungsantrag. 

Eleinf eller bek&mpft in den Bl. f. Bechtsanwendung Bd. 58 
S. 337 die Behauptung yon Fitting und Eohler, dass die £. über 
eine ins freie Ermessen des Konkursrichters gestellte Massregel der 
Anfechtung entzogen sei nnd sucht die Grenzen der Beschwerde aus 
dem Begriffe .Entscheidung* abzuleiten. 

E. y. Liebig: Die Oenossenschafb mit beschr. Haftpflicht und 
ihre Behandlung im Eonkurs (1892) bespricht die Änderungen, welche 
das Oen. G. v. 1. Mai 1889 gegenüber dem allgemeinen Eonkurs-B. 
trifft Auf die sonstige sehr umfangreiche Litteratur zu diesem G. ist 
hier nicht einzugehen. 

Für die Reform des Eonkursyerfahrens , deren neueste Phase*) 
durch den Antrag Bintelen bezeichnet wird, ist eine Abhandlung 
yon Schullern-Schrattenhofen über die Eonkurs-Ggbg. yom 
yolkswirtschafUichen Standpunkte aus beachtenswert (Z. f. Yolkswirt- 
schafL Sozialpolitik und Verwaltung Bd. 1 S. 420). Verf. wünscht 
nach Beleuchtung der in den Gesetzen liegenden Ursachen mangelhafter 
Glftubigerbefriedignng: Ausdehnung des richterlichen Ermessens, Ab- 
schaffung der Gebühren, Feststellung einer in 7o ^^ Massenwertes 
ausgedrückten Mazimalgrenze für Verwaltungskosten, möglichste Ver- 
meidung aller Eosten yerursachenden Akte, Erkennbarkeit der Pfand-BB., 
Bücksicht auf kleine Eonkursgläubiger und für kleine Eonkurse sum- 
marisches Verfahren ohne rechtsgelehrten Verwalter. 



IV. Die Strafprozessordnung.**) 

Der historischen Forschung sind, abgesehen yon den Arbeiten über 
Vehme und Hezenprozesse, die der Bericht über Straf- B. erw&hnen 
wird, folgende Werke gewidmet. J. Glaser: Beitr&ge zur Lehre yom 
Beweis im Strafprozess (1883; m 109) behandelt die Geschichte 
als Grundlage fiir seine Erörterungen über das geltende B. und berück- 
sichtigt hauptsachlich die Zeit des gemeinen StPr. H. Bennecke: Zur 
Geschichte des deutschen Strafprozesses (1886; VI 187) schöpft aus den 
holl&ndischen und flandrischen BB. des 12. und 13. Jahrh. und stellt 
hauptsächlich diejenigen Institute dar, welche auch dem mittelalter- 
lichen B. anderer deatscher L&nder bekannt sind. H. Enapp: Das 
alte Nürnberger Eriminalyerfahren bis zur Einführung der Carolina 
(1891) schildert nach Batsurkunden des 13. — 16. Jahrh. GV. und 



*) Vgl. Z. f. ZivPr. Bd. 20 S. 228 sowie Benrteiluogen von Makower, 
Schwarze und Gottschalk (1894; XIU 378, XIV 219). 
••) Vgl. noch Abschnitt I: GVG. 
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Strafverfahren Nürnbergs vor und nach Einführung der Tortur, um 
die Mitte des 14. Jahrb. Zucker: aprise und loyal enquöte (1887) 
weist in diesen beiden Recbtsinstituten des altfranzösischen B. zwei 
geschichtliche Wurzeln der modernen Voruntersuchung nach; aprise ist 
die von Amtswegen eingeleitete Verfolgung, loyal enquöte die Führung 
des Entlastungsbeweises in der Form des aus dem römisch-kanonischen 
Verfahren übernommenen Zeugenverhörs mit der Wirkung der Be- 
freiung von der Untersuchungsbaft und demnächst von der Verfolgung 
(YII 314). 

Von allen Kommentaren, welche unmittelbar im Gefolge der 
StrPrO. erschienen waren, hat nur das Werk Lowes sich durch fort- 
gesetzte neue Auflagen (8. A. bearb. von A. Hellweg 1894; XIII 283) 
stets auf der Höhe des neuesten Standes von Litteratur und Bspr. ge- 
halten. Erst spät ist ihm ein neuer Konkurrent im Stenglein'scben 
Kommentar (2. A. 1889) erstanden; 1893 traten Isenbart und 
Samt er mit einer gemeinsamen Bearbeitung hervor, welche, erheblich 
kürzer als die beiden andern Kommentare, doch ToUständige Orien- 
tierung ermöglicht (XII 236). Zwischen Kommentar und Handbuch in der 
Mitt« steht das noch unvollendete Werk von John, dessen Bd. 1. 2. 
u. 3, l (1884—1889) die §§ 1—275 umfasst; die §§ 272—275 sind von 
V. Lilienthai erläutert, welcher berufen ist, die Arbeit zu Ende zu 
führen; der grosse Umfang dieses Werkes erklärt sich dadurch, dass 
in die Erläuterungen häufig eingehende Kritiken reichsgerichtlicher Ur- 
teile und als Einleitungen zu den Abschnitten der StrPrO. selbständige 
monographische Darstellungen einzelner Institute und Prinzipien des 
StrPr. aufgenommen sind (I 86, m 326, VI 295). 

Die Form der systematischen Darstellung hat hier früher als im 
ZivPr. zu abgeschlossenen Werken geführt (Geyer, v. Holtzendorffj. 
Aber auch hier ist das der Binding'schen Sammlung angehörige 
grosse Handbuch von J. Glaser (Bd. I 1883, Bd. 11 1885), in 
welchem ausser einigen weniger wichtigen Gegenständen noch das 
schwurgerichtliche und Bechtsmittelverfabren fehlt, noch unvollendet 
(II 287, y 327). Für den akademischen Unterricht geeignete 
Lehrbücher sind Bennecke: Lehrbuch des deutschen Straf prozess-B. 
(erst 1895 vollendet), A. v. Kries: Lehrbuch des deutseben Straf- 
prozess-B. (1892; XII, 93) und E. Ullmann, Lehrbuch d. deutschen 
Strafprozess-K (1893; XIII 383). Diese drei Werke behandeln das 
geltende B. als Produkt der geschichtlichen Entwicklung und gehen von 
dem Gedanken aus, dass im StrPr. wie im ZivPr. sich Parteien als 
Prozesssubjekt« gegenüberstehen; soweit es die Verschiedenheit des 
Gegenstandes duldet, ist daher zivilprozessuale Methode verwertet. Be- 
sonders bei Ullmann wird öfter der Gegensatz von Zivil- und 
Strafprozess an Einzelheiten hervorgehoben, um die Eigentümlichkeit 
des Strafprozesses zu zeigen. Endlich sind noch die Systeme von 
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Stenglein: Lehrbuch d. deutschen Strafprozess-E. (1887 ; VI 376) und 
von Hellweg: Der Reichsstrafprozess (1890 als 4. A. des Dochow'- 
schen Lehrbuchs IX 371) zu erwähnnen. Das Stenglein'sche Buch 
stellt den Strafprozess so dar wie er sich in der reichsgerichtlichen 
Bspr. spiegelt und enthalt sehr viele Einzelheiten. Hell weg dagegen 
hat zwar das Dochow'sche Buch um beinahe die Hälfte des ursprüng- 
lichen IJmfangs vermehrt, hat es jedoch vermieden, viel auf Einzel- 
firagen einzugehen. 

Hilfsmittel zum Studium sind die Aktenstücke zur Einführung in 
das Prozess-R. (der Strafprozess bearbeitet von B. Schmidt 1890; 
IX 372) und das Musterprotokoll der Hauptverhandlung in einer 
Strafsache unter Zugrundelegung eines fingierten Prozesses und unter 
Mitteilung der einschlägigen Rspr. des Rg. von W. Deter (1889). 
Für praktische Übungen haben v. Liszt und Dochow: Strafrechtsfölle 
(3. A. 1884) herausgegeben, deren Nr. 215 — 280 strafprozessuale Auf- 
gaben enthalten; an die Stelle dieser Sammlung sind jetzt H. Bennecke 
und E. Beling: Fälle aus dem Strafprozessrecht (2. A. 1895) ge- 
treten; femer sind solche Strafprozessfälle in den oben S. 10 er- 
wähnten Staatskonkursaufgaben für den hohem Justiz- und Verwal- 
tungsdienst in Bayern zu finden. Gleichfalls den Zweck der Unter- 
stützung des Studiums verfolgt 6. Schnitze: Rechtsfälle aus der 
Praxis des Rg.; Seh. teilt meist nicht veröffentlichte Fälle und nur 
den Sachverhalt nebst den Gründen des Urteils 1. Instanz mit, um den 
jungen Juristen zu veranlassen, die Fehler zu entdecken und die 
richtige Entscheidung zu treffen (1891). 0. Jacusiel: die grund- 
legenden EE. des deutschen Rg. auf dem Gebiete des StrPrR. (Apt: 
Grundlegende EE. des Rg. Bd. 3 ; 1893) will jungen Juristen, welche 
nicht im Besitz der offiziellen Sammlung sind, Gelegenheit geben, die 
EE. des höchsten Gerichtshofes über die wichtigsten Fragen des StrPr. 
näher kennen zu lernen (XIII 245). 

Bezüglich der Entscheidungen und Zeitschriften vgl. d^ Bericht 
über StrR. 

Die Untersuchungen über einzelne Fragen und Gegenstände des 
StrPr. stehen an Zahl weit hinter der Litteratur des ZivPr. zurück. 
Dies gilt nicht nur von den in Buchform erschienenen Monographieen, 
sondern auch von den in Zeitschriften veröfientlichten Abhandlungen, 
welche sich ja hauptsächlich auf den Gerichtssaal, Goltdammers Archiv 
und die Z. f. StRW. konzentrieren. Eine rechtsphilosophische Abhand- 
lung von Bierling über StrR.- und StrPr. -Verhältnis (Z. f. StRW. 
Bd. 10 S. 251) macht gegen die Auffassung Front, dass der Prozess 
ein Rechtsverhältnis sei oder die Entwicklung eines Rechtsverhältnisses 
darstelle und betont, durch die Elageerhebung werde ein Rechtsver- 
hältnis begründet, welches verschieden ist von dem den Prozess- 
gegenstand bildenden Rechtsverhältnis, v. Kries erörtert in der Z. f. 
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StBW. Bd. 5 S. 1 von der Ansicht ausgebend, dass der Prozess ein 
Rechtsverhältnis d. h. ein Verhältnis gegenseitiger Berechtigong und 
Verpflichtung zwischen Parteien und Gericht ist, die Voraussetzungen 
des StrPr., womit er die Voraussetzungen für die Begründung der 
Rechtshängigkeit durch den Eröffnungsbeschluss meint. Er steUt den 
ProzessYoraussetzungen: Zuständigkeit, Zulässigkeit der Strafverfolgung, 
Suhsumierbarkeit der That unter das StrG., hinreichender Verdacht, 
die UrteilsvoraussetzuDgen : Anwesenheit der notwendigen Personen, 
ordnungsmässige Besetzung des Gerichts und die meisten Thatsacben^ 
welche auch Prozessvoraussetzungen sind, gegenüber. 

Die Auffassung des StrPr. als eines Streites zwischen Staat und 
Angeklagten bekämpft Meyer: Die Parteien im StrPr. (1889), indem 
er den Satz aufstellt, dass der Staat den StrPr. mit sich selbst f&hrt, 
woraus er folgert, dass der Ankläger aus den (xerichtsmitgliedem zu 
entnehmen sei und dass auch der Verteidiger amtlich bestellt werden 
müsse, während der Angeklagte lediglich als Objekt des Verfahrens 
und als Mittel der Wahrheitserforschung in Betracht komme. 

Für die gegenseitigen Beziehungen mehrerer Strafsachen entnimmt 
Glaser im Gerichtssaal Bd. 37 S. 81 der StrPrO. den Grundsatz, das« 
der Zusammenhang nur die Möglichkeit, nicht die Notwendigkeit einheit- 
licher Verhandlung eröffnet und dass es eines positiven Rechtssatzes bedarf, 
um die Möglichkeit zu verwirklichen; grosse Unterschiede bestehen zwi- 
schen dem Eall, dass nur ein Gericht und dem Fall dass mehrere Gerichte 
mit verschiedener sachlicher und örtlicher Zuständigkeit in Frage kommen. 

Das Beweis -R. hat, abgesehen von den S. 30 genannten Werken,, 
von Ortloff u. Stein zwei Bearbeitungen erfahren. J. Glaser: Bei- 
träge zur Lehre vom Beweis (1883; IH 109) ergänzte sein Handbuch 
durch geschichtliche und rechtsvergleichende Erörterungen sowie durch 
Betrachtungen über das geltende R. besonders hinsichtlich der gemein- 
rechtlichen Beweistheorie, Beweisgegenstand, Beweislast, Indizienbeweis 
und der einzelnen Beweismittel. Ein yoUständiges System des Beweis- 
R. enthält E. Rupp: der Beweis im Strafverfahren (1884); die Ein- 
leitung enthält philosophische Erörterungen, welche die menschlichen 
Vorstellungen über Wirklichkeit, das Verhältnis des Zustandekommens 
dieser Vorstellungen zu den Regeln der Logik, den Gegensatz yon 
juristischen Begriffen und Begriffen des täglichen Lebens, sowie die 
Vorgänge bei Subsumtion der Thatsachen unter das G. entvnckeln 
(IV 108). 

Das Prinzip der Unmittelbarkeit im Beweisrerfahren untersucht 
V. Eries in der Z. f StRW. Bd. 6 S. 88 anknüpfend an die Frage nach 
der Zulässigkeit des Zeugnisses vom Hörensagen. Er hebt in der 
allgemeinen Betrachtung, welche auch auf den ZivPr. Rücksicht nimmt, 
den Unterschied von Unmittelbarkeit und Mündlichkeit sowie die Not- 
wendigkeit von Beschränkungen hervor und bemerkt, dass der Grund- 
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Satz ebenso auf die för prozessuale Fragen erheblichen Thatsachen wie 
anf die zur Schuld- und Straffrage gehörigen Thatsachen, dagegen 
nicht auf den Fall der Glaubhaftmachung Anwendung finde. Weiter 
wird die Durchführung des Grundsatzes hinsichtlich der einzelnen Be- 
weismittel gezeigt 

Eine Fülle von Kenntnissen nicht juristischer Art, welche für 
jeden mit Strafverfolgung und Ermittelungen befassten Beamten not- 
wendig sind, vermittelt H. Gross den Juristen durch sein Handbuch 
für Untersuchungsrichter (2. A. 1894), In 21 Abschnitten handelt 
Yerf. von den persönlichen Eigenschaften des Untersuchungsrichters, 
seinem Verhalten bei Vernehmungen und Augenscheinseinnahmen, von 
Sachverständigen aller Art, Gaunerpraktiken und Gaunersprache, Aber- 
glaube, Waffen, Fussspuren u. s. w. 

Einen Beitrag zur Lehre von der Klagänderung liefert Meves iu 
Goltdammers Arch. Bd. 38 S. 93, 253, indem er die Voraussetzungen 
und die Art der Anwendung des § 264 untersucht Derselbe erörtert 
ebenda Bd. 36 S. 102 die äussere Gestalt und innere Begründung des 
Urteils sowie dessen Verhältnis zur Anklageschrift und zum Erö&ungs- 
beschluss. Daraus, dass der EröfiFhungsbeschluss die in der Anklage 
bezeichnete That, das Urteil aber die im Eröfihungsbeschluss bezeich* 
nete That erschöpfen muss, folgert M., dass mit eintretender Rechts- 
kraft die Straf klage verbraucht ist Ähnlich wie Meves bestimmt 
ferner Glaser im Gerichtssaal Bd. 36 S. 81 das Verhältnis von Urteil 
und Strafklage dahin, dass das Urteil an den festzustellenden Hergang, 
aber nicht an den Wortlaut der Anklage gebunden ist. Unzulässig 
ist nach G. die neue Straiklage dann, wenn ein dieser entsprechendes 
Urteil schon auf die erste Strafklage hin rechtlich möglich gewesen 
wäre. Ebenfalls mit dem Verbrauch der Straf klage beschäftigt sich 
G. in Grünhuts Z. Bd. 12 S. 303, wo er den Satz: ne bis in idem auf das 
staatliche Interesse an der Erhaltung der Autorität des Bichterspruchs 
zurückführt und zeigt, dass dieser Satz nicht nur gegenüber rechtskräf- 
tigen, sondern auch gegenüber noch nicht rechtskräftigen Urteilen und 
gegenüber einem die Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnenden Be- 
schlüsse wirke; dagegen nimmt G. an, dass Verbrauch der Straf klage 
nicht durch Strafverfügung, Strafbefehl und Zurücknahme einer Privat- 
klage eintrete. 

Vollständig ist die Lehre von der Rechtskraft entwickelt durch 
Schanze in der Z. f. StEW. Bd. 4 S. 437. Dieser leitet die Rechts- 
kraft nach Analogie des Ziv.-Pr. aus dem Feststellungszweck des Pro- 
zesses ab und behandelt eingehend die Identitätsfrage sowie die Wir- 
kungen der Rechtskraft; in letzterer Hinsicht unterscheidet er die 
auctoritas rerum judicatarum, welche in der Unbestreitbarkeit besteht, 
von der Wirkung der res judicata, welche auf dem Gebiete des mate- 
riellen R. liege. Während in den bisher erwähnten Abhandlungen das 
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Hauptgewicht auf die Erörterung der Grundfragen gelegt ist, hat die 
Monographie von M. Bern er: der Grundsatz des ne bis in idem im 
StrPr. (1891) ihre yomehmliche Stärke gerade in der Untersuchung 
der den Praktiker interessierenden Einzelheiten. Auch B. findet den 
Grund der Rechtskraft im Prozesszweck; er stellt als formelle Voraus- 
setzung für die Anwendbarkeit des ne bis in idem das Vorhandensein 
einer E., als materielle Voraussetzung aber die Identität der That auf; 
die E. muss eine gerichtliche sein und den Prozess beendigen (Urteil, 
Einstellungsbeschluss und Straf befehl); Massstab für die Identität der 
That soll die Einheitlichkeit der Absicht des Thäters sein. Im wesent- 
lichen zu demselben Ergebnis bezüglich der Identität der That konunt 
Eichhorn, welcher im Gerichtssaal Bd. 38 S. 401, die Praxis des Bg. 
kritisiert. Während Eichhorn ebenso wie Glaser das ne bis in idem 
gegenüber Strafverfügungen und Strafbefehlen nicht gelten lassen will, 
nimmt Pfizer im Gerichtssaal Bd. 40 S. 385 das Gegenteil an, weil 
er den inneren Grund fiir die Herrschaft des Satzes ne bis in idem 
in der Billigkeit sucht. 

Das Buch von A. Dalcke: Fragestellung und Verdikt im schwur- 
gerichtlichen Verfahren auf Grund der Bestimmungen der deutschen 
StrPrO. und der Rspr. d. Eg. dargestellt (1886) beruht auf kritischer 
Verarbeitung des gesamten Stoffes. In der eine kurze geschichtliche 
Skizze enthaltenden Einleitung beklagt Verf. in Übereinstimmung mit 
Stenglein, Gerichtssaal Bd. 34 S. 161, dass nicht das System der 
Spezialisierung der That in der Fragestellung angenommen wurde, weil 
bei blosser Individualisierung die Thätigkeit der Geschworenen jeder 
Eontrolle entzogen ist (VI 61). Zahlreiche Abhandlungen über die 
Fragestellung sind in Goltd. Arch. veröffentlicht, 

Aus den Bestimmungen über Abwesenheit, Ausbleiben und Termins- 
versäumnis leitet Eleinf eller im Gerichtssaal Bd. 46 S. 338 den Sati 
ab, dass die StrPrO. dem Angeklagten nicht erlaubt, ohne weiteres 
auf die Verteidigung gegen eine Anklage zu verzichten, weil das In- 
teresse an der Verteidigung ein öffentliches ist und mit dem Interesse 
an vollständiger Wahrheitserforschung zusammenhängt; andrerseits 
zeigen die Vorschriften der StrPrO., dass der Aussage des Beschuldigten 
nur geringer Wert beigelegt wird und dass das Gesetz den Angeklagten 
vielmehr als Partei denn als Wahrheitserforschungsmittel betrachtet. 

Lamm: das Bechtsmittel der Beschwerde im StrProz. 1883 (auch in. 
den Annalen des OLG. Dresden Bd. 4; 11 372) erläutert die Bestimmungen 
der StrPrO. unter vergleichender Berücksichtigung der ZPO.; im An- 
hange sind die Grundsätze des Sächsischen Bechts über die Au&ichts- 
beschwerde dargestellt. Von den Abhandlungen über einzelne Fragen 
der Bechtsmittellehre heben wir wegen der Bedeutung des Gegen- 
standes die Untersuchung Stengleins im Gerichtssaal Bd. 46 S. 1 
über die Grenzen der anfechtbaren und unanfechtbaren, d. h. auch den 
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höheren Richter bindenden Peststellungen hervor. St. weist dem Unter- 
richt«r die Feststellung des Ergebnisses der Beweisaufnahme in der 
Hauptsache zu; dagegen erklärt er das Bevisionsgericht für befugt, 
alle anderen Feststellungen sowohl über prozessuale als über materielle 
Punkte selbst zu treffen, insbesondere über das Vorhandensein des Straf- 
antrags, Grund der Ablehnung von Eichtem, Wiedereinsetzungsthatsachen, 
Zeugnisverweigerungsgrund, Eidesmündigkeit und Eidesf&higkeit; Verjäh- 
rung und Unterbrechung; Rückfall, Voraussetzung für die Anrechnung der 
Untersuchungshaft und die Identität des Ehebruchs, auf welchen sich 
die Anklage bezieht mit demjenigen, wegen dessen Scheidung erfolgte. 

Die rechtliche Natur der Nebenklage ist Gegenstand eines Streites 
zwischen Stenglein und Oppenheim geworden. St. hatte im 
Gerichtssaal Bd. 35 S. 270 eine vollständige Darstellung dieses Bechts- 
instituts nach der StrPrO. gegeben und hierbei der Nebenklage die 
Eigenschaft einer wirklichen Klage bestritten, sie vielmehr als eine 
besondere prozessuale Erklärung (Anschliessung an die öffentliche Klage) 
bezeichnet, wodurch sich der Beteiligte die Ausübung gewisser KB. im 
StrPr. vorbehält, ohne die Pflicht der Ausübung zu übernehmen; in der 
Folge erkannte Si dem Nebenkläger nur die Stellung einer Partei im for- 
malen Sinne zu. L. Oppenheim: die Nebenklage des deutschen StrPr. 
(1889; Vm 348) kritisiert die verschiedenen Auffassungen von Steng- 
lein, Glaser (selbständige Klage), Menzel (accessorische Privatklage), 
Freudenstein (Nebenintervention); er selbst sieht in der Nebenklage 
nur die Erklärung, an der öffentlichen Klage teilnehmen zu wollen; 
Busse, Antrag und Nebenklage verhalten sich ebenso wie Busse, An- 
trag und Privatklage; der Nebenkläger vertritt nach 0. ebenso wie 
der StA. den Staat als Inhaber des materiellen StrB. St. beharrt im 
Gerichtssaal Bd. 42 S. 161 bei seiner früheren Ansicht und bestreitet 
auch das Bedürfnis nach einer von 0. befürworteten Erweiterung 
der Nebenklage zur Popularklage, weil schon von § 170 der StrPrO. 
nur geringer Gebrauch gemacht wird und die jetzige Nebenklage 
fast nur wegen der Busse benutzt wird; nur zur Entlastung der 
Staatanwaltschaft gesteht St. die Angemessenheit einer Erweiterung des 
Anwendungsgebietes der Nebenklage für geringfügige Strafsachen zu. 
Während 0. wie St. Pflichten des Nebenklägers nicht anerkennt, nimmt 
Zimmermann im Gerichtssaal Bd. 36 S. 497 mit Dochow und Löwe 
vollständige Gleichstellung des Nebenklägers mit dem Privatkläger auch 
hinsichtlich der Pflichten, insbesondere der Pflicht des persönlichen Er- 
scheinens auf Anordnung des Gerichts an. Von diesem Standpunkte aus 
verneint Z. die Zulässigkeit der Vernehmung des Nebenklägers als Zeugen. 

Der Buf nach Beformen ist auf dem Gebiete des Strafprozesses 
ebenso häufig, ja noch dringender als für den ZivPr. Vergleicht man 
die Masse der eine Beform anstrebenden Schriften mit der Zahl der- 
jenigen, welche der Auslegung des geltenden B. gewidmet sind, so tritt 
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ein aaffallendes Missyerhältnis zn Tage; es wird mehr Fleiss auf Be- 
formfragen als auf die Auslegung der StrPrO. verwendet. Es darf 
jedoch nicht verschwiegen werden, dass die Beformvorschlftge regel- 
mässig von einer mehr oder minder eingehenden Darstellung des be- 
stehenden Rechtszustandes und seiner wirklichen oder vermeintlichen 
Mängel begleitet sind, während sich der Bericht auf die Mitteilung 
der Eeformforderungen beschränken muss. 

Auf alle Teile des Strafverfahreos bezieht sich L. Jacobi: der 
Rechtsschutz im deutschen Strafverfahren (1884; Xu 206), welcher 
verlangt: Durchfuhrung der Schöffengerichtsorganisation bei allen 
Gerichten 1. Instanz; Einstimmigkeit für die E. über Schuld und 
Strafe; Beschränkung der Untersuchungshaft auf Yerbrechensfälle bei 
Ergreifung auf frischer That oder Fluchtverdacht; Öffentlichkeit der 
Voruntersuchung; Berufung und Revision gegen alle Endurteile; län- 
führung einer Popularklage. Mit verschiedenen Reformfragen, welche 
unabhängig von der Erweiterung der Berufung sind, beschäftigt sieh 
Olshausen im 2. Teil seiner Schrift: Beiträge zur Reform des StrPr. 
(1885), besonders mit der ZeugenbeeidigUDg, Notwendigkeit der Ver- 
teidigung, Eröffnungsbeschluss, Schwurgericht und Privatklageverfahren. 
Den im Jahre 1885 vom Bundesrat vorgelegten Entw. kritisier!. 
Schwarze im Gerichtssaal Bd. 88 S. 31 in seinen Hauptpunkten, 
wobei er von vornherein den Ruf nach Abänderung der StrPrO. auf 
Grund einer blos sechsjährigen Erfahmng als verfrüht bezeichnet; er 
erklärt sich gegen die regelmässige Beeidigung der Zeugen in der 
Voruntersuchung, weil nachteilig für die Beweisaufnahme in der Haupt* 
Verhandlung und im Widerspruch mit der im Entw. beliebten Bevor- 
zugung des Nacheides; gegen die gleichzeitige Beeidigung mehrerer 
Zeugen, gegen Verminderung her Geschworenenzahl und gegen die Er- 
weiterung des Eontumazialverfahrens; dagegen befürwortet er die Be- 
schränkung der schwurgerichtlichen Zuständigkeit, den Ausschluss der 
Geschworenen bei Greständnis des Angeklagten, die Änderung des Zu- 
stellungswesens und des § 399 Z. 5. Mayer stimmt in Goltd. Arch. 
Bd. 33 S, 259 mit Schwarze hinsichtlich der Zeugenbeeidigung icmd 
der Erweiterung des Contumazialverfahrens überein, verwirft dagegen 
die Beschränkung der Wiederaufnahme. S. Mayer: Streiflichter auf 
den gegenwärtigen StrPr. nach dem Stande der wesentlichsten euro- 
päischen Ggbgn. (1886) fordert für das Verfahren in 1. Instanz voll- 
kommenere Herstellung des Gleichgewichts zwischen Ankläger und 
Verteidiger; Aufgeben der inquisitorischen Form des Vorverfahrens 
und der doppelten Sammlung des Prozessstoffs im Emdttelnngsver- 
fahren und in der Voruntersuchung; Öffentlichkeit und kürzere Dauer 
der Voruntersuchung; Unabhängkeit der Hauptverhandlung von der- 
selben, ständige Verteidigungsorgane; Kreuzverhör; ünzulässigkeit der 
Suspendierung des Wahrspruchs; Beratung des Vorsitzenden mit den 
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Beisitzern über den Inhalt d«r Beohtsbelehrong. P. Hasemann: die 
redaktionellen Mftngel der StrPrO. und des OYG. (1888) durchwandert 
för die Zwecke seiner Arbeit die ganze StrPrO. mnd findet in dieser 
125 g§, im GVG. 16 §§, für welche er redaktionelle Indenmg als 
notwendig bezeichnen kann; schliesslich rügt er die grosse Zahl Ton 
Fällen, in welchen die StrPrO. über die Form yon Anträgen ausser- 
halb der Hauptverhandlung nichts rorschreibt (VllI 198). Der E. 
des Jahres 1894 wird von Wolf f in Goltdammers Arch. Bd. 42 S. 94, 
177 und Ton Kniemann im Greriohtssaal Bd. 51 S. 81 nach ver- 
schiedenen Richtungen besprochen (ygL noch XlV 223 — 225). 

Yiel£äch ist man der Ansicht, dass das Vorrerfahren einerseits 
seinen Zweck, eine genügende Grundlage für den Beschluss über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens zu schaffen, nicht erfüllt, andrerseits 
schädlich auf die Gestaltung und das Ergebnis des Hauptverfahreas 
einwirkt Kronecker fordert in Anlehnung an frühere Vorschlftge 
von Gneist (Vier Fragen) sowie von Marquardsen und Pütt- 
kam er in der Justizkommission des BT* in der Z. f. StBW. Bd. 7 
8. 395 mündliche Verhandlung vor dem Untersuchungsrichter unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit als Grundlage für den Eröffiinngsbeschluss, 
Vernehmung der Auskunftepersonen bei dieser Verhandloag in Gegen- 
wart des Anklägers, Angeklagten und Verteidigers, Trennung der 
polizeilichen Berichte und Protokolle von den Geriohtsakten. Dagegen 
verlangt von Kries ebenda Bd. 9 S. 1 die Beseitigung der Vorunter- 
suchung und des Eröffinungsbeschlusses, so dass das Vorverfahren und 
die £. über das Ergebnis desselben in den Händen des StA. liegen, 
nur über die Anwendung von Zwangsmitteln ein Richter verfugen 
würde. Für die Hauptverhandlung will v. K. dem Angeklagten ein 
absolutes B. auf Vertagung zum Zwecke der Berücksichtigung seiner 
Beweisanträge und Ausdehnung der Frist des § 228 auf 1 — 2 Wochen 
gewfthrt wissen. Diese Vorschläge wurden von Kronecker ebenda 
Bd. 10 S. 487 einer eingehenden Kritik unterworfen und abgelehnt. 

H. Ortloff: Staat und Gesellsofaaftevertretung im deutschen Straf- 
verfahren (1892) undr Das Vorverfehren des deutschwi Str.-Proz. ge- 
schichtlich, praktisch und rechtspolitisch dargestellt (1893) empfiehlt 
die Vereinigung des Anklage- und Verteidigungsamtes in einer Behörde 
unter dem Namen «öffentliche Anwaltschaft^, femer in seiner ersten 
Schrift die Ersetzung der Schwurgerichte durch grosse Schöffengerichte, 
Übertragung des VoUstreckungsaemtes auf den Bichter oder einen mit 
Laien besetzten Au&ichtsrat. In beiden Arbeiten stellt er endlich die 
Forderung auf, dass die Verteidigung bei allen Gerichten in jedem 
Stadium des Prozesses eine notwendige und der Staatsanwalt wie der 
Verteidiger dem Gerichte untergeordnet werden müsse (XII 422, 
Xm 28). 

Mit der Frage, ob die Beeidigung der Zeugen schon bei der ersten 
Jurist. Littentuibericht 1884-94. 17 
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Yemehmung erfolgen solle, befasste sich der 17. DJar.T.; dieselbe 
yemeinte der Gutachter Philler (Verhandlimgen Bd. 1 S. 230) nnd 
die 3. Abt. des Jnr.T., w&hrend Wichands Gutachten (a. a. 0. Bd. 1 

8. 275) bejahend ausfiel. 

Eine Litteratur, welche an Masse vielleicht noch diejenige über 
die Schwurgerichtsfrage in Schatten stellt, weist die Frage der Er- 
weiterung der Berufung auf Strafkammersachen auf. Der Bericht 
muss sich darauf beschrftnken, die wichtigsten Verteidiger und Gegner 
dieser Massregel zu nennen, ohne ihre Gründe, welche ohnehin be-' 
kannt genug sind, anführen zu können. Nur das eine muss heryor- 
gehoben werden, dass die Gegner der Erweiterung der Berufung regel- 
mftssig von diesem Schritte nicht nur eine Yerschlechtemng des Ver- 
fahrens ]. Instanz erwarten, sondern auch hoffen, die bestehenden 
Mängel durch Umgestaltung des Verfahrens 1. Instanz beseitigen zu 
können. Als Freunde der Berufong führen wir an: Munckel: Ein- 
führung der Berufung gegen die Urteile der Strafkammern 1. Instanz 
(1884); V. Weinrich: die Frage der Einfühmng der Berufung (18B4); 
Goldenring in Goltd. Arch. Bd. 33 S. 317 und in den: Bemerkungen 
z. d. Entw. eines G. betr. Änderung u. Ergänzung des GVG. und der 
StrPrO. (1894; XIV 225); Jacobi und Hanle in den Vorlagen f. d. 

9. deutschen Anwaltstag (1884); die Beschlüsse des 9. deutschen An- 
waltstags (vgl, Gerichtssaal Bd. 37 S. 61, 62); Harburger auf dem 
17. DJur.T. und die Beschlüsse der 3. Abi sowie des Plenums dieses 
Jur.T. (Verhandlungen Bd. 2 S. 255, 297, 279, 327); Fuld: Zur Reform 
des deutschen Strafv^erfahrens (1885; V 29); v. Weinrich in Goltd. 
Arch. Bd. 34 S. 385; Lodemann im Gerichtssaal Bd. 41 S. 367: 
Kade: Die Berufung in Strafkammersachen (1893); v. V^elck: Er- 
neuter Notruf nach einer Berufungsinstanz in Strafkammersachen 
(1892; XII 167). Als Gegner traten auf: Geyer: Kleinere Schriften 
(1889) S. 461; Schwarze im Gerichtssaal Bd. 35 S. 385 u. Bd. 37 
S. 1; Appelius: Ist eine Vermehrung der Rechtsmittel im Strafver- 
fahren erforderüch? (1884); Böttrich in Goltd. Arch. Bd. 32 S. 248; 
Hörn: Die Berufungsinstanz im Strafverfahren (1884; IV 32); Steng- 
lein auf dem 17. D. Jur. T. (Verhandlungen Bd. 2 S. 250, 310); 
Olshausen: Beiträge z. Beform des Str.Proz. (1885); Mittelstadt 
in den Preuss. Jahrb. Bd. 55 S. 561; B oller im Gerichtssaal Bd. 40 
S. 353; Pfizer in Deutsche Zeit- und Streitfragen Heft 40 (1891; 
XI 420); V. Bülow: Die Reform unsrer Strafrechtspflege (1893; XIII 
170); Glodius: Gegen die Berufung (1894; XIII 415); Stenglein: 
Wider die Berufung (1894; XIII 284); Thomson und Zucker im 
G^richtssaal Bd. 50 S. 52, 340. Die Mehrzahl der Berufungsfreunde 
wünscht die Zuteilung an die OLG.; Berufungsstrafkammem verlangen 
Kade a. a. 0. und Schmidt in Z. f. StBW. Bd. 11 S. 355. Golden- 
ring schlägt in seiner neuesten Schrift (s. ob.) «fliegende Strafsenate' 
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vor, d. h. Abhaltang von Grerichtstagen durch die Strafsenate der OLG. 
ausserhalb des OLO.- Sitzes. 

Das Verbot der reformatio in pejus hatte Eleinf eller im Gerichts- 
saal Bd. 38 S. 579 bei einer rechtsvergleichenden Darstellung des 
Rechtsinstitutes damit zn rechtfertigen versucht, dass den Parteien die 
Disposition über das Rechtsmittel eingeräumt ist. Dagegen verlangt 
Brachvogel in der Z. f. StRW. Bd. 13 S. 207 und H. Keber: Gegen 
das Verbot der ref. in pejus, ein Symptom des Zurückweichens der 
staatlichen Strafgewalt vor dem Verbrecher (1892) die Abschaffung 
dieses Verbotes oder Zulassung einer Anschliessung des StA* an das 
vom Angeklagten eingelegte Rechtsmittel, weil das Verbot dem Offizial- 
prinzip widerspricht und es eine relative Bechlskraft nicht giebt (XII 166). 

In dem besonders zu Anfang der Achtziger Jahre lebhafb geführten 
Kampf um die Entschädigung wegen unschuldig erlittener üntersuchungs- 
oder Strafhaft, handelt es sich hauptsächlich um die Frage, ob die 
Entschädigung aus Billigkeits- oder aus Bechtsgründen zu gewähren 
und demgemäss, ob sie vom Ermessen der Justizverwaltung abhängig 
gemacht werden dürfe oder ob ein Anspruch auf Entschädigung anzu- 
erkennen sei.*) Den Standpunkt der Regierungen, dass die Entschädi- 
gung Sache der Billigkeit und des Ermessens sei, vertrat Schwarze 
im Gerichtssaal Bd. 34 S. 100 bezüglich der Untersuchungshaft der 
entgegengesetzte, von Schwarze ebenda für die Strafhaffc verteidigt, 
beherrscht die Litteratur; so: Geyer im Gerichtssaal Bd. 34 S. 321, 
und Kleinere Schriften S. 472, 496, 533; der 16. D.Jur.T. (Verhand- 
lungen Bd. 2 S. 240, 345); Jacobi: Wahrheitsermittelung im Straf- 
verfahren und Entschädigung unschuldig Verfolgter (1883); der von 
der Kommission des Berliner Anwaltsvereins herausgegebene Entw. 
Z. f. StRW. Bd. 5 S. 622; Kronecker: Die Entschädigung unschuldig 
Verurteilter (1883; II 223); Berolzheimer: Die Entschädigung un- 
schuldig Verurteilter (1891; X 306); Ulimann in seinem Gutachten 
f. d. 22. D.Jur.T. (Verhandlungen Bd. 1 S. 529). 

DenSchluss dieses Berichtes muss ein kurzer Rückblick auf die Litte- 
ratur über die Reform des Militärstrafprozesses bilden. Nur die 
Geschichte und eine rechtsvergleichende Betrachtung über das geltende 
R hat der Aufsatz von Dangelmai er in Goltd. Arch. Bd. 32 S. 448 
zum Gegenstand, v. Hoff: Darstellung unseres Militärgerichtswesens 
nebst einer Studie über die Notwendigkeit eber Reform unserer MGO. 
(1884; m 205) hat die preuss. Verhältnisse im Auge; er verlangt An- 
stellung von Auditeuren als Verteidiger, Beibehaltung des üntersuchungs- 
prinzips und Bestätigungsrechts, Einführung der Mündlichkeit, eventuell 



*) Übersicht über die litteratur vor 1883 in der Vierteljahrsschriffc 
f. Volkswirtschaft, Politik und Kulturgesch. Bd. 78 S. 160 u. Krit. Viertel- 
jahrsschrift f. Ggbg. ü. RW. Bd. 26 S. 268. 
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aoch der Öffentlicblceit für die Verhandlung über nichtmilitÄriscbe Deliote. 
Weish Frankreichs M.StrPrO. Studie zur Eeform der M.StrPrO, des 
deutschen Raicbs und der Österreichisch -ungarischen Monarchie (1887) 
fordert Öffentliche und mündliche Haupt verh an dJun^, freie Beweis- 
Würdigung, obligatorische Verteidigung in schweren Fällen, Nichtig- 
keitbesch werde und Berufung wegen Nichtigkeit des Verfahrens be^w- 
wegen unangemessener Strafe.*) v. Marek; Der MilitJIrstrafprozesi 
in Deutachland und seine Eeform (1, mifte 1893; 3. Hitlfte 1. Hlbbd. 
1895 i XIII 87) bezeichnet nach ausführlicher geschichtlicher und 
rechtsvergleichender Darstellung aJs Ausgangspunkte der Beform mög- 
lichste Übereinstimmung mit dem bürgerlicben StrPr, und Ab- 
weichungen, welche durch die besonderen Verhältnisse des Heeres er- 
forderlich werden, d. K mit Rücksicht auf Diaziplin, Subordination, 
Korpsgeist soll verschiedene Behandlung der Offiziere und anderen 
Militär Personen eintreten. M. ö, Schultheiss: Üher Öffentlichkeit 
im künfUgen deutschen MilitÄrntrafprozess (1893) will für gemeine 
Delikte im Frieden allgemeine Öffentlichkeit zulassen, unbeschadet der 
auch im bürgerlichen StrPr* notwendigen Ausnahmen; ftir militarisclie 
Delikte im Friedet! sollen nur Militärpersonen zugelassen werden {Hilitär- 
öffentlichkeit); dagegen im Kriege und auf den in Dienst gestellten 
Kriegßföbnieugen, auch wäbi-end des Friedens, soll die NichtÖffentlich- 
keit Hegel sein (XIII 285). 



*) Vgl. noch Weisl: Bas Milit&ratrafverfalireii in Ruseland^ Frankreich 
Deutechland 1894, 
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strafrecht und KriminalpoUtlk, 
1884—1894. 

Übersicht: I. Allgemeine Werke; IL Eriminalpolitische Schriften; 
III. Monographieen des allgem. Teils; IV. Monographieen des besond. Teils. 

Abkftrsiingen: Ausser den im CBL t BW. gebr&aohlidheii Abkflmngeii bed. G. A. a 
(Ooldtammers) Arehiy fOr StrR.; OS. s GeriohtssMJ; IKY. » latematioiiale Knmiiia- 
listisohA Vewilnfgang; Z. bed. in diesem Bericht nur Zeitsohr. t d. ges. StrBW. ▼. Lisst 
(Berlin, Onttentag) ; ZZ. = Zeitsohrilten. B6m. n. arab. Ziffern in Klammem ohne Znsats 
bed. steto Bd. n. S. des GBL f. BW. 

Die gesamte Strafrechtswissenschaft mit Ausschluss des bereits 
behandelten StrPrB. soll der folgende Bericht tunÜASsen, was die Litte* 
ratnr des Jahrzehnts 1884 — 94 geleistet, yerzeichnen lud dadurch die 
Strömungen, die diesen Teil der RW. bewegt haben, erleuchten. Wird 
das mögliclL sein? Nächst, ja neben den Erörterungen über den E. e. 
b. OB. standen im letzten Jahrzehnt die Fragen üher die Reform des 
StrR. im Mittelpunkte des Inteiwes: hatte man in den siebenziger Jahren 
die dogmatischen Bauten auf grund des neuen BStrGB. errichtet, so 
wandte man sich, wie bereits der erste Litteraturbericht (III 52) her- 
Yorheben konnte, mit Beginn der achtziger Jahre der Kritik des be- 
stehenden Systems zu. Die Rspr. des Bg. erweckte die Kritik der 
Juristen, die Beobachtung der Kriminalität in Verbindung mit der 
Zunahme der , sozialpolitischen *,^udien bestärkte die Kritik des Publi- 
kums über Strafrechtspflege und Strafvollzug. Wer das alles über- 
blicken will, begegnet den grössten Schwierigkeiten: denn neben den 
Schriften über die lex lata darf er die Forderungen der Reformapostel 
nicht übersehen, und neben den deutschen Schriften darf er wenigstens 
zuweilen ausländische Werke nicht vergessen. Auch im StrR. stehen 
nationale und kosmopolitische Elemente im engsten Zusammenhang 
(Z. f. Schweiz. StrR. IV 1) und wenn es wahr ist, dass die Völker sich 
mehr luterscheiden durch die Eigenart derer, die die OG. machen, 
als durcli den Charakter solcher, die sie übertreten, so muss der Kri- 
minalist heute mehr denn je nicht nur seines Landes, sondern auch 
andrer Völker Verbrechertum und Strafrechtslitteratur studieren. Wir 
Jurist LitteratiiTberiGht 18S4~M. 18 
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müssen uns im folgenden im allgemeinen auf die deutsche Litteratur 
beschränken, werden aber, wo es unbedingt nötig scheint, einige aus- 
ländische Werke erwähnen. 



Der Torhergehende Bericht hat (S. 219) die beachtenswerten 
Schriften über StrPrR. genannt Die enge Verbindung des materiellen 
und formellen StrB. erklärt es, dass eine Menge von Büchern beiden 
Oebieten dienen: es sind die iZ^., die Sammlungen von EE. und Bechts- 
fällen. Sie seien darum gleich hier in Anknüpfung an den Bericht 
über die Strafprozesslitteratur aufgeführt. Die ,Z. für die gesamte 
StrBW.', von Liszt u« a. hrsg., ist seit Bd. IX noch erweitert und 
erscheint jetzt in einem umfange von ca. 900 S. jährlich, woeu seit 
1889 die teils französischen, teils deutschen Mitteilungen der IKV. 
hinzutreten. Ein wertvolles Hilfsmittel bat Berger in dem systemat. 
Register zu Bd. I— XII der Z. geliefert Der GS. wie G. A. haben 
^beide in BgRB. (Stenglein seit 1888, Meves seit 1886) neue Redak- 
teure erhalten. In Holland wie in der Schweiz sind neue ZZ. (Tijd- 
skrift for StrR., Z. f. Schweiz. StrR. seit 1887/88 s. VI 888, YLL 322) 
ins Leben gerufen, die beide im Fahrwasser der modernsten Schule 
sich bewegen. Noch mehr, wie schon der Titel besagt, thun dies die 
Archives de l'anthropologie criminelle. Eine Z., die lediglich ausführ- 
liche Darstellungen interessanter Strafprozesse brachte, „das Tribunal'^ 
(Hamburg) hat leider nur wenige Jahre bestehen können (1885—88), 
wogegen das seit 1. 4. 1887 von Polizeirat Trayers in Mainz begrün- 
dete dreisprachige „Internationale Eriminalpolizeiblatt" (VI 412) der 
Strafrechtspflege dauernd treffliche Dienste leistet — Die von der Reidis- 
anwaltschaft herausgegebene Rspr. d. Rg. ist 1888 eingegangen, so 
dass heute nur noch eine Sammlung, die der EE. (Leipzig, Veit) aU- 
gemein gebräuchlich ist. Daneben sind die EE. des OLG. München 
in Strafsachen zu nennen (1894 VII. Bd.). Die grundl^enden liE. 
d. Rg. hat Apt bearbeitet (StrR. 1892, StrPr. 1893, XH 122, Xm 245); 
als Straf rechtsaufgaben hat RA. G. Schnitze eine reichhaltige Sammlung von 
RechtsfiQlen aus der Praxis des Rg. zusammengestellt (X 262). FOr 
den akademischen Unterricht und das Selbststudium sind in den letitaii 
Jahren ausser neuen AA. der Dochow-Lisztschen Strafrechtsfälle (5. A, 
1895) eine kleinere Sammlung von Strafrechtsaufgaben von Köhler 
(1889) lud ein fast nur neue und ebenso interessante wie i. T. 
schwierige Fälle enthaltendes Strafrechtspraktikum von Harbur^er 
(XII 93) erschienen. 

Obschon die Neigung der Zeit mehr auf das Praktische geht, mnd 
die geschichtlichen Studien auch im StrR. in der letzten Zeit nicht 
ganz vernachlässigt worden. Von universalgeschichtlichem Standpunkte 
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betrachten es Günther in einem grösseren Werk (IX 244) über die 
Idee der WiederrergeltTing, deren historische Entwicklung er zunächst 
(Abi I) bei den Völkern des Altertums und MA. untersucht, und 
Merkel, der in einer kurzen, aber gedankenreichen Bektoratsrede (IX 74) 
den Zusammenhang zwischen der Entwicklung des StrB. und der 
öffentlichen Zustände und des geistigen Lebens der Völker entrollt, 
daran festhaltend, dass im Wandel der Zeiten das Wesen der Strafe 
stets die soziale Machtäussemng im Dienste sozialer Selbstbehauptung 
bleibe. 

Die Vorbereitung der staatlichen Strafe und die Vorgeschichte 
des StrB. hat zum erstenmale unter Verwertung reichen Materials 
ans der Urgeschichte der Naturvölker J. B. Steinmetz in seinen 
ethnologischen Studien zur ersten Entwicklung der Strafe (Leiden 1892) 
in interessanter Weise dargelegt. Das mosaische StrB, schilderte Men- 
delssohn, the crim. jurisprudence of ancient Hebrews (1891). Eine 
wenn auch kurze, so doch reiche Anregungen bietende Darstellung des 
röm. StrB. luter Hinweis auf den Vorstellungskreis der alten Oriechen 
gab Schulin in seiner Geschichte des r. B. (1889) S. 130 — 56, wäh- 
rend von einzelnen Monographieen wohl Schönhardt, Alea (V 25) und des 
kürzlich (22. 1. 1896) verstorbenen Brunnenmeister, Tötungsverbrechen 
(VI 375) die meiste Förderung brachten. Das germanische StrB. des 
M A. harrt noch immer der zusammenfassenden und selbständigen Behand- 
lung. Immerhin ist auch auf diesem Gebiete in der Berichtsperiode 
ein Fortschritt zu verzeichnen, da uns Brunner im II. Bde. seiner 
BGesch. (1892, XII 144) S. 536—690 durch die bedeutende Charak- 
teristik des gesamten StrB. der fränkischen Periode eine wertvolle 
Grundlage für weitere Darstellungen schul Die Verdrängxmg des 
Fehdesystems durch den Gedanken des öff. StrB. setzten Hubertis Stu- 
dien zur BGesch. der Gottesfrieden (XI 399) in helles Licht. Von 
einzelnen Bechtsquellen fand der Schwabenspiegel Berücksichtigung, 
dessen strafrechtliche Bestimmungen eine Berliner Diss. von Caspar 
(XI 367) zusammenstellte. Über die Ausgaben der Bambergensis bradbte 
Bepert. f. Kunstwissenschaft IX (1886) Notizen. In die Zeiten der 
alternden Strafrechtspflege und in das Dunkel der von Aberglauben 
erfüllten Jahrhunderte, insbes. des 16. und 17. fähren uns die Schriften 
über die Hezenprozesse (VI 148, VIII 249, E1616, Hezenwahn in 
Hagenau, 1893, viele Prozesse mitteilend). Gegenüber dem jämmerlich- 
tendenziösen Versuch Diefenbachs, die Verantwortung für die Hezen- 
prozesse von der römischen Kirche abzuschütteln und die Schuld teils 
dem Protestantismus, teils dem Staatsabsolutismus zuzuschieben, weist 
Längin, Beligion und Hezenprozess (1888) mit grösster Unbefangen- 
heit und Objektivität den schuldhaften Anteil nach, den Juristen wie 
Theologen an den Scheusslichkeiten einer abergläubischen Epoche haben. 
Dafls der Inhalt der Hezenbulle und des Hezenhammers die Hezcoiver- 

18» 
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folgungen zur Pflicht machen und die Meinung der höchsten kirch- 
lichen Autorität darstellen, kann der objektiven Geschichtsschreibmig 
nicht zweifelhaft sein. Noch in die alte Zeit führt eine Arbeit des 
um die brandenburgische RGesch. verdienten AB. Holtze (XIV 22) 
über die Strafrechtspflege Friedrich Wilhelms I., der viel abgestorbenen 
Formenkram und viel Willkür kleiner Gerichtsherren beseitigte. Holtzas 
Arbeit enthält zahlreiche für strafrechtsgeschichtliche Einzelfragen wert- 
volle Exkurse. Die Vorahnung der Aufklärungsperiode erhalten wir 
in dem Versuche Franks, die strafrechtlichen Anschauungen des 
Philosophen Wol£f in ihrem Verhältnis zur kriminalpolitischen Litte- 
ratur des 18. Jahrh. zu erfassen (VII 30). Aber der frischeste Wind einer 
neuen Zeit weht lus entgegen aus Hertz, Voltaire und die franzte. 
Strafrechtspflege (1887, Vn 110), einem Werke, das gewiss nicht die 
verdiente Verbreitung gefunden hat. In meisterhafter Schüderong 
macht uns H. mit der verderblichen Wirksamkeit der französischen 
Parlamente, mit allen Mängeln des französ. StrB. und -Verfiihrens be- 
kannt, um dann aus diesem dunklen Bahmen das Bild Voltaires, seine 
Bemühungen und Kämpfe für die Beform des StrB. hervortreten sn 
lassen. Noch niemals ist der Anteil Voltaires an der Bewegung, deren 
Früchte heute alle Kulturvölker gemessen, so grundlich und fesselnd 
dargestellt worden; wir haben in diesem Bande von 530 S. ein kultur- 
historisches Gemälde vor uns, das für Historiker wie Juristen gleich 
wertvoll ist 

Mehr als den Forschungen, die Vergangenes und (j^enwärtiges 
mit einander vergleichen, wendet man sich heute der Vergieioliung der 
BB. der verschiedenen Völker unserer Zeit zu. Auch auf diesem Oe- 
biete konnte der Kriminalist im letzten Jahrzehnt so manche Frucht 
pflücken. Während Kohler das chinesische StrB. auf 61 S. zur Dar- 
stellung bringt (1886, VI 25), macht uns Boissonnade, ein Schüler 
Ortolans, mit dem neuen StrB. bekannt, das sich das emporstrebende 
ostasiatische Kaiserreich Japan durch ihn hat bearbeiten lassen (VI 336). 
Von den europäischen StrGbgn. haben am meisten drei die Litteratnr 
beeinflusst: Italien, Österreich und die Schweiz. Das am 1. 1. 1890 
in Kraft getretene italienische StrGB. vom 30. 6. 1889 hat in der 
deutschen Litteratur grosse Beachtung gefunden (VIEL 74, 333, 360, 
467). Neben Liszt hat es besonders Seuffert in der Festschrift der 
Breslauer Fakultät fOr Gneist (1888) bearbeitet; er giebt eine kurse 
und klare Übersicht über alle wichtigen Bestimmungen dieses GrB., in 
dem er einen gewaltigen Fortschritt erkennt. Eine gute deutsche Aus- 
gabe hat Stephan (Berlin 1890) veranstaltet Der österreichische 
StrQEntw. hat zahlreiche Äusserungen von Gelehrten in ZZ. hervor- 
gerufen; erwähnt seien vor allem Lammasch, das Werk des StrG.- 
Ausschusses (1893) und Finger (XI 184, 230, 265); die Entvricklung 
des ungarischen StrB. schilderte Mayer in einer besonderen Arbeit 
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(Z. IX 681). — Wenn wir Deutschen, die wir nunmehr unsere Rechts- 
einheit allmählig erkämpfen, schon die zwanzigjährige Geschichte des 
ital. StrOEntw. von Zanardelli mit besonderer Aufmerksamkeit yer- 
folgten, so tritt uns noch mehr unsere eigene Vergangenheit wieder 
vor die Seele, wenn wir das Ringen nach einem einheitlichen StrR. 
in der Schweiz beobachten. Wenn auch der Reisende, der mit der 
Eisenbahn von Romanshom nach Genf fUirt, nicht weiss, dass er in 
kaum 12 Stunden acht verschiedene Strafrechtsgebiete durchschneidet, 
und der Tourist, der die Gotthardbahn benutzt, keine Ahnung davon 
hat, dass er eine Strecke weit durch ein Gebiet f&hrt, wo kein ge- 
schriebenes StrR. besteht, so ist doch dem deutschen Fachmann die 
Zersplitterung der Schweiz in 25 StrR.gebiete bekannt und er verfolgt 
mit Teilnahme die auf Beseitigung dieser Verschiedenheiten gerichteten 
Bestrebungen. Im Nationalrat erfolgte durch den Antrag Forrer vom 
6. 3. 1888 der Anstoss (Z. f. Schweiz. StrR. I S. 193), nachdem der 
Schweizer Juristen verein zu Bellinzona am 27. 9. 1887 einen darauf 
zielenden Beschluss gefasst hatte. Vorarbeiten und GEntw. sind darauf- 
hin mit grossem Fleisse von Prof Stoos in Bern abgefasst: eine gründ- 
liche Zusammenstellung der Schweizer StrGBB. (X 262), eine syste- 
matische, klare und anschauliche Verarbeitung dieser Quellenmassen in 
zwei Bänden (XII 24, XIII 26), schliesslich die Ergebnisse dieser 
Arbeiten in einem kurzen Entw. mitr Motiven (XIII 412). Daneben 
erschien auch eine grosse, durch besonders reiche historische Aus- 
f&hnmgen ausgezeichnete Privatarbeit Pfenningers (X 23). der kürzlich 
in einem Entw. für üri (XIV 310) noch besonders seine Anschauungen 
zum Ausdruck brachte. Er hält an der klassischen Ansicht fest, dass 
die Strafe gerechte Vergeltung sei, während Stoos als Anhänger der 
lEV. thatsächlich, wenn auch nicht immer ganz sicher, die Auflösung 
der Rechtsstrafe in eine polizeiliche Willkürmassregel vertritt. 

In grossem Massstabe ist schliesslich eine rechtsvergleichende Dar- 
stellung ,die StrGgb. der Gegenwart* von der IKV. geplant, wovon 
Bd. I, das StrR der Staaten Europas, vorliegt (1894). Ein berufener 
Vertreter *) schildert fOr jedes einzelne Land die geschichtlichen Grund- 
lagen, auf denen das geltende R. beruht und fasst dann in grossen 



*) B. Alimena, Neapel; L. W. C. van den Berg, Delft; V. Berg, Luxem- 
burg; G. Grusen, Hannover; K. Dickel, Berlin; I. Foinitzki, Petersburg; 
J. Forsmann, flelflingfors; S. Gabuzzi, Bellinzona; A. Gautier, Genf; B. Getz, 
Kristiania; G. A. van Hamel, Amsterdam; £. Hiller, Czemowitz; Josefo- 
witsch, Belgrad; E. A. Kjpriades, Athen; P. Th. Missir, Jassj; £. Olrik, 
Kopenhagen; A. Prins, Brüssel; A. Rivi^re, Paris; E. Rosenfeld, Halle; 
Savvas Pascha, Aix-en-Provence; M. St. Schischmanov, Sofia; £. Schuster, 
London; H. Seuffert, Bonn; J. J. Tavares de Medeiros, Lissabon; A. Teich- 
mann, Basel; E. Turrel, Monaco; W. üppström, Stockholm; M. Wesnitsch, 
Belgrad; J. von Wlassics, Budapest. 
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Zügen den Inhalt des gesamten StrB. dieses Landes znsammen. Der 
1. Halbbd. des II. Bds. soll zonftchst das StrR der ausserenrop&ischen 
Staaten enthalten. Der 2. Halbbd. des II. tmd der III. Bd. werden 
den allgemeinen Teil des StrB. in drei grossen Abschnitten (Quellen, 
Verbrechen, Strafen), der IV. u. V, Bd. die einzelnen Verbrechen und 
die anf diese gesetzten Strafen nm&ssen. Das grosse Werk, das zu- 
gleich in französischer Sprache erscheinen soll, hat zwei Ziele: I) die 
Gewinnung einheitlicher Grundgedanken and 2) die ErmOglichung einer 
allen einzelnen BB. entnommenen, aber über ihnen stehenden SkBW. 
(Vgl. IKV. m 380.) 

Die deutsche Ggbg. hat in dem Berichtszeitraum auf dem Ge- 
biete des StrB. nur einige bedeutende Änderungen aufzuweisen, so 
insbes. das Sprengstoflf-G. v. 9. 6. 1884, das Wucher-G. vom 19. 6. u. 
das G. über den Verrat militär. Geheimnisse v. 3. 7. 1893. Von Be- 
arbeitungen dieser besonderen Quellen ist Scheiffs kleiner Kommentar 
des Sprengstoff- G. (1886) zu nennen, dem verstorbenen Hälschner zu- 
geeignet, der selbst im GS. XXXVIII 161 — 76 das gleiche G. erläuterte. 
Vom BStrGB. selbst sind die verschiedenen Handausgaben wie gewöhn- 
lich in mehreren neuen AA. erschienen. Am verbreitetsten die Aus- 
gabe V. Büdorff (Berlin, Guttentag) die in 17. A. (1894) vom StA. 
Appelius bearbeitet ist, sodann von Bubo (B. Hejmann 4. A. 1893) und 
Olshausen (B., Vahlen 5. A. 1893), der in gleicher Ausgabe unter d. 
T.: „Die StrGgbg. d. deut. Beiohes'' die Beichsstra&eben-GG. (Bd. II) 
und die GG. über das geistige Eigentum (III) folgen liess. Etwas 
eingehendere Erläuterungen insbes. aus den EE. d. Bg. giebt Kräh 
(B., Siemenroth u. Worms 1888), eine vollständige kurze Mitteilung 
und Verwertung diesser EE. die Ausgabe von Daude (5. A. 1893)- 
Die früher gebräuchlichen Kommentare sind nahezu gänzlich verdrängt 
durch den von Olshausen, der 1886 in 2., 1892 in 4. A. erschien 
und der ebenso durch sorgfältige Auskunfkserteilung für alle Einzel^gen, 
wie durch wissenschaftliche Tiefe ausgezeichnet ist (11 433 V 444 X 23 
Xn 121). Eine interessante Erläutg. des BStrGB in engl. Sprache wurde 
Gneist zugeeignet von G. Drage, the crim. code of the German em- 
pire (London, Chapmann 1885). Die bedeutendste kommentierende 
Arbeit neben Olshausen ist die in ein Werk zusammengefasste Er- 
läuterung des ausserhalb des BStrGB. bestehenden Beichs-StrB. , die 
Stenglein in Verbindung mit Appelius und Kleinfeller herausgegeben 
(»Die strafrechtl. Neben-GG.« 1892 XIII 124, 413). In gleicher 
Weise werden jetzt von Groschuff die preuss. strafrechtl. Neben -6G. 
bearbeitet Eine besondere Erläuterung hat der Übertretungsabschnitt 
des BStrGB. (ausser durch Olshausen) durch Botering (VII 196) ge- 
funden, während von dem Polizei-StrB. der Einzelstaaten wohl das 
badische die ausführlichste Erläuterung erhielt (Schlusser, Bad. 
Polizei-StrGB. 1888, 659 S.). 
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Von den systematischen Darstellungen des StrB. ist zuerst 

Hälschner (f 16. 3. 1889) zu nennen, dessen gemeines deutsches 
StrB. 1887 znm Abschluss kam. Die beiden Abt. des besonderen T. 
erschienen 1884 und 1887 und fanden in Fachkreisen Yielseitigeren 
Beifall als der allgemeine T., der Manchem zu sehr an Hegels Philo- 
sophie angelehnt schien: hier im bes. T. erfreute das reiche positive 
Material ebenso wie die eingehende geschichtliche Behandlung der ein- 
zelnen Deliktsbegriffe. — Von einem Handbuche des StrB., das Bin- 
ding zum Verf. hat, ist ein I. Bd. (1885) erschienen, der auf nahezu 
1000 Seiten einen Teil der allgemeinen Lehren behandelt. Ein sorgfältig 
durchdachtes, zu „ schneidigem Ausdruck" gebrachtes Gedankens jstemi 
(Merkel), das auf der scharfen Scheidung in „objektives StrB.** und „sub- 
jektives" Strafrechtsverhältnis beruht, und das unter dem Vorgeben 
logisch lud dogmatisch sein zu wollen, mit allerlei civilistischen Aus- 
drücken und Begriffen auszubauen versucht wird — die reine Ver- 
standesarbeit eines Theoretikers, das Urbild abstrakten Doktrinarismus, 
so sehr auch das Bestreben der Praxis dienen zu wollen betont wird 
und so anregend die geistreiche Schreibweise, der selbstbewusste Ton, 
die zum Widerspruch reizende schroffe Einseitigkeit des Verf. ge- 
wirkt haben mögen. Ein gleiches Urteil über die Bindingsche Methode 
haben kurz nach einander (Z. VI 496, 663) zwei Gelehrte gefllllt, die 
uns ebenfalls mit systematischen Werken beschenkten: Merkel und 
Liszt Merkel hatte 1889 ein „Lehrbuch" veröffentlicht, das die 
Mitte hält zwischen einem kleinen Leitfaden und einem gewöhnlichen 
Lehrbuche lud das in klassischer Klarheit eine Darstellung des ganzen 
Systems giebt, allerdings z. T. Lernende, die nicht Studenten, sondern 
Studierte sind, voraussetzt. Die meisten AA. erlebte im letzten Jahr- 
zehnt das Lehrbuch v. Liszt (3. A. 1885. 6. A. 1894), das neben 
Bemer (16. A. 1891) und Hugo Meyers Lehrbuche, von dem letzteres 
kürzlich in 5. A. kam (1895), das verbreitetste ist. 

n. 

Das häufige Erscheinen des Lehrbuches von F. v. Liszt kenn- 
zeichnet zugleich die Bichtung der Studien und Erörterungen des ver- 
flossenen Jahrzehnts. Gegen die Übertreibungen einer einseitig dog- 
matischen StrBW. hatte sich in Italien vor etwa 15 Jahren eine sehr 
stürmische Bewegung erhoben und der später zu der radikalsten Partei 
übergegangene Abg. Enrico Ferri hatte „neue Gesichtskreise" für die 
Strafrechtspflege erö&et (I nuovi orizzonti, vgl. Litteraturbericht im CBl, 
m 52). Man darf wohl sagen, dass die deutsche Wissenschaft einen ziem- 
lich richtigen Mittelweg eingeschlagen hat, wie dies insbes. hervorgeht 
ans der vortrefflichen Skizze von Liszt in Fischers Bechtsforschung und 
Bechtsunterricht an den deutschen Universitäten (1893) S. 81 und aus dem 
Vorwort, mit dem Kirchenheim die deutsche Ausgabe von Lombrosos 
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Homo delinquens einleitete (s. Z. IX 465). Der Natzen, den wir ans 
den Anregungen der Italiener zogen, war der, dass wir erkannten, die 
Begriffsbildong sei nur ein Stuck der zu leistenden Arbeit; aber wir 
wollen gegenüber denjenigen, die das StrR. durch Yerwaltungswülkür 
zu Yerdrftngen streben, daran festhalten, dass feste Ordnung undbüigerliehe 
Freiheit gleichbedeutend sind und die Errungenschaften eines Jahr- 
hunderts nicht dem blossen „Zweckgedanken" preisgeben. So erkennen 
wir die Verdienste der „positiven*' Schule und der „internationalen 
kriminalistischen Vereinigung*^ (I. K. V.) an, wahren uns aber die 
Freiheit der eigenen Überzeugung (vgl. darüber Z. VIII 656). Wie 
Ziviljustiz und Verwaltung getrennt, so soll auch die scharfe Schei- 
dung zwischen Strafjustiz und Verbrechensprophylaxe nicht vermischt 
werden. 

Aber wir stimmen ganz mit Liszt überein — und hier scheiden 
sich in der That die Heerlager, — dass mit dem StrB. aufs engste ver- 
bunden werden muss die Kriminalpolitik. .Ich vertrete (schreibt liBxt 
Z. IX 457) mit aller mir möglichen Bestimmtheit [und das ist be- 
kanntlich nicht wenig] die Ansicht, dass der Kriminalist, sei er Lduer 
des StrB., StA. Richter etc., eben nicht nur Jurist sein darf. Ich er- 
blicke den tiefsten Grund für gar manchen Mangel unserer heutigen 
Zustände in der rein juristischen Ausbildung unserer theoretischen und 
praktischen Kriminalisten" etc. Man verlangt nicht von jedem Juristen 
selbständige Untersuchungen, aber was man verlangen kann, ist, dass 
der Kriminalist auch mit den Ergebnissen der Wissenschaft vertraut ist-, die 
man immer noch am besten als „Kriminalpolitik" bezeichnet. Es ist 
die Wissenschaft, die über das Str.- Recht hinausführt: giebt uns dies die 
wissenschaftliche Betrachtung von Verbrechen und Strafe als begriff- 
lichen Abstraktionen, so umÜEisst die Kriminalpolitik die Lehre von der 
Kriminalität, ihren Arten und Ursachen (Kriminologie) und von den 
Strafen und ihren Wirkungen (Poenologie) , woraus sich dann die 
Kriminalpolitik i. e. S. mit ihren Forderungen nach Umgestaltung des 
bestehenden R. ergiebt Wir erachten es für unsere Aufgabe, auch an 
dieser Stelle der Schwester- Wissenschaft (nicht „Hilfs -Wissenschaft") 
ihr R. zu geben und die Haupterscheinungen auf diesem Gebiete so 
verzeichnen: freilich mit grosser Beschiibikung, denn das Register za 
Z. I— XII umfasst hierfür S. 111—151, d. h. 1850 Zeilen, also etwa 
6000 Titel. 

Aus diesem Orunde heben wir von allgemeinen Werken nur ganz 
wenige hervor. Wer sich über diese Fragen und zugleich über die 
Erfassung derselben bei den verschiedenen Nationen orientieren will, 
der lese: Garofolo, criminologia 2. A, 1891 (auch in französischer 
Sprache), Oolajanni sociologia criminale (1889), Prins criminalit^et 
r^pression (VI 335), Tal lack, penological and preventive principles 
(1889 2. A. 1895), für Russland Drills Schriften (nebst Wulferts Be- 
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sprechnngen vgl. Z. X 634), für Spanien zahlreiche Artikel in der 
Revista de legislacion etc. Die reichhaltigste Übersicht über die 
kriminalpolitischen Aufgaben, zugleich unter Entwickelung seines eigenen 
StrafensTstems-Ideals in grossen umrissen, giebt Liszt in Z. IX 452 
bis 98, 737—83, X 51—83 (IX 156). Ein selbständiges Werk 
(«Anselm Fenerbach znm Oedftchtnis*) über die «Aufgabe der Straf - 
rechtspflege* veröffentlicht (1895) R. Schmidt Auf Orund einer Dar- 
stellung des rechtspolitischen und geschichtlichen Verhältnisses der 
Stra&irecke sucht er ihre Unvereinbarkeit darzuthun, weist jeden Yer- 
mittelungsversuch zwischen Bit.hierspruch und vorbeugender Thätigkeit 
im Rahmen der Rechtspflege zurück, bedauert, dass die Reform- 
bestrebungen die Vervollkommnung des Feuerbachschen Werkes er- 
schwert haben und tritt mit Energie für die gesetzgeberische Verfolgung 
des Vergeltungsgedankens ein.*) Ebenso missbilligt Merkel in seiner 
Festgabe für Jhering (XII 379) die Antivergeltungsbestrebungen als 
antiindividualistisch und materialistisch: alle Reformen werden nur im 
Fortschreiten auf dem alten Wege, nicht im Verlassen desselben er- 
rangen werden. Man kann sagen zwischen diesem klassischen Grund- 
akkord der Yergeltungsidee und der Zukunftsmusik des Zweck-Oe- 
dankens bewegen sich alle, harmonischen oder disharmonischen, Er- 
örterungen. Wer in späteren Zeiten die Stimmungen der Kriminalisten 
1884 — 94 sich vergegenwärtigen will, der nehme gleichsam als Phono- 
graphen der Meinungen die eingehenden Berichte über die zahlreichen 
kriminalistischen Versanmilungen und ihre sehr lebhaften Erörterungen 
zur Hand. Wir nennen neben Bd. ÄVlll— -XXVEII die Blätter für 
Oeftngniskunde , die u. a. die Verhandlungen des Vereins der Straf- 
anstaltsbeamten in Frankfurt, Freiburg und Braunschweig enthalten und 
neben den Heften des Nordwestdeutschen Grefängnisvereins (bes. 89, 
90) und der rheinis :h - westfillischen Geföngnisgesellschaft auch die 
Mitteilungen der Anfang 1889 begründeten L K.-V (VIIl 276), welch 
letztere ja freilich einseitig jenen Zweckgedanken hervortreten lassen, 
(bis 1894 Bd. I — IV) und ausserdem die zum Teil äusserst wertvollen 
Berichte und Outachten des III. und IV. Congr^s p^nitentiaire inter- 
national, auf denen, insbes. 1890 in Petersburg ein sehr reger Meinungs- 
austausch über die schwebenden kriminalpolitischen Fragen (Unver- 
besserliche, bedingte Verurteilung s. u. und OS. XLIV 131) stattfand. 
(Actes du in«« Congr. I— IH 1. 2. 3. Rom 1887, 1888, du IV«« 
Bd. I— V Petersburg 1892 Bd. II— IV enth. 137 Outachten. Für 
den Pariser Eongress 1895 waren es 240!) 

Die Bekämpfung des Verbrechens setzt die Kenntnis seiner Ur- 
sachen voraus: diese zu erforschen wie die Erscheinung des Verbrecher- 



*) Hieran s. T. anknüpfend mid bekämpfend ein kürzlich erschienener 
Anfsatz Ton Lammasch , Aufgaben der Strafrechtspflege* Z. XV 688. 
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tums za erkennen ist ein Zweig der Eriminalpolitik i. w. S., an dem 
sich im letzten Jahrzehnt Yiele Triebe gezeigt haben. Hierher gehört 
die ICriminalsoziologie) die auf der Kriminalstatistik gegründet ist 
Dieser systematischen Massenbeobachtung des Verbrechens dienten im 
Beriohtszeitraum hervorragende Arbeiten. Sehen wir yon den amtlichen 
yerOffentlichungen ab, sowie Ton den gelegentlichen aber nicht zu 
nnterschätzenden Abschnitten in Erohnes Lehrb. d. Gei^gnisknnde und 
Holtzendorffis Handbuch des Geföngniswesens Bd. I 56 11 473 (Mischler), 
so haben sich mit der Technik der Erhebungen und ihrer Verwer- 
tung insbes. Aschrott, Sichart und EObner beschäftigt (Z. V 387 
X 36 XIV 615, für einzelne Landesteile ebenda VHI 335, 723 X 321 
XII 657); am bedeutendsten hiervon ist wohl die Arbeit KObners, die ein- 
gehende Vorschläge für eine gleichm&ssige Rückfallsstatistik macht. 
Echt soziologisch versucht die statistischen Daten kulturgeschichtlich 
zu verwerten Starke in « Verbrechertum und Verbrecher in Prenssen 
1854—1878* (884 IV 248), einem Buche, das nicht nur für Fach- 
männer geschrieben ist: St. ist durchaus Optimist, was ihm manche 
Anfeindungen eingetragen hat (z. B. vom Pessimisten Mittelstfidt 
Z. IV 392) und da er die Tendenz hatte zu beweisen, dass es mit der 
„Zunahme der Delikte '^ nicht allzuschlimm stehe, passte das Buch vielen 
nicht in ihren Kram. — Neben diesen statistischen Werken sind von 
wissenschaftlichen Schilderungen des Verbrechertums zu nennen die 
Aufsätze von Q. 2. (einem Berliner Si*Anw. a. D.) über die Ver- 
brecherwelt in Berlin (SA. a. Z. IV, V, VI), Byrnes, professional 
criminals of America (o. J. 1886?) und Guillot, les prisons de Paiis 
(Z. XII 400). 

Weit reicher war die Litteratur, die das Verbrechen als Einzel- 
erscheinung im Leben des Menschen betrifft und sich mit den „indivi- 
duellen Faktoren* beschäftigt^ die Kriminal- Anthropologie oder -Biologie, 
wie man neuerdings wohl sagt (Krim. Somatologie (iph^sSSlogie) Krim. 
Psychologie). Die Zahl der Untersuchungen auf diesem Gebiete im 
letzten Jahrzehnt ist Legion; Abstammung und Alter, Gesichtsasymmetrie 
und Hautempfindlichkeit, Alkoholismus und Pauperismus, Eonfession 
und Eamorra usw. — alle Einzelheiten sind behandelt Man findet 
darflber die besten Nachweise in Virchows Jahres-Berichten über die 
Fortschritte und Leistungen der ges. Medizin stets Bd. I zuletzt 1894 
S. 462, 1893 S. 469, 1892 S. 454, 1891 S. 487 u. Register über 
Jahrg. I^XXV S. 198, 545, sowie in den für die neuere Richtung 
begründeten Archives de l'anthropologie criminelle Qlid dem ArchiTio 
di psichiatria e scienze penali. Von grösseren zusammenfassenden 
Werken sind gerade in den letzten Jahren mehrere erschienen, die eine 
volle Klärung der Ansichten ermöglichten. Im Grunde knüpfte alles 
an an Lombrosos Homo delinquens, der 1887 in deutscher Über- 
setzimg erschien (VII 464): das Vorwort yon Kirchenheim sprach sich 
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,mit genügender Deutlichkeit über die Stellung der deutschen 
Wissenschaft* (Z. IX 465) aus. Trotzdem fand die Lehre vom «V«r- 
brechertjpus' zuerst noch einige Anhftnger: endlich ist sie aber so 
gat wie Yerschwunden; nurEurella steht in seiner „Naturgeschichte 
d. Verbrechens* im wesentl. auf d. Standpunkt Lombrosos (1893. XIII 86.)y 
freilich Verbrechertypus u. .moral insanity* identifizierend, u. in Italien 
hat neuerdings Ferri die Methode auf ein einzelnes Delikt angewendet 
und den omicidio als «fatto biologico* (1895) unter Beigabe eines 
Atlas von ca. 350 S. ausführlichst behandelt Lombroso selbst hat 
vor kurzem noch ein Gegenstück zu seinem Homo delinquens (s. auch 
nnten S. 28) n&mlich mit Ferrero »Das Weib als Verbrecherin * 
(Deutsch 1894 XIII 164) herausgegeben: die materialistisch- e^olutio- 
nistische Auffassung tritt auch hier stark hervor. Fast gleichzeitig 
schrieb ein deutscher Irrenarzt, Naecke in Hubertusburg ein Buch 
, Verbrechen und Wahnsinn beim Weibe* (XIII 317) das zwar von 
der Untersuchung von 100 Kranken lud von 16 Frauensch&deln aus- 
geht, sich aber zu allgemeinen Betrachtungen erhebt und den anato- 
misch fizierbaren Verbrechertypus durchaus leugnet (vortreffliches Ver- 
zeichnis von 646 Schriften a. £. dieses Werkes). Ausser Koch, Frage 
nach dem geborenen Verbrecher (53 S. aber inhaltreich XIII 317) ist 
dann der Oberarzt von Plötzensee, Baer, mit seinem ,Der Ver- 
brecher* (893 XIII 1S2) auf den Plan getreten und hat auf Grand 
seiner wissenschaftlichen Untersuchungen die Theorie Lombrosos auf 
ihren wahren Wert zurückgeführt Ohne Ls. Verdienste zu verkennen, 
stellt B. entschieden den Homo delinquens als Typus in Abrede: 
Deformitftten lud Anomalien, Entwickelungsdefekte und Degenerations- 
zeichen kommen unzweifelhaft beim Verbrecher, wie in den niederen 
Bevölkerungsklassen häufiger vor: „typisch* aber ist, was sich nach 
allgemeinen Regeln erblich fortpflanzt: das ist hier nicht der Fall. 
Durch seine Organisation allein wird der Mensch nicht zum Verbrecher; 
wo dies der Fall wäre, ist die Organisation pathologisch, ihr Träger 
kein G^istesgesunder. Mit diesem Werke Baers ist die Bedeutung der 
«anthropologischen* Schule endgiltig festgestellt Des Dankes wert 
bleibt immerhin, dass sie den prüfenden Blick mehr auf den Thäter 
als auf die That gelenkt hat. — In praktischer Hinsicht aber dürfte 
der Erfolg der anthropologischen Studien vor allem in der sog. Ber- 
tillonage zu erblicken sein. Alphonse Berti Hon, chef du Service de l'iden- 
tit6 judiciaire k la pröfecture de police in Paris hat bereits 1885 Tidenti- 
fication anthropom^trique erscheinen lassen. Jetzt liegt eine deutsche 
Übersetzung der 3. A. u. d. T. «D. anthropometrische Signalement* 
von Prof. V. Sury in Basel (1895) vor, auf 76 S. die Theorie, auf 
154 S. die praktischen Anweisungen und dazu ein Album von über 
80 Tafeln entiialtend. Durch sinnreiche Verbindung von 3 Körper- 
4 Kopf- lud Ohr- und 4 Gliedermessungen (des „anthropometrischen 
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Signalements^*) mit der Photographie und der Ermittelung bes. Kenn- 
zeichen, wird ein äusserst sicheres System erreicht, mittels dessen in 
Paris 1882 — 1893 bereits 4564 Identifikationen stattgefunden haben. 
Die Zahl der intemat. Taschendiebe ist 1885— 1890 von 65 auf 14 
zurückgegangen. Auch die Registraturen sind nicht so schwierig wie 
der Nichtkenner anzunehmen geneigt ist Jeden&lls ist durch die 
Bertillonage ein System der Identifikation geschaffen, wie es in dieser 
Sicherheit der Polizeidienst bisher nicht kannte und eine ungeahnt 
wichtige Anwendung der Antfaropometrie damit gewonnen. 

Der zweite Teil der Eriminalpolitik, die PoenologiO, die Lehre 
Yon den Strafmitteln, hat ebenfalls im letzten Jahrzehnt viele erfreu- 
liche Litteraturerscheinungen auficuweisen, leider noch immer für die 
Regierungen von „akademischem'* Werte, da das Strafvollzugs-G. auch 
jetzt noch nicht erschienen. Ein privater Entw., etwas abweichend 
von dem 79er Entw., wurde auch in diesem Zeitraum von Sichart 
(XII 163) ausgearbeitet. Abgesehen von einigen gelegentlichen Er- 
örterungen über Todesstrafe und körperliche Züchtigung konzentrierte 
sich alle Aufmerksamkeit auf die Freiheitsstrafen und zuletzt auch auf 
die Geldstrafe. Bedeutende Veröffentlichungen haben uns neue Ein- 
blicke gewährt in das Gefftngniswesen einzelner Staaten, so schrieb 
Streng über die Entwicklung des Gefftngniswesens in Hamburg 
(X 112), Leitmaier verfasste ein sehr vollstftndiges Handbuch der 
österr. Gef&ngnisverwaltung (X 265) , in Italien erschien ein höchst 
eingehendes Regolamento (G. S. XL VI 71), über England und Nord- 
amerika orientierte Aschrott (VI 455, IX 206 u. Winter, Elmira 1890 
u. Bl. f. Gfk. 274), über Baden ebd. XX 1, Spanien ebd. XXI 85, 
Japan ebd. XXIV 317, überdies sind in den oben (S. 9) genannten 
Eongress- Akten wertvolle Nachweise über den Strafvollzug der heutigen 
Kulturstaaten zu finden. 

Geschichtliche Studien zusammen mit Betrachtungen über den 
Strafvollzug im allgemeinen bot in seiner ansprechenden Schreibweise 
Streng (1886 VI 103), während Erauss eine auf gründlichen Stadien 
beruhende Entwicklung des Gef&ngniswesens unter dem Einfluss des 
Christentums dem Verein der Strafanstaltsbeamten zum 25jyir. Jubi- 
läum darbot (S. Heft zum 25. Bd. der Bl. f. Gfk.), eine Festgabe, die 
1895 in erweiterter Form erschien (XV 110). Aber unser Berichts- 
zeitraum ist auch ausgezeichnet durch das Erscheinen zweier V^erke, 
wie sie die deutsche StrBW. , ja wie sie vielleicht auch die ausser- 
deutsche bisher nicht besessen. Wir erhielten ein 2 bändiges Hand- 
buch des Gefängniswesens (1888. VIII 74) hrsgb. von Holt zen- 
dorff und dem früheren Leiter des badischen Gefängniswesens 
V. Jagemann in Einzelbeiträgen von Bär, Ekert, Föhrin g, Fuchs, 
Goos u. a. nach der von Holtzendorff (f 4. 2. 1889, vgl. VIII 229) 
so oft angewendeten Methode der Arbeitsteilung geschaffen, ein abge- 
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rondetes Bild der geschichtlichen Entwickelang und des gegenwärtigen 
Standes des Oeftngniswesens und eine sehr eingehende Darstellung 
aller einzelnen Zweige der Oefibigniskande bietend. Wenn das 
Erscheinen dieses Handbuches ein Ereignis genannt werden darf, 
so wird es noch übertroffen durch das üetst gleichzeitig gearbeitete 
Lehrbuch der Oefängniskunde Von Krohne, das unter Ver- 
wendung aller Einzelforschungen die Einheit der Geflüigniswissenschaft, 
zugleich aber auch ihren Zusammenhang mit der Kriminalpolitik zur 
Anschauung bringt Historischer Einleitung in 9 Abschnitten Iftsst E. 
einen Teil , Verbrecher und Strafe' folgen, w&hrend Teil 3 — 5 Oe- 
flüignisbau, allgemeine Geflbngnisyerwaltung und in 18 Abschnitten 
Einzelverwaltung (Verpflegung und Arbeit, Gesundheits- und religiöse 
Pflege etc.) behandeln. Der Verf., der vom Feldgeistlichen (1870) den 
eigentümlichen Weg zum Dezernenten für Gef&ngniswesen im preuss. 
Ministerium des Innern machte und dem es in seiner jetzigen Stellung 
▼ielleicht noch beschieden ist, unter Überwindung der bureaukratischen 
Hemmnisse eine kräftige Beform des Strafvollzugs herbeizuführen, hat 
nicht nur ein hervorragendes wissenschaftliches, er hat ein wahrhaft 
klassisches Werk geschaffen, wie es nur erwächst aus einer Stoff- 
beherrschung und Oedankenklarheit, die mit warmer Empfindung und 
tief-sittlicher Weltanschauung gepaart ist (In sehr thOrichter Weise 
wurde das Buch verhöhnt in einem „geflüagniswissenschafUichen Zu- 
kunftstraum'' eines sehr unbedeutenden unter dem Pseudonym Neckeben 
auftretenden Schriftstellers, X 306). 

Für unsere Zwecke würde eine Berichterstattung über die Einzel- 
arbeiten aus der Gefängniskunde zu weit führen; reiche Nachweise bis 
1888 wird man im genannten Handbuch von Holtzendorff - Jagemann 
finden. Am meisten erörtert wurden ausser den Disziplinarstrafen 
(Koblinski i. Schmollers Jahrb. XII H. 4, Hiller XIV 226) und der 
Gefiüignisarbeit (Falkner, 1888) die Fragen der Ausbildung der 
Gefängnis-Beamten, der Schutzfürsorge (patronage), der Unterbringung 
Geistesgestörter. Die Ausbildung besonders besprach Jagemann (Bl. 
f. Gf k. XX 229) , auch erschien infolge eines Preisausschreibens der 
Bhein.-Westf. Gef.-Gesellschaft ein Handbuch ftir Aufseher von Bossmy 
(Düsseldorf Voss 1888 u. ö.); über die Fürsorge für entlassene Sträf- 
linge, die z. T. sich grossartig entwickelt hat (vgl. z. B. XIV 144 
No. 15) gab Fuchs in einer breiteren Arbeit ein getreues Bild (1888 
Beiheft zu Bl. f. Gf k. XVIII). Die Frage der Unterbringung geistes- 
kranker Rechtsbrecher ist in Anknüpfung an Sander und Richter 
Geistesstörung und Verbrechen 1886 (Bespr. v. Liman VI 78) u. a. 
in der Z. f. Psychiatrie Bd. XL, XLI, XLHI, XLIV, sowie im Nord- 
westd. Vereinsheft XVI 134 (Gust. Mayer) lebhaft erörtert worden 
und sie ist brennend, denn man schätzt die Zahl der Geistesgestörten 
in Gefängnissen auf 5^/o) und diese sind ebenso der Gefängnis -Ver- 



Digitized by LjOOQ IC 



14 Strafrecht und Erimixialpolitik. [244 

waltung eine Last, wie die irren Verbrecher es der Verwaltung der 
gewöhnlichen Irrenanstalten sind. Die Stra&nstaltsftrzte sind entweder 
für Annexe von Strafanstalten, oder seltener für Annexe yon Irren- 
anstalten, oder für besondere Hilfsstrafanstalten oder Zenizalasyle 
(«manicomi criminali*, „criminal asylmns", vgl. Hdbch. d. Gfgw. 11 838). 
Es ist zu hoffen, dass eine Lösung dieser Frage in der n&chsten Zeit 
erfolgt, nachdem im verflossenen Zeitraum Preussen auf Anregung des 
Berliner Magistrats bei Moabit eine Versuchsstation errichtet hat^ ein 
An&ng, der natürlich bei weitem nicht genügt. 

Von den Arbeiten über Nebenstrafen sind zu nennen Fnhrs 
sehr eingehende Darstellung der Polizeiaufsicht (1891 XU 161) 
im Anschluss an eine kleine Schrift gleichen Titels und neben dem 
tüchtigen Buche von Enorr-Wintzingerode, die deutschen Arbeitsh&nser 
(1885), Hippels korrektionelle Nachhaft (1888 VIII 254), aus der 
sich des Verf. grössere Schriffc über die Bekämpfung des Bettels ent- 
wickelt hat. Die Arbeiten Fuhrs und Hippels haben eine gewisse 
Ähnlichkeit, insofern beide aus kleineren Dissertationen hervorgewachsen 
sind, auch beide den rechtlichen vde prophylaktischen Gesichtspunkt 
vereinigen, ja zuweilen verwechseln, und durchaus unter dem Einflüsse 
der I. E. V. stehen. 

Schon durch diese Arbeiten sind wir zur dritten Gruppe der 
kximinalpolitischen Litteratur geführt, zu der Menge von Schriften über 
die Rofbrm der Straf reehtspflege. Auch hierüber zu berichten würde 
ein starker Band nötig sein und es muss genügen, wenn wir die Ba£er 
im Streit der Meinungen nennen. Fast unübersehbar sind die Schriften 
und Schriftchen, die insbes. 1889 — 1892 über die Ersatzmittel der 
kurzen Freiheitsstrafen erschienen. Denn darum handelt es sich 
zunftchst. Liszt hatte (Z. IX 1. c.) erklärt, dass da die kurze Frei- 
heitsstrafe nichts tauge, die ganze Strafrechtspflege nichts tauge. Alle 
Kundigen waren einig, dass hier die fieform einzusetzen habe: *l^ der 
Geföngnisstrafen bleiben unter 3 Monaten, kaum 4% betragen über 
ein Jahr. Da nun kürzere Freiheitsstrafen meist wirkungslos, oft yer- 
derblich, so sucht man Ersatzmittel und als bestes erschien ... gar 
keine Strafe, sondern vorläufiger Erlass. Ein Straferlass für den erst- 
mals Delinquierenden, sofern er in mehreren Jahren nicht wieder ein« 
Strafthat verübt — das war das Ideal der Reformer, ein sursis & 
l'ex^cution, eine suspensione della pena, conditional release, eine wie 
man es meist nennt condamnation conditionelle , („bedingte Verur- 
teilung^*). So etwas war aus der amerikanischen Polizeiaufisicht ohne 
Urteil über erstmalige jugendliche Delinquenten durch Vermittelung 
des belg. G. v. 31. 5. 1889 geworden. Wir erinnern uns nicht, dass 
jemals über einen strafrechtlichen Gedanken mehr geleitartikelt worden 
ist, wie hierüber. In einer Weise, die der deutschen Wissenschaft 
bisher fremd war, wurde die Presse in Bewegung gesetzt bis zmn 
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Kladderadatsch, der die Nachgiebigkeit der preussischen Regierung 
gegen diese ümstoizbestrebang (1895 No. 48) frendig feierte. Das 
Eintreten der Tagespresse kann den Kenner nicht in Erstaunen setzen 
und nicht beirren : ist sie doch im allgemeinen allem, was Abschwftohnng 
des Ernstes staatlicher Btrafrechtspflege bedeutet, hold und geneigt; 
und diese Neigung haben Liszt und seine Anhanger reichlich ausge- 
nutzt. Die Nachweise über die in der Presse und auf Versammlungen 
erfolgten Meinungsäusserungen findet man hauptsächlich (ausser IX 484 
X 466): Mitteilungen der intern, krim. Vereinigung II 133 ff. Bosen- 
feld, welche Btrafmittel können an Stelle der kurzen Freiheitsstrafen 
gestellt werden (1890 X 141) Z. Register S. 135 und jetzt wohl am 
ToUstftndigsten in Kirchenheims Gutachten fär den Pariser Kongress 
(Bulletin de la Gommision p6nitentiaire. Melun 1895. 4. Lfg. S. 180). 
Ohne auf Einzelheiten einzugehen, sei hervorgehoben, dass, nachdem 
der Oedanke des pardon einmal angeregt war (Lajoye, loi du pardon 
IV 73) in Deutschland zuerst Liszt die bedingte Verurteilung eifing 
befürwortete (Z. IX und Gutachten f. den Petersburger Kongress). 
Die erste energische Ablehnung erfolgte durch Kirchenheim (Gut- 
achten Tgl. G' 8. XLIII 51). Etwas später trat — wenn wir Ton 
zahlreichen Aufsätzen in ZZ. absehen — Wach auf den Plan (Reform 
der Freiheitsstrafe 1890). Ebenfalls 1890 erfolgten die lebhaften Aus- 
einandersetzungen in Versammlungen, Der fast einmütigen Zustim- 
mxmg auf der Versammlung der deutschen Gruppe der I. K. V. 
(Beiheft zu Z. X) folgte die Ablehnung seitens des Nordwestdeutschen 
Gef.- Vereins (Vereinsheft XX S. 1 — 70) und gleichzeitig mit den Er- 
örterungen in Petersburg (Actes I S. 153) die Veröfientlichung der 
ablehnenden Gutachten Ton 13 preuss. OLGG. (Z. X 666). Auch im 
Auslande war der Kampf lebhaft: er hat sich in den letzten Jahren 
beruhigt aber er hat nicht aufgehört. Als bedeutsamste Kundgebung 
der neueren Zeit, weil bereits praktische Ergebnisse der bed. Verur- 
teilung yerwertend, ist die Rektoratsrede von Pols in Utrecht 
(12. 4. 1894) zu nennen, die das Tollständige Fiasko dieser Massregel 
in Belgien darthut. Nachdem im deutschen RT. bisher ausschliesslich 
Angehörige der Zentrums- und der sozialdemokratischen Partei die 
bed. Verurteilung empfohlen, scheint die Minierarbeit bei den gegen- 
wärtigen Leitern der Justiz im Reiche und in Preussen etwas mehr 
Erfolg gehabt zn haben; würde es wirklich gelingen, so etwas wie die 
bed. V. einzuführen, was nach den Äusserungen der Vertreter der 
preuss. Regierung 1890 ausgeschlossen war, so wäre dies zwar gegen- 
wärtig nicht gerade zum Verwrmdem, aber ein trauriger Beweis für 
„die Aogenblieksstimmung der direktionslosen Gesetzgebungs&ktoren" 
und für die „bis in die leitenden Kreise hinein zerstörten sittlichen 
tmd sozialen Auf&issungen* (Schmidt a. a. 0. S. 287). 

Wenn im StrafauJ&chube kaum ein „Ersatzmittel** der kurzen Freiheits- 
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strafen erkannt werden konnte, so war es begreiflich, dass man als solehes 
die Geldttrafe ansah und an ihre Reform dachte. Onmdlage hierzu bietet 
Bosenfelds Bericht über Begelong der Geldstrafe, Mitt d. intemat 
krim. Y. m S. 135 — 221, sowie die interessanten Gutachten ffir den 
XXIL u. XXni. D. J. T. (XXir. Bd. 2 S. 63. 96. XXm. Bd. 1 
S. 277) und dessen Beschlüsse (XTTT 64). Von volkswirtschaftlichem 
Standpunkte besprach in interessanter Weise Seidler in Conrads Jahr- 
büchern LIV (N. F. XX) S. 241 — 58 die Geldstrafe, die er keineswegs 
iur nnzeitgemfifis erachtet; nur die Bemessungsmethode sei ein Ana- 
chronismus. Damit der Pulsschlag der Gerechtigkeit hier wieder em- 
pfunden werde, empfiehlt er, wie dies schon der firani5s. cod. pön« vom 
3 brumaire IV gewollt, Bemessung nach dem Preis (yaleur) eines 
Arbeitstages. Im Verh&ltnis zur Busse wird die Geldstrafe von Bein- 
hard in einer Diss. (1890) erOrtert 

Dieselben Theoretiker, die dem Richter, der B. sprechen soll, mit 
der sog. bedingten Verurteilung das SouTeränit&ts-R. der Begnadigong 
anvertrauen wollen und ihn für filhig halten, nach Ansehen der Person 
wie ein Gott, der das Hera sieht, zu urteilen, dieselben Theoretiker 
wollen dem Bichter in anderen Fällen die Bestimmung der Strafe 
gänzlich entziehen. , Abschaffung des Strafmasses* „unbestimmte Straf- 
urteile" (indeterminate sentences) lautet die Losung. Als Palladium des 
Staatsbürgers galt seit Menschenaltern der Spruch des Richters, kraft 
dessen die Freiheit nur auf bestimmte Zeit beschränkt werden konnte. 
Dem gegenüber will man die E, von unabhängigen Richtern auf ein 
abhängiges Strafyollzugsamt übertragen, das die Strafdauer nach der 
„Besserung** des Inhaftierten bestimmt! Man sieht auf den ersten 
Blick , dass die Ausführung dieses Vorschlages die Vemichtnng alles 
dessen bedeutet, was wir bisher B. und RStaat nannten. So haben 
auch diese Ansichten — vgl, Bd. IV der Mitt d. intern, krim. V. — 
schliesslich gar keine Anhänger mehr gefunden: sie sind ausser ?on 
Wach in der cit. Schrift bes. von Stemau Z. XIII 17 glänzend wider- 
legt worden. 

So sehr die Bestrebungen der modernen Reformapostel in Bescag 
auf bedingte und unbestimmte Verurteilung gefilhrlioh und abzulehnen 
sind, so sehr muss man das Verdienst insbes. der L E. V. anerkennen, 
die Einseitigkeit des R. vom praktischen Standpunkt betont und den 
Nutzen vorbeugender Massregeln neben der Strafe zwar nicht entdeckt, 
aber von neuem hell erleuchtet zu haben. Die Strafe ist nur eins 
der staatlichen Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens: die erfolg- 
reiche Bekämpfung des Verbrechertums ist nicht durch einzelne Massregeln 
möglich, sondern durch wuchtiges Ineinandergreifen verschiedener Bn- 
richtungen: Strafrechtspflege und Gefängniswesen stehen im zweiten- and 
dritten Treffen, im ersten stehen die Präventivmassregeln, Auch auf diesem 
Gebiete reichste Litteratur; Vorträge auf Versammlungen von Juristen 
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und GeistUchen, Broschüren und Yereinsyeröffentlichnngen, zosammen- 
gehalten durch den einen Gedanken; melius est occorrere in tempore 
quam post exitum vindicare. 

Im Keime soll das Verbrechen möglichst erstickt werden. Der 
Nfthrboden, auf dem es am besten erwächst und gedeiht, ist aber das 
Vagabundentum. Bekämpfung dieses], der Prostitution, des Alko- 
holismus heisst praktische Eriminalpolitik. Durch reichhaltige, auf 
amtliches Material gestutzte Mitteilungen hat der frühere Agent der 
rhein.-westf. Geflbagnisgesellsch. Stursberg (Die Vagabundenfrage 3. A. 
1882) die Aufmerksamkeit weiterer Kreise auf die Gefahren gelenkt, 
die durch das Vagabundentum drohen, derselbe, der mit Pelman und 
Hirsch die Prostitution (Zur Prostitutionsfirage 1885) behandelte. In 
besonders eingehender und interessanter Weise ist dann die Bestrafung 
des Bettels und der Vagabundage auf dem rOm. Kongresse erörtert 
worden (vgl. Z. IX 282 ff.). Der Alkoholmissbrauch ist im ver- 
flossenen Jahrzehnt überaus eingehend behandelt worden. An der 
Spitze steht neben Baers bekanntem Buche (Alkoholismus 1878) Martius 
Kampf gegen den Alkoholmissbrauch (1884) und Piepers „wissen- 
schafbl. Beiträge zum Kampf gegen den Alkoholmissbrauch" i. A. des 
Vereins gegen den Missbrauch etc. hrsgb. (1885 ff.); bes. die ersten 
drei Hefte, sowie Fuchs Zeitfragen d. christl. Volkslebens VIII 8. 
Dass ein ernstes Einschreiten geboten, ist allgemeine Überzeugung. Trotz- 
dem ist es nicht gelungen, gesetzlich irgend etwas Brauchbares zu 
schaffen, wie man bereits im BT. 1881 (St. Ber. in 401, 870) er- 
kennen konnte. Auch der J.-T. in Köln 1890 far den Gutachten von 
Puld und Hiller (Verh. I 97, II 70) vorlagen, auf Grund deren wenig- 
stens verlangt wurde: „die strafrechtl. Verfolgung der selbstverschul- 
deten, öffentlich kundgegebenen, Ärgernis erregenden Trunkenheit ist 
geboten" konnte sich zur Bejahung dieser Frage nicht entschliessen: 
aber dieser Beschluss war nicht nur wie soviele des J.-T. in letzter 
Zeit wertlos, er war sogar unwürdig (J.-T. IH 459 ff.), denn man 
hatte ihn durch den Hinweis auf soziale Unterschiede etc. zu ei- 
schleichen und erreichen gesucht und die Minorität der IIL Abt., die 
unter Führung v. Stoessers an das Plenum sich wandte, hatte von der 
Einsicht dieses zu viel erwartet: bei allen sachlich Urteilenden galt 
sie als die Siegerin (G. S. XLV 406). Das war 1890. Es ist alles 
beim alten geblieben — nur der Entw. des BGB. spricht von «Ent- 
mündigung* von Gewohnheitstrinkern, eine Massregel, die viel viel ge- 
f^Lhrlicher ist, als alle Strafandrohungen — im Hinblick sowohl auf die 
traurigen Erfahrungen der letzten Jahre mit dem sog. Entmündigungs- 
unfug (XrV 111, 369), wie auf die Sucht einiger Psychiater „jeden 
der täglich regelmässig ein gewisses auch das kleinste Quantum Alkohol 
zu sich nimmt* für einen «Trinker* und am Ende gar für entmün- 
digungsreif zu erklären! 

Jurist litteratiirbericht 1884-94. 19 
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Die letzterwähnten Bestrebungen wollen dem Verbrechen den 
N&brboden entziehen: fast noch mehr dienen demselben Zwecke die 
Massregeln gegen Jugendliche. Ihnen ist eine übeireiche 
Litteratur gewidmet worden. Nachdem in verschiedenen Staaten, so 
in Frankreich, Baden u. a. neuere GG. erlassen waren und man z. T. 
schon eingehend die Frage der Bestrafung Jugendlicher in Verbindung 
mit der Frage der Fürsorge für Verwahrloste etc. studiert (vgl. Lallemand 
85 V. 247) ist dieser Gegenstand auf dem internationalen Ge&ignis- 
Kongress 1890 und auch von der I. K. V. aufgenommen worden. 
Das von dieser beschaffte Material ist in gründlichster Weise durch 
Appelius zu einem Bericht und G-Entw. verarbeitet worden (Be- 
handlung jugendl. Verbrecher etc. 1892. XII 64). Der Hauptinhalt 
der sorgfältigst vorbereiteten, vielfach durchdachten und allseitig ge- 
prüften Vorschläge ist: Hiniufrücken des Strafmündigkeitsalters auf 
das 14. Jahr; Wegfall der Feststellung der «zur Erkenntnis etc. er- 
forderlichen Einsiebt" (§ 56); Möglichkeit gegen 14 — 18jftbrige ent- 
weder auf Strafe zu erkennen oder auf Erziehung oder auf beides; 
Möglichkeit bei Verwahrlosten unter 16 Jahren auch ohne »Strafthat 
Erziehung anzuordnen (Berufung soll an die Zivilkammer des L6 
gehen); Ende der staatl. Erziehung mit 21 Jahren; Überwachungs 
behörde: Erziehungsämter; notwendige Verteidigung bis 18 Jahr; Aas- 
schluss der Öffentlichkeit bei Verhandlungen gegen Jugendliche [sehi 
gut]; Möglichkeit der Strafaussetzung im Falle geringerer Freiheits 
strafen und Möglichkeit der vorläutigen Entlassung. 

Das Gegenstück zu den Massregeln, die dem Verbrechertum die 
Rekrutierung abschneiden sollet), bildet der Kampt gegen seine 
Veteranen. Konzessionen an die Besserungstheorie dort bei den Jugend- 
lichen; hier aber Hineinflicken der Schutztheorie gegenüber den Ge- 
wohnheitsverbrechern, Rückfälligen, Unverbesserlichen. Ob es solche 
„Incorrigibles* überhaupt giebt, war sehr streitig (man sehe die inter- 
essanten Verhandlungen 1890. G. S. XLIV. 131): möchte man es als 
Menschenfreund, als Christ verneinen, so möcht« man 's als Gefängnis- 
direkter und Praktiker bejahen. Soviel steht fest, darüber sind wohl 
alle Kriminalisten der Gegenwart einig, dass denen, bei denen die 
Milde unwirksam ist, Ernst und Strenge gezeigt werden muss. Nicht 
unerwähnt darf bleiben, dass übriprens auch statt jener übertriebenen 
Milde (bedingte Verurteilung) gerade der Ernst des Strafvollzuges bei 
erstmaligem Delinquieren betont und daher Verschärfung der erst- 
maligen kleineren Freiheitsstrafen encpfohlen wurde (Merkel Lehrb, 
Wach, Kircbenheim Gutachten 1890, I. K. V. Gruppe Deutsches Reich 
11 S. 21 ff.). Die Behandlung des Rückfalls und der Gewohnheits- 
verbrecher ist in den meisten der erwähnten kriminalpolitischen Ar 
beiten gelegentlich erörtert: selbständig untersucht wurde der Rückfall 
von Sacker (1892 XI 419), der eine nicht sehr befriedigende Lösung 
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(Wiederholnng der Motive) brachte. Am ergiebigsten waren vielleicht, 
wenn wir von den Verhandlungen der I. K. V. (Deutsche Gruppe I 
S. 66 ff.) und des Petersburger Kongresses (Act. I 329 ff.) absehen, die 
Erörterungen, die an das französische Becidivisten-G. v. 27. 5. 1885 
(Litt: vgl. Z. VI 732. G.: Z. VI 709), ja im Grunde an die schon 
früher erschienene Schrift Bertheaus (transportation des recidivistes 
incorrigibles 1882) anknüpften. Jenes G. schafft eine neue Strafe für 
wiederholt Rückfällige, die der Deportation verwandte ^rel^gation*. 
Auch in Deutschland hat in neuester Zeit der Gedanke Anklang ge- 
funden, nicht die Zuchthäuser durch Kolonien zu ersetzen (Brück, 
Fort mit den Zuchthäusern XIV 24), aber ev. nach verbüaster Strafe 
die schlechten Elemente in die Kolonien zu transportieren, ein Ge- 
danke, der auch von Krohne (X ]60) und auf der rhein. -westf. Gef.- 
Gesellschaft (1892) vertreten wurde und der im Hinblick auf die Ge- 
wöhnung an strenge Zucht und die Entwöhnung von Alkohol bei dem in 
Betracht kommenden Personenmaterial eine sehr praktische Grund- 
lage hat. 

Schon diese kleine Auslese kriminalpolitischer Werke beweist, dass 
alle Grebiete der Erkenntnis des Verbrechertums wie der vorbeugenden 
Bestrebungen mit regem Eifer behandelt worden sind: höherstehende 
und weiterblickende Kriminalisten, und zwar Theoretiker wie Praktiker^ 
sind der engen Verbindung von „Justitia" und „Caritas" eingedenk ge- 
wesen, und die leitenden Kriminalpolitiker der nächsten Zukunft 
können aus den kriminologischen und poenologischen Schriften des 
Jetzten Jahrzehnts reiche Belehrung und vielseitige Anregung schöpfen. 



III. 
unter der Fülle der kriminalpolitischen Erörterungen hat aber die mehr 
juristische monographische Litteratur nicht Schaden gelitten: auch sie war 

. ausserordentlich reich, und wenn auch der dauernde Ertrag der Arbeiten 
vielleicht in keinem Verhältnis steht zu ihrer Menge, so beweist die 
grosse Zahl der erschienenen Schriften doch, dass das Interesse für 
die Bestrebungen der StrRW. besonders gross ist. Ja wenn wir von 
einigen etwas zu breiten Untersuchungen auf dem Gebiete der Schuld- 
nod Kausalitäts- und der Unterlassungslehre absehen, können wir sogar 

^ sagen, dass manche eindringende Einzelarbeit uns Neues und Interessantes 
gebracht hat. Sammlungen von Monographieen erhielten wir zunächst 
von Geyer (f 27. 12. 1885), dessen kleinere Schriften Harburger 
herausgab (1889, IX. 311): so sehr wir den Scharfsinn G.s und seine 
philosophische Schulung anerkennen, so muthen uns doch einige dieser 
Untersuchungen an wie Zeugen längst entschwundener Zeiten und be- 
anspruchen nur noch eine litterarhistorische Bedeutung. Ebenfalls mit 
einer Sammlung von Aufsätzen trat Kohl er als Kriminalist auf, indem 

19» 
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er in ^Stndien aus dem StrB.'^ (1890) die wichtigsten Fragen des all- 
gemeinen T. und ans dem besonderen die Beligionsdelikte behandelte. 
Insbesondere beschäftigte er sich hierbei mit der Mitthäterschaft etc. 
und betoute wieder, dass die Begünstigung ^indirekte Theilnabme^ 
sei (X. 177). Schliesslich erörterten die Festschriften zu Bemers fanf- 
zigjlLhrigem Doktorjubiläum (2. 7. 1892) verschiedene Fragen: Seeger, 
die Strafrechtstheorie Eouits, H. Meyer den Anfang der Ausführung — 
sie soll den Erfolg in seiner abstrakten strafrechtlich wesentlichen Be- 
deutung, die Yorbereitungshandlung ihn in seiner konkreten Erschei- 
nung bedingen — und Pfenninger die kriminalistische Imputationalehre 
in dem Sinne, dass das allgemeine Kausalitäts-G. weder für noch gegen 
die Willensfreibeit etwas beweise (Xu. 1889). 

Mehrere Arbeiten haben sehr gründlich das sog. internationale 
StrB. behandelt. Einige derselben werden wie Bars kleines Lehrbncb 
des internationalen Privat- u. StrK (1892) das! auf S. 207—76 eine 
treffliche Skizze des materiellen internationalen StrB. giebt, wie 
Lammasch's grossartiges ebenso material- reiches wie scharfsinniges 
Werk über Auslieferungspflicht (1887, VI 464) und wie Martitz' 
unvollendete Arbeit im völkerrechtlichen Berichte gewürdigt werden, 
ebenso die Schriften, die die Auslieferungsveiixäge im Besonderen za- 
sammenstellen oder verarbeiten wie Hetzer (1885), Delius (1890), 
Jettel (1892). Die Frage, wo ist die strafbare Handlung begangen? 
fand mehrfache Beantwortung, so durch eine Diss. von Schneider (1886) 
und durch Lilienthal (1890 Festgabe für Wetzel, X. 7), der alle Orte, 
an denen auch nur ein Bruchteil des Deliktes vollzogen ist) als fon 
delicti commissi ansieht (ebenso wie Rg. XXm 155). Über die Znstftn- 
digkeit für die auf offenem Meere begangenen Delikte hat Negropontes 
(XIV 25) die anerkannten Sätze der Wissenschaft zusammengefasst 

Aus der Lehre über die Subjekte der Straf thaten sind zu- 
nächst Studien nach zwei höchst verschiedenen Richtungen zu nennen. 
Nachdem die sogenannten Kriminalanthropologen die Aufinerksamkeit 
auf das »Verbrechen* in der „Tierwelt* gelenkt (bes. Lacassagne II 24) 
war es begreiflich, dass die Bechtshistoriker auch die Tierstrafen 
untersuchten. Während ein Italiener ein an italienischem Aktenmateiial 
reiches Werk (1892) veröffentlichte (d'Adossio, bestie delinquenti) tut 
ein deutscher Bechtshistoriker, Amira, insbes. das deutsche B. weiter 
untersucht (1891, XL 130). Sehr viel praktischer war die andere 
Frage dieses Oebietes: die Deliktsfähigkeit von Verbandsper- 
sonen, eine Frage, die schon Schreiber dieses GS. XXXVII 421 anregt« 
und die nun in ebenso überzeugender wie allseitig erschöpfender Weise 
von G ierke in seiner grossartigen Genossenschaftstheorie (1887 S. 743 ff) 
bejahend beantwortet wurde. 

In dem weiten Reiche dessen, was wir die subjektive Seite dst 
DelildS nennen, stehen auch diesmal die Erörterungen über Nonnen- 
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tbeorie, Schnldlehre, Willensfreiheit obenan. Bind in g hat das Werk, 
das 9 vielleicht doch sein bestes ist* (X. 68), seine „Normen* (I. Bd.) 
in 2. A. erscheinen lassen. Sie ist über nochmal so gross als die 
1. A. und enthält viele neue §§ unter denen g 9 die Zurückweisung 
der Angriffe auf die Nonnentheorie hervorzuheben ist. Im Grunde 
bleibt B. dabei, dass die Norm begrifflich und regelmässig (nicht zeit- 
lich) dem StrB. voraufgehe und dass sie die Bechtsgüter schlechthin 
als unverletzlich erkläre, und mehr als früher weist er die Norm un- 
mittelbar aus dem heute geschriebenen B. nach. Die rein formale 
Auffassung des Delikts als Verletzung der Gehorsamspfiicht und die 
Verkennung des Verbrechens als einer That, die sich gegen die Lebens- 
bedingungen der Menschengemeinschaft richtet, ist es, was Bindings 
Theorie unannehmbar macht und sie als geistreiche Dialektik für alle 
erscheinen lässt, die den wahren Kern der Dinge zu erfassen bestrebt 
sind. So ist es erklärlich, das Liszt mehr und mehr zu einem schroffen 
Gegner B.s geworden, was er .in seiner Z. VI. 66B VIII 132 und in 
seinem Lehrbuch (6. A. S. 50) deutlich zum Ausdruck bringt. Fast 
erschien es manchmal als ob sich der Gregensatz der Ansichten über das 
Objekt des Verbrechens in der Frage „Bechtsgut oder rechtlich ge- 
schütztes Interesse oder subjektives B.* zuspitzen sollte, wie Kessler 
(im GS. XXXIX S. 94) es formulierte: dieser Verf. erklärte die Aus- 
drucksweise für irreleitend, wenn auch nicht für unrichtig, erachtet 
aber Gut und Interesse als korrelative Begriffe und findet Güterschutz 
und Interessenschutz in ihrem letzten Zweck übereinstimmend. Als 
Gegner der Bindingschen Schuldlehre sehloss sich an Liszt Heinemann 
(X. 143) an; dass das Bewusstsein des Thäters von der Normwidrig- 
keit zum Thatbestand gehöre, weist er auf philosophischer Grundlage 
und nach positivem B. als unhaltbar nach. 

Die rein materialistisch- mechanische Auffassung des menschlichen 
Seelenlebens, des Empfindens als Wirkung der Schwingung der Gehim- 
atome und der daraus folgenden Unfreiheit des Willens hat Delman in 
,die Wissenschaft und das StrB* (XL 265) unter Beibringung vieler 
Zitate nachzuweisen gesucht und jene Forderung der Umgestaltung 
des StrB. zu einem Irren-, Erziehungs- und Schutz-B. daraus hergeleitet, 
die ähnlich schon vor hundert Jahren gestellt wurde. Ein reger Kampf 
über die Auffassung des Dolus hat sich sodann an Büngers (f 17. 
12. 1895, XV. 128) Abhandlungen über Vorstellung und Wille (zu- 
erst Z. VL S. 291—364, VII. 80—133 dann auch als SA.) ange- 
schlossen, die den Determinismus tief begründen und rechtfertigen. 
Die Erörterungen, die stattgefunden haben, drehten sich im wesentlichen 
um die Frage, ob «Vorstellungstheorie*, ob »Willenstheorie* (Binding, 
Normen, H. 403; Ortioff, GS. XXXIV, 401. Z. XIV 161; Buri, GS. 
XXXXI, 408. XXXXm 241). Während jüngere Schriftsteller das Be- 
wusstsein der Kausalität für massgebend erachten (so insbes. auch Liszt), 
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während Binding ziemlich alleinstehend das Bewos&tsein der Rechts- 
Widrigkeit verlangt, ist die herrschende Ansicht (so insbes. H. Meyer, 
5. A. S. 166) über die Willenstheorie, über den Dolus als Wollen 
einer den Thatbestand eines Delikts bildenden Erscheinung nicht bin- 
aiLSgekommen. Die Gegensätze der Tfaeorieen sowie die Gegensätze in 
verschiedenen EE. des Rg. führt Frank (Z. X. 169) klar vor, während 
Kuhlenbeck in einer Schrift «der Schuldbegriff als Einheit von Wille 
und Vorstellung* zwar den Anschein erweckt, als wollte er zwischen 
diesen Tfaeorieen vei mittein, aber doch im Wesentlichen nur die Willens- 
freiheit und nicht gerade sehr geschickt verteidigt (XI. 414). Im 
engsten Zusammenhange hiermit stehen die Erörterungen über die 
f, Kausalität', die immer noch nicht abgenommen haben und von denen 
es auch diesmal heissen kann: soviel Köpfe, soviel Sinne. Ist Ursache 
die Handlung, die von den Bedingungen des Erfolges die wirksamste, 
die letzte abänderbare setzt oder die, die den Verlauf zum regelwidrigen 
gestaltet, die den Erfolg als natürliche Folge nach sich zieht., die 
ihn wahrscheinlich macht, die den vorhandenen Bedingungen die ent- 
scheidende Richtung auf den Erfolg giebt? Jedes Wort fast eine Theorie. 
Die letztere ift wohl die herrschende, der Binding, Meyer und 01s- 
hausen («leider*' auch Olshausen, sagt Liszt S. 107) huldigen. Abgesehen 
von dem in dieser Lehre unvermeidlichen RgB. Buri (1885) und von 
Birkmeyer, der das Problem in einer Rektoratsrede (1885 auch 66. 
37) behandelt, haben sich neuerdings Huther und Hom (1893, XIII. 
23, 166) damit beschäftigt, beide in äusserst scharfsinniger Weise, 
Hnther mehr philosophisch und philologisch, Hom anknüpfend an die 
Hartmannsche Philosophie, aber die Ergebnisse für das StrB., insbe- 
sondere für die Unterlassung ziehend. Noch tiefer und schärfer geht, 
ebenfalls unter Berücksichtigung der Unterlassung Hess (IV X. 289) vor, 
der vor allem mal Ursache und Bedingung gründlich scheiden will. 
Und schliesslich fassen Thyren und Thon (IV X. 114, 268) die zahl- 
reichen Kausalitätstheorien in kritischer Betrachtung zusammen; Thyren 
giebt eine eingehende und scharfsinnige Kritik, Thon in seiner Jenenser 
Rektoratsrede eine klare Zusammenfassung, aus der seine eigene Mei- 
nung erwächst : diese ist gekennzeichnet 1 . dadurch, dass er die prak- 
tische Verwertung des philosophischen Ursachenbegriffs für die RW., 
die im Wesentlichen mit den menschlichen Thaten zu rechnen hat, 
leugnet und 2. dass ihm die That als Ursache erscheint, die die 
Wahrscheinlichkeit des späteren Ereignisses in sich schloss. In An- 
knüpfung hieran ist von Thon imd auch z. T. von anderen der ge- 
nannten Schriftsteller der Begriff der , Gefahr« behandelt. Eine selbst* 
ständige Untersuchung hat besonders Bohland in einer Festschrift zum 
SOOjährigem Heidelberger Universitätsjubiläum (VI, 60, 2. A. 1888) 
diesem Begriff gewidmet: er hat ihn in den Mittelpunkt des Kreises 
Beiner Betrachtung gestellt und eine Reihe von Problemen des StrR. 
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damit in Zusammenhang gebracht. Seine Monographie gab den Anstoss 
zu verschiedenen interessanten Ansführungen und insbesondere zu der 
Widerlegung Buris G. S. XL. S. 139. An der Erörterung beteiligte 
sich sogar sehr lebhaft ein Physiologe J. v. Eries, der seine in 
zwei grösseren Schriften niedergelegten Anschauungen den Juristen 
durch einen Aufsatz im Z. IX 528 zugänglich machte, woran wiederum 
abweichend Finger (Jurist. Y.-J.-Schr., Prag. 1889) anknüpfte. Eine 
äusserst materialreiche Zusammenfassung der Ansichten und OG. hat 
schliesslich Botering unter kurzer und klarer Erörterung aller wissen- 
schaftlich und praktisch bedeutsamen Punkte (Fahrlässigkeit und Un- 
fallgefahr 1893, X£ 418) geboten. 

Ganz besondere Schwierigkeiten hat stets die , Kausalität der 
Unterlassting* gemacht Das Problem wird nur in der deutschen und 
russischen Litteratur behandelt, die englische und romanische BW. 
nimmt die Kausalität durch Unterlassung stillschweigend an. Der 
oben erwähnte Schriftsteller Bohland hat auch dieses Problem höchst 
gründlich (1887, VII 193, vgl. IV 342) untersucht, aber nur die ein- 
zelnen Theorieen, und damit ihre Ergebnislosigkeit dargestellt. Be- 
friedigender wirkt Landsbergs »Versuch*: die Kommissivdelikte durch 
Unterlassung (1890, X 179), vielleicht eine der besten Monographieen 
unserer ganzen Berichtsperiode, die die objektive und subjektive Seite 
des Problems — wie ist es möglich, dass ein Nichthandeln kausal 
wirken, wie, dass es gewollt sein kann? — scharf scheidet und auf 
290 S. in 8 Abschnitten eine ebenso tiefe wie klare Beantwortung giebi 

Wir dürfen den Überblick über die Litteratur, die die subjektive 
Seite des Delikts betrifft, nicht schliessen, ohne hervorzuheben, dass 
die Wissenschaft sich in unserem Berichtszeitraum mit ganz besonderer 
Regsamkeit einer in der früheren Dogmatik sehr vernachlässigten Frage 
zugewendet hat, der Frage, wie weit Strafe ohne Schuld möglich 
oder inwieweit eine subsidiäre Haftung von Nichtthätem zuzulassen seL 
Verschiedene Schriftsteller haben sich bemüht, die subsidiäre Vertretungs- 
verbindlichkeit als ein neues Bechtsgebilde zu konstruieren. Nachdem 
Leverkühn in G. A. XXXVIII 290 und Engels Z. XII 127 sehr wert- 
volle Beiträge geliefert, und letzterer unter Zurückweisung derjenigen, 
die dies Bechtsgebilde für ^undenkbar* erklären und an iuristischer 
Konstruktion darum verzweifeln, sich zu der Ansicht bekennt, die 
Haftung sei eine durch das positive B. geschaffene eigentliche Strafe, 
bat Haimann sich dieser Meinung angeschlossen (XIU 169). Er giebt 
eine Zusammenstellung der Bestimmungen aus den Zoll- und Steuer-GG. 
und nimmt eine Gruppierung der Ansichten vor: die zivilrechtliche, 
die strafrechtliche, die sententia media (Bg.: schwankend). Er erkennt 
in der Vertretungsverbindlichkeit dritter Personen für Strafen einen 
urgermanischen Bechtsgedanken. Oetker bestätigt dies in seiner Fest- 
schrift für Jhering (Xu 381) und zeigt, dass die Einrichtung im 
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Polizeistaate nicht warzelte, aber zur höchsten Blüte gelangte. Er 
yeranscharüicht das an zahlreichen Beispielen aus hessischen Bechts- 
qnellen 1500 — 1866, yersacht aber diese iq Begriffsgrappen zasammen- 
zufassen. So scheidet er die Deliktsgarantie in die 1) materielle, 
2) formelle (völlig schuldlose), diese in die a) unbedingte (a) alleinige, 
ß) rein solidarische, y) kumulative, h) kumtilativ-solidarische) , b) be- 
dingte (a) unmittelbare, ß) alternativ-subsidiftre, y) eventuelle) und 
sucht somit nach seinen eigenen Worten die gering geachteten polizei- 
lichen Thatbestftnde sorgfältig induktiv zu würdigen. Oe. hat an diese 
Untersuchungen angeknüpft in einem höchst interessanten, später mit 
90 8. Anmerkungen herausgegebenen Vortrage über die Haftung des 
verantwortlichen Redakteurs (1898, XIII 125): er macht sich die ge- 
fundenen Ergebnisse für das Sondergebiet des Press -B. zu nutze, die 
Deliktsgarantie als einen der Grundgedanken der Verantwortlichkeit 
unseres Press-B. (neben Zweithftterschaffc und Präsumtion hinstellend 
(s. u. S. 34). 

Schliesslich wird dieselbe Lehre von der Verantwortlichkeit far 
Handlungen Andrer noch sehr ausführlich von Borchert (1888, VII 
465) behandelt. Bei diesem aber erscheint die ganze Lehre mehr 
unter dem Gresichtspunkte der Teilnahme und er scheidet die in Be- 
tracht kommenden Fälle in solche der Teilnahme, solche der mittel- 
baren Thäterschaft und solche, die besonderer Gesetzesvorschrift; ihr 
Dasein verdanken. Es führt uns diese Arbeit ohne weiteres in die 
Lehre von der Teilnahme hinüber, ein Gebiet, aus dem wir nur drei 
Arbeiten nennen wollen: v. Calker, die strafrechtl. Verantwortlichkeit 
für auf Befehl begangene Handlungen (1891, Z. XII 920), die ihre 
Bedeutung natürlich vorwiegend im Militär-StrB. hat; eine Erlanger 
Dissertation (München 1892) von Baff, die die Frage, ob Zahlung 
einer Geldstrafe Begünstigung sei, bejaht, und die grössere Arbeit TOn 
Birkmeyer (1890, X 263). — Ein Schäferhund ist der Anlass 
dieser Arbeit, wenigstens lässt sich wohl ein ,|S[ausalzusamniw- 
hang* zwischen der Monographie des beliebten Münchener Pro- 
fessors und dem Schäferhund des H. annehmen. Der Hund 
war an X. veräussert und in dessen Eigentum übergegaagen; 
X. hielt ihn nachts vor seinem Haus an der Kette, aber H. wollte 
den Hund wieder haben und ging mit L. eines Abends nach dem 
X.schen GehöfL L. stieg über die Mauer, löste den Hund von der 
Kette, stieg mit ihm über die Mauer zurück und führte ihn nach dem 
nahen Dorfkruge, wo H. wartete und den Hund in Empfang nahm, 
der dem früheren Herrn in alter Anhänglichkeit folgte. Das Bg. er- 
klärte (H. S. 10. 6. 1884) den H. als Thäter und den L., der den 
Hund weggenommen hatte, als Gehilfen. B. richtet sich kritisch gegen 
das Bg. und die von Buri empfohlene subjektive Teilnahmetheoiie; 
diese sei dem Rg. für die Unterscheidung von Mitthäterschaft nnd 
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Teilnahme massgebend, im übrigen htildige es der objektiven Teil- 
nahmetheorie. Der Wert des B.schen Buches liegt, wie in Fachkreisen 
wohl allgemein anerkannt ist, in der Kritik der Theorieen und der sehr 
eingehenden Darstellung und Prüfung der Bspr. d. Bg. mehr als in 
der eigenen Dogmatik des Verfassers. 

Weit geringer ist die Anzahl der Einzelschriften, die sich mit der 
objektiven Seite des DelildS im allgemeinen, mit der That, dem Ver- 
such, der Rechts Widrigkeit, dem Fortfall derselben und den Strafaus- 
Bchliessungsgründen beschäftigen. Die .Objekte des Verbrechens* selbst 
sind in der bisherigen Theorie kaum untersucht worden; sie werden 
sehr ausfuhrlich von Oppenheim (1894, XlV 62) behandelt, der einmal 
das Objekt, das Mittel, das vom Subjekt erzeugte Objekt, andrerseits 
das gesetzliche Definitionsobjekt, das Schutzobjekt (z. B. Ehre etc.), das 
Handlungsobjekt unterscheidet und darnach die bei den einzelnen Ver- 
brechensthatbeständen in Betracht kommenden Objekte nachweist. 

Der Ausschluss der Bechtswidrigkeit ist hauptsächlich nach drei 
verschiedenen Richtungen zur Erörterung gekommen. 1) Der Satz 
, volenti non fit iniuria* ist mehrfach behandelt worden. Die Litteratur 
darüber knüpft an Boedenbecks Schrift über den Zweikampf (Halle 
1888, in 205) an, die den Satz für das Duell nutzbar macht. Kessler 
(die Einwilligang etc. 1884, IV 71) behauptet, die Einwilligung des 
Verletzten schliesse stets die Strafbarkeit aus, es komme nur darauf 
an, festzustellen, ob die Handlung zum Schutze der Interessen einer 
Person oder zum Schutze des öffentlichen Interesses verboten sei. 
Breithaupt (1891, X 305) schliesst sich grösstenteils an K. an, giebt 
eine gute Einleitung über die gemeinrechtliche Doktrin und schliesst 
mit einer Anwendung der Grundsätze auf Tötung, Körper- und Ehr- 
verletzung, Abtreibung, Aussetzung, Sittlichkeitsverbrechen, Entführung, 
Wucher und falscher Anschuldigung. Eine besonders interessante Frage 
aus diesem Gebiete hat Oppenheim (das ärztl. R. zu Eingriffen, Berlin 
1892) erörtert 2) ist der Notstand zunächst von Simonson (Z. V 
367) im Anschluss an den Mignonettefall (Kannibalismus von See- 
leuten, die 20 Tage in einem Boote auf See trieben und einen ent- 
kräfteten Schiffsjungen zu ihrer Bettung schlachteten) und im wesent- 
lichen nach englischem B. behandelt. Neben ihm ist Botering (G. A. 
XXXI 247) zu nennen. 8) ist auch die Notwehr, hauptsächlich in 
Anknüpfung an eine E. d. Bg. (EE. XXI 168) erörtert worden, eine 
iener EE., die den gemeinen Mann mit seinem gesunden Menschen- 
verstände höchst stutzig gemacht haben. Pfarrer M. in Neuenweg hatte 
in einer Predigt bei Geisselung der sehr bedenklichen Zustände in der 
Gemeinde etwas kräftige Ausdrücke gebraucht, worauf der sich ver- 
letzt fühlende Bürgermeister „Buhe, Buhe* gerufen und die Kirche 
verlassen hatte. Angeklagt nach g 167, wurde er freigesprochen, da 
ein findiger Anwalt inzwischen entdeckt hatte, dass man hier den Not- 
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wehrbegriff anwenden könne. Während diese E. Calker veranlasst hat, 
eine kurze Geschichte des Notwehrbegriffes zu geben und die Grenien 
von Notwehr und Notstand von neuem zu bestimmen (Z. XII 443), 
hat Bauke (XIII 379) den besonderen Fall unter eingebender Darlegung 
der allgemeinen Notwebrverhältnisse gründlichst geprüft, das Fehler- 
hafte jener E. klar aufgedeckt und gezeigt, dass das geltende R. bei 
richtiger Auslegung auch für solche Fälle genügenden Schutz gewährt 
Nennen wir noch von Monographieen die aus einer Bektoratsrede 
hervorgegangene Arbeit des verstorbenen Risch über Kriminal Verjährung 
(G. S. XXXYI 241) mit ibrem polemischen Nachtrage gegen Binding 
(Z. IX 235), die besonders rechtshistorisch sehr eingehende Lehre vom 
Versuche von Baumgarten (VII 466), die Arbeit von Thomsen über 
den Versuch der durch eine Folge qualifizierten Delikte (BStiGB. 
§ 87. 118. 154. 178. 206. 220, 1, 4, 6, 7, 9. 239. 251. 307, 12, 15. 
321, 2, 3, 4. 340; Nahrungsmittel-G. § 12. 13; SprengstoffG. § 5, 
XIV 312), die recht tüchtige Behandlung des Rücktritts vom Ver- 
suche und der tbätigen Reue durch den 1891 verstorbenen Herzog 
(VIII 391) und die beiden Arbeiten über Verbrechenskonkurrenz vou 
Wachenfeld und Heinemann (XII 418, 420), so dürften wir den Ab- 
schnitt über den allgemeinen Teil der Verbiechen&lehre abschliessen 
können. 

IV. 

Bei der Übersicht über die Litteratur der einzelnen Delikte mässen 
wir kürzer sein. Naturgemäss ist auch diese sehr reich und es werden 
wenige Delikte sein, die in dem Berichtszeitraum nicht litterarisch be- 
handelt worden wären. Einleitungsweise seien hier die verschiedeben 
Prozesse erwähnt, die ja freilich grösstenteils für die Beurteilung ein- 
zelner Thatbestände, aber auch teilweise für allgemeinere juristiscbe 
Fragen, vor allem aber auch z. T. »ktilturhistorisch*, interessant sind, so 
z. B. der Prozess Zieten (XII 383), Czynski (XIV 177), Graef (L., Dunker 
1885, Z. VI 647), Harmening (Z. X 472), Thümmel (VII 399) u. a. m. 
(Vgl. weitere Prozesse im Register zu Z. S. 175 — 78, sowie in den 
wenigen Bänden der oben S. 2 erwähnten Zeitschr. „Das Tribunal^*.) 

Im übrigen können wir nur einige Hauptschriften über Gegen- 
stände des bes. Teiles hervorbeben. Die TÖtungSVer brechen haben drei 
Schriftsteller so geschickt zum Gegenstande ihrer Untersuchungen ge- 
macht, dass sich die Arbeiten historisch fast aneinander anschliessen. 
Brunnenmeister bearbeitete das altrömische Tötungsverbrechen (1887), 
Allfeld den Mord bis zur CCC (1887), Wachenfeld setzt bei CCC 
137 an und behandelt die Begriffe Mord und Totschlag in der Ggb. 
des 18. Jahrb. (X 110) und „die Überlegung" in einer Diss. (I887j. 
Über Kindesmord erschien eine Diss. von Wehrli (Frauenfeld 1889). 
Körperverletzung behandeln Diss. von Günther (Erlangen 1884) 
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und Scheitlin (St. Gallen 1890), den Baufhandel eine DiBS. von Marti 
(1891), die strafrecht]. Verantwortlichkeit der Ärzte ausser Oppenheim 
(s. ob. S. 35), Kühner (VI 101) nnd Bornträger mit bes. Beziehung auf 
Chloroform und Inhalations-Anästhetika in einer Preisschrift (Berlin 
1892, Hirschwald). 

Die Vergehen gegen die Ehre, die Beleidigungen sind auch in 
unserem Zeiträume vielfach behandelt worden, ohne dass eine besondere 
Förderung der Lehre oder eine Befruchtung der Ggb. oder Praxis be- 
merkbar gewesen wUre. Allgemein behandelten Ehre und Beleidigung 
Bindings Bektoratsrede (1892), Landsberg (1886), Kratz (1891), die 
üble Nachrede Gabler (1892), die Beleidigung von Körperschaften 
Gierke in seiner Genossenschaftstheorie S. 141 ff. (s. ob. S. 20), die 
Absicht zu beleidigen Rump, Arch. f. StrR. XXXV S. 370 und Frank 
ebd. S. 36, die Beweislast beim Wahrheitsbeweis Baller in Jherings 
Jahrb. XXVI 211, das Moment der Bechtswidrigkeit eine Diss. von 
Wilhelm (1890, vgl G. S. XLV 161 und ferner dort XLVI 260, 
XLVni 1). 

Über Freiheitsdelikte im allgemeinen schrieb Knitschkj (G. S. XLIV 
249), über Sklavenhandel Lentner, der schwarze Kodex (1891). Es 
sei gestattet, bei Erwähnung der Delikte gegen die persönliche Freiheit 
auf die Litteratur über den für dieses Gebiet ganz besonders in Be- 
tracht kommenden Hjpnotismus hinzuweisen, die bereits auf ca. 
800 Werke, wovon 207 Zeitschriften, angewachsen ist (vgl. auch Reg. 
zu Z. 8. 110), somit einen besonderen Bericht erfordern würde. Von 
deutschen Kriminalisten hat Lilienthal (1887) den Hjpnotismus näher 
behandelt (VII 73) und kürzlich Heberle (XIII 282) eine Studie ver- 
öffentlicht, die am Schlüsse auf die Versuche der Suggestion von Ver- 
brechern zur Besserung, eine Art moralischer Orthopädie, hinweist. 

Wie die strafbaren Handlungen gegen Vermegens-RR. im letzten 
Jahrzehnt gegen andere Gruppen zurückgetreten sind, so ist auch die 
Litteratur hierüber gering. Den ThatbestAud des D. behandelt Dickel 
(Bern 1887), den Gewahrsam Römpler (Göttingen 1894), die Drei- 
teilung in furtum rei ipsius vel usus possessionisve Hückel (Tübingen 
1886), den D. an Erbschaftssachen Töbler (Göttingen 1898), den 
Futterd. Schwarze (XIII 243), den Mundraub Berger (XIV 315). — 
Über Sachbeschädigung dürfte nur Roterings Aufsatz im G. S. 
XLn zu erwähnen sein. — Etwas mehr wurde der Betrug und seine 
Arten behandelt, so untersuchte Kohler unter Beibringung reicher 
Kasuistik in einer Monographie „Treu und Glauben'' (XIII 90) die 
Grenze des strafbaren und des zivilrechtlichen Betrugsbegriffes: diese 
Grenze ist abhängig von der jeweiligen Kulturordnung; heute ist der 
Unterschied in der bes. Art der täuschenden Elemente, in der bes. Art 
der Irrtumserzengung und der bes. Art der Schädigung zu finden. 
Bommel, der Betrug (1894) giebt eine wissenschaftlich nicht bedeutende 



Digitized by LjOOQ IC 



28 Strafrecht und Kriminftlpolitik. [258 

Stadie des Begriffes, mehr für die Praxis und das tägliche Leben 
(XIII 380). Von den besonderen Arten des Betrages fand der Yer- 
sicherungsbetrng durch r, Spesshardt (1885) eine interessante, 
erschöpfende und kritische Darstellung (V 180). Sp. erachtet die 
Anfstellting des g 265 BStrGB. für verfehlt, er hält es f&r richtig, 
die BrandstiftongsfäJle der gg 306 ff. dnrch Heryorhebnng der be- 
trügerischen Absicht zn qualifizieren und ähnlich hinsichtlich des See- 
Versicherungsbetruges zu verfahren. Sehr vielfach ist der strafbare 
Bankbruch behandelt. Neben der sehr eingehenden historisch-dogma- 
tischen Arbeit von 6. Schmidt (München 1893, XTTI 24) und der 
höchst sorgfUtigen Erläuterung EleinfeUers in Stengleins strafrechtL 
Neben-GG. sei auf Neumeyer (1891) und verschiedene Aufisätze im 
G. S. XLm 161 (Kleinfeller), XLVÜI 81 (Reichart) und im G. A- 
1893 8. 198 ff. (R. Cohn) hingewiesen. Verschiedene Arbeiten hat 
die Wuchergesetznovelle vom 19. 6. 1893 veranlasst, von denen Fried- 
mann und Eoffka hervorgehoben seien: ersterer giebt eine höchst ein- 
gehende geschichtliche Darstellung, letzterer einen kritisch scharfen 
Kommentar (XIII 243, 382). Erwähnt sei an dieser Stelle noch eLoe 
kleine Schrift von Simonsohn, der Begriff des „Vorteils^^ (VIII 398), 
die den Vorteil nicht als allgemeinen Begriff behandelt, sondern seine 
Bedeutung in den einzelneu gg des StrGB., g 49 a, 257 ff. bei Urkunden- 
fölschung, Erpressung, Betrug, in g 272, 273, 349, 266 bei Amts- 
vergehen, Wucher usw. erläutert. Die Schriften über Verletzung des 
Urheber-R, insbes. des schriftstellerischen, s. oben im Litteraturbericht 
H. 4, p. 140. Die für den Kriminalisten ergiebigste Arbeit dieses Gebiets 
ist wohl die von F. v. Galker (Halle 1894) gelieferte systematische 
Darstellung der Delikte gegen das Ürheber-R. — Viel besprochen 
wurde schliesslich in letzter Zeit die Frage, als was die rechtswidrige 
Hebung fremder Sparguthaben juristisch anzusehen sei. Schneider hat 
in Z. XIV 36 sich scharf für „Unterschlagung" am Gelde gegenüber 
den „Diebstahl" annehmenden EE. d. Rg. (X 370, XV 147, XXH 2) 
ausgesprochen, wogegen neuerdings Dörr im G. S. LII 1 in ausführ- 
licher Begründung fEir Annahme des Thatbestandes des „Betmges^^ 
eingetreten ist. 

Mit den Verbrechen gegen den Staat beschäfbigen sich nur 

wenige Schriften in dem Berichtszeitraum. Die Unklarheit des Be- 
griffes „politisches Delikt" sucht Homberger (XIII 169), freilich nicht 
sehr glücklich, nachzuweisen. Mehr interessierte die allgemeine Be- 
trachtung der politischen Verbrechen. Ihr wandten sich besondeors 
Lombroso und Laschi zu in ihrem auch in deutscher Sprache erschie- 
nenen grossen Werke über den politischen Verbrecher und die Revo- 
lutionen in anthropolog. , Jurist, und staatswissenschaftl. Beziehung 
(XI 239), das wie natürlich die evolutionistische Theorie auf das 
soziale und staatliche Leben überträgt. In allemeuesterZeit hat Lombroso 
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auch den Anarchismus in ähnlicher Weise behandelt Sein Werk dar- 
über (1895 XIY 159) ist ebenfalls in deutscher Übersetzung erschienen. 
In Deutschland hat sich die Litteratur mehr andern Untersuchungen 
auf dem Grebiete der Delikte gegen die Staats- und Gresellschafbs-O. 
zugewandt: der Widerstand gegen die Staatsgewalt ist sehr eingehend 
von y. Streit (XII 165) dargestellt worden; die E. d. Bg. (IV) vom 
3. 12. 1889, die die Aufforderung zum Streik, sofern sie allgemeiner 
aufzufassen ist unter den § 110 unterordnet, hat eine Fülle kleinerer 
Artikel hervorgerufen und ist diese Frage danach in allen krimina- 
listischen Kreisen lebhaft erörtert worden. Während H. Meyer die 
Ansicht des Bg. durchaus verworfen, haben sich Liszt u. Olshausen 
dafär erkl&rt und Bossmann hat in einer Diss. den reichsgerichtlichen 
Standpunkt so gerechtfertigt, dass nach ihm die öffentliche Aufforde- 
rung zu widerrechtlicher Arbeitseinstellung ganz allgemein strafbar ist. 
(XI 369 vgl. auch Bönigen, Tbgn. 1891). Mehrfach ist dann die An- 
reizung zum Klassenkampf betrachtet worden; ja es hat vielfach die 
Frage nach Bestrafung dieser Delikte im Mittelpunkt der politischen 
Erörterungen gestanden. Als Ende der 80er Jahre an die Aufhebung 
des Sozialisten-G. gedacht wurde, wurden Vorschläge laut, wie sie etwa 
Fuld, Aufhebung des Sozialisten-G. (1889 Vm 347) und Kulemann 
(IX 209) formuliert haben, dahingehend, dass auf dem Boden des ge- 
meinen B. den Ümsturzbestrebungen entgegengetreten werde, insbes. 
durch Änderungen der §g 110, 111, 130 StrGB. Inzwischen 
ist leider das Vertrauen zu Bichtem und Staatsanwälten nicht 
gerade gewachsen und das Schicksal der sog. Umsturzvorlage ist 
bekannt (XIV 252 u. 335). Zwei Broschüren des Jahres 1894 haben 
sich speziell mit dem § 130, dem aus dem bekannten „Hass- und 
Verachtnngsparagraphen" des preuss. StrGB. herausgewachsenen § be- 
schäftigt: Parmod (XIV 63) beklagt sich, dass gegenüber dem 
„Antisemitismus" seitens der Staatsanwälte und Gerichte die bestehen- 
den GG. (g§ 130. 166. 185. 360,11) nicht gerecht in Anwendung ge- 
bracht würden, während eine anonyme Schrift „Anreizung zum Klassen- 
kampf* (XIV 130) unter Beibringung des nötigen Materials darthut, 
dass die Einsetzung des Wortes „Gewaltthätigkeit" statt „Feindselig- 
keit" den Intentionen des (Gesetzgebers nicht entsprochen habe. Frei- 
lich ist dies des „Schicksals bittre Ironie", wenn jetzt diejenigen gegen 
die Antisemiten den g 130 herbeirufen, die eben durch ihre Be- 
mühungen (Abg. Lasker, Verh. d. BT. S. 439 ff. „Gewaltthätigkeit" 
statt „Feindseligkeit") für die weitaus meisten Fälle seine Unanwendbar- 
keit herbeigeführt haben. Unter den Beamtenverbrechen hat nur 
die Bechtsbeugung eine sehr eingehende Darstellung durch Oppenheim 
Bechtsbeugungsverbrechen 239 S. (1886 vgl. V 386) gefanden. 0., 
auf dem Standpunkte der Normentheorie stehend, geht von einer all- 
gemeinen Untersuchung des Wesens der Amtsdelikte aus, erläutert 
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dann Wort für Wort die Begriffe, wie sie §§ 336, 343, 344 auf- 
stellen und scbliesst mit Kritik und Gesetzesvorschl&gen. 

Unter den Vergehen gegen die öffentliche 0. sei schliesslich noch 
kurz der Zweikampf erwähnt, dem wie immer sehr zahlreiche Ab- 
handlungen, allerdings ohne besondere Ergiebigkeit, gewidmet wurden. 
Besonders am Anfang unseres Berichtszeilraums knüpfte sich an die 
Rspr. des Rg. (EE. I 443 VI 61 VH 29 VIH 87) eine lebhafte 
Meinungsäusserung über die student. Schlägermensuren. Es äusserten 
sich u. a. neben Rödenbeck Zweikampf 1893 (s. o. 8. 25) u. Sonntag 
(Z. n 1) Hälschner, Zimmermann, Buri, Kronecker in G. S. XXXIV 1, 
343, 379, 35, 161, 201. Kronecker, der die Ansichten sehr scharf 
zusammenfasst, erklärt 1. die Schläger nicht für tötliche Waffen und 
erachtet 2. die Landesggbg. für berechtigt, Bestimmungen über student. 
Mensuren zu erlassen. Später haben in Broschüren Martin (Speyer 
ld87), Levi (Lpg. 1889), Bodenheimer (Würt. 1891), mit B-zug auf 
Österreich Zucker in Grünhuts Z. XV und schliesslich Berger (1892, 
XII 165) das Wort ergriffen; letzterer tritt überhaupt für Straflosig- 
keit der Scblägermensur ein, hält daher § 8 des bad. Enf.G. für Kom- 
petenzüberschreitung und behandelt das amerikanische Duell de lege 
ferenda als delictum sul generis, G.-Entw. (§ 210a) beifügend. 

Die gründlichste Erörterung über die gemeingefährlichen Delikte 
und die Begriffe der Gemeingefährlichkeit gab Siebenhaar in Z. 
IV S. 245 — 91, Pape schrieb eine Diss. über Versuch und Vollendung 
bei Brandstiftung (1889), Lauterbach eine über Beschädigung unter- 
seeischer Telegraphenkabel, Loock behandelte den straf rechtl. Schutt 
der Eisenbahnen (1893); die durch § 318a (G. y. 13. 5. 1891) ent- 
schiedene Frage hinsichtl. des Schutzes der Bohrpost- u. Fernsprech* 
anlagen war in der Tagespresse und in Zeitschriften lebhaft erörtert 
worden (vgl. E. d. Rg. XIX 55 u. Goldt Arch. 39, 29). 

Im Anschluss an die Schriften über den Eid (Litt.-Ber. S. 215) 
ist auch die Litteratur über die Eidesdelikte mid die „Meineidspest"^ 
zu erwähnen: diese Litteratur ist sehr gross. Eine Menge von Vor- 
trägen sind gehalten und gedruckt, auf vielen Versammlungen, beson- 
ders von Geistlichen, ist über die Zunahme der Meineide gesprochen 
und geklagt worden. In den „Grenzboten" erschienen 1886 (III Qu- 
S. 344-59, 392—406 IV. Qu. 7—12) Artikel unter dem erwähnten 
Titel (9 die Meineidspest*) und die Forderung der gänzlichen Ab- 
schaffung des Eides und der Straf barerklärung der nichteidlichen un- 
wahren Aussage vor einer Staatsbehörde wurde mehr wie einm*il ge- 
stellt — s. z. B. Kade XIV 221 u. G. A. XL S. 92, s. auch 
Götze, der Eid (1892 XII 232 u. XVII J.-T. II S. 221). Wir 
lassen hier dahingestellt, worauf die angebliche Zunahme der Meineide 
beruht und ob jene weit gehenden Vorschläge berechtigt sind; unter 
den Arbeiten, die die Eidesdelikte de lege lata behandeln, nennen wir 
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die ausführliche Diss. Lanterhnrgs (Bern 1886), Harbnrgers Mono- 
graphie über den schwierigen g 159 (1887) und Göbels Disj. über 
Unternehmen und Verleiten (1891), auch G. S. XLVTI 8. 40). An- 
schliessend seien zwei Diss. über falsche Anschuldigung, die von Hess 
(1888) mehr dogmatisch, die von Wegele (1893), mehr geschichtlich 
erwähnt. 

Der Streit über Begriff und Merkmale der Urkundenfälschung ist 
auch im letzten Jahrzehnt nicht zur Buhe gekommen und es stehen 
sich auch heute noch die Ansichten direkt gegenüber, die einen, die 
«Beweisbestimmung* als zum Wesen der Urkunde gehörig betrachten 
(Berner, H&lschner, Liszt, Olshausen u. Rg. 19. 12. 1887, 25. 10. 1889 
19. 10. 189]), die anderen, die sich mit „Beweisfähigkeit*' begnügen 
(u. a. Buri, John, Kries und Rg. Plen. £. 6. 8. 1883). Zahlreiche 
AufsAize in Zeitschriften haben sich mit dieser und anderen auf die 
ü. bezüglichen Fragen beschäftigt, ohne dass eine Einigung der An- 
sichten erzielt worden wäre. (G. S. XXXVI, 34, 177, 310, XXXVIII, 
534, XXXIX, 36, 161, XLI, 2, 383, XLVII, 81, 401 Z. IV 1. 
VI 1, 88, XI 1). Der letzterwähnte Aufsatz von Weismann 
ist eine sehr scharfsinnige Monographie, die unter Verwertung reicher 
Kasuistik 1. die Urkunde, 2. die falsche Urkunde, 3. die Fälschung, 
insbes. den Versuch unter Ausblick auf die in die Lehre hineinragenden 
Streitfragen (z. B. den untauglichen Versuch) behandelt. Auch die 
Frage über die Strafbarkeit der Fälschung einer telegrapbischen 
Depesche, die ebenfalls zu einer Plenar-£. des Rg. führte, ist vielfach 
erörtert worden, besonders eingebend von M eili Fälschung v. Depeschen 
(1889). 

Die gegen Sittlichkeit und Religion gerichteten Delikte haben auch 
im verflossenen Jahrzehnt verschiedentlich interessante Beleuchtung er- 
fahren. Als Vergehen gegen die Integrität des Familienzusammen- 
hanges werden die Personenstandsdelikte von Reis in einer 
Tübinger Preisschrift (1888) sehr sorgfältig behandelt und als „Gefährdung 
der Realisierung des Personenstands durch rechtswidrige Einwirkung 
auf die für diese Realisierung erforderliche Erkenntnisgrundlage" be- 
stimmt (Vin 253). Die Ehedelikte werden von Mainzer (Diss. 1894), 
auch von Stange (Bigamie-Diss. 1893) behandelt. Über Konkubinat 
s. Z. IV 499 (V 272). Sonst wurden die Sittlichkeitsdelikte im all- 
gemeinen von Weisbrod (1891) und von Gemerth (Z. XI 315 mit 
Rücksicht auf den Osterr. Entw.) besprochen, während Schauer den 
§184 herausgriff und den Begriff der unzüchtigen Schrift behandelte, 
allerdings im wesentl. mit dem Ergebnis, dass dieser Begriff quaestio 
facti sei (XU 235). In den letzten Jahren sind auf diesem Gebiete 
hauptsächlich zwei Fragen sehr lebhaft erörtert worden : die der Straf- 
barerklärung des Zuhältertums und die der Strafloserklärung der 
widernatürlichen Unzucht. Jene wurde angeregt durch die Vorlage 
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eines GEntw. (29. 2. 1892) an den BT. (lex Heinze) und mekr in 
der Tagespresse behandelt: unter den Fachmännern trat ziemlich all- 
gemein die Forderung nicht nur nach Bestrafung der Zuhälter, son- 
dern nach strengerer Bestrafung der gewerbsmässigen Unzucht über- 
haupt, nach besonderer Strafbarkeit ihrer Ausübung im Falle syphi- 
litischer Erkrankung, ja zuweilen nach Beseitigung aller polizeilichen 
Begelungsversuche hervor (Schmölder, Bestrafung der Unzucht 1893 
u. Z. XII 587. Forel in Stockholm Sept. 1890), während andrerseits 
nach „Kasernierung^^, Staatsbordellen oder Kommunalbordellen gerufen 
wurde (Z. XIII 111). Geradezu merkwürdig, um nicht zu sagen wider- 
natürlich ist die Erscheinung, dass neuerdings die widernatürliche Un- 
zucht mit einem Male besonders in Schutz genonmien wird. Nachdem 
ErafPt-Ebing in der psychopathologia sezualis (in vielen AA. 8. A 
1893) und in „der Conträrsexuale vor d. Strafrichter*' (1894) die 
Sache vom ärztlichen Standpunkt behandelt, sind ein Anonymus in 
Z. XII 34 u. Raffaiovich und Erckelenz (XIV 350) für die Straf- 
losigkeit des Uranisten eingetreten, hauptsächlich um der abscheulichen 
Ghantage, den Erpressungsversuchen, die auf Grund des §175 geübt 
werden, entgegenzutreten. 

Bedauerlicherweise hat auch das letzte Jahrzehnt eine ganze Reihe 
von Schriften über Beligionsprozesse gezeitigt: Beligionsproiesse 
a. E. des 19. Jahrhunderts im Lande der Dichter und Denker! Dass 
dies der Fall, hatte verschiedene Gründe, u. a. die falsche sog. Pari- 
tätspolitik der preuss. Regierung, die sich in den Massnahmen insbe- 
sondere der rheinischen Staatsanwälte widerspiegelte und die höchst 
imparitätische Rspr. des Rg., die gerade auf diesem Gebiete einen 
grossen Mangel an Verständnis verriet, was übrigens nach den letzten 
EE. über den §166 sich wieder etwas zum Besseren gewendet zu 
haben scheint. Man darf sagen, in der Mitte der Erörterungen stand 
dieser unglückliche § 166, dessen Aufhebung sogar in einer Petition 
an den RT. (mit 33000 Unterschriften) verlangt wurde und dessen Um- 
gestaltung neuerdings wieder von Autoritäten gefordert wird (XV 129). 
Wir können an dieser Stelle auf diese heikle Frage nicht eingehen, da 
ihre Lösung nicht ohne eine Darlegung und Klärung der Ansichten, 
imd diese nicht ohne eine genaue Darstellung der Thatsachen, die zu 
diesen Erörterungen und Forderungen führten, möglich ist. Wer die 
Thatumstände kennen lernen will, muss zunächst auf das Studium der 
Berichte über die Thümmelprozesse (VII 399) und des Falles Bech- 
told (Z. Xni 605) verwiesen werden. Die erstgenannten haben eine 
ganze Flut von Schriften (Z. IX 670) hervorgerufen, von denen zwei 
hervorgehoben seien: Nippold, die Thümmelschen Religionsprozesse 
(1888 2 Hefte), worin mehr der kirchenrechtliche und kirchenpolitische 
Standpunkt eingenommen wird und die freimütigen „Randglossen^ von 
einem altpreussischen Juristen (1888), der die Prozesse u. die Aus- 
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legong doB § IM streng krmmialistisch beleuchtet und gegen idie Be- 
einfliissnng 4er altbewfthrten Aeohtapflege durch ultramontane SchUohe 
im einaelnen wie gogen die Beeinfiussung des Bichterstandes im all- 
gemeinen durch die Bildung <eines konfessionellen (rönusch-bthoUschen) 
Juristenvereins protestiert. Einige sp&ter erschienene Broschüren sind mehr 
oder minder aus diesen Schriften herausgeschrieben. Endlich hat auch, 
z. T. in Anknüpfung an den Fall Becbtoüd, Wach das Wort er- 
griffen, teils zur Kritik des Bg. (EE. XXII S. 2d8) , teUs zur allge- 
meinen Betrachtung des § 166 (Z. f. Kirchen-B. U S. 161 s. XII 92): 
er zeigt ebenfalls, dass in Bezug auf die Ausdrücke dieses :§, insbes. 
hinsichtlich der ,,Besohimpfung' die einschränkendste Auslegung statt- 
zufinden hat, und das Bg. scheint aus diesen vielen Erörterungen 
doch Belehrung geschöpft zu haben. Man sieht aber aus alledem, dass 
der § 166 keineswegs, wie beabsichtigt, dem konfessionellen Frieden 
dient, sondern dass diese Prozesse nur den konfessionellen Unfrieden 
mehren, und so w&re allerdings wohl die Aufhebung des §, gftnzlioh 
oder «um Teil (Motivierung der Petition, vgl. in »christlicher Welt* 
1888 Ko. 46) das Beste (s. auch XV 134). Nor wer alles dies genau 
kennt, vermag die Tragweite und die Tragikomik der Antrftge der BT.- 
Eommission zur „Umsturzvorlage" betr. Aufnahme von „g 166^^ in.§ lila 
(vgl. XIV 253, 336) voll zu erfassen. — Eine wertvolle Ergftnzung 
der Litteratur dieses Gebietes bildet schliesslich die Abhandlong 
Cruse'us über den strafrechtl. Schutz des Bechtsguts der Piet&t (1890 
IX 369), worunter <G. das Interesse des Lebenden versteht, in seinem 
Gefühl von der Unantastbarkeit der Ehre eines Toten, von der Un- 
verletalichkeit seines Leichnams und seines Grabes nicht verletzt va 
werden. Die Wandlung dieser Delikte, vom Eigentumsdelikte zu 
Beligionsvergehen verfolgend, verlangt Verf. Streichung der Worte 
„ans dem Gewahrsam der berechtigten Person" in §§ 168 u. 367,1. 

So sind wir schon hiermit aus dem Gebiete der Vergehen zu den 
Ohertretungen gelangt. Soweit dieselben nicht schon gelegentlich er- 
wähnt wurden, heben wir hier die wichtigste Litteratur hervor. Im 
Anschluss an die Verletzungen des Gefühls sei die Arbeit von B. v. 
Hippel über Tierquälerei (1891 XI 28) genannt, die eine sehr in- 
teressante und vollständige Zusammenstellung des in- u. ausländischen 
B. giebt, aus der hervorgeht, dass der Strafschutz gegen Tierquälerei 
in den Hauptkulturstaaten beträchtlich grösser ist als im deutschen 
Beiche. Systematisch fasst H. die Tierquälerei als Sittlichkeitsdelikt 
(anders Bregenzer, Tierethik 1894 XIY 49). Die Litteratur über 
Landstreicherei und Beitel ist im ganzen mehr kriminalpolitisch 
(s. oben 6. 17). Den Thatbestand des § 360,3 behandelt Botering 
in G. A. (XXXm 33^) XXXIV 123. SchliessUch hat der Kaut- 
schukparagraph 360,11 zu mehreren sehr gründlichen Untersuchungen 
Anlass gegeben. Nachdem Frank im G. A. XXXIV 145 und 
Jurist. LiUeratnrberioht 1884-4Mw 20 
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XXXVI 267 die Verübung von gr. ü. durch die Presse nnd durch 
Fahrlässigkeit entschieden in Abrede gestellt, giebt Bar in 6. S. XL 
S. 429 eine sehr feine Anslegong des ünfiigparagraphen mit manchem 
scharfen Hiebe gegen eine verkehrte Gerichtspraxis, die „Ungebühr^ 
(allgemein sprachlich) und „ünfiig*' (im gesetsd. Sinne) yerwechsle. 
1892 hat dann der § 360,11 sogar eine 82 S. umfassende monogra- 
phische Darstellung durch Hacke (KI 327) gefunden. Verf. behandelt 
die Entstehungsgeschichte, stellt die Erfordernisse des Thatbeatandes 
im einzelnen fest (Unfug durch Unterlassung wird anerkannt) u. ver- 
langt schliesslich Änderung des G. nach einer Enqudto, auf Grund 
deren die kleinlichsten Fälle ausgeschieden, der Best in Antrags- und 
Offizialdelikte geteilt werden soll: zur Offizialbestrafung eigne sich nur 
der Unfug, durch den das Publikum in seiner Gesamtheit getro£Pen 
wird. 

Von den in sog. Neben-GG. geregelten strafrechtlichen Gegen- 
ständen ist hauptsächlich das Press-R. mehrfach behandelt worden. 
Der Schwarzesche Kommentar kam in 2. A. 1886 (3. A. bearb. y. 
Appelius 1896), ein neuer recht hübscher Kommentar wurde von 
Koller (1888) herausgegeben, Heilborn behandelte das Press-K 
populär (X 267) Klöppel schrieb ein grösseres besonders der Praxis 
dienendes Werk (1893) u. neuerdings (1895) hat Delius das Press-G. 
mit Erläuterungen und Ergänzungen herausgegeben. Aber auch ein- 
dringende wissenschaftliche Forschimgen sind auf dem Gebiete des 
Press-B. zu veneichnen, die hauptsächlich Begriff und Stellung des 
verantwortlichen Redakteurs festzustellen suchen. Ob dies gelungen 
ist? An erster Stelle ist die äusserst gründliche Monographie R 
Loenings (aus der Festgabe der Jur. Fak. Jena für Gneist 1889 
(IX 29 vgl. Z. IX 704) über die Haftung des Bedakteurs und die 
Pressdelikte zu nennen, sodann die Arbeit Honigmanns 1886 (V 329), 
femer die schon oben (8. 23) erwähnte Untersuchung Oetkers und 
schlicssUch v. Bülows Aufsätze in G. A. XL 241 u. Z. XIV 643. 
In der Hauptfrage „wer ist verantwortl. Bedakteur^* gehen die An- 
sichten weit auseinander. Yerantw. Bedakteur ist nach einer Ansicht 
(Schwarze, Loening) der mit seinem Wissen u. Willen auf der einzelnen 
Nummer als solcher bezeichnete (Sitz-) Bedakteur, nach der anderen der, 
der thatsächlich die Schriftleitung besorgt hat (Honigmann), nach der 
dritten Ansicht (Bg. 22. 4. 1887, 24. 6. 1890) genügt das eine oder 
das andere, nach der vierten muss — darauf kommen doch wohl 
Oetker u. Liszt Lehrb. 6. A. S. 159 hinaus — das eine und das an- 
dere stattgefunden haben, während nach v. Bülow verantw. Bedakteur 
der ist, dem vom Eigentümer des Blattes die Stellung eines Bedakteurs 
mit der bes. Obliegenheit übertragen ist, die Aufsicht über die Bedaktion 
in strafrechtl. Beziehungen zu führen. 

Dass in der Frage der Haftung für Pressvei^^ehen neben den 
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Juristen sich anch die Techniker geftnssert haben (Oesterlein XIV 130) 
darf nicht unerwähnt bleiben gegenüber dem Versuche der Justiz- 
behörden, Maschinenmeister und Setzer im allgemeinen zur Verant- 
wortung zu ziehen. 

Von der übrigen auf Neben-GO. bezüglichen Litteratur sei hervor- 
gehoben: für die Nahrungsmittelf&lschung die 8. A. d. G. ▼. 
Meyer u. Finkeinburg (1894), Damme G. S. 45 135, Dr. med. Frank 
Z. Vm 51, Pinkelnburg i. Wörterb. d. Verw.R. U 30, 152, für das 
Forst- u. FeldStrR. der LandesGgbg. der recht wissenschaftlich be- 
arbeitete kleine Kommentar von Fürst zum preuss. Forstdiebstahls-G. 
(Xin 320), für das sehr vielfach bearbeitete Gebiet der Zoll- und 
8teuer-GG. Lobes ZoUStrB. (X 182), Trautvetter, StrB. der Zoll- 
GG. etc. u. die Rspr. (XIII 415) u. Honemanns Defraude u. Betrug 
(XIV 64), sowie eine Diss. von Schwaiger (1890) über die strafirechtl. 
Stellung der Steuerdefraudation, z. T. auch die nichtstrafrechtl. Werke, 
wie das vom StA. Havenstein (ZoUGgbg. 1892), der S. 119—156 
gerade die Straf bestimmungen des Vereinszoll- G. sehr eingehend er- 
läutert. 

Wie der Bericht über Straiprozess mit einem Blick auf den Mili- 
tärsiarafprozess, so muss auch der vorliegende Bericht mit der Erwäh- 
nung der miiitlrstrafrechtlichen Litteratur schliessen. Auch diese 
wurde im verflossenen Zeitraum durch ein Werk bereichert, das sehr 
fehlte, nämlich durch ein übersichtliches Lehrbuch. Heckers Lehr- 
buch des MilitärStrB. (1887 VI 453) ist das erste derartige Werk 
im deutschen Reiche. Es bietet in knappster Form eine wissenschaft- 
liche Darstellung f{ir den Juristen ausreichend, aber auch für mili- 
tärische Kreise verständlich, in zwei ziemlich gleichen Teilen die Be- 
strafungen im allgemeinen und die einzelnen Delikte behandelnd und 
durch seine lehrreiche Darstellung einen näheren Einblick in das ebenso 
interessante wie schwierige Gebiet des MilitärStrB. gewährend und zu 
weiterem Studium anregend. Als zweiten Schrifteteller auf diesem Gebiete 
nennen wir neben dem preussischen Korpsauditeur Hecker den Österreicher 
Dangelmai er, der seine ebenso anziehend geschriebenen wie tief durch- 
dachten, ebenso auf Bechtsvergleichung wie auf militärischem Verständ- 
nis beruhenden zahlreichen Abhandlungen, die in verschiedenen Zeit- 
schriften zerstreut waren, durch eine Sammlung weiteren Kreisen zu- 
gänglich gemacht und dadurch die Militärlitteratur wesentlich be- 
reichert hat: es finden sich in Dangelmaiers (16) militärrechÜ. Abhand- 
lungen (1893 XIV 129) sowohl interessante Erörterungen über die 
Geschichte des MilitärStrB. und Erörterung einzelner streng-juristischer 
Fragen (Befehl, Ehrennotwebr), wie rechtsphilosophische Abhandlungen, 
so z. B. der Versuch einer phüosophischen Begründung des MilitärStrB. 
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Die Kireli«iireehtllelie Littentar 
1884—1894. 

AbkttrBaBgen: Z. = 2teit8chiift fllr Kirohenreoht. D. Z. = Deatsohe Zeitschrift 
fOr Kirohenreoht. A. s Arohiy für katholisohes Kirohenreoht. 

Die Zahlen In Klammem ohne Zosatz weisen aaf Band nnd Seite des GBL f. BW. 

Die wissenschafUiclie Bearbeitung des Eirchen-B. hat in neaerer 
Zeit in Deutschland einen nicht zu leugnenden Auüschwung genommen 
und besonders aus dem Berichtszeitraum liegt eine ganze Anzahl tüchtiger 
und anerkennenswerter Untersuchungen vor. Nicht als letzter, wenn auch 
nicht als ausschliesslicher Grund fdr die regere Teilnahme, die dem 
Kirchen-B. entgegengebracht wird, mag der Kulturkampf anzufahren 
sein. Die von verschiedenen Staaten angebahnte Neuordnung ihres 
Verhältnisses zur Kirche und die dadurch hervorgerufenen Zwistig- 
keiten mit der Kurie, die, weil der Klerus sich auf Seite der letzteren 
stellte, f&hlbare Wirkungen unmittelbar im praktischen Leben äusserten, 
waren durchaus dazu angethan, in weiteren Kreisen das Interesse fGLr 
kirchenrechtliche Fragen neu zu beleben, und so mag der Kulturkampf 
die Anregung zu mancher beachtenswerten Leistung gegeben haben, 
wodurch übrigens gar nicht ausgeschlossen ist, dass sich unter un- 
mittelbar an den Kulturkampf anknüpfenden Veröffentlichungen auch 
recht mittelmässige finden, die besser ungeschrieben geblieben wären. 
Auf dem Gebiete des Ehe-B. war es insbesondere das BG. vom 
6. Februar 1875 und die durch dasselbe bewirkte Einfährung der 
obligatorischen Zivilehe, die bis in die neueste Zeit zur Erörterung 
einschlagender Fragen führte. Aber nicht bloss Deutschland, sondern 
auch daß Ausland hat, wenigstens zum Teil, Veranlassung genommen, 
dem Kirchen-B. wieder Icb'naftere Aufmerksamkeit zu schenken und hat 
dieses durch Veröffentlichungen auf diesem Gebiete bethätigt. Das gilt 
vor Allem in hohem Ghrade von Italien. Das Interesse am Kirchen-K, 
das hier der Natur der Sache nach in erhöhtem Masse zu vermuten 
wäre und in früheren Jahrhunderten in der That auch bestanden hatte, 
war in Italien allmählich vollständig geschwunden und fing erst nach 
der Aufhebung des Kircheostaats. wieder an sich langsam zu heben. 
Jurist litteratnrbericht 1884-91 21 
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(Vergl. Manenti XII 333). (jegenw&rtig hat Italien bereits wieder 
eine stattliche Reihe von teilweise bemerkenswerten kirchenrechtlichen 
Arbeiten aufzuweisen. Wenn sich anch ans naheliegenden Gründen 
ein grosser Teil derselben mit dem rerfinderten Verhältnis Yon Staat 
und Kirche, sowie mit der durch das 6arantie-G. geschaffenen Stellung 
des Papstes beschäftigt, so sind doch auch auf andern Gebieten an- 
erkennenswerte Leistungen und insbesondere auch Gesamtdarstellungen 
des Kirchen-B. zu verzeichnen. 

Sesamtdarsteliungen des Kirchenrechts. — In dem Berichts- 
zeitraum ist eine stattliche Anzahl von Lehr- und Handbüchern, teils 
zum ersten Male, teils in neuen AA. erschienen. Von Werken römisch- 
katholischer Verfasser sind folgende anzufahren: Zuerst hat Vering 
eine Fortsetzung des unvollendet gebliebenen Kirchen-B. von Phillips 
unternommen und behandelt in Bd. Vni, Abt. 1 (1889, IX 112) die 
Geschichte der Besetzung der Bistümer. Yon dem umfassenden Seh er er- 
sehen Handbuche liegt bis jetzt vor Bd. I (1886) und Bd. 2, Abt 1 
(1891, IV 256, VI 457, XI 329). Von Schulte's Lehrbuch erschien 
1886 die 4. A., in der zum ersten Male auch das evangelische Kirchen-R 
berücksichtigt ist. Das Vering 'sehe Lehrbuch des kath., oriental. 
u. Protest. Kirchen-R. (das protest. KR wird nur in den Grundzüf?en 
erörtert) ist 189B in 3. A. erschienen (Xu 426). Ausserdem sind 
noch zu nennen die Lehrbücher von Gerlach (5. A. 1890), Silber- 
nagl (2. A. 1890, 3. A. 1895), Hergenröther (1888), Heiner (1893, 
1894) und Gross (1894), die sämtlich nur kath. Kirchen-B. berück- 
sichtigen, sowie die Institutionen des kath. Kirchen-R. von Laemmer 
(2. A. 1892— XI 371). Von Gesamtdarstellungen protest. Ver&sser 
ist an erster Stelle zu nennen das überaus gründliche und umfassende 
Werk von Hinschi us^ von dem und zwar vom System des kaüi. 
Kirchen-R. jetzt 5 Bde. vorliegen (Bd. 5 erschien 1895. — XII 332, 
XIV 392). Das altbewährte Richter'sche Werk ist in der Bearbeitung 
von Dove und (von § 183 ab) von Kahl in 8 A. 1877 — 1886 erschie- 
nen und, wenn auch immer noch überaus brauchbar, doch in manchen 
Stücken veraltet. Es beginnt immer mehr ersetzt zu werden durch 
das jetzt in 4. A. (1895) vorliegende Friedberg'sche Lehrbuch, das 
in knapper und doch erschöpfender Weise und unter eingehender 
Heranziehung der Litteratur alle einigermassen wichtigen Fragen berück- 
sichtigt und so einen trefflichen Überblick über den gegenwärtigen 
Stand der Kirchenrechtswissenschaft gewährt Das Friedberg'sche 
Lehrbuch wurde übrigens 1893 in italienischer Sprache und mit Rück- 
sicht auf die Bedür&isse des italiemschen R. erweitert, von dem anch 
durch sonstige kirchenrechtliche Arbeiten bekannten Ruffini herans- 
gegeben. Von den auf die evang. Kirche bezüglichen Arbeiten 
Friedberg's wird weiter unten gehandelt werden. Ein umfassendes 
und die grOsste Beachtung verdienendes Werk hat So hm begonnen 



Digitized by LjOOQ IC 



269] Gesamtdarstellimgen dee Kirchenrechts. 3 

in Beinern Kirchen-B. Der 1892 erschienene erste Band behandelt die 
geschichtlichen Onmdlagen (Xu 124). Indem Verf. den geschlossenen 
Znsammenhang der Kirchenverfassnngsentwickelnng vom Urchristentum 
bis zur Gegenwart darstellt, sacht er zugleich nachzuweisen, dass es 
im Widersprach mit dem Wesen der Kirche zur Ausbildung von 
Eirchen-B. gekommen sei. Die geistreichen und durch zahlreiche 
Belegstellen unterstützten Ausföhrnngen gehen von vielen neuen Gesichts- 
punkten aus und setzen sich vielfach mit den herrschenden Ansichten 
in Widerspruch, so dass es an lebhafter Opposition gegen die Sohm'schen 
Behauptungen nicht gefehlt hat. Sodann ist bemerkenswert Kahl, 
Lehrsystem des Kirchen-B. und der Kirchenpolitik (XIV 66), wovon 
die erste Hftlfte (Einleitung und allgemeiner Teü) 1894 erschienen ist. 
Auch dieses Werk vertritt neue Gesichtspunkte und bricht mit mancher 
althergebrachten Anschauung. tFbrigens ist der Verf. bestrebt, in dem 
Buche besondere Bücksicht auf die Bedürfnisse der Theologen zu 
nehmen. Der verdienstvollen Aufgabe, ein Lehrbuch des deutsch-evangeli- 
schen Kirchen-B. zu verfassen, hat sich Köhler (XIV 270) unter- 
zogen. Das Werk ist zwar vom theologischen Standpunkte aus ge- 
schrieben und für Theologen bestimmt, bietet aber immerhin auch 
dem Juristen beachtenswerte Momente. Endlich haben ziemlich gleich- 
zeitig Zorn (1888) und Prantz (1887, 2. A. 1892) kürzere Dar- 
stellungen des Kirchen-B. geliefert, ersterer unter Ausschluss des Ehe-B. 
Beide verfolgen den Zweck, dem Studierenden einen Überblick über 
das Gesamtgebiet des Kirchen-B. zu gewähren und ihn zu weiterem 
Eindringen in das beim Studium oft noch sehr vernachlässigte Kirchen-B. 
zu veranlassen. 

Was das Territorialkirchen-B. anlangt, so hat sich auf diesem 
Gebiete, namentlich in den grösseren deutschen Staaten eine ziemlich 
rege Thätigkeit entfaltet und es sind in dem Berichtszeitraum eine 
Anzahl von Veröffentlichungen zu verzeichnen, die teils Sammlungen 
kirchlicher GG., zum Teil aber auch systematische Darstellungen geben. 
Wir verweisen in Betreff derselben auf die gebräuchlichen Lehrbücher 
und beschränken uns darauf, an dieser Stelle zu erwähnen, dass filr 
Preussen besonders folgende in Betracht kommen: Hinschius, Preuss. 
Kirchen-B. im (Gebiete des Allg. LB., 1884; Trusen, Preuss. Kirchen-B. 
im Bereiche der evangelischen Landeskirche, 2. A. 1894; Kries, 
Preuss. Kirohen-Ggbg., 1887. Nitze, Verfassungs- und Verwaltungs-GG. 
der evang. Landeskirche in Preussen, 2. A. 1895 (XTV 317). Für 
die neuen Provinzen verweisen wir auf Wilhelmi, Kirchen-B. im 
Amtsbezirke des Konsistoriums zu Wiesbaden, 1885, 1887. Erg.-H. 
1894; Lohmann, Kirchen-GG. der evang.-luth. Kirche des vormidigen 
Königreichs Hannover, T. 2, 1886; Chalybaeus, Sammlung der 
Vorschriften und E£., betr. das Schleswig-Holsteinische Kirchen-B., 
T. 2, 1894 (XIV 98). 

21» 
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Die von DoYe begründete Z. f. KR. hat 1889 mit dem 22. Bde. 
zu erscheinen anfgehOrt. An ihre Stelle ist getreten die Ton Friedberg 
und Sehling seit 1891 herausgegebene, sich als dritte Folge der Tozigen 
bezeichnende Deutsche Z. f. KB. (D. Z.) Das von V er in g (f 80. 3. 96) heraus- 
gegebene A. f. kath. KR. ist w&hrend des Berichtszeitraums regelmässig 
erschienen. Zum Schluss dieser Übersicht ist noch zu bemerken, dass die 
Herzog'sche Real-Encyklopftdie fcbr protest Theologie und Elrche, in 
der sich eine grosse Anzahl kirchenrechtlicher Aufsätze findet, 1888 
in 2. A. beendet ist. Von Wetzer und Weite, Kirchenlexikon er- 
scheint die 2. A. seit 1880. 

Geschichte der Kirchenverfassung. — Die Frage nach der Ver- 
fassung des Urchristentums gelangte in ein neues Stadium durdi die 
Untersuchungen von Hatch und Harnack, die sich in yollst&ndigeii 
Gegensat-z zu der bisherigen Auffassung setzten. Dieselben unterscheiden 
zwischen TtpeaßuT&poi mit Jurisdiktionellen und disciplinftren Obliegen- 
heiten und ^^rfffxoTCot, denen die Verwaltung übertragen war. Nach 
dem Tode der Apostel seien die Funktionen derselben auf die emaxoica 
übergegangen und es habe sich eine Suprematie der letzteren angebahnt^ 
yermOge deren sie den Vorsitz und die Leitung der Presbyterkollegien 
erlangten und schliesslich die gesamte Fülle der Gewalt in ihrer 
Person yereinigten. So geistreich und ansprechend auch die Hatch - 
Harnack'schen Ausfährungen sind und obwohl sie in manchen Be- 
ziehungen durch die neuerdings aufgefundene Ai5axY[ unterstützt werden, 
so bleiben sie uns doch in vielen Punkten den Beweis schuldig, und 
es konnte daher nicht ausbleiben, dass sie auf den lebhaftesten Wider- 
spruch stiessen und so die Anregung zu einer geradezu massenhaften 
Litteratur gaben. Eine Zusammenstellung derselben, sowie eine Über- 
sicht über die yerschiedenen Ansichten giebt E. Loening, Die Oemeinde- 
yerfassung des Urchristentums, 1888. Von den seitdem erschienenen 
Werken sind ausser den späteren Auslassungen yon Hatch und den 
Ausfahrungen yon So hm in seinem Kirchen-R. heryorzuheben die 
Aufsätze yon Loofs (Theol. Stud. und Krii 1890), Hilgenfeld 
(Z. f. wissensch. Theol. 33, S. 98 und 223), Wrede, Untersuchungen 
zum ersten Klemensbriefe, 1891; Zöckler, BibL und khisi Studien 
1893, H. 2); Sobkowski, Episkopat und Presbjterat in den ersten 
ehristl. Jahrhunderten, 1893. (Siehe auch bei Quellen). 

Die älteste Stellung des römischen Bischofs und da^ Verhältnis 
des Petrus zu Rom haben yerschiedene Schriftsteller zum Gegenstande 
ihrer Untersuchungen gemacht, die dabei zu yerschiedenen Resultaten 
kommen; so Langen, Klemensromane, 1890; Brüll in Tüb. T. 
Qnftrt.-SGhr. 1873; Esser, Sehmid u. A. Die Papstgeschichte fübsr- 
haupt oder wenigstens grössere Zeiträume derselben sind wiederholt 
behandelt worden. An erster Stelle yerdient der Döllinger'sehe 
Janus genannt zu werden, ein Werk, das zur Zeit des VatikanisdiflB 
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Konzils das allgemeinste Aufsehen erregte und wegen seiner wohl- 
gegründeten Angriffe anf die päpstliche Omnipotenz den sch&rfsten 
Widersprach von Seiten der Eurialisten erftihr. Dieses Werk ist in 
erweiterter Oestalt in einer Neabearbeitong von Friedrich anter dem 
Titel: Das Papsttam von J. t. DOllinger, 1892, wieder heraasgegeben 
worden. Wertvolle Beitrüge zor Geschichte des Papsttums liefert auoh 
Langen in seiner Geschichte der römischen Kirche, die mit Bd. 4 
(1893) bis zu Innocenz IIL weitergef&hrt ist Bereits hier soll auf 
das weitverbreitete, allerdings einen besonderen Standpunkt einnehmende 
Werk von Pastor, Geschichte der Päpste seit dem Ausgange 
des MA., 3 Bde., 3. A. 189S— 1896 (bis Julius U.) hingewiesen 
werden. 

Ln Übrigen wird es, ehe wir auf den Blüthezeitraum des Papst- 
tums eingehen, erforderlich sein, zunächst die die fränkische Kirche 
und das Verhältnis von Staat und Kirche in dem ersten Zeitraum 
berührende lätteratur zu erOrtem. Die Stellung der fränkischen Kirche 
und die Beziehungen des Pi^sttums zu derselben sind in letzter Zeit 
mehrfach beleuchtet worden. Nicht blos findet sich wertvolles Material 
bei Waitz in seiner deutschen Ver&ssungsgeschichte und bei Dumm- 
1er, Geschichte des ostfränkischen Reiches, 2. A. 3 Bde. 1887, 1888, 
sondern insbesondere hat auch Wejl mehrere Spezialuntersuchungen 
vsranstaltet (Frank. Staatskirchenrecht zur Zeit der Merovinger, 1888. — 
Beziehimgen des Papsttums zum fränk. Staats- und Kirchen-B. unter 
den Karolingern, 1893. — Xu 169). Eine bemerkenswerte Mono- 
graphie ist auch Arnold, Oäsarius von Arelate und die gallische Kirche 
seiner Zeit, 1894. Für die ersten Beziehungen von Staat und Kirche 
kommt besonders in Betracht Neumann, Der römische Staat und die 
allg. Kirche bis auf Diokletian. Die schon oft und lebhaft ventilierte 
Frage der Christenverfolgungen resp. ihrer Gründe hat auch in dem 
Berichtszeitraum einer Anzahl Autoren zu Untersuchungen Veranlassung 
gegeben; so Arnold, Belser, Mommsen u. A. Über Constantin 
und sein Verhältnis zur Kirche lassen sich u. A. aus Seuffert, 
Flasoh, Seek. 

Mit dem mit Gregor VEL beginnenden Blüthezeitraum des Pi4>st- 
tums und vor Allem ndt Gregor VU. selbst, beschäftigt sich Martens, 
Gregor VU, sein Leben und Wirken, 1894. Von jenem Zeitraum 
handelt auch Mirbt, Publizistik im Zeitalter Gregor VU., 1894 und 
W»ihl Qregor VIL, 1892. 

Die Greschichte des Verhältnisses zwischen Kaisertum und Papst- 
tum im MA. stellt dar Niehues, dessen Bd. 2 1887 erschienen ist 
Eine der Kurie unerfreuliche Publikation war Berchtold, Die Bulle 
Unam Sanctam, 1887 (VII 356). Gegen ihn Martens, Das Vatikanum 
und Bonifaz VIII., 1888 und Grauert in Hist Jahrb. der Görres- 
(resellschaft, 9, S. 137. Die Beformkonzilien zu Pisa, Constanz und 
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Basel, die durch die auf ihnen heryorgetretene Beaktion gegen das 
Päpalfljstem besondere Bedentung haben, sowie das Schisma sind 
Gegenstand mehrfacher üntersachungen geworden. Za nennen sind: 
Erler, Znr Gesch. des Pisanischen Konzils, 1884 und Theoderici de 
Njem de scismate libri tres, 1890; Sonchon, Die Papstwahlen von 
Bonifaz VIII. bis ürban VI. and die Entstehung des Schismas 1378, 
1888; Finke, Forschungen und Quellen zur Geschichte des Eonstanser 
Konzils, 1889; Bess, Zur Geschichte des Konstanzer Oonzils, 1891 
(Siehe auch in Z. für Kirchengesch. 13, 8. 114). Sehr zahlreiche Dar- 
stellungen haben die in Opposition gegen das Papabjstem entstande- 
nen Sekten erfahren; ebenso die Inquisition. Ich nenne nur Döllinger, 
Beiträge zur Sektengeschichte des MA., 1890 und Henner, Beiträge 
zur Organisation und Kompetenz der päpstlichen Ketzergerichte, 1890 
(X 162). Ehe wir das MA. verlassen, möge noch auf die in 2. A. 
▼on Friedrich 1890 herausgegebenen DOllinger'schen Papstfabela des 
MA. hingewiesen werden. 

Ausser den vorstehend angefahrten Werken ist noch eine grosse 
Anzahl von grösseren und kleineren Aufsätzen, Dissertationen etc. vor- 
zugsweise von Historikern erschienen, die sich meist mit Einzelfragen 
aus der Papstgeschichte beschäftigen. Eine erschöpfende AufEählnng 
derselben kann nicht im Plane dieser Arbeit liegen. 

Mit der Entstehungsgeschichte der im 16. Jahrhimdert zur Aus- 
bildung gelangenden ständigen Nuntiaturen beschäftigt sich Pieper, 
1894. Bei dieser Gelegenheit möge bemerkt werden, dass die neuer- 
dings Dank dem Entgegenkommen der Kurie publizierten Nuntiatnr- 
berichte aus Deutschland in mehr als einer Hinsicht überaus wich- 
tiges Material liefern. Dieselben werden seit 1892 herausgegeben vom 
Preuss. Bist. Institut in Bom und der Preuss. Archiv- Verwaltang. 
Im 16. Jahrhundert nahm auch der Jesuitenorden seinen Anfang. 
Von den zahlreichen auf denselben bezüglichen Veröffentlichungen sollen 
nur hervorgehoben werden Dö Hing er und Beusch, Gksch« der 
Moralstreitigkeiten der römisch-katholischen Eärche seit dem 16. Jahr- 
hundert, 1889 und Beusch, Beiträge zur Gesch. des Jesuitenordens, 
1894. Die Veröffentlichungen des Exjesuiten Grafen Hoensbroech, 
die sehr verschieden beurteilt werden, sind ja allgemein bekannt. Was 
die übrigen Orden der kath. Kirche anlangt, um dieses gleich hier 
zu erledigen, so sind dieselben ebenso wie der Jesuitenorden in dem 
Berichtszeitraum der Gegenstand des lebhaftesten Interesses gewesen 
und ist eine stattliche Anzahl bald umfangreicherer, bald kleinerer 
Arbeiten über dieselben erachienen, von denen die meisten jedoch mehr 
für den Historiker und Theologen, als fCLr den Juristen Interesse haben. 
Dieselben finden sich in jedem umfassenderen Lehrbuche des Kirchen -R. 
angeführt und kann daher füglich von ihrer Aufzählung hier abgesehen 
werden. 
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Was die Greschichte der Kirchenverfassmig in den folgenden Jahr- 
hunderten anlangt, so kommen nur wenige Yeröffentlichnngen in Be- 
tracht. Insbesondere ist anzuführen, dass von Mejer, Zur (beschichte 
der römisch-deutschen Frage der 3. Teil 1885 erschienen ist, der sich 
mit dem Negoziationen deutscher protest. Staaten in Rom 1819 — 1830 
beschäftigt und quellenmassige Aufklärung in mehrflEudier Hinsicht 
bietet (V 182). Den namentlich von Dalberg ausgehenden Versuch, 
noch kurz yor Auflösung des Reiches ein Reichskonkordat zu stände 
zu bringen, erörtert auf Grund archivalischen Materials Frantz, Das 
Projekt eines Reichskonkordats und die Wiener Konferenzen von 
1804 (Pestschr. f. Jhering 1892 XU 385). 

Den vorläufigen Abschluss in der Greschichte der römisch-katholi- 
schen Kirchenverfassimg bildet das Vatikanum, über welches auch ia 
dem Berichtszeitraum noch Veröffentlichungen erschienen sind. Es ist 
zu erwähnen der 1887 erschienene Bd. 3 von Friedrich, Geschichte 
des yatik. Konzils und v. Döllinger, Briefe und Erklärungen über die 
yatik. Dekrete, 1890. Zu Gunsten des aus Anlass der yatikanischen 
Beschlüsse entstandenen Altkatholizismus tritt einer der Hauptyor- 
kämpfer desselben y. Schulte in die Schranken mit seinem bekannten 
Buche: Der Altkatholizismus, 1887. Für die Stellung des Altkatholi- 
zismus iQ Bayern kommt in Betracht die scharfe Schrift yon y. Schulte, 
Das Vorgehen des bayerischen Ministeriums gegen die Altkatholiken, 
1890 und Mayer in D. Z. I, S. 226. 

Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung. — Die Zahl 

derer, die sich auf dieses in manchen Stücken noch unerforschte Gre- 
biet begeben haben, ist nicht allzu gross. Unter dem aber, was wäh- 
rend des Berichtszeitraums geliefert ist, sind yerschiedene hervorragende 
Leistungen zu yerzeichnen. Abgesehen yon den an anderer Stelle an- 
zuführenden Friedberg'schen Werken, die yielfach auch mit der 
geschichtlichen Entwickelung sich beschäftigen, ist yor Allem zu er- 
wähnen Bieker, Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche 
Deutschlands, 1893 (XIII 30). Dieses yorwiegend rechtsgeschicht- 
liche Werk giebt die geschichtliche Entwickelung der evang. Kirche 
bis zur Gegenwart und wenn auch die yom Verfasser gefundenen 
Ergebnisse in manchen Stücken nicht ohne Widerspruch geblieben sind, 
so ist doch das Buch als eine überaus dankenswerte Leistung und 
Förderung der Wissenschaft zu bezeichnen. Sodann hat Mejer in 
seinem „Zum Kirchen-B. des B«formations Jahrhundei*t8*, 1891 (X 432) 
und Bechtsleben der deutschen eyang. Landeskirchun, 1889 (VUI 255) 
wertyolle, zum Teil allerdings schon früher yon ihm yerö£fentlichte 
Beiträge geliefert. Weiter ist auch heryorzuheben Kleinert, Zur 
christlichen Kultus- und Kulturgeschichte, 1889. Zu erwähnen ist 
u. A. auch Köhler, Hessische Kirchenverfassung im Zeitalter der 
Beformation, 1894. Die Frage der Entstehung des landesherrlichen 
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Kirohenragimeiiis und die Stallnng der Befoniifttoren sa demselben ist 
wiederholt «rOrtert worden, so ausser von Mejer und Bieker a. a. 0. 
▼on Bess, Luther und das landesherrliche Kiitdienregiment, 1893 n. A. 
Anzuführen ist noch Köhler, Die altprotest. Lehre Ton den drei 
kirchlichen Stttnden (in Z. 21). Die Gründung der GalYinisohen Kirchoi- 
verfiEiseung in Oenf behandelt Cornelius, 1893. 

Die ftaaltrtchtliab« Stellung der KMifetsteimi. - Die Gegen- 
reformation hat mit Bücksicht auf die yersehiedenen Gebiete, wo ae 
hervortrat, mehrfi&ohe Bearbeitxmgen gefunden. Hervorzuheben sind 
Keller, Die Gegenreformation in Westfalen und am Niederrhein, 
T. 2 1887, T. 3 1895 und Droysen, Geschichte der GegenrefrarmatioB, 
1893. Der Augsburger Beligionsfriede beschäftigt Wolf, 1890. So- 
dann ist ausser dem auch hier in Betracht kommenden Bieker 'sehen 
Werke anzuführen Fürstenau, Das Grundrecht der Beligions- 
freiheit, 1891 (X 80). Bemerkenswert sind auch die Delling er 'sehen 
Ausfährungen über (j^eschichte der religiösen Freiheit (in Akad. Vor- 
trüge, Bd. 3). Die Frage nach der Beligionsfireiheit in der Schweii 
hat ans Anlass der neuesten Gesetzgebung mehrere Schriftsteller za 
Untersuchungen veranlasst, von denen ich anführe Langhard, Glaubens^ 
und Kultusfreiheit nach Schweiz. Bundesrecht, 1888; v. Salis, Ent- 
wickelung der Kultusfireiheit in der Schweiz, 1894 (XIV 69); Streiff, 
Die Beligionsfreiheit und die Massnahmen der Kantone und des Bundes, 
1895. Den strafrechtlichen Schutz der Beligionsgesellschaften behan- 
deln u. A. Bott, Zur Lehre von dem Beligionsvergehen, 1890; 
Grusen, Der strafrechtliche Schutz des Bechtsguts der Pietät, 1890 
uud Wach in D. Z. II, S. 161 (X 99, vgl. Litt-Ber. oben S. 963 
Heft 6). 

Was das Verhältllit VWI Steat und Kirohe anlangt, so giebt eine 
umfassende, übrigens auch die ersten Zeiträume berücksichtigende Ge- 
samtdarsteUung Hinschius in Marquardsen's Handbuch des öffentL 
B., Bd. I. Für Bayern kommen in Betracht die Arbeiten von 
Mayer imd Beinhard über die Kirchenhoheitsrechte des Königs von 
Bayern, 1884 (III 466), sowie Seydel, Bayerisches Kirchenstaats-B., 
1892 (S.-A. aus dessen Bayer. Staats-B.). Für Preussen ist von be- 
sonderer Wichtigkeit das als Teil der , Publikationen aus den Preuss. 
Staatsarchiven* von Lehmann herausgegebene Werk: Preussen und die 
kath. Kirche seit 1640 (T. 7, umfassend die Zeit von 1793—1797, er- 
schien 1894), das eine Fülle des urkundlichen Materials für das Ver- 
hältnis von Staat und Kirche bietet. Arohivalische Studien gaben 
auch Landwehr, Kirchenpolitik Friedr. Wilh., des gr. Kurfürsten, 
1894 und Frantz, Preussen und die kath. Kirche zu Anfang dieses 
Jahrhunderts (D. Z. I, S. 19). Eine grosse Anzahl von Veröffent- 
lichungen hat der Kulturkampf hervorgerufen, von denen verschiedene 
noch in den Berichtszeitraum fallen. Hervorzuheben ist insbesondere, 
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dass Hi nach ins die letzten kirchenpolitiscben Novellen vom 21. Mai 
1886 und S9. April 1887 in der yon früher bekannten klaren und: 
gründlichen Weise ebenfalls mit Kommentaren versehen hat (VI 66, — 
VU 74). Einen Abdrack der Knltorkampfgesetze mit den späteren 
Ändemngen nnd Aufhebungen geben Kl ein sorgen (Vll 75) und 
Wendt (TU 75) und ebenso sucht Günther (VI 66) eine Übersieht 
über den Stand der Gesetsgebung zu geben. 

Sehliesslioh soll noch hingewiesen werden auf die wertvolle, £e 
verschiedensten Beziehungen des Kirchen-B. berührende Arbeit von 
Sartorius, Die staatliche Verwaltungsgerichtsbarkeit auf dem Gebiete 
des Kirchen-B., 1891 (XI 155). Verfasser hat in seinen AusfELhmngen 
die preussische, bayerische, württembergische, badische und hessische 
Gresetsgebung einer beeondem Berücksichtigung unterzogen. 

Qselleil. -^ Eine Übersicht über die Quellen des Kirchen-B. ge- 
währen Hübler, Kirchliche Bechtsquellen, 2. A. 1893 und Schneider, 
Lehre von den kirchlichen Bechtsquellen, 2. A. 1892. Das lebhafteste 
Interesse erweckte natnrgemäss die neuentdeckte AiSax*!! tg>v htSbsAa 
oiTCO^dXov und ihr oder den Apostolischen Konstitntionen überhaupt,, 
in deren 7. Buche die AiSaxtj verarbeitet ist, sind daher auch eine* 
Beihe von tüchtigen Arbeiten gewidmet, die zugleich im Anschluss 
an die AiSax*!) ein licht auf die alte Gemeindeverfassung zu werfen 
bemüht sind. Es sind zu nennen die üntersuchimgen von Harnack, 
Funk, Achelis u. A. Den Text der Ai5ax'4 geben insbesondere so- 
wohl Harnack, Lehre der zwölf Apostel, als auch Fried berg in Z. 19, 
S. 408. Ein weiteres mehr&ch erörtertes Thema hat zum Gegen- 
stande die pseudoisidorische Fälschung bez. Zeit und Art der Ent- 
stehung derselben, sowie die Person des Verfassers. Dabei ist, nament- 
lich was den letzteren betrifPt, trotz aller scharfsinnigen Beweisführungen 
noch keineswegs eine überzeugende Gewissheit erzielt. Ausser dem an 
erster Stelle zu nennenden Werke von Maassen, Pseudo-isidorische 
Studien (Y 392) und abgesehen von wiederholten Erörterungen in 
Zeitschriften etc. sollen nur angeführt werden SchrOrs, Hinkmar,. 
Erzbischof von Beims, 1884 und Simson, Die Entstehung der pseudo- 
isidorischen Fälschungen in Le Mans, 1886 (VI 151), sowie in Z. 21, 
S. 151. — Wasserschieben, Die Irische Kanonensammlung ist 1885 
in 2 A. erschienen. Zu seinem Werke über Bussbücher hat Seh mit at 
im A. verschiedene Nachträge und Ergänzungen geliefert Eine gründ- 
liche, in erster Linie für die Studierenden berechnete Übersicht über 
das Corpus Juris Canonici, gewährt L aurin, Introductio in Corpus 
Juris Canonici, 1889. Das Gewohnheits - B. hat mehrfache Be- 
arbeitungen erfahren, so insbesondere von Sohwering (Zur Lehre 
vom kanonischen Gewohnheits -B., 1888) und Geigel (in D. Z. 4,. 
8. 261). In Betracht kommen auch die Ausführungen von Wahr^ 
mund (inA. 72, S. 316) und Linggen (in A. 73, S. 131). Endlich 
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soll noch erwihnt werden, da» die Komatiengesehichte Ton He feie 
eine Fortaetznng durch Hergenröther erishien hat (Bd. 8, 1887; 
Bd. 9, 1890). 

Riniseh-KatlMliscte KJrchMWtfaitwg, — Was zonschst die 
Ordination anlangt, so beechtftigt sich mit dar Entstehung dar niedetea 
Weihen Harnack, Über den ürqnrang des Lektorats und der anderen 
niederen Weihen, 1888. Von anderen Gesichtspunkten geht ans Beater, 
Das Subdiakonat, 1890. Siehe aosserdemZöckler, BibL und kirchen- 
hist Stadien, 189S, H. 2. Die Entwickelang des GölihatB behandelt 
Preisen in seiner Creschichte des kanonischen Ehe-B., 1888, sowie in 
der Tüb. TheoL Qa.-Schr., 1886. Von dem altbekannten Theiner'schen 
Werke: Die Einfohrang der eizwongenen Ehelosigkeit and ihre Folgen 
ist 92fEl ein Neadrack erschienen. Sehr reichhaltig ist die LitteratuTi 
die sich mit der rechtlichen Stellang des Papstes and mit der Be- 
setzang des pftpstlichen Stahles beschftftigt. Was znnächst die letztere 
anlangt, so handelt von derselben insbesondere, am nar einiges an- 
zoführen, Härtens, Beselzang des p&psÜ. Stahles anter Heinrich IIL 
and Heinrich IV. (Z. XX—XXH and in sep. — VI 380). Mit den Papst- 
wählen anter den Karolingern beschäftigen sich Dopffel and Heim- 
bacher (Freibarg bez. Aagsbarg, 1889). Soachon erörtert die Pspst- 
wahlen von Bonifiu VHI. bis Urban VL (1888). ü. a. möge auch 
aaf den Aafsatz von Panzer in Z. XXII, S. 400 über das Wahldekret 
Nikolaas H. hingewiesen werden. Die mehrfach gemachten Versache 
einer Designation des Nachfolgers damh den Papst behandelt Holder 
(1892 and sodann in A. LXXII, 8 409). Das Aasschliessangs-B. (jus 
exclasivae) bei der Papst wähl hat Wahrmand and Sägmüller zn 
eingehenden üntersacbangen Veranlassang g^eben. Beide Aatoren, 
die in ihren Anschauungen sich gegenseitig bekämpfen, haben ihre 
letzten Streitschriften in A. LXXTT a. LXXIIT veröffentlicht. Mit der durch 
die Säknlarisation des Kirchenstaates und das italienische Oarantie-G. 
von 187 1 herbeigeführten veränderten Stellang des Papstes beschäftigen 
sich ausser Geffcken, Völkerrechtliche Stellung des Papstes, 1885 
namentlich eine Beihe italienischer Autoren, so Scadato (VIII 394), 
Gasella (VI 459), Buffini, Corsi (VI 29) u. A. Eine spezielle Frage, 
die Stellang des in Geisteskrankheit verfallenen Papstes betreffend, er- 
örtert M eurer in Grünhuts Zeitschr. XIV, S. 386. Die Säkularisation 
des Kirchenstaates gab auch Veranlassung, sich noch einmal mit der 
Entstehung desselben and insbesondere ndt der angeblichen Eonstanti- 
nischen Schenkung zu beschäftigen. Es ist dieses geschehen o. A. von 
Brunner, Constitutum Gonstantini, 1888; Martens, Die falsche G^eral- 
Konzession Gonstantins des Grossen, 1889; Friedrich, Konstantinische 
Schenkung, 1889; Weiland in Z. XXII, S. 137; Lamprecht, Bömische 
Frage, 1889. Siehe auch Schnürer, Entstehung des Kirchen- 
staats, 1894. 
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W&hrend somit die mit dem rOm. Stahle sich beschäftigende 
Ldtteratur eine ziemlich umfangreiche ist, ist dieses in Betreff der 
sonstigen Ämter in weit geringerem Masse der Fall. Hier sind ver- 
h&ltnismässig wenige, anf einzelne derselben bezügliche Aafs&tze bez. 
Monographien erschienen. In A. LXYII, S. 3 sacht Wahrmand nach- 
zuweisen, dass der zur rechtlichen Perfektheit einer Eardinalskreation 
erforderliche Konsens des Kreirten durch Einwirkung auf den Willen 
von Seiten des Papstes erzwungen werden kann. Bemerkenswert ist 
auch die Arbeit von ß&gmüller, Zur Geschichte des Eardina- 
lats, 1893 (2. Suppl.-H. zu Rom. Qu.-Schr. f. ehr. Altertumskunde u. 
f. E.-(xesch.). Das Eardinals-EoUegium behandelt Wenok in Preuss. 
Jahrbücher^ Bd. 53. Was die römischen Behörden, insbesondere die 
Kongregationen anlangt, so kann von einer Anführung der Sammlungen 
ihrer Entsdieidungen abgesehen werden. Sein grosses Werk über den 
Index der verbotenen Bücher hat Beusch 1885 vollendet. Mit den 
Verboten des Index beschäftigt sich auch Arndt (A. LXX, S. 3 und 
De libris prohibitis, 1895 XY, 15). Mit den Insignien der Bischöfe be- 
schäftigt sich eine kleine Schrift von Binaldi-Bucci (De insignibus 
episcoporum 1891). Von den Coac(jutoren handelt Grünau, De coad- 
jutoribus episcoporum, 1894. Die Entwickelung und Geschichte des 
Archidiakonats machen üttendorfer (A. 63. 64) und Schröder, 
1890 zum Gegenstande ihrer Untersuchungen. Schneider behandelt 
in Weiterfahrung seiner früheren Untersuchungen die Entwickelung 
und rechtliche Stellung der bischöflichen Domkapitel im Organismus 
der Eirche (1885, VI 104). Die Regula canonicorum des Bischofs 
€hrodegang von Metz hat Schmitz herausgegeben. Untersuchungen 
über die Entstehung des ausschliesslichen Wahl-B. der Domkapitel 
haben angestellt ausser v. Below, 1883, Speyer, 1888 und 
Häntzsche (A. 71, S. 3); während der erste seine Untersuchungen 
auf sämtliche deutsche Bistümer erstreckt, beschränken sich die letzteren 
auf die Diöcesen Trier bez. Hildesheim. Einen Beitrag zur Kenntnis 
des Missionsorganismus in Norddeutschland liefert Pieper (2. Vereins- 
schr. d. Görres-Gesellsch. f. 1886). Endlich was die Pflichten der 
Kirchenbeamten anlangt, so hat nur die Besidenzpflicht eine Behand- 
lung erfiE^iren durch Heim, 1888. 

Hinsichtlich der die Konzilien und Synoden betreffenden Litteratur 
ist auf die oben bei der Geschichte und den Quellen gemachten An- 
führungen zu verweisen und nur noch hinzuzufügen, dass Bouix, De 
concilio provinciali 1885 in neuer A. erschienen ist. 

Die evangelische Kirclienverfassung hat im Laufe der letzten 

Jahrzehnte eine grundlegende Umgestaltung erfisJiren, indem man in 
den meisten Staaten das Prinzip der Selbstverwaltung in das Gebiet 
des kirchlichen Lebens hineingetragen resp. es zu schärferem Ausdruck 
als bisher gebracht hat. Man hat dieses erreicht dadurch, dass man 
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presbytemle und synodftle Organe «mfOkrte, denen man einen bald 
grosseren, bald geringeren Wirkungskreis lawies, durch den die 
Thfttigkeit des bestehenden konsistorialen Oiganismns in den wichügskea 
Besiehnngen eingeschiflnkt und ergfinzt wurde. Oegenwirtig ift die 
Beorganisation vor allem in Prenasen in der Hauptsache abgeschlossen, 
wenn aoch bis in die neueste Zeit hinein in einseincn Punkten Ab- 
llndemngen nnd ErgSnsongen Torgenommen sind. Bei diesen prinzi- 
piellen Verindemngen, wie sie die neuere Entwickelung gesehafin 
hat, ist es einigermassen befremdend, dass, abgesehen von verschiedenen 
Kommentaren der Eirchen-GG., sowie von Erörterungen einzelner Fragen 
namentlich in theologisohen Zeitschriften, nur yeiiiSltnismAssif^ wenige 
Arbeiten erschienen sind, die sich mit der Neugestaltung eingehender 
beschäftigen. Eine alles umfsssende Darstellung röhrt nur her Yon 
Friedberg, der sich in dieser Hinsicht ein grosses Verdienst er- 
worben hat Friedberg gab znnftchst unter dem Titel: Dis 
geltenden Verfassungs-OG. der e?ang. deutschen Landeskirchen 1885 
ein grosses Quellenwerk heraus , in dem er den gesamten Stoff des 
geltenden Verfassungs-B. aller deutschen Landeskirchen niederlegte 
durch wörtlichen Abdruck der in Betracht konmienden GG., Ter- 
sehen mit geschichtlichen und einleitenden BemerkungwL Zu diesem 
Werke erschienen 1888—1892 drei Erg8nz.-Bde., wfthrend die sät 
1892 ergangenen GG. fortan in der D. Z. mitgeteilt werden. 
Durch dieses Werk wurde zum erstenmale ein sicherer Einblick in 
Wesen, Gestaltung und umfang der heutigen kirchlichen Selbslr 
Verwaltung Deutschlands gewfthrt (V 290). Sodann aber hat Fried- 
berg es auch unternommen, das reichhaltige Material systematisch 
zu bearbeiten und unter dem Titel: Das geltende Verfassangs-& 
der evang. Landeskirchen in Deutschland und Österreich 1888 eis 
Buch erscheinen lassen, das in seiner übersichtlichen Zusammen- 
stellung der Orientierung über einschlagende Fragen treffliche Dienste 
leistet. Was sodann die Einzeldarstellungen anlangt, so handelt 
Eawerau von der Berechtigung und Bedeutung des landesherrlichen 
Eirchenregiments, 1887. Die rechtliche Natur des e?ang. Pfarramts 
erOrtert Bieker in einer lesenswerten Schrift (X 348); derselbe Ver£ 
hat auch die evang. Kirche Württembergs in ihrem Verhältnis zum 
Staate behandelt (VH 31). Bierling erOrtert in Arch. f. 6fL B. 7, 
8. 212, die Frage, ob die Beamten des evang. Eirchenregiments in 
Preussen als Staatsbeamte anzusehen sind. Yon der Eirchengemeinde 
im rechtsrheinischen Bayern handelt Schmidt in D. Z. III, S. 334. 
Mit der Stellung der evang. Eirche zur Ordinalaon beschäftigt sich 
Bietschel, Luther und die Ordination, 2. Ausg. 1889. Von der 
Wahlberechtigung der Geistlichen bei den kirchlichen Gemeindewahlen 
handelt Frantz, 1885. Endlich ist noch anzufahren, dass Mejer 
in seinem oben bereits erwähnten Bechtsleben der deutschen evang. 
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Landeskirchen eine tre£fliche Skizze znr Orientierung fät Geistliche 
und Genoieindeglieder geliefert hat 

ClMetzgtbung. — Hier hat das Placet, spezieir in Bayern, za 
▼erschiedenen Stadien Veranlassung gegeben, von denen ausser den 
bereits angeführten Schriften TOn Mayer und Reinhard in Betracht 
kommen die Arbeiten von Hauck, Stadien über das Plac reg. in 
Bayern, 1889; y. Gebsattel, Das Plaoet-B. des Königs v. Bayern, 1892 
und Nicklas in Arch. f. OfP. B. 10, S. 181. Mit Dispensation und 
Dispensations-B. nach kath. Kirchen-B. hat sich Brandhaber von 
Etschfeld 1888 beschäftigt. 

Aufsicht. — Eine Geschichte des Institats der Pfarrvisitation in 
der kath. Kirche giebt Lin gg, 1888 und weiter ist auch zu erwähnen 
Melehers, De canonica diöcesium yisitatione. Historische Notizen 
über Kirchenvisitationen in der evang. Kirche giebt Steinmetz in 
Z. 20, S. 76. Im übrigen konomen sowohl für die Gesetzgebung, als 
auch für die Au&icht in der evang. Kirche die vorhin angeführten 
Friedberg'schen Werke in Betracht. 

Qeriehtsbarkeit. — An erster Stelle verdienen genannt zu werden 
-die klaren und quellenmftssigen Untersuchungen von Nissl über den 
Gerichtsstand des Klerus im fränkischen Beiche (YI 15). Was sodann 
die Begründung der kirchlichen Givilgerichtsbarkeit anlangt, so be- 
schäftigen sich mit der streitigen Frage des Verhältnisses der beiden 
hierfür in Betracht kommenden Konstitutionen Konstantins v. Schulte, 
Constitutio Constantini ad Ablavium, 1888 und Matthias, Böm. 
Schiedsgericht, 1888. Zur Geschichte der geistlichen Gerichtsbarkeit 
am Ausgang des Mittelalters macht v. B e 1 o w eine kurze aktenmässige 
Mitteilung in D. Z. 4, S. 121. Die kirchlichen Censuren behandelt 
Heiner, 1894 und eine Darstellung der Geschichte des Sakrilegs 
giebt Ludwig (auch in A. 69, S. 169). Was den Standpunkt des 
modernen Staates zu der kirchlichen Strafgerichtsbarkeit anlangt, so 
wird derselbe ausser in den Lehrbüchern des Kirchen-B. sowohl in 
-den Kommentaren der kirohenpolitischen GG., als auch in den Dar- 
^llungen des Straf-B. erörtert. 

Aus dem Bereiche der evang. Kirche ist nur eine kurze systema- 
tische Zusammenstellung anzuführen, welche Frank von den neueren 
Disciplinar-GG-. der deutschen Landeskirchen 1890 veranstaltet hat. 

Besetzung der KircheiAlllter. — Allgemeine Ausführungen prinzi- 
pieller Natur macht Gross, B. an der Pfründe (VII 315). Die Ge- 
schichte der Besetzung der bischöflichen Stühle in den verschiedenen 
Zeiti^umen hat, wie schon früher, so auch in dem Berichtszeiträume eine 
ganze Beihe von Bearbeitungen von sehr verschiedenem Werte erfahren, 
so von Krüger, ülich, Beese, Bonin, Kummer u. A., deren 
genaue Titelangabe zu weit führen würde. Was die Besetzung der 
übrigen Ämter anlangt, so war es das Patronat-B., welchem besondere 
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Aufmerksamkeit zugewendet wurde. Abgesehen von Zhishman, 
8tifter-R. in der morgenlftndischen Kirche, 1888 (Vn 111) ist, wis 
die Entstehung resp. Geschichte des Patronat*B. anlangt, besonders 
heryorzoheben Wahrmnnd, Das Kirchenpatronat-B., 1894, der an 
der Hand der Quellen die geschichtliche Entwickelung in Österreich 
giebt. Sodann aber sind eine Anzahl von Bearbeitungen einzelner 
patronatrechtlicher Fragen erschienen. So erörtert Graf Brockdorff- 
Bantzau das Kompatronats-B. und die SteUung der Kompatrone nach 
kaÜL und protest. Kirchen-B. (A. LXVII, S. 207). Die Frage, ob die 
Aufbesserung der Dotation eines Beneficiums Anspruch auf das Patro- 
nat-B. gewfthrt, behandelt Pichler in A. LVII, S. 110. Altmann 
(D. Z. in, 6. 30) untersucht, ob der Patron bei notwendiger Errichtung 
einer zweiten Kirche innerhalb der Parochie von Bechtswegen das 
Patxonat-B. der neuen Kirche erwirbt Caspar (D. Z. UI, S. 283) 
erörtert den Einfluss der Parzellierung des patronatberechiigten Gutes 
auf das Patronat. Das Präsentations-B. des Patrons hat ligner zum 
Gegenstande seiner Untersuchungen gemacht. Eine eingehende Er- 
örterung der übrigens Iftngst abgethanen Frage, ob das jus variandi 
des Laienpatrons mit privativer oder kumulativer Wirkung ausgestattet 
sei, geben Schlesinger in Z. XIX, S. 91 und Silberstein in A. LXI, 
S. 3 (Vni 257). Ki hn beleuchtet in A. LXXI, S. 34 den Anspruch des 
Kirchenpatrons auf einen Sitz im Chore. Endlich mit dem Nomina- 
tion&-B. des Landesherm beschäftigt sich Lehmann, 1891. 

Erwerb der kirchlichen Mitgliedschaft. — Mit den verschiedenen 
in dieser Hinsicht für die evang. Kirche in Betracht kommenden 
Fragen beschäftigen sich Braun in Z. XXI, S. 401 und XXII, S. 322, 
Mejer in Z. XXII, S. 211, Bieker in Württ. Zeitschr. f. d, freiw. 
Grerichtsbarkeit und die Gemeindeverwaltung "X^XX^ S. 147 und Behm 
in D. Z. n, S. 192 u. 329 (Xn 424). — Eine massenhafte Litterator 
hat die Frage nach der religiösen Erziehung der Kinder insbesondere 
aus gemischten Ehen hervorgerufen. Es haben sich mit derselben u. a. 
beschäftigt: H übler, Beligiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen, 1888; Schmidt, Konfession der Kinder, 1891 (X 138); 
Schling, Beligiöse Erziehung der Kinder und der Entwurf, 1891 
(X 340); Sartorius, Beligiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen, 1887 (VE 198); v. Scheurl in D. Z. I, S. 6; Kahl, Kon- 
fession der Kinder aus gemischter Ehe, 1895. 

Über den Austritt aus der Kirche stellt gründliche Unter- 
suchungen an unter Heranziehung und Yergleichung der in den ver- 
schiedenen deutschen Staaten geltenden Bestimmungen Schmidt, Aus- 
tritt aus der Kirche, 1893 (XII 237). Über Austritt imd Ausschluss 
aus der Kirche handelt auch Köhler in D. Z. III, S. 1. 
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Ehe-R. — Von den die Geschichte des Ehe-B. behandelnden 
Werken verdient an erster Stelle genannt zu werden Preisen, Ge- 
schichte des kanonischen £he-K. bis zum Yer&U der Glossenlitterator, 
1888. Auch wenn man den Aosführongen des Yerf. nicht überall 
zustimmt, so wird man doch dem grändlichen, unter ergiebiger Be- 
nutzung der Quellen gearbeiteten Werke die Bedeutung einer erheb* 
liehen Forderung der Kenntnis der Eherechtsgeschichte nicht absprechen 
können. Von sonstigen historischen Darstellungen sind u. a. anzuführen 
▼. Salis, Beitr&ge zur Geschichte des pers. Ehe-B. in Graubünden, 
1886; Wagner in D. Z. II, S. 267; Geffcken in D. Z. IV, S. 7. 
Von allgemeineren Werken über Ehe-B. kommen in Betracht Heiner, 
Grundriss des kath. Ehe-B., 1889, 2. A. 1893; Weber, Kanonische 
Ehehindemisse, 4. A. 1886 (VI 383); Binder, Prakt. Handbuch de& 
kath. £he-B., 3. A. (VII 150), 4. A. herausgegeben von Scheicher, 
1891 (X 383). 

Von den Kommentaren des BG. vom 6. Februar, 1875 über die 
Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung ist als der 
hervorragendste zu bezeichnen der von Hinschius, 3. A. 1890 
(X 147); anzuführen ist auch Wohlers, 4. A. 1890 (X 184). Eine 
Zusammenstellung des Eheschliessungs- und Ehescheidungs-B. nach 
der Bspr. des Bg. giebt Hergenhahn, 2 Bde. 1890. 1893 (Vm 194. 
Xni 33). 

Was die Ehehindernisse anlangt, so haben einzeln^ derselben 
eine zum Teil eingehende Behandlung gefunden. So das imped. impo- 
tentiae durch Schling, Wirkungen der Geschlechtsgemeinschafb auf 
die Ehe, 1885. Von der desponsatio impuberum handelt y. Hör- 
mann, 189 1 in eingehender, freilich nicht immer einwandsfreier Dar- 
stellung. Den Einfluss des Irrtums auf die Giltigkeit der Ehe be- 
handelt Andreae, 1893; mit dem Irrtum in der Person beschäftigt 
sich Schling in D. Z. I, S. 51. Die Frage nach der bedingten Ehe- 
Schliessung gab sowohl Hussareck y. Hein lein, als auch Biedler 
Veranlassung zu entsprechenden Untersuchungen. Für das imped. 
ligaminis kommt neben der bereits 1879 erschienenen Arbeit yon 
Fuchs über diesen Gegenstand auch in Betracht dessen Siebenb. 
Ehen, 1889 (VIH 348). Die Frage nach der Stellung der eyang. 
Kirche zur Doppelehe hat während des Berichtszeitraumes zu einer 
Beihe yon Untersuchungen, insbesondere auch über die Doppelehe 
Philipps des Grossmütigen Veranlassung gegeben, yon denen die 
Ausführungen yon Badj, Die Beformatoren in ihrer Beziehung zur 
Doppelehe des Landgrafen Philipp, 1890 genannt werden mögen, 
lüt der Ungiltigkeit der Ehe und ihren Folgen, insbesondere bei 
Formmttngeln beschäftigt sich Fischer in Jahrb. f. Dogm. 29 
(IX 469). 

Die Geschichte der Eheschliesaung hat, da die bekannten 
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Schriften von Friedberg, Sohm und v. Schenrl weiter sorack- 
liegen, während des Berichtszeitraumes nur wenig Ver&nlassung zu 
»eingehenderer Behandlung gefunden und sind es meist nur einaebie 
Fragen, die einer Erörterung unterzogen wurden. Abgesehen yon dem 
oben erwähnten Freisen'schen Werke sind von eimgermassen um- 
fassenden Darstellungen nur herrorzuheben Schling, Unterschiiduiig 
der Verlobnisse, 1887 und v. Schubert, Die eyang. Trauung, ihre 
geschichtliche Entwickelung und gegenwärtige Bedeutung, 1890. In 
dem Streite über Gonsenstbeorie und Copulatheorie haben die beiden 
Hauptrertreter der letzteren, Preisen und Meurer ihren Standpunkt 
aufgegeben (A. 67, S. 369. — Erit. V.-J.-8chr. 21, S. 282). Das 
tridentinische Eheschliessongs-B. in seinen verschiedenen Beziehungen 
bildet den (Gegenstand einer Beihe von Veröffentlichungen; so von 
Leinz (Ehevorschrift des Konzils von Trient, 1888. — Vm 117), 
V. Sali 8 (Publikation des trid. B. der Eheschliessung, 1888. — 
Vn 471), Fl einer (Trident. Ehe Vorschrift, 1892. — Xn 333), 
Meurer (Z. 22, S. 97), Braun (A. 63, S. 120), Schmitz (A. 64, 
S. 233), Leitner (A. 71, S. 54). Was die internationale Eheschliessong 
anlangt, so soll nur auf den Aufsatz von Donle in D. Z. 2, S. 1 
Terwiesen werden. Endlich ist noch zu bemerken, dass Fleiner, 
Obligatorische Zivilehe und kath. Kirche, 1890 den Standpunkt, den 
4ie kath. Kirche zur Zivilehe einnimmt, einer Erörterung unter- 
zieht. 

Mit der Ehescheidung beschäftigt sich eine kleine Anzahl vpn 
Autoren. Zunächst sind einige historische Studien anzuführen; so 
Oeffcken, Zur (beschichte der Ehescheidung vor Oratian, 1894; 
Dietrich, Evang. Ehescheidungs-B. nach den Kirchenordnungea des 
16. Jahrb., 1892; Mejer in seinem Kirchen-B. des Beform -Jahrh., 
S. 145. Sodann aber ist vor allen zu erwähnen Hubrich, B.der 
JBhescheidung in Deutschland, 1891 (XI 64), ein Buch, das trotz 
einiger Bedenken doch alle Anerkennttng verdient. Sodann Buchka, 
Mecklenb. Ehescheidungs-B., 1885 (VI 107); Erler, Ehescheidungs-B. 
und Ehescheidungsprozess im Geltungsgebiete des ALB., 1893, der 
lediglich das staatliche B. giebt (XII 238). Mit der Geisteskrankheit 
als Ehescheidungsgrund beschäftigt sich die Dissertation von Christoph, 
1888 (vgl. XX. J.-T. Bd. IV 389 ff. Litt.-Ber. S. 123 Heft 3). — 
Die sehr streitige Frage, ob die Ehescheidung aus landesherrlicher 
Machtvollkommenheit durch das BG. vom 6. Februar, 1875 be- 
seitigt ist, oder nicht, ist während des Berichtszeitraumes der Gegen- 
stand der lebhaftesten Erörterung gewesen, so u. A. von StOlael (Ober 
-das landesherrliche Entscheidungs-B., 1891. — X 484), Meurer (Aich. 
f. Off. B. 6, 8. 1. — X 384), Weinrich (Z. 22, S. 307), Bieker 
Theol. Stud. und Krit. 1893, H. 2). Schliesslich soll noch hervor- 
gehoben werden, dass die Ehescbeiduig auch von Seiten der Franzosenr 
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ftir die ja die Frage eine besonders brennende war, sowie der Italiener 
eine besondere Berücksichtigung erfahren hat. 

Vermögens-R. — Auf diesem Gebiete sind zwar während des 
Berichtszeitraumes eine ganze Beihe von zum Teil wenigstens gediegenen 
Arbeiten erschienen, die sich mit besonderen Fragen beschäftigen, und 
von diesen wiederum vertritt eine Anzahl mehr den geschichtlichen als 
den juristischen Standpunkt. Dagegen giebt es nur wenige Arbeiten, 
die zusammenfassende Gesamtdarstellungen geben. In letzterer Hinsicht 
ist zu verweisen auf v. Schiigen, Kirchliches Vermögens-R. und Ver- 
mögensverwaltung in den kath. Kirchen gemeinden der preuss. Monarchie, 
1891 — 1894, 3 Bde. Sodann hat auch M eurer, Begriff und Eigen- 
tümer der heiligen Sachen, 1885 2 Bde. (V 291) eine ein grösseres 
Gebiet umfassende gründliche und eingehende Untersuchung geliefert. 
Was die Einzelarbeiten anlangt, so hat die schon früher des öfteren 
lebhaft ventilierte Frage nach dem Eigentümer des Kirchenguts auch 
während des Berichtszeitraumes mehrere Arbeiten hervorgerufen. Ausser 
M eurer, der, wie schon der Titel besagt, dieser Frage besondere Auf- 
merksamkeit zuwendet, beschäftigen sich mit derselben kleinere Arbeiten 
von Weilbächer (Wer ist Eigentümer des Kirchenvermögens nach 
gem. ß.? 1888), Winterstein (Begriff der Kirche im k. Vermögens-R, 
1888), und Stucky (Eigentum am Kirchengut, 1892). Ausserdem 
wird sie erörtert von Schmitz in A. 61, S. 255 und v. Schiigen 
in A. 70, S. 201 (XHI 208). 

Eine weitere Frage, die vielfache Berücksichtigung gefanden hat, 
betrifft die Simultanverhältnisse , den gemeinsamen Gebrauch einer 
Kirche durch mehrere christliche Konfessionen. Hierüber sind eine 
Reibe von Untersuchungen erachienen, die teils allgemeinerer Natur 
sind, grossenteils aber die Verbältnisse mit Bücksicht auf das Parti- 
kular- R, erörtern. Von denselben führe ich folgende an: Köhler, 
SimuUankirchen im Grossherzogtum Hessen, 1889 (IX 373); Krais, 
Kirchliche Simultanverhältnisse insbesondere nach bayerischem B., 1890 
(X 30); Schling, Über kirchliche Simultanverhältnisse, 1891 (XI 331. 
— Auch in Arch. f. öff. R. 7, S. 1); Lauter, Entstehung der kirch- 
lichen Simultaneen, 1894. 

Das bayerische Stol-R. behandeln Ben ario (Stolgebühren nach bayer. 
Staatskirchen-R., 1894) und Karl (Grundzüge des bayer. Stol-R., 1894). 
Auch über die sonstigen kirchlichen Einnahmen sind verschiedene, zum 
Teil historische Arbeiten erschienen. 

Für das Verhältnis der Pfründe kommt in Betracht das oben be- 
reits angeführte Werk von Gross (R. an der Pfründe, 1887). Spezielle 
Rücksicht auf Bayern nimmt Krick, Kath. Pfründen wesen in Bayern, 
2. A., 1891. Mit dem Nutzungs-R. des Pfarrers an den Grundstücken 
der Pfründe beschäftigen sich Brandis (A. 61, S. 285) und Forsch 
(A, 63, 8. 445). 

Jurist Litteraturbeiioht 1S84-94. 22 
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Auch die kirchliche Bäupflicbt ist Gegenstand der Bearheittmg 
gewesen. Ausser Permaueder, Bauläst^ 3. A.^ 18d0 haben dieselbe 
insbesondere be bändelt Burkhard, Zar Lehre von der kirchliehen 
Baupflicht, 1884 (111372), Scbmitt, Koltusbanlast, 1888 (YIII SO) 
und K r i c k , Kirchliche Baupflicht und kirchliches Bauwesen nach den 
in Bayein geltenden GG. und VOO,, 1893, 
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Deutsches Staate- und Terwaltungsreeht. 
1884—1894. 

Übersiclit: I. Staatsrechtliche Monographien. 11. Gesamtdantellongen 
des Staats- n. Yerwaltongs-R. III. Verwaltongsrechtliche Monographien. 
lY. Insbes. die Litteratur über die sozialpolitische Ggbg. V. Eolonial-B. 

Abkürzungen: Ausser den im GBL t HW. gebräuchlichen Abkürzungen bed. Annalen 
3= Hirths IL Seydels Annalen d. Dentschen Reichs; Archiv = Archiv f. off. B. hrsg. von 
Laband-Stoerk. Böm. n. arab. Ziffern in Klammern ohne Zusatz bed. stets Bd. u. 8. des 

CBL f. BW.») 

I. 
Für das Staats- und Yerwaltungs-B.; für das öffentliche B., wie 
man es wohl kurzweg nennt, ist das verflossene Jahrzehnt eine Zeit, 
in der auf allen Gebieten weitergearbeitet ist, ohne dass gerade die 
Wissenschaft neue Bahnen eingeschlagen hätte. Hier ist kein solcher 
Mittelpunkt f&r Erörterungen geschaffen, wie im PrivB. der Entw. e. 
b. GB. wurde und hier haben nicht so lebhafte Kämpfe der Ansichten 
Btatigefonden, wie z. B. auf dem Gebiete der StrB.- Wissenschaft und 
doch auch hier mannigfache Arbeiten und oft sehr verschiedenartige 
Methode. Seit 1871 hatten sich die Grundlagen des öff. B. Deutsch- 
lands, aber nicht nur diese, nein auch die Grundrichtungen der Wissen- 
schaft geändert. Nachdem in den siebenziger Jahren die systematische 
Bearbeitung des neugestalteten öff. B. Deutschlands begonnen hatte, 
wird sie jetzt fortgeführt. Aber die Einzeluntersuchungen beginnen 
schon wieder auf breiterer allgemeinerer Grundlage angestellt zu wer- 
den und in grösserem Massstabe beginnt auch auf unserem Gebiete 
die Yergleichung der Quellen (s. u. S. 15). Noch mehr als in den 
letzten Jahren vor unserem Berichtszeitraum tritt der Teil des StB. 
in den Yordergrund, den man als Yerwaltungs-B. bezeichnet — so 
finden wir durchweg ein Fortschreiten in der Gedankenreihe, die in 
dem vorigen Berichte von Sarwey (III 61 ff.) gekennzeichnet war. 
Nach einzelnen Bichtungen finden wir dann, wie dies im Gebiete des 



*) Anmerkung: Die Bemerkungen über die Schriften des Yerf. 
dieses Berichtes 1884—94 war Herr Prof. Frhr. v. Stengel in München 
so gütig zu geben, da der Yerf. selbst hier nicht über dieselben berichten 
woUte. 

Jurist. Litteraturbericht 1884-94. 23 
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St.- n. YerwB. natürlich, besonders umfassende Thätigkeit, nftmlich 
dort, wo ganz neue Einrichtungen geschaffen wurden und wo die Quelle 
der Ogbg. besonders reichlich floss: es ist das Jahrzehnt der , sozial- 
politischen '^ Gtghg,^ das hinter uns liegt und eine ganze Bibliothek ist 
hierüber zusammengeschrieben worden, eine Unzahl von PapiermüUem 
und Setzern können schon aus diesem Orunde dem Staat für seine 
Yersicherungs-Ggbg. dankbar sein. Und noch nach anderer Richtung 
sind dem Publizisten neue Aufgaben erwachsen: ein neues B., von dem 
unsere Väter nichts ahnten, ist erwachsen durch die Hissung der deut- 
schen Flagge in fernen Erdteilen, und an das deutsche StR. für deut- 
sches Binnenland hat sich mit Anfang der 80 er Jahre ein deutsches 
Kolonial-StB. angeschlossen. 

Gerade in diesen letzterwähnten Grebieten zeigen sich die vielfachen 
Berührungspunkte unseres Rechtssystems mit der Politik uad Sozial- 
politik; wir wollen aber versuchen, uns mögUohst innerhalb jenes 
Systems zu halten, obwohl die Grenzen von StR., allgem. StR. und 
Politik bei Betrachtung litterarischer Erscheinungen sich nicht immer 
scharf ziehen lassen. Die , Politik* ist wissenschaftlich im ganzen 
wenig behandelt worden: am offensten hat sich Hilty, der Verf des 
Werkes »Glück* (Xu 275), Staatsrechtslehrer in Bern, in dem neu- 
begründeten politischen Jahrbuch der Schweizer Eidgenossenschaft (I 
S. 1) über die modernen Grundlinien der Politik ausgesprochen. 
Er zeigt, wie das gegenwärtige Geschlecht eine starke Abneigung gegen 
Philosophie habe, überall die Politik der kleinen Mittel zur Befriedi- 
gung augenblicklicher Bedtirfiiisse empfohlen würde. , Realpolitik*^ 
heisse man wohl solche Politik ohne Grundsätze. Aber mit Gnind- 
satslosigkeit erziehe man nichts weiter als , leitende Staatsmänner* 
und 9 beschränkten ünterthanenverstand*. 

Auch die Neigung für geschichtliche Arbeiten auf unserem Ge- 
biete ist nicht so sehr gross ~ nicht viele geschichtliche Untersuchungen 

sind erschienen, sofern man absieht von den zahlreichen kleineren Auf- 
sätzen über Yerfassungsgeschichte in den historischen Zeitschriften. 
Hervorzuheben ist, dass viele Arbeiten gerade von Historikern auch 
für den Publizisten äusserst wertvoll sind, so die Untersuchungen von 
Lamprecht, Below u. a., so Lindners Eönigswahlen wie die ihnen vor- 
aufgegangenen Arbeiten über das Kurfürstenkollegium (XIII 249), 
so u. a. die Yerfassungs- u. Yerwaltungsgeschichte Dresdens in 3 Bdn. 
von Richter (1885—91), die uns ein ganz vortrefiTliches G^esamtbild 
der rechtsgeschichtlichen Entwicklung eines städtischen Gemeinwesens^ 
Obrigkeit und Gericht, Rechtspflege und alle Zweige der Verwaltung 
vorführt. Aber die Aufzählung ähnlicher Schriften würde uns zu weit 
ablenken: wer sich darüber belehren will, muss die histor. Litteratur- 
Berichte von Jastrow (jetzt Bemer) nachschlagen. Abgesehen davon und 
soweit wir nicht im rechtsgeschichtlichen Berichte und unten beim 
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Verwaltungs-B. einiges erwähnen, dürften verschiedene Erscheinungen 
für den Publizisten besonders nennenswert sein. Die Souveränetäts- 
lehre Bodins hat Hancke einer Untersuchung unterzogen, die ergiebt, 
dass wenn auch der Souyer&netfttsbegriff Bodins das Merkmal der 
«Entbundenheit vom G.* in sich trftgt, diese Ungebundenheit nach B. 
in weitestem Umfange (durch ius divinum, naturale, Priv.-, Yertrags-B.) 
beschränkt ist. Pu^endorff ist der zweite, der in unserem Berichts- 
zeitraum behandelt wurde; nachdem kurz zuvor (11 72) Jastrow die 
Lehre P.s von der Monstrosität der BV. monographisch untersucht, 
gab die Erinnerung an den Todestag P.s (26. Okt. 1694) einem un- 
genannten Verf. Veranlassung zu interessanten Bandbemerkungen zum 
Monzambano (1894). Eine dritte Persönlichkeit, mit der sich der Pu- 
blizist immer gern beschäftigt, ist J. J. Moser, dem am 30. Sepi 1885 
am 100. Gedenktage seines Todes Stuttgart eine Büste weihte. Wohl 
nicht nur aus diesem äusseren Anlass, sondern weil die Frage bei uns 
vielen auf den Lippen liegt (Schwab. Merkur 1888 No. 170), ^wo sind 
anter unseren Beamten die Job. Jak. Moser?* hat man so viel von 
diesem freimütigen Manne geschrieben, so Wächter ein ausfährliches 
Lebensbild, so Adam eine treffliche Monographie ,M. als Landschafts- 
konsulent* (1888), die den rechtschaffenen, mehr von Wahrheitsliebe 
als Weltklugheit erfüllten Mann objektiv schildert, so ein Ausschnitt 
von Frensdorff über die ersten Jahrzehnte des staatsrechtl. Studiums 
in Göttingen (1887, VII 161, 447). Ein allgemeineres Werk zur Ge- 
schichte der Staatsideen und Staatsideale war die Schlaraffia politica.*) 
Weitere Abhandlungen beschäftigen sich hauptsächlich mit dem Wer- 
den des deutschen Beiches. Schon erwächst ein jüngeres Ge- 



*) Die von A. v. Kirchenheim verfEwste, jedoch anonym erschienene 
«Schlaraffia politica" (1892, 318 S.), die sich selbst als eine Geschichte der 
Dichtungen vom besten Staate bezeichnet, ist ein erschöpfender, von nm- 
fassender Belesenheit zeugender Überblick über die sog. Staatsromane von 
Flatos Idealstaat bis zu den Staatsromanen der Gegenwart von Bellamj, 
Hertska usw. Dass eine derartige Schrift recht zeitgemäss ist, wird sich 
im Hinblick darauf nicht bestreiten lassen, dass in der Gegenwart von 
vielen eine Umwälzung unserer gegenwärtigen Staats- und Rechtsordnung 
in der Hoffnung angestrebt wird, es würde dann ,ein goldenes Zeitalter" 
eintreten, während es doch klar ist, dass die wahre Glückseligkeit der 
Menschen, die alle Weltverbesserer anstreben, durch äussere Einrichtungen, 
namentlich solche, die die Individualität des Menschen und seine Freiheit 
unterdrücken und beschränken, nicht hervorgerufen werden kann. Die 
Schrift ist aber nicht bloss zeitgemäss, sondern bietet auch eine anregende 
und anziehende Lektüre, da der Verf. sich nicht begnügt hat, eine Auf- 
zählung der verschiedenen Schriften zu geben und eine trockene Inhalts- 
angabe beizufügen, sondern in anschaulicher Weise die Bedeutung und 
Tendenz der einzelnen Schriften und ihren Zusammenhang mit den Zeit- 
strOmungen, unter denen sie entstanden sind, darleg^. (XII 95.) 

V, Stengel. 
23* 
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schlecht, dem die deutsche Einheit ein Bestandteil der Ideenwelt ist, 
in der es geboren, und das sich weder die Zersplitterang alles 
staatlichen Lebens noch das politische Sehnen des y&terlichen and 
grossYäterlichen Geschlechts so recht vorstellen kann. Die Erfahnmgen 
der Alten dem jungen Geschlecht näher zu bringen, das hat sich ein 
Schriftsteller zum Ziel gesetzt, dessen Werk in der Berichtsperiode 
dreimal aufgelegt wurde: Jastrow, ein Schüler Rankes, hat diesem 
eine Geschichte des deutschen Einheitstraumes zugeeignet (1885, 3. A. 
1891), die uns die drei Entwicklungsreihen: Vielheit, Einheitstraum, 
Einheit in schöner Schilderung vorfahrt und uns aus den Zeiten däm- 
mernden Nationalbewusstseins bis zur Erfüllung des Traumes durch 
die Einheitsmacht geleitet Es ist ein Werk f&r alle Gebildeten, eine 
Schrift, die durch den Verein für deutsche Litteratur (von Gneist, 
Schorer und Weizsäcker) preisgekrönt wurde (V 95, X 435). Einoi 
wertvollen Beitrag auf eben diesem Gebiete hat uns MoUat — der 
kürzlich die treffliche Idee fasste und verwirklichte, die Beden des 
Frankfurter Parlaments der Vergessenheit zu entreissen (XV 1) und 
der Herausgeber eines Lesebuchs der Staatswissenschaft (X 71) — dadurch 
geboten, dass er die Handschrift des Philosophen Hegel , Kritik der 
Verfassung Deutschlands* (aus dem Anfang des 19. Jahrh.) veröffent- 
lichte (Xni 128). Über die Behandlung der deutschen Verfassongs- 
fragen 1811 — 15 verbreitet die nachgelassene Schrift von W. E. Schmidt 
(t 10. 4. 1887) hrsgb. von Stern manches neue Licht Mehr politisch 
und einseitig, aber nicht uninteressant ist Budels Geschichte des Li- 
beralismus und der BV. (Guben 1891), ein Buch, das zunächst den 
Einfluss der liberalen Ideen vor ca. 1500 Jahren, dann aber von S. 182 
ab im 19. Jahrh. schildert. 

Die unmittelbare Entstehungsgeschichte des Deutschen 
Beiches ist dann Gegenstand besonderer Untersuchung geworden. 1^ 
Altmeister der Geschichtswissenschaft, H. v. Sybel (f 1. 8. 1895), 
hat das gewaltige ürkundenmaterial in 7 Bänden (, Begründung des 
Deutschen Beiches* 1889 — 94) verarbeitet. Daneben erschienen zahl- 
reiche , Memoiren **, die über Einzelheiten höchst interessante Mit- 
teilungen machen, wie die von Herzog Ernst IL von Ooburg-Gotha, 
G. Freytag, wie die von E. A. v. Göler in der konservai Monatsschr. 
1887 S. 1012, 1121, 1233 und ein kleiner interessanter Beitrag Ton 
Völdemdorff (Annalen 1890 S. 241 ff.). Schon in das rein juristiache 
Gebiet hinüber führt uns Bindings Festgabe für Windscheid (22. IS. 
1888), ,die Gründung des nordd. Bundes* mit dem bezeichnenden 
Nebentitel »ein Bisitrag zur Lehre von der Staatenschöpfung* (VIIT 452). 
B. vertritt hier ähnlich wie H&nel die Meinung, ein Ver&ssuugsstaat 
könne nur durch einen zweiseitigen Akt, Vereinbarung zwischen fiLe- 
gierung und Volk, zustande kommen; so seien auch die Schöpfer des 
nordd. Bundes einerseits die Begierungen, anderseits das norddeutsclie 
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Volk mittels des «Verfassmig yereinbarenden* RT. Die RV. ist nach 
B. ein G. der norddeutschen Regierangen und des norddeutschen Volkes. 
IHese Auffassung ist sehr scharfsinnig von B. begrQndet, aber die that- 
sächlichen Verhältnisse lagen anders, indem die einzelnen Staaten den 
BT. meist nur als „Verfassung beratend* angesehen wissen wollten. 
So ist auch B.s Meinung von den Publizisten nicht angenommen wor- 
den. Eine sehr übersichtliche Darstellung dieser sehr kritischen Streit- 
frage hat in neuester Zeit Bomhak, die vertragsmässigen Grundlagen 
der RV. im Arch. VII 329 gegeben. Ihm ist die RV. nicht wie 
Hftnel Bundes-G. und nicht mit Seydel übereinstimmendes LG., sondern 
wie den meisten Schriftstellern staatliche Willensmeinung des Reiches 
selbst, das Reich selbst ist staatliche Persönlichkeit. 

Ebenso behandelt die Grundfragen des Reichs-StR. Trieps, das 
D. Reich und die Bundesstaaten (1890, XI 32). Er spricht sich im 
bundesstaatlichen Sinne aus, grundsätzliche Nebenordnung und Gleich- 
berechtigung von Bundesstaats- und Einzelstaatsgewalt annehmend. 
Über das Kaisertum, mit dem selbst die ausländische RW. sich be- 
schäftigt hat (Political Science Quarterly New York LEI 334) liegen 
eine Reihe Schriften vor: ein Dekanatsprogramm Frickers, Verpflichtung 
des Kaisers zur Verkündung der RGG. (1885), eine Rektoratsrede 
Hänels (XI 266) und eine Abhandlung Bomhaks (Arch. Vni 425— 
79), der die monarchischen Momente zusammenfasst und betont, dass 
zur Erkenntnis der staatsrechtl. Stellung des Kaisertums nicht die Be- 
stimmungen der Vü. allein, sondern auch die politische Praxis, «ein 
fast derogierendes Reichsherkommen* in Betracht zu ziehen sei. Daeu 
trat 1895 noch eine Preisschrift R. Fischers, Das R. des deutschen 
Kaisers. 

Über den BR. schrieb Kliemke (1894), über das Wahl-R. zum 
BT. gab Tzschoppe (1890) eine objektiv orientierende Geschichte, ebenso 
Prensdorff, Aufnahme d, allgem. Wahl-R. (1892). Ein besonderer 
Streit wurde hervorgerufen durch die Diätenprozesse (E. d. Rg. in 
Ziy.S. XVI 89, vgl. Kirchenheim, StR. S. 809). Monographisch haben 
die Frage, ob sich Art. 32 RV. auf Zahlung aus öffentlichen Mitteln 
beschränke, JoSl bejahend (Annalen 1886 S. 613), Fuchs verneinend 
(Arch. II 123) behandelt. Die Stellung des Reichskanzlers erörterten 
Bosenberg (1889 nicht bedeutend) und Preuss in Tübinger Z. 1889 
S. 420, das Reichsbeamten -G. erläuterten Pereis und Spilling (1890). 
G. Meyer hat dann in der Festgabe Jenas zu Gneists 50 jähr. Doktor- 
jubiläum (1889) eins der bedeutsamsten Probleme des Reichs-StR. 
einer Untersuchung unterzogen: den Anteil der Reichsorgane an der 
Reichs-Ggbg. (VIII 396). Angeregt durch Frickers eben erwähnte 
Arbeit gelangt M. zu abweichenden Ergebnissen: er weist nach, dass 
der RT. nicht auf ein Veto beschränkt ist und dass der Kaiser kein 
Veto hat, aber für solch kaiserliches Veto neben dem der Krone 
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Preussens io gewissen Dingen zustehenden Veto ein praktisches Bedürf- 
nis nicht vorhanden ist. 

Unter den allgemein -staatsrechtlichen Arbeiten stellen wir die 
methodologischen Untersuchungen an die Spitze, die gerade in un- 
serer Wissenschaft im verflossenen Jahrzehnt mehrfach stattgefunden. Sie 
sind alle angeregt durch Labands Staats-B. des Deutschen Reiches, der 
das Schlagwort der zivilistischen Methode ausgab. Man darf wohl im 
Wesentlichen drei Namen fär diese Untersuchungen nennen: Zuerst^ 
als die Deutschen sich noch ziemlich im Bausche der Gründer- und 
Laskerperiode befanden, hatte es Kirchenheim gewagt, gegen Laband 
aufzutreten und seine Meinung dann in einem Artikel «Das Staats-R. 
in Zivil* ziemlich kurz aber für weitere Kreise verständlich begründet. 
Man möge darüber vergleichen Göttinger Gel. Anzeigen 1885 No. 32, 
da Referent hier nicht näher eingehen möchte. Etwas breit hat 
dann Stoerk sich ,zur Methodik des öff. R.' (IV 225) geäussert^ leider 
jedoch in so fi*emdwortreicher Ausdrucksweise, dass auch wer nicht Sprach- 
reiniger ist, daran Anstoss nahm und fürchtete, die Abhandlung würde, 
wenn auch inhaltlich vieles richtig, die Sache nicht fördern. Er 
wendet sich gegen Labands zivilistische, aber auch gegen die historisch- 
politische Methode. Das , einzige Surrogat, das im Gebiete des öff. R. 
die Beihilfe der logischen G^neralisierung und der darauf folgenden 
Subsumierung der zivilistischen Methode ersetzen kann, ist die historisch- 
genetische Rekonstruktion.* Dies sei die wahre publizistische Methode. 
Etwa gleichzeitig hat Gierke das Wort ergriffen (SchmoUer's Jahrb. 
lY H. 4, S. 1—99, GBl. m 158). Gierke geht die einzelnen TeUe 
des Labandschen Werkes durch und erhebt drei schwerwiegende Be- 
denken 1) Überschätzung des Leistungsvermögens der formalen Logik 
und Vergessen, dass die Rechtsbegriffe lebendige geschichtliche Geistes- 
gebilde sind, 2) Mangel der historischen Entwickelung und der philo- 
sophischen Grundlagen, 8) tadelt er den Versuch der umfassenden 
Verwertung privatrechtiicher Begriffe für die Konstruktion des Off. B. 
In Summa: es ist Bekämpfung eines Formalismus, dessen Konse- 
quenzen das B. schliesslich mit dem Verluste alles wertvollen Ge- 
haltes bedrohen und der zu den zerstörenden Elementen unserer Zeit 
gehört. 

Ganz merkwürdig ist, mit welcher Schärfe der Gegensatz der 
Theorien zum Ausdruck gekommen ist. Sehr viel weiter als die 
meisten Gegner des übertriel)enen talmudistischen Formalismus ist offenbar 
Gumplowicz gegangen xmd seine Anschauung bildet das schroffiste Oegeo- 
stück zum Formalismus, ja vielleicht zu aller „Jurisprudenz*. Gum- 
plowicz betrachtet das Staats- und Bechtsleben naturwissenschaftlich und 
verfällt daher ebenjtells in Einseitigkeit und Übertreibung. Er hat in 
verschiedenen Schriften, zuletzt in seiner »soziologischen Staats- 
idee« (1892 Xn 170) diese Anschauungen begründet. Bm ihm 
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kommt diese Begründung immer wieder anf den Kampf der sozialen 
Bestandteile des Staates hinaus. Mcht allzuweit entfernt dürfte Ton 
G. stehen Klöppel, der in seinem geistreichen positivistischen Buche 
über Staat und Gesellschaft (Y, 278) das B. als Schranke der 
Eigenmacht hinstellt. (Vgl. darüber den rechtsphilosoph. Litt.-Bericht 
S. 11.) 

Eine bemerkenswerte Stelle in diesem Streite über Begriffe neh- 
men die , empirischen Untersuchungen zur allgem. Staatslehre* von 
Lingg ein (1890, IX 375). Er prüft zuerst alle die ^»Theorien*, 
Gumplowicz' Gewalttheorie und Labands Lehre, die Persönlichkeits- 
und die organische Staatstheorie und ist von keiner recht belriedigt, 
so dass er schliesslich den Si weder als Objekt noch als Subjekt 
sondern als Zustand hinstellt. 

Unter den aUgemein staatsrechtlichen Monographien dürften vor- 
erst auch einige zu nennen sein, die ein Thema behandeln, dass im 
Grunde der aUgemeinen Bechtslehre angehört, andererseits jedoch mehr 
im Verwaltungs-B. als im StB. erörtert wird, nämlich die Lehre von 
den subjektiven öffentlichen BB. Eine äusserst wertvoll« Ab- 
handlung des vortrefflichen Leuthold (f 1891 X 364) über ,öff. 
Interesse und öff. Klagen im Yerw.-B.'' (1884) entwickelt allerdings 
auf der schmalen Grundlage des InteressenbegiiffiB den Begriff des B., 
des Yerwaltungs-B., den Ggs. von Privat- und öff. B. und den Begriff 
der Yerwaltungsklage. Weiter geht Jellinek, der ein System der 
öff. BB. giebt, wie es in kleinerem Massstabe die neueren Lehrbücher 
des Yerwaltungs-R versucht haben, ein System, d. sich durch den zersetzen- 
den , Scharf sbn'', durch die Bekämpfung der empirischen Feststellungen 
der Begriffe, durch künstliche Konstruktionen, kurz durch For- 
malismus auszeichnet. Beide Schriften sind im GBl. in besonders 
eingehender Weise gewürdigt, von Sarwey und Leonhard (lY 152 Xu 
386). — Eine kurze Darstellung der „polit. BB. der Unterthanen* 
gab Dautscher (1888). 

Yon weiter mehr allgemeinen Monographien seien genannt: die hübsche 
Arbeit von I^eumann über ,Yolk und Nation* (1888). K sucht diese 
Unterschiede ausserordentlich gründlich zu erfassen. (164 S.) Ersieht 
eiUf dass das Wort * Yolk* in vielfach verschiedenem Sinne gebraucht wird, 
ebenso das Wort «Nation*, übersieht aber (was Gumplowicz Grünh. 
Z. XYI 486 mit B. bemerkt), dass über die Wandlungen der Nationali- 
tät die geschichtlichen Thatsachen entscheiden. 

Mehr vom juristischen Standpunkte hat die persönliche Grundlage 
des Staates Ourtius im Zusammenhang mit der sachlichen behandelt 
(über Staatsgebiet und Staatsangehörigkeit Arch. IX 1). Er will 
Einsicht in den Zusammenhang dieser Begriffe ermöglichen und deut- 
lich die Begriffe «Staat*, . Yolk*, «Land* aufklären. — «Erhaltung und 
Untergang der Staatsverfassung* nach Plato, Aristoteles und Macchi- 
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avelli, erörtert eingehend Lndtowlaski (1888). Die allgemeinsten unter - 
Buchungen über den Staat hat uns H. Prenss dargeboten. Nachdem 
er im Arch. lY 62 sich über die Persönlichkeit des Staates nach 
individtialistischer (Labandscher) u. organischer (Gierkescher) AnffiLSSong 
ausgesprochen und gezeigt, wie erstere auf den ^ICrücken der Fiktion* 
gehend im Priyat-B. stecken bleibt und die Gierkesche Ansicht, dass 
dem Gemeinwesen eine Persönlichkeit höherer Ordnung eigen, nicht 
entkräften kann, hat er in einem weiteren Werke , Gemeinde, Staat, 
Reich als Gebietskörperschaften« (1889 VIII 257) eine Revision der 
Grundbegriffe zu geben versucht und anstatt zu jenen Krücken zu «Stutze 
und Stab* der G^nossenschaftstheorie gegriffen. Nach einer Dogmen- 
geschichte des Bundesstaatsbegriffes und einer Analyse der bisherigen 
Grundbegriffe des StR. baut er seine Lehre auf dem «organischen 
Personenbegriff*, die Genossenschaftstheorie auf: Gemeinde, Staat, Reich 
sind Körperschaften, die neben den genossenschaftlichen Momenten auch 
anstaltliche enthalten; unterscheidendes Merkmal ist für diese drei: 
das Gebiet (das R., Gebietskörperschaft zu sein) für Staat und Reich 
gegenüber der Gemeinde die Gebiets« hoheit* (das R. ihr und der ihr 
eingegliederten Gebietskörperschaften Gebiet zu verändern), wie man 
sieht eine zwar tief eindringende, aber doch einseitige Untersuchung. 

Ebenfalls auf dem Boden der Gierke'schen Genossenschaftstheorie 
steht Rosin, dasR. der öff. Genossenschaft, «eine verwaltungsrechtliche 
Monographie* (1886 Y 295), das eine Reihe in der neueren Ggb. 
erscheinender Personenverbände, Beruftgenossenschaften, Krankenkassen 
und Innungen, Wasser- und Waldgenossenschaften, Knappschaftsvereine 
und Schulverb&nde unter dem Gesichtspunkt der öff. Grenossenschaft 
untersucht. Als solche erscheint dem Verf. die kraft öff. R. dem 
Staate zur Erfüllung ihres Gewerbes verpflichtete Genossenschaft; diese 
Pflicht allein, nicht Beitrittszwang, nicht Zweck sind entscheidend. Von 
der öff. Gen. unterscheidet sich die Privatkorporation, die nicht znr 
«Erfüllung* eines Zweckes verpflichtet, und die Gemeinde, die zugleich 
Gebietskörperschaft ist. 

Eine wahre cmz des Theoretikers ist der endlose Streit über den 
Begriff des Gesetzes, des sog. .formellen'* und „materiellen" G. Seit 
etwa zwanzig Jahren wird in Monographien und Lehrbüchern über 
diesen angeblichen Gegensatz, über den Begriff von G. und VO., üb«r 
die Einteilung der YOO., über die rechtliche Natur des Budgets und 
des Finanz-G. gehandelt und viele Schriftsteller sind hierbei zu un- 
praktischen Begriffsspielereien und Begrifi&spaltereien verfuhrt worden. 
Auch im letzten Jahrzehnt ist die Frage eingehend behandelt worden. 
So hat Jellinek (G. und VO. 1887) versucht, die Ergebnisse der bis- 
herigen Untersuchungen zusammenzufassen und dadurch zu vertiefen, 
dass er rechtshistorisch und rechtsvergleichend vorgeht (YII 76). 
In seinem zweiten Teile erörtert er alle Einzelfrag^ der Theorie von 
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G. und YO. und hält an dem Gegensatz von materiellem und formellem 
G. entschieden fest Ebenso wie Jellinek steht auf dem Boden Labands 
SeHgmann, Begriff des Gs. im materiellen und formellen Sinne (1886, 
VI 109), der sehr gründlich die einzelnen Merkmale durchgeht. G. 
ist ihm in mat. S. „die verbindliche Ordnung einer BechtsregeP*. 
„Befehl*' und „Allgemeinheit" der Kegel sind ihm wesentliche Merk- 
male. GG. ohne Ge- oder Verbote sind nur formelle GG. In einer 
zunächst das bayerische StR. verwertenden Abhandlung hat dann 
Dyroff vor allem das Zustandekommen der staatlichen Bechtssatzungen 
(1889 S. A. mit Annalen) behandelt, freilich in etwas sonderbarer 
Ausdrucksweise (Schalt- VOO. , Schein-GG., gesteigerte Gesetzeskraft, 
Bechtssprossung für Gewohnheits-B. usw.). Hänel hat in seinen 
Studien z. deutschen StB. II S. 99—354 (1888) besonders den Bechts- 
satz als notwendigen Inhalt jeden Gs. betont, was wiederum Thon im 
Arch. V 149 zu einer Kritik veranlasste. Eine besondere Verüeftmg 
haben diese Erörterungen erhalten durch die Untersuchungen über das Ver- 
ordnungs-B. Am schärfsten und sorgf^tigst«n hat das Verordnungs-B. 
des Beiches Arndt geprüft und ist darin zu dem Ergebnis gelangt, dass 
VOO. im Beiche auch vom LB. nur auf Grund gesetzlicher (allerdings 
auch stillschweigender) Ermächtigungen erlassen werden können, dass 
aber das LB. nicht ein allgemeines (sog. angeborenes) B. zum Erlass 
von VOO. habe. Gegenüber den ziemlich scharfen jedoch inhaltlich 
unbedeutenden Angriffen von Philipp Zorn in Annalen 1885 S. 301 
und gegenüber den Angriffen Eloeppels in d. preuss. Jahrb. 1881, 
385 hat Arndt (Annalen 1885 S. 701-712) seine Ansichten festge- 
halten und verteidigt Arndt, der übrigens im Arch. III 138 die 
,Not-VO.* besonders behandelt, hat sich gegen die Unterscheidung 
von materiellen und formellen GG. erklärt, ebenso Kloeppel, Hänel, 
Bomhak, Eirchenheim (vgl. Zitate in G. Meyers Lehrb. des StB. S. 
155, 205). Die Frage ist stets in engstem Zusammenhange mit der 
nach der recbtliL-hen Natur des Budget- B. gebracht worden. Das Bud- 
get-B. im besonderen behandelte am ausführlichsten Seidler (Budget- 
Buchet-B. 1885 V III), geschichtlich, finanzwissensohaftlich, juristisch. 
Auch ihm ist der einheitliche Gesetzesbegriff des praktischen Staats- 
lebens massgebend, jener Unterschied der Theorie belanglos. Laband 
sprach sich Arch. I S. 172 selbstverständlich gegen Seidler aus, wo- 
hingegen wieder Prazak ebd. 11 441 den Voranschlag niemals als G. 
erkennt. Arndt Arch. 11 533, der das preuss. u. Beichsbudget-B. erör- 
terte, stellt fest, a) dass das Etat8-(3-. nur B. macht zwischen Begierung 
und Parlament, nicht zwischen Staat und dritten (Gläubiger etc.) 
b) in Preussen (wesentlich auch im Beiche) hat das Parlament nicht 
Einnahme- und AusgabebewiUigungs-B. (Die Krone Preussens hat alle 
ihr durch die VU. nicht entzogenen, das deutsche Beich nur die ihm 
durch die Verfassung übertragenen BB.) In bedeutsamer und in- 
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teressanter Weise hat dann Seydel in diese Erörterungen einge- 
griffen, teils indem er unsem Blick zurücklenkte auf das Budget 
des bayer. Landtags und das Yerfassungsverst&ndnis von 18S4 
(VII 334, Festgabe für Planck), teils indem er in einer populären 
Darstellung den Kernpunkt der Streitfragen klarlegte und das moderne 
Budget-B. an das landstand. Steuerbewilligungs-B. historisch anknüpfte. 
Ihm erscheinen die modernen Staats*BB. als zwei Gruppen, die Gruppe 
des Steuerbewilligungs-B-s. und die deren V.-ü. dem französisch-bel- 
gischen Vorbilde gefolgt sind (Preussen, Beich), die das Haupigewicht auf 
die Budgetfeststellung legen und als Gruppe des Ausgabebewilligungs-B. 
der älteren gegenübergestellt werden können. Die Bichtigkeit der 
Ergebnisse deutscher Wissenschaft, nämlich, dass die Budgetverweigerung 
ein unzulässiges Kampfmittel sei, bestätigt eine kleine Arbeit von 
Plank über Budget-B. und die belgische Verfassung (1889). 

Ziemlich viele Monographien sind dem FUrsten-R, gewidmet 
Nachdem am Ende des vorigen Berichtszeitraums Hermann Schulzes 
Haus-GrG. der regierenden Fürstenhäuser (III 69) zum Abschluss ge- 
kommen waren, finden wir im letzten Jahrzehnt die verschiedensten 
Fragen des Monarchen-B. erörtert. (3anz besonders häufig ist die 
Begentschaft; behandelt, eine Lehre die von 1789 (Beitemaier) bis 1880 
(Kirchenheim) eine selbständige Bearbeitung nicht er&hren hatte. 
Seitdem erschienen Monographien von Hancke 1887 (VU 317), der 
juristisch scharf alle Einzelpunkte erörtert, sich aber durchaus auf 
das gegenwärtige deutsche StB. beschränkt, von Oesfeld 1887 (ganz 
unbedeutend, z. T. sogar ungenau VU 401), von Peters (1889), der 
nichts neues bietet, von Grossmann im Arch. VI 489 der gerade im 
Gegensatz zu Oesfeld lehrt, dass das Beich die Begentschaft nicht zu 
regeln brauche, da es keine Monarchie sei, und von Seydel (1886), 
der einen SA. aus seinem StB. giebt, nur vermehrt, um die ErOrterong 
der wichtigen Frage der Zulässigkeit von Verfassungsänderungen. 

Wie diese Brochüre durch die Ereignisse in Bayern veranlasst worden, 
so haben auch staatsrechtliche Fragen, die in einigen anderen Staaten 
auftauchten, litterarische Erscheinungen hervorgerufen. So ist die 
„Nachfolge in Braunschweig als Frage des Bs.'* vom OLGB. Francke 
sehr eingehend erörtert worden (IV 258): er fährt alle dnselnen 
Eventualitäten klar und objektiv vor. Am meisten ist in den letzten 
Jahren die Lippische Erbfolgefrage erörtert worden. Gutachten sind 
gegeben worden von Kahl (in der Allg. Zeit 1892, 228 — 231) und 
Laband (1891). Ersterer rechtfertigt die Ansprüche der Linie lippe- 
Biesterfeld, letzterer erklärt das fürstliche Haus Schaumburg für suc- 
cessionsberechtigi Über diesen Gutachten steht Bomhak mit seiner 
vortrefflichen Arbeit, die aus dem Aufsatz im Arch. V 382 heraus- 
gewachsen, 1895 erschien (XV 97). Er zeigt wie alles auf die 
,Ebe|ibürtigkeitsfrage* ankomme, prüft diese nochmals gründlichst 
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und spricht sich unbedingt gegen Sclianmburg-Laband aus. (Vergl. 
061. XV 276). — Von ausländischen Fürsten -BB. wurde das russische 
Thronfolge- und Haus-0. durch Eichelmann (Arch. UI 1887, 263) 
behandelt. 

Eine seltener erörterte Frage hat Triepel zum Gegenstunde der 
Untersuchung genommen: das Interregnum (1892, 117 S.), die Mo- 
narchie ohne Monarchen. Er behandelt gesondert 1) die Wahl- 
monarchie bis zur Ereierung eines Monarchen, 2) die Erbmonarchie, 
in der ein Berechtigter nicht vorhanden bei Aussterben, 3) bei Verzicht 
und 4) wenn der Monarch eine schwangere Witwe hinterl&ssi Dass 
auch der preussische Zwischenherrscher die Pr&sidial-BB. im Beiche 
ausübt, ist ihm unzweifelhaft. 

Das Zweitgebtirts-R. (Sekundogenitur) hat Sicherer in der Fest- 
schrift für Planck (1887) zunächst im Anschluss an die bayer. V.-U. 
sehr gründlich unter Erdichtung verschiedener verzwickter F&lle, aber 
zugleich auch allgemein interessant, z. B. unter Heranziehung d. Egl. säch- 
sischen Haus-G. untersucht (VII 834). Noch geh($ren in dieses Gebiet 
zwei wertvolle Abhandlungen: von Adam über das Unteilbarkeits-G. 
im Württemberg. Fürstenhause (1883 III 416), eine gute Tüb. Diss., 
die anknüpfend an den 400 jährigen (redenktag des Münsinger Ver- 
trages (14 XU 1482) die Entwickelungsgeschichte des Unteilbar- 
keitsgedankens in Württemberg in ansprechender und gründlicher 
Darstellung darbietet und uns von der , Nürnberger Bichtung^ 1361 
bis zum endlichen Siege der Staatsidee durch Eberhard III. 1653 — 1664 
und Karl Alexander 1718 geleitet; und eine ,» staatsrechtliche Deduk- 
tion unter Benutzung archivarischer Quellen ''. „Der rechtl. Anspruch 
Böhmen-Österreichs auf das Egl. Sachs. Markgrafentum Oberlausitz' 
von Deumer (1884) IV 115). D. erachtet dies B. durch die BY. im 
wesentlichen aufgehoben, wenn auch durch die Wiener Eongressakte die 
Lehensqualität der sächs. Oberlausitz keineswegs beseitigt worden sei. 
Abgesehen von dem Interesse, das diese Spezialfrage bietet, sind die 
scharfsinnigen Erörterungen des Verf. auch von allgemeinem Interesse, 
insbes. soweit die Unvereinbarkeit der Souveilbiität mit der Yasalität 
(S. 21), die Tragweite der verfiassungsmässigen Sanktionierung der Un- 
teilbarkeit eines Landes (S. 49) und die Zulässigkeit der Abtretung 
von Gebietsteilen eines deutschen Einzelstaates an einen fremden Staat 
(S. 70) untersucht werden. 

Die bevorrechtete Stellung der Standesberren wurde Ende der 
80er Jahre mehrfach angegriffen, teils wurde die Steuerfreiheit 
besprochen, teils die Stellung des neuen bürgerl. GB. zum B. der 
Standesherren erörtert. Dadurch sind verschiedene Schriften hervor- 
gerufen worden, so die den Standesherren günstige Schrift von Haue- 
mann (d. deutsch. Standesherren 1888, YIII 259), die eine Zusammen- 
stellung der Yorschriften unter Berücksichtigung auch der neueren EE. 
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(bes. E. d. Bg. in Ziy.-8. II 145 XVII 235) bringt, und die nnr die 
Frage der Heranziebung zur Einkommensteaer erörternde Studie E. 
Müllers (1892, XII 127), die den Anspruch der Standäsberren auf 
Befreiung leugnet, die itecbtsgiltigkeit der preuss. YO. vom 12. 11. 
1825 bestreitet, für die E. über d. Yor-B. der Standesherren nicht die 
Gerichte, sondern nur die Kammern zuständig erklärt und die Ent- 
schädigung, die d. preuss. G. Tom 1. 6. 1891 der „privilegiertesten 
Klasse in Ansehung d. Leistungen" gewährt hat, missbilligt. Besondere 
Bechtsfragen behandelte ein Gutachten G. Meyers f. d. Yerein deutscher 
Standesherren i. S. der Mitgliedschaft des Hauses Leinigen- Westerbarg 
(1892) xmd ein Gutachten desselben Schriftstellers f. d. Fürsten von 
Schönburg, betr. Stellung des bürgerl. GB. zur Autonomie der 
standesherrlichen Häuser (1891), letzteres in dem Sinne des An- 
trages Schön bürg an d. BB., dass die Autonomie dem BGB. vorgehe. 
Unter den das Staatsdiener-R. betreffenden Arbeiten dürften nur 
wenige hervorzuheben sein. Die rechtliche Natur des Staatsdienstes 
hat H. Behm in einer sehr gründlichen Abhandlung (Annalen 1884 
S. 565—686 und 1885 S. 1 — 211) von neuem festzustellen versucht 
(lY 436). Ihm ist das Staatsdienstverhältnis aus öffentlichen und 
privaten BB. zusanmiengesetzt, doch kommt er der herrschenden An- 
schauung sehr nahe. Die Beichsbeamten sind dem Yerf., der der Ml 
Seydel'schen Theorie huldigt, gemeinschaftliche Diener der verbündeten 
Staaten, eine Ansicht, die Billigung weder verdient noch gefunden hat 
Für die Praxis hat Geh.-B. F. Seydel einen brauchbaren Kommentar 
des preussischen Beamtendisziplinar-R vom 21. YH. 1852 geschaffen, 
der 1894 in 2. A. erschien (III 114 XIII 418). Mehrfach ist dann 
wie gewöhnlich die Yerantwortlichkeit der höchsten Beamten in Betracht 
gezogen worden, so u. a. von Thudichum, der in Ann. 1885 S. 
637—688 „Die Ministeranklage" behandelt, mit bes. Bücksicht auf das 
Beichs-B. (Y 242). Nach Darlegung des Landes-B. und der sie be- 
einflussenden Bestimmungen der Beichsjustiz-GG. erklärt sich Tb. 
gegen ein Anklage-B. des BT. im Falle der Anwendung der Straf-GG. 
gegen den Beichskanzler und erklärt Anklagen wegen anderer BechtB- 
Verletzungen für bedenklich. In einem gewissen Zusammenhang mit 
dieser Monographie steht die kurz zuvor ebenfalls in den Ann. S. 421 
erschienene Abhandlung von Lippmann, die „Yor-E. bezüglich der 
gerichtlichen Yerfolgung öffentlicher Beamter und Amtshandlungen 
nach Beichs-B. und bayer. Landes-B." Die Ministerverantwortlichkeit 
im Einzelnen haben dann, mit besonderer Bücksicht auf Österreich, 
zwei Schriftsteller unt-er Betonung des staatsrechtlichen und Ablehnung 
des strafrechtlichen Standpunktes behandelt: Pistorius, Staatsgerichts- 
höfe und Ministerverantwortlichkeit (1891) und eng sich daran an- 
schliessend Lucz, (eine) Yerantwortlichkeit und Staatsgerichtshöfe 
(Wien, 1818). 
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Hervorzuheben ist hier noch die letzte Arbeit des Altmeisters 
Gneist (f 22. 7. 1895) über die verfassungsmässige Stellung des 
preuss. Gesamt ministe rium 8 (1895), die eine Fülle interessanter 
Erörterungen über die preuss. Zentralverwaltung birgt, gestützt teils 
auf eingehende rechtsgeschichtiiche Betrachtungen, teils auf langjährige 
eigene Erfahrungen. Mehrfach wurde auch im letzten Jahrzehnt die 
Frage erörtert, ob sich nicht eine wirklich organische Gestaltung des 
fl Staatsrats" in Preussen empfehle« so z. B. von Stengel, Verw.-ß. S. 
72. Die scheinbare Reaktivierung des preuss. Staatsrechts hat die 
Abhandlung in Schmollers Jahrb. 1883 S. 1021 und eine wesentlich 
das positive B. dargestellende Schrift Sailers (IV 35) hervorgerufen. 

Auch Eonstitutionalismus und Wahl-R. haben mehrfache Be- 
handlung gefunden, obwohl wiederum mehr und mehr das Gef&hl zu 
entstehen scheint — und zwar nicht nur in Deutschland, vgl. z. B. 
XV 113 — 114 — dass weder jener noch dieses die Völker glücklich 
machi Der 1890 verstorbene J. Held hat mehrere Aufsätze hinter- 
lassen, die veröffentlicht wurden, u. a. einer über den Konstitutionalis- 
mus (Arch. VII 98), der diesen sehr objektiv beleuchtet. Der Kon- 
stitutionalismus kann nicht alle Klagen beseitigen, aber er hat den 
deutschen Staaten wesentlich dazu gedient, ihre Beichsvergangenheit 
mit der neuen Lage zu verschmelzen, die Entwicklung des modernen 
Staatsgedankens in geordnete Bahnen zu lenken, den Staatskredit zu 
begründen, den inneren Wohlstand und die Sicherheit der BB. zu 
8t>eigem und die Neubildung des Reiches vorzubereiten. Man sollte 
das nicht vergessen, wenn man heute durch einen BT., dessen Mehrheit 
undeutsch ist, in Missmut gerät und sich über die Folgen des allge- 
meinen Wahl-B. ärgert. Dieses allgemeine Wahl-B. ist es doch, um 
das soviel gestritten und geschrieben wird. Mit Tzschoppe, Geschichte 
des BT.- Wahl-B. (1890, 69 S., s. o.) können wir seine Entwickelung kurz 
historisch verfolgen, mit Pfizer es Jurist, näher prüfen (Arch. VII 609), 
während uns Jastrow das Dreiklassenwahlsystem (1894 XIII 386) kri- 
tisch vorführt, allerdings von einem durchaus demokratischem Stand- 
punkte, der dem Gneist'schen (die nationale Beichsidee und das Drei- 
klassensystem) ganz entgegengesetzt ist. 

Es bleibt eben die Volksvertretung als „Vertretung des 
Volkes*' eine Fiktion (Bieker, rechtl. Natur der Volksv. 1893 Vm 
208, vgl. auch Kirchenheim StB. S. 243) und es ist begreiflich, dass 
man Fiktion und Wirklichkeit möglichst einander nähern möchte. 
Die Versuche, deren schon früher genug gemacht wurden, haben in 
letzter Zeit festere Gestalt gewonnen in den Vorschlägen der Bepr^sen- 
tation proportioneUe, für die in Frankreich eigene Vereine geworben 
haben (VII 472). Auch in Deutschland sind Vorschläge au%etaucht, 
um den „Proporz", wie es die Zeitungssprache nannte, einzuführen; 
so beruht auf diesem Gedanken wesentlich Gageur, Beform d. Wahl-B. 
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im Reiche und in Baden (1893). Projekte dieser Art schiessen wie 
Pilze ans der Erde nnd doch werden alle Mittelchen derart wenig 
helfen. Radikale Mittel, um vor allem dem deutschen RT. eine Zu- 
sammensetzung zu sichern, die geeignet ist, die Yolksmeinnng znm 
Ausdruck zu hringen, giebt es vielleicht überhaupt nicht. So lange 
das Volk atomisiert ist, so lange eine lebenskräftige, genossenschaft- 
liche Gestaltung des ganzen Volkslebens fehlt, so lange wird uns das 
allgemeine (sog. „gleiche" ?1) Stimmrecht als Notbehelf genügen müssen 
— die Vertretung des „Volkswillens", der Satz, dass jeder Abgeord- 
nete „Vertreter des ganzen Volks", ist die Fiktion des konstitutionellen 
SiR. — „politische Heuchelei" nennen es manche Publizisten. 

Mit in dieses Gebiet gehören eine Abhandlung von Kern, die 
Äusserung des Volks willens in der Demokratie (1893), sowie Hiltj, 
das Referendum Arch. 11 167, 367 und Keller, das Volksinitiativ-R. 
und die Schweiz. Kantonsverfassung (1889). 

Auch die Frage, ob die WahlprOfung nicht als eine Art richter- 
licher Thätigkeit anzuerkennen und demgem&ss der Rspr. eines unab- 
hängigen Wahlprüfungsgerichtshofes zu unterstellen sei, wurde neuer- 
dings aufgeworfen und allgemein bejaht Ausser Seydel, der ein sehr wert- 
volles Gutachten für den XIX. J.-T. (Bd. I S. 130) lieferte, haben 
sich zwei Österreicher eingehender mit dieser Frage beschäftigt. Jelli- 
nek hat in einem „Verfassangsgerichtshof für Österreich" (1885) die 
Frage in Verbindung mit anderen (insbes. der E. von Kompetenz- 
streitigkeiten zwischen Reichsrat und Landtagen) erörtert, Jaques hat 
in seinem „die Wahlprüfungen" sie in gründlichster und interessan- 
tester Weise behandelt: beide haben dann als Gutachter und Referant 
für den J. T. ihre Ansichten nochmals zusammengefasst und stimmen 
überein, dass das Wahlprüflings -R. der Parlamente parlamentaiisohe 
Kabinetsjustiz sei. 

n. 

Bei Besprechung der Hilfsmittel far die wissenschaftLLche Arbeit, 
die die Zeitschriften, Quellensammlungen, Systeme bieten, lässt sich eine 
Scheidung von St.- und Verw.-R. nicht vornehmen. Wir wollen 
daher versuchen, hier einen zusammenfassenden Überblick zu geben. 

Die dem St.- und Verw.-R. gewidmeten ZZ. sind in gewohnter 
Weise weiter erschienen, so die Annalen, so die Tübinger Z. for 
Staatswissenschafb, die jedoch jetzt mehr den nicht juristischen 
Zweigen der Staats -Wissenschaft dient. Neu begründet wurde das 
Archiv f. öffentliches R. von Laband u. Stoerk (jetzt Bd. X) und die Z. 
f. Litteratur und Geschichte der Staatswissenschaften von Kuno Franken- 
stein (jetzt Bd. XU). Auch im Auslande wurden mehrfiskch neue ZZ. 
f. öff. R. ins Leben gerufen, die zum Teil wertvollen Inhalt haben. 
(Vgl. IX 386, XIII 212). 
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Die Quellen des deatschen StB., die YUÜ., ^vTlrden bei Beginn 
unseres Berichtszeitraums neu heransgeg. durcL F. Stoerk, eine Samm- 
Inng, die nunmehr an die Stelle der Zachariaeschen (1855 — 62) getreten 
ist (in 411). Für weitere vergleichende Studien erschienen etwa gleich- 
zeitig zwei andere Werke. 1884 vollendet wurde die sehr reichhaltige 
Sammlung von P. u. E. Dareste, les constitutions modernes in 2 Bdn. 
(II 335, IV 1874). Ebenfalls 1884 wurde vollendet die 2. A. von 
Demombyres les constitutions europ6ennes (II Bde.): hier werden uns 
nicht nur die Quellen, sondern die Verarbeitung der YÜU., ein r^um6 
des droit« politiques, ein Überblick über Parlament, Selbstverwaltung 
und Justizverfassung der 21 europäischen Staatswesen und damit ein 
wertvolles staatOTechtliches Vergleichsmaterial geboten (III 288). 

Kleinere Ausgaben der Vü. des Eeiches veranstaltete Proebst, 
der Einzelstaaten Binding (1893 — 96). Ein ürkundenbuch zur Verfassungs- 
geschichte veröffentlichte Jastrow (1889). Vorzügliche Teztausgaben 
mit Anm. gab Arndt heraus (V. d. Eeiches 1895. preuss. Vü. 3. A. 
1894, bes. gut), einen ausführlichen Kommentar z. preuss. Vü. Schwartz 
(1895); die Verfassungs-OG. für Bayern gab heraus Stengel (1893), für 
Sachsen Fricker (1895), für Baden Bosin (1887), wozu das ver- 
breitete badische Bürgerbuch von Wielandt (XII 130, 5. A. 1892, 
2 Bde.) tritt. 

unter den zusammenfassenden Werken des Berichtszeitraums ist das 
grösste das von Marquardsen herausgegebene Handbuch des öff. B., 
das sich im Laufe des Erscheinens sehr umgestaltet hat. ursprünglich 
geplant als ein Werk, das eine Übersicht des öffentlichen Bechtszu- 
standes der Kulturstaaten L J. 1884 bieten sollte, ist es zu einer wert- 
vollen Sammlung von Einzeldarstellungen des StB. am Ende unseres 
Jahrh. geworden: Ende 1884 sollte das Werk in 2 Bänden vorliegen; 
statt dessen sind eine Menge von Einzelheften erschienen, über die die 
Übersicht nicht leicht und auf die ein Eingehen hier unmöglich ist 
(s. u. a. II 128, m 250, IV 111, 341, 384, V 35, 78, 244, IX 346, 
üb. 2. A. XI 426, Xm 287). 

Es enthielten I. Bd. 1. Hlbd. (83) Gareis, allgem. StR. Hinsohins, 
Staat n. Kirche. 2. Hlbd. (84) Sarwej, allgem. Verw.-R. Bnlmerincq, 
VMker-R. IL Bd. 1. Hlbd. (83) Laband, StR. d. Reiches. Leoni, Eb.- 
Lothringen. 2. Halbd. (84) H. Schulze, Preossen. Leuthold, Sachsen. 
m. Bd. 1. Hlbd. 1. Abt. (88) Seydel, Bayern. 2. Abt. (84) Gaapp, 
Wtbrttemberg. 3. Abt. (84) Schenkel, Baden. Gareis, Hessen. 2. Hlbd. 
1. Abt. (84) Büsing, Mecklenburg. Becker, Oldenburg. Otto, Brann- 
Bchweig. Pietscher, Anhalt. Böttcher, Waldeck. Bömera, Schaum- 
burg-Lippe. Falkmann, Lippe. 2. Abt. (84) Meyer, Sachsen -Weimar- 
Bisenach. Eircher, Meiningen. Sonnenkalb, Altenbnrg. Forkel, 
Coburg n. Gotha. Klinghammer, Schwarzborg-Rudolstadt. Schambach, 
Schwarzborg-SondershanBen. Liebmann, Renas ä. L. Müller, Reuss j . L. 
8. Abt (84) Wolf fson, Hamburg. Klügmann, Lübeck. Sievers, Bremen. 
IT. Bd. (Staats-R. der ansserdeutschen Staaten I) 1. Hlbd. 1. Abt. (84) 
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ülbrich, Österreich. 2. Abt. (85) v. Orelli, Schweiz. 8. Abt (85) 
V. Holst, Verein. St. y. Nordamerika. 4. Abt. 1. (86) de Hartog, Nieder- 
lande. IL (90) Ejschen, Luxemburg. 5. Abt. (92) Yauthier, Belgien. 
6. Abt. (86) Lebon, Frankreich. 7. Abt. (92) Brusa, Italien. 8. Abt. (89) 
Torres Campos, Spanien. 9. Abt. (92) Tavares de Medeiros, Portu- 
gal. 2. Hlbd. 1. Abt. (89) Engelmann, Russland. Mechelin, Finland. 
2. Abt. (86) Aschehoug, Schweden-Norwegen. 8. Abt. (89) Goos u. Han- 
sen, Dänemark. In Aussicht genommen sind noch Drage, Grossbritannien 
u. Irland und Britische Kolonien und fOr den Y. Bd. 1. Hlbd. Türkei u. 
deren Yasallenstaaten, Griechenland, Rumänien, Serbien. 2. Hlbd. Mexiko, 
Central- u. Südamerikan. Freistaaten, Brasilien, Japan. 

Inzwischen sind das StB. des Deutschen Reiches und der grossen 
Bundesstaaten in neuen AA. erschienen, so Laband, StB. des Reiches 
(1894, 276 S.), Stengel, Preussen (1894, 586 S.), Oosack, Hessen 
(1894), Wielandt, Baden (1895, ebenfalls sehr »erweitert gegen Schen- 
kel) usw. Auch das StR. Österreich-Ungarns ist in seiner 1. Hälfte 
von ülbrich (1892) neu bearbeitet. 

Dem StR. des Deutschen Reiches ausschliesslich sind zwei Werke 
gewidmet, Labands 2. A. und Zorn. Das grosse Werk Labands ist 
inzwischen in 3. A. gekommen (XI 109, XY 209). Es ist die eingehendste 
Behandlung, die das StB. des neuen Reiches gefunden hat; die Me- 
thode ist bereits oben gekennzeichnet. Dass Zorns Bearbeitung des 
Beichs-StB. eine geringe Bedeutung hat, dürfte für alle hervor- 
ragenden Publizisten und kundigen Fachmänner ausser Zweifel sein. 
Das StB. des Beichslandes Elsass-Lothringen hat Leoni (I 91) ans- 
fährlichst dargestellt. Über das preussische StB. erschien ausser 
der 2. A. des Werkes von H. Schulze (das preuss. StB. 2 Bde. 
1888—90) ein grösseres Werk von Bomhak (3 Bde. 1888—90, 
Erg. -Bd. 1893), das sich durch sehr weitgehende Ablehnung der 
konstitutionellen Lehren und des Bechtsstaatsbegriffes auszeichnet (Vlil 
156), ausserdem ein umfangreiches und brauchbares Lehrbuch des 
preuss. Verwaltungs-B. von Grotefend (2 Bde. 1890—92). Eins der 
grGssten staatsrechtlichen Werke dieses Zeitraums war das bayrische 
StB. von Seydel in 6 Bdn. und 1 Begisterbd. (1884—95, IV 114, 
VI 302, rX 35, X 114, XH 334, XIV 363). S. hat ein voUes Jahr- 
zehnt der so ausführlichen Darstellung eines Einzelstaats-R. gewidmet: 
Bd. I enthält ausser der Einleitung die Lehre vom Herrscher und deo 
„Gegenständen der Herrschaft* (Staatsangehörigen); Bd. 11 Volksver- 
tretung und Behördenorganismus; Bd. III Gemeinde Verfassung, B. d. 
^ff. Dienstes, Funktionen d. Staatsgewalt; Bd. IV Finanz-B. des St 
und der Gemeinde, Stiftungen; Bd. V u. VI B. der Verwaltung. Das 
grosse Werk ist durch gründliche Beherrschung des massenhaften 
Stoffes und durch echt juristische Darstellung eines öff. B. nicht naeh 
privatrechtl. Schema ausgezeichnet. Neben diesem Werke dient in 
Bayern der Praxis die die Mitte zwischen System und Kommentar 
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haltende 3. A. yon Krais' Handbach der inneren Verwaltung diesseits 
des Rheins (1891—92). 

Für Württemberg kommen, nachdem 1883 Sarweys 2 bändiges 
Werk erschienen war (III 111) in Betracht Gaapps als Bestandteil 
des Handbuchs d. Qff. K. erschienenes württemb. BtB. (2. A. 1895, 
XIV 233), das von Sarwey vielfach abweicht und sich ihm gegenüber 
aufflQlig ablehnend verhält, aber wenn auch etwas umfangreich als 
Bestandteil jenes Hdbchs., doch sehr wertvoll ist, und Rieckers Verfassung, 
Verwaltung, Staatshaushalt Württemberg 2. A. (1887); far Sachsen 
Opitz' grösseres Werk StR. des Königr. Sachsen, 2 Bde. (1884 u. 87) 
und Frickers kleinerer aber inhaltsreicher Grundriss (1891, XI 186)« 
Baden weist als staatsrechtl. Schriftsteller den gegenwärtigen Präsi- 
denten des ev. Oberkirchenrats, den langjährigen Leiter des ersten 
deutschen Verwaltungsgerichtshofes auf: F. Wielandt. Er hat das 
StR. eingehend dargesteUt (1894, XIV 353), hat die Quellen in dem 
badischen Bürgerbuch (s. o.) gut ssusammengestellt und schliesslich in 
der neuen Bearbeitung des bad. Oemeinde-R. „Die bad. Gemeinde- Ggbg. 
i. e. S.^ (3. A. 1893) einen reichhaltigen Kommentar geboten (XIII 
175). Für Hessen erschien Zeller, Handbuch der Verfassung etc. 
(2 Bde., 1885 u. 86) und die Neubearbeitung von Küchlers Handbuch 
der Verwaltungs-Ggbg. von Braun u. Weber (I. II. 1894). Schliesslich 
erhielten wir eine der besten Bearbeitungen eines partikulären StR. in 
dem Werke von Melle, das Hamburg. StR., das uns eine genaue 
Darstellung des neuen republikanischen Verfassungs-R. dieser Hanse- 
stadt und eine kurze Übersicht der allgemeinen Grundsätze des Ver- 
waltungs-R., soweit solches besteht, unter Vergleichung des bremischen 
und lübeck. StR. in kurzer Darstellung giebt (X 269). 

Wenn es auch nicht möglich ist, das StR. des Landes, das jetzt 
, staatsrechtlich von Deutschland getrennt, völkerrechtlich mit ihm ver- 
bunden'' ist, das StR. der österreichisch-ungarischen Monarchie 
hier ausführlicher zu verzeichnen, so möchten wir doch einige Haupt- 
werke nicht unerwähnt lassen. Eine übersichtliche Darstellung des 
l^sterreich. StR. gab Ulbrich in der 2. A. des Handbuches d. öff. R. 
(1892), derselbe, der eine grossartige Zusammenstellung des in den 
-einzelnen Kronländem giltigen Verwaltungsrechtsstoffes in seinem 
.Handbuch d. österr. polit, Verwaltung* (I. II. 1888—90, VI 386, 
IX 377) und der (1883) das beste und gebräuchlichste Lehrbuch des 
österr. StR. herausgab. Neuerdings unternahm Präz&k eine Darstellung 
des österr. Verfassungs-R. in böhmischer Sprache (XIV 234). Eine 
Einleitung in das österr. StR. gab Gumplowicz (1889), ein kurzes 
Lehrbuch unter Ablehnung des juristischen Standpunktes derselbe 1892. 
Als Nachschlagewerk leistet gute Dienste Frühwalds Handbuch zum 
RGBl. (1888); für Kenntnis praktischer Streitfragen sehr wertvoll ist 
Budwinskis Sammlung der EE. des Verwaltungsgerichtshofes. Das Auf- 
Jnrisi. LÜtoTatnrbericht 1884-01 24 
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steigen des neuen österr. Staatswesens zeigt Hugelmann, Stadie zum 
österr. Verfassungs-B. (1887), »die geschichtlichen Grundlagen des 
Monarchen-B. '^ entwickelt Äiuke (1894) unter Abdruck wertroUer 
Beilagen, die staatsrechÜ. Wirkungen der Gesamtstaatsidee (Unteilbar- 
keit, Thronfolge, Titel, Embleme, Heer, andere Angelegenheiten) sind 
noch einmal von Bidermann in einer nach seinem Tode (25. 4. 1893) 
herausgegebenen Schrift in Grrünhuts Z. XXI 338 behandelt 

Von einzelnen Arbeiten seien genannt, ohne damit irgendwie einen 
Schluss auf den Wert nicht genannter zuzulassen: Lentner, StB. (1885), 
Kremer, Nationalitätsidee (1885), Karminski, z. Kodifikat d. österr. Staats- 
bürgerschafts-B. (1887, VII 402), Jegierek, Heimat-B. (1886), Spiegel, 
VO. mit provisor. Gresetzeskraft |1892, XIII 34), eine sehr eingehende 
rechtsvergleichende Arbeit, Tezner, die Stellung d. Osterreich. Gesamt- 
ministe: iums (Grünh. Z. XXll 251), Bl'onski, d. österr. Zivil&taatsdienst 
(1882), Buschmann, Adel u. Beamtentum ( \ 886), Hankiewicz, VO. v. 1860 
üb. Disziplinarbehandlung (1888), Hämmerle, Handbuch f. Gemeinden 
(1884), Perwolf, über den Beichsrat u. die Delegationen (1883), Seid- 
ler, Immunität der Mitglieder der Vertretungskörper (1891), Freund, 
das Vereins- u. Versammlungs-B (1885), Ertl, das UnfallveraidL-6. 
(1887), Hankiewicz, Belehrungen üb. Münzwesen (1887), Seidler, Staats- 
ven echnung (1885), Staatsrechnungsbof (1884); schliesslich das admi- 
nistrative Becbtsmittelverfahren von Volkar (1887, 88) und Ezel, das 
Verfahren vor dem Verwaltungsgerich: sbofe (1835). Auf Mitteilung 
weiterer Einzelheiten müssen wir verzichten; nur sei nocb der Gelegen- 
heitsschrift von Kiralj, Geschichte des Donau-Maut und Ürfahr-B. von 
Pressburg (252 S., 1892, VlII 375) gedacht, als eines wertvollen Bei- 
trages zur Geschichte der Begalien, der Schrift Jellineks u. Pliverict üb. 
das rechtl. Verhältnis Kroatiens zu Ungarn ( 1 885), und der allgemein 
Staatsrecht!, interessanten Arbeit von Ling^, die staatsrechtl. Stellung 
Bosniens und der Herzegovina (Arch. 1890 S. 480 ft.). 

Sehr wenig hat sich die deutsche Wissenschaft im abgelaufeneo 
Zeitraum mit dem ausländischen StR. beschilftigt. Nur über das eng- 
lische B. sind einige wichtigere Schriften erschienen. Der grosse Kenner 
des englischen B., Bud. v. Gneist, hat in einem für weitere Kreide 
bestimmten Werke «das englische Parlament in seiner tausendjäh rig^a 
Wandlung" geschildert, nachdem 1882 Brisset eine short history of 
the Engl. Parliament gegeben hatte. Eine wertvolle kleine Monogra- 
phie (115 S.) hat Biess über die Geschichte des Wahl-B. zum engl. 
Parlament im MA. (1885) H. Delbrück zugeeignet, in der viele Punkte 
aus der ältesten Zeit (1295 — 1461), bes. die Abgrenzung der vorbe- 
rechtigten Städte, das aktive Wahl-B. neue Beleuchtung finden, auch 
vier interessante Exkurse beigegeben sind. Einen lehrreichen Beitrag 
zur Geschichte des Gemeinde-B. und der primären Verwaltun.i^'sverbände 
lieferte Th. v. Bunsen durch die Übersetzung von Seebohm, die engl 
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Dorfgemeinde (1885); weiteres s. u. S. 308. Eine gedrängte Darstellung 
der engl. Verfassung ,^zur Orientierung für Staatsmänner, Eaufleute, 
Scbiffsrheder und Zeitungsleser«' hat H. W. Preuss auf 111 S. (1894) 
zu geben versucht, die mit einer heutzutage nicht mehr so häufigen 
Begeisterung für englisches Yerfassungs-B. geschrieben ist, aber den 
Anforderungen der an erster Stelle genannten Destinatare, der „Staats- 
männer^* kaum genügen dürfte (XIII 251). 

Ausser diesen das engl. StB betreffenden Werken und abgesehen 
von den das fremde B. darstellenden Teilen des Marquardsenschen Hand- 
buches möge eine Arbeit über französisches StB. erwähnt werden: 
Brie hat in der Breslauer Festschrift zu Gneists Doktorjubiläum (20. 
II. 1888, VIII 323) die bisher staatsrechtlich nicht gewürdigte gegen- 
wärtige Verfassung Frankreichs untersucht und gefunden, dass die 
Einzelbestimmungen, die das Verfassungs-B. der dritten Bepublik ent- 
halten, ein Kompromiss sind zwischen den Anschauungen der ge- 
mässigten Bepublikaner und den Bestrebungen der Anhänger einer 
konstitutionell-parlamentarischen Monarchie und dass sich keineswegs 
nur demokratische Orundgedanken in jenen 60. finden (Verwerfung 
des Plebiszits, Stellung des Senats, Un Verantwortlichkeit des Präsi- 
denten). 

Die Zahl der Bücher, die nur didaktischen Zwecken dienen, der 
Lehrbilchor, ist im StB. nicht gross. Vor einem Menschenalter hatten 
zwei Gelehrte, die beide aus der historischen Schule hervorgegangen 
waren, ihren Schülern eine Einleitung in das deutsche StB. geboten : 
Hermann Schulze (zuletzt v. Schulze- Oävemitz genannt) und 0. Mejer, 
die beide unserer Wissenschaft im letzten Jahrzehnt entrissen wurden 
(1888 u. 1894). Letztgenannter gab seine „Einleitung" (1. A. 1861) 
in 2. A. (1885) heraus, die bis 1871 fortgeführt und nun sehr 
geeignet ist, ein tieferes geschichtliches Verständnis für das deutsche 
StB. der Gregenwart zu vermitteln (IV 228). H. Schulzes yortreff- 
liche Einleitung ist nicht neu erschienen: er hat dafür ein Lehrbuch 
geschrieben, das 1886 abgeschlossen wurde (V 330), während der 
I. Teil schon 1881 erschien (I 117), eine interessante Darstellung, die 
sehr hübsch geschrieben ist, aber vielfach — was u. E. ein Lehrbuch 
nicht thun soll — Schwierigkeiten umgeht und EE. zu vorsichtig 
trifft. So ist in der Verbreitung dieses Buch durch Georg Meyers 
Lehrbuch d. deutschen StB. weit übertroffen worden, das 1885 in 2., 
1891 in 3. (1895 in 4.) A. erschien. Auch diesem Werk ist wohl 
die Eigenschaft als „Lehrbuch*^ bestritten worden (V 185), was wir 
nicht weiter erörtern wollen. Der Verf. hat nicht allein den Lehr- 
zweck im Auge; das Ziel seines Werkes ist die V'^oUständigkeit der 
Angaben und Nachweise für das LandesStB., so dass auch die 6gbg. 
der kleinsten Staaten mit derselben Oenauigkeit wie die Preussens und 
des Beiches berücksichtigt sind; dies Ziel hat der Verf. erreicht und 

24» 
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damit das Werk zu einem zuverlässigen Batgeber gestaltet. Auch hat 
überall wo in Theorie und Praxis Zweifel auftauchten, der Verf. seine 
Ansichten einfach klar und fest geäussert Dem Zwecke des Unter- 
richts speziell soll das kleinere Lehrbuch des deutschen StR. tod A. y. 
Eirchenheim (YII 78) *) dienen. ,,E8 bildet den I. Bd. der Yom Verf. 
in den Jahren 1886 ff. herausgegebenen Handbibliothek des Öffentlichen 
B., bei deren Herausgabe der Zweck verfolgt wurde, knapp gehaltene 
Lehrbücher zu schaffen, die in klarer Übersichtlicher Darstellung inso- 
fern vollständige Bearbeitungen der einzelnen Disziplinen bringen, als 
kein wesentlicfher Punkt des Systems unberücksichtigt gelassen, für die 
Erfassung von mehr ins einzelne gehenden Fragen aber durch kune 
Hinweise der Weg gezeigt ist, um so den Juristen in das etwas ver- 
nachlässigte Gebiet des öff. R. innerlich einzuführen. Diesem Programm 
entspricht das Kirchenheimsche Lehrbuch in jeder Beziehung ; es eignet 
sich daher vor allem für akademische Lehrzwecke. In demselben sind 
zunächst die wichtigsten Vorbegriffe des allgem. StB. erörtert, sodann 
ist ein kurzer Überblick über die Entwicklung der staatlichen Yeihält- 
nisse Deutschlands und des deutschen StB. gegeben; daran anschliessend 
bringt der Verf. eine systematische erschöpfende Darstellung des Reichs- 
StB. xmd des Landes- StB. mit besonderer Berücksichtigung der grösseren 
Staaten. «♦♦) 



*) Von „£b" bis „Staaten** rührt der Bericht von Prof. t. Stengel her. 
**) Da auch für weitere Kreise interessant sein dürfte, wie weit bei 
wichtigeren ataatsrechÜ. Fragen die Ansichten der Verf. der beiden einzigen 
gebräuchlichen Lehrbücher übereinstimmen oder von einander abweichen, 
geben wir folgende Übersicht. (M. = G. Meyer, Lehrb. 4. A. 1895; K. = 
Eirchenheim, Lehrb. d. StB.; Einf. = Einführung ins Verwaltongi-R.) 
Auseinander gehen die Meinungen hinsichtlich folgender Streitfragen: 
vertragsmässige Begründung snbj. BB. (M. Seite 28, E. Seite 144); Stellung 
des Begenten (M. 245, E. 202); Instruktion der BB.-Mitglieder (M. 378, K. 
299); Unterscheidung der VOO. in fi.- u. Verwaltungs-VOO. (M. 497, K. 
Einführung 32); Vereinigung eines deutschen Staates mit einem andern 
(M. 512, E. 274); die Vertretung in BB.- Ausschüssen als Sonder-B. nach 
§ 78* VU. (M. 516, E. 284); Di^ensationtt-B. des Monarchen (M. 562, E. 
116); die Auslegung des ,im Wege der BGgbg.* betr. die FeetsteUung der 
Friedenspräsenzstärke (M. 631, E. 351); Aufstellung zweier Etats in dersel- 
ben Sitzungsperiode (M. 666, E. 417); Treupflicht der Unterthanen (M. 702, 
E. 145). — Übereinstimmung herrscht u.a. in folgenden wichtigeren 
Punkten: M. 21, E. Einf. 31, 75. — M. 168, E. 161. — M. 182, E. 278.— 
M. 223, E. 235 n. 1. — M. 227, 29, 33, E. 190—93. — M. 240, E. 226. - 
M. 242, 44, 46, E. Begentschaft 90 ff., 78 ff., 83 ff. — M. 283, E. 267. - 
M. 294, E. 265 (Privilegien der Abg.). — M. 300, E. Einf. 40. — M. 868, 
E. 280 (BB.). — M. 380, E. 312. — M. 386, E. 295. — M. 392, E, 307. — 
M. 401, E. 309. — M. 439, E. 213. — M. 451, E. 217. — M. 457, 58, 61, 
E. 219, 20 (Beamtenverhältnis). — M. 491, E. 113. — M. 505, E. 115. — 
M. 514, E. 284 (BV. Art. 78). — M. 518, E. 274. — M. 528, E. 110. - 
M. 546 ff., E. 119 ff. (Prtifungs-B. des Bichters). — M. 557, E. Einf. 75. - 



Digitized by LjOOQ IC 



305] Lehrbücher des Yerwcdtungsrechts. 21 

Mehr fast als auf dem Gebiete des StR. sind LehrbUcher des 
VerwR. und ähnliche Schriften erschienen: hier haben wir drei Lehr- 
bücher zu verzeichnen. Ein kleineres, in der oben genannten Biblio- 
thek erschienen, hat K. v. Stengel bearbeitet, das die eben gekenn- 
zeichnete Aufgabe dieser Handbibliothek nach allgemeinem urteil voll- 
kommen erfüllt (Yl 31) und einen kurzen Überblick über den 
gegenwärtigen Stand der Yer waltun gs-BW. gewährt und von dem mut. 
mui das eben über Eirchenheims Lehrbuch Gesagte gilt. Ein grösseres 
Lehrbuch des deutschen YerwB. hat E. Loening (1884, IIl 412) 
geschaffen, das auf 859 S. das innere YerwB. Preussens, Bayerns, 
Sachsens, Württembergs, Badens, Hessens und des Beichslandes zu einer 
für Lehrzwecke angemessenen, jedoch auch für Praktiker wertvollen 
Darstellung bringt. L. behandelt im 1. Buch die Organisation der 
Yerwaltung, wobei er das ganze Beamten- und Eommunal-B. darstellt, 
im 3. die Yerwaltungsrechtspflege, im 2. umfangreichsten Teile (S. 225 
bis 771) in 5 Abschnitten die einzelnen Zweige der inneren Yerwaltung. 
Als drittes im Bunde der yerwaltungsrechtl. Lehrbücher erscheint 6. 
Meyers Lehrbuch des deutschen YerwB. in 2 Bänden, das 1893 in 
2. A. gekommen ist (lY 189, Xm 130, 288). Dasselbe unterscheidet 
sich von den beiden andern dadurch, dass es auch die auswärtige, 
Militär- und Finanzverwaltung (im 2. Bde.) behandelt. Der 1. Bd. 
umfasst die allgemeinen Lehren und in 6 Abschnitten das B. der inneren 
Verwaltung. Die Grundsätze, nach denen der Yerf. gearbeitet hat, sind 
dieselben wie im StB.; in der 2. A. ist sogar auch das elsass-lothring. 
VerwB., das in der 1. nicht berücksichtigt war, mit aufgenommen und 
nur noch Mecklenburg ausgeschlossen. Auch in diesem Buche ist, ¥rie 
im Lehrb. des StB. (abgesehen vom Finanz-B.) der innigen gegensei- 
tigen Durchdringung von Beichs- und Landes- B. durch eine einheit- 
liche Darstellung der reichs- und landesrechtl. Yorschriften Bechnung 
getragen, und auch hier liegt der Schwerpunkt in der übersichtlichen 
Erörterung des positiven B. und in der scharfen Formulierung der 
einzelnen Fragen des YerwB. Bei dem Aufleben der Yerwaltungs-BW. 
und dem offenbar teilweise noch mangelnden Yerständnisse schien es 
schliesslich auch dem Yerf. dieser Zeilen geeignet, ein Hilfsmittel für 
das Studium zu schaffen.'^) 



M. 595, K. 312. — M. 608—6, K. 428—34. — M. 628, 24, K. 844 u. i. WB. 
d. YerwB. — M. 657, 58, K. 408, 407. — M. 681, K. 138 N. 1. — M. 686, 
E. 141 ff. ^ M. 760, K. 168 n. a. m. (ElfmaJ abweichende Ansichten gegen 
42 Stellen Übereinstimmung). 

*) Die Einführung in das Yerwaltungs-B. von Eirchenheim 
(1885, Y 295) verfolgt den Zweck, auf verhältnismässig geringem Baume 
(118 S.) alles das zu bringen, was zum ersten Yerständnis des YerwB. er- 
forderlich ist. Demgemäss erörtert der Yerf. in einer Anzahl von selbst- 
Btändigen Abschnitten die Begriffe der Yerwaltung und Polizei und des 
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Die WandluDg der staatlichen Verhältnisse in Deutschland hat 
aber nicht nur am tausendjährigen Stamme der BW. den neuen Trieb 
des Verw.B. aufkeimen lassen; sie scheint auch dazu gefOhrt zu habeOf 
dass das Interesse an Staat und Staatsleben überhaupt wächst. Gerade 
in den letzten Jahren sind einige Schriften erschienen, deren Zweck 
kein anderer ist als der weitere Kreise über Staat, Verfassung, K 
aufzuklären. Neben einer kleinen Schrift Yon E. Ebeling, deutsche 
Staatskunde sind bes. die „deutsche Bürgerkunde* von Groth und Hoff- 
mann und die von Giese (alle 1894) zu nennen. Beide Bücher haben 
ein hohes nationales Ideal vor Augen und wollen die jungen Leute 
aller Stände, Landwirt wie Handwerker, Kaufmann wie Beamten zu 
scharfem Denken schulen und zu gesundem Nationalgefühl erheben 
durch Einführung in die Beschäftigung mit dem Staatsleben unserer 
Zeit, wollen Schüler wie Erwachsene von dem Wert der staatlichen 
Einrichtungen unser Zeit überzeugen (XIII 401). 

Die zunehmende Erweiterung des Kreises derjenigen, die sich für 
das Verw.B. interessieren, sowie die für alle Juristen vorliegende Not- 
wendigkeit, sich über Fragen dieser verhältnismässig jungen Wissen- 
schaft zu belehren, führten zur Schaffung eines Hilfsmittels, das in 
Anlehnung an alphabetisch geordnete Schlagworte den gesamten Ver- 
waltungsrechtssioff in möglichst vollständiger und knapper Darstellung 
zur Kenntnis bringt: es ist das dem französischen Dictionnaire de l'ad- 
ministration von Maurice Block nachgebildete Wörterbuch des Ver wR, 
das V. Stengel unter Zuziehung vieler bedeutender Kräfte, insbes. von 
Lehrern des öff. B. 1889 u. 90 herausgegeben hat (IX 207, X 184). 
Wir erhalten hier eine Darstellung des deutschen Verw.B. in kleinen 
und grösseren Monographien, die meist eingeleitet durch einen konen 
geschichtlichen Bückblick und durch Hervorhebung allgemeiner Gt- 
sichtspunkte, übersichtlich in Paragraphen eingeteilt und am Schlüsse 
mit einem zuverlässigen Nachweis der Quellen und der Litteratur ver- 
sehen sind. Ein systematisches Begister ermöglicht die Verwertung 
des Wörterbuches zu wissenschaftlichen Studien. Nachtragsbände bringen 
ausser den durch das Fortschreiten der Ggbg. bedingten Ergänzungen 
eine Beihe neuer Artikel, so der III. Nachtragsband insbes. aus der ur- 



VerwB., die Quellen des VerwK., den Verwaltnngsorganismus im allgemei- 
nen, dann in Dentechland, England, Frankreich und den flbrigen europäi- 
schen Staaten, die Thätigkeit der Verwaltungsbehörden, die Aufgaben der 
inneren Verwaltung , den Bechtsschutz der Verwaltung (die Verwaltongs- 
gerichtsbarkeit) nud schliesslich das internationale VerwB. An diese viel- 
fach anregende, die leitenden Gesichtspunkte der Verw. und des VerwR. 
hervorhebende Einleitung in das Studium des VerwB. achliesst sich ein 
systematischer Grundriss des VerwB. an, der nicht bloss die Kapitel- und 
Paragraphenüberschriften giebt, sondern auch reichhaltige Quellen* und 
Litteraturangaben enthält. v. Stengel. 
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sprünglich weniger berücksichtigten Justizverwaltung (XI 338, XIII 129). 
In Verbindung mit diesen Nachträgen sind die 528 Artikel des WB. 
geeignet, allen, die sich mit den vielgestaltigen Fragen des Verw.R. 
EU beschäftigen haben, rasche und zuverlässige Auskunft zu geben, 
aber auch zur Vertiefung und weiteren Entwicklung dieser Wissen- 
schaft beizutragen.*) 

III. 

Recht Bedeutendes ist aber auch in der Einzelforschung auf dem 
Gebiete des Verw.R. geleistet. Erfreulich sind hier vor allem eine 
Reihe historischer Leistungen. An erster Stelle möchten wir einen 
wertvollen Beitrag von Marchet Studien über die Entwicklung der 
Verwaltungslehre in Deutschland von der 2. Hlfte. des 17. bis zum 
Ende des 18. Jahrb. (1885, V 185) nennen, der uns über den inter- 
essantesten Zeitraum in der Geschichte der Verwaltung, über den 
Gedanken des VTohlfahrtsstaates und seine Umbildung und über die 
Entstehung der Verwaltungslehre als Wissenschaft aus jenem Gedanken- 
kreise heraus fesselnd Aufklärung giebt. Dass die Theoiie der Staats- 
praxis entsprach, dass sie vielleicht nur Darstellung dessen war, was 
sich in der Verwaltung gewissermassen unbewusst herausbildete, er- 
fuhren wir fast gleichzeitig durch die Darstellung von Bomhak im 
n. Teile seiner Geschichte des preuss. Verw.R. (IV 116, V 449). 
Bomhak, ein Schüler von Gneist, hat mit grossem Fleisse in drei 
gleichmässigen Bänden (bis 1713, 1713 — 1807, von 1807 an) eine 
Geschichte der Rechtsnormen, der Organe, der Kontrollen der preuss. 
Verwaltung geschrieben, wie wir sie bisher nicht besassen, und die 
sich zum Teil zu einer Geschichte der gesellschaftlichen Strömungen 
gestaltet hat. Auch die einzelnen Verwaltungsgebiete werden uns unter 
Verwertung von 62 Quellenwerken und ca. 120 litterarischen Er- 
scheinungen gründlich erschlossen: so werden wir von der militärischen 
Kolonisation auf slavischem Boden durch ständischen und absoluten 
Staat hindurch zur modernen Verwaltung geführt, überall das Verw.R. 
als Kampfobjekt zwischen Gesellschaftsbestrebungen und Staatsgewalt 
erkennend und sowohl für die geschichtliche Betrachtung Belehrung 
als auch zur Beurteilung der politischen Parteien Anregung findend. 

In ähnlicher Weise haben nun andere Schriftsteller uns die Ge- 
schichte einzelner Behörden oder Behördensysteme geboten, so Hertel, 
eine eingehende Geschichte der preuss. Oberrechnungskammer (Rech- 



*) Die 528 Artikel verteilen sich auf 56 Mitarbeiter (Namen 8. Vm 233), 
von denen folgende jeder über 20 Artikel, Jollj-Tübingen 40, Kirchenheim- 
Heidelberg (bes. Militär-R.) 28, Leuthold- Freiberg (f) 23, Lewis -Greifs- 
wald (t) 21, G. y. Mayr- Strasburg (bes. Finanz-R.) 27, v. Stengel (bes. 
Verw.-Organisation) 82, Zeller-Barmstadt 22, einer 3, vier 2, drei je 1, die 
übrigen 41 4—17 Artikel bearbeiteten. 
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nungshof des deutschen Beiohes) 1884 (III 415 Nachtrag s. X 186), 
so Stölzel die gründliche Geschichte der brandenburg-preuss. Justiz- 
verwaltung (Vin 1), so Rosenthal, eine Schrift über die Behörden- 
Organisation Kaiser Ferdinands 1. (VII 35) und eine G-eschicbte des 
Gerichtswesens und der Yerwaltungsorganisation Bayerns, ssun&chst vom 
12. bis 16. Jahrb. (1889, YIII 449), ferner Adler, die Organisation 
der Centralverwaltung unter Maximilian I. (1886, V 246) ein umfang- 
reiches Werk, das uns die reformatorische Arbeit dieses an der Grenz- 
scheide zweier Zeitalter stehenden Kaisers und den Einfiuss der fran- 
zösisch-niederländischen Yerwaltungsorganisation auf seine Neugestal- 
tungen darlegt, so Schmoller, über den Beamtenstand v. 16 — 18. Jahrb. 
(Jahrbuch XYIII p. 696) und über das Städtewesen (Z. f. preuss. 
Geschichte VIII 521, X 257, 637, XI 523, XII 353, 425). Von 
grösstem Werte ist dann auch eine Arbeit Bachfahls über die 
Gesamtstaatsverwaltung Schlesiens bis zum 30jfthr. Kriege (1894), da 
hier, wo slavischer und germanischer Kulturkreis sich am nächsten 
berühren, das Problem der Umwandlung vom mittelalterlichen Feudal- 
zum heutigen Beamtenstaate besonderes Interesse bietet: Bachfahls 
Buch ist eine der besten neueren Monographien auf diesem Gebiete 
(XIV 230). Den Übergang von den rein geschichtlichen Arbeiten za 
den Monographien des positiven deutschen Verw.B. bilden die Werke, 
die uns eine Bechtsvergleichung ermöglichen. Im abgelaufenen Jahr- 
zehnt sind es vor allem zwei grosse Werke, die uns einen Blick auf 
England und auf das französische B. gewähren. Gneist hat aus seiner 
Geschichte und Gestaltung der Ämter (1857 — 60), aus der schon 1866/67 
eine Geschichte und Darstellung des englischen Verw.K geworden war, 
eine dritte ^nach deutscher Systematik umgearbeitete' A. (1883/84) 
herauswachsen lassen, die das englische Verw.B. der Gegenwart in 
Vergleichung mit dem deutschen Verwaltungssysteme zur Anschauung 
bringt (IV 35) und eine völlige Umgestaltung des gewaltigen Stoffes 
in modernisierte Gestalt giebt. Das französische Verw.B., in dem 
Zustande wie es sich 1870 befand, hat uns 0. Mayer in einem grossen 
Werke, Theorie des franz. Verw.B. (1886, VI 68) erschlossen: M. hat 
mit feinstem Verständnis sich in das franz. Verw.B. hineingearbeitet 
und ein Buch geschaffen, das mehr wie irgend ein anderes für den 
Deutschen eine wissenschaftliche Einführung in das so scharf durch- 
dachte franz. Verw.K, ja vielleicht sogar in die romanische Staats- 
anschauung sein kann. 

unter den Sonderdarstellungen des gegenwärtigen deutschen B. 
ist an erster Stelle das grosse Werk von Stengel zu nennen, «die 
Organisation der preuss. Verwaltung* (1881, ITl 335). Unser 
Berichtszeitraum beginnt etwa mit der Zeit, da die grosse Beform der 
Verwaltungsreorganisation in Preussen, die mit der Kr.O. vom 13. 12. 
1872 ihren Anfang nahm, durch die GG. vom 30. 7. und 1. 8. 1883 
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ihren Abschlnss gefbnden hatte. Den neaen hierdurch begründeten 
Rechtszustand wissenschaftlich darzustellen hat Si in dem genannten 
Werke unternommen. Er giebt aber nicht nur eine Darstellung der 
neuen Organisation und eine Geschichte der Organisation seit Aafang 
dieses Jahrhundert«, sondern es werden auch eine Reihe allgemeinerer 
Erörterungen teils in der Einleitung, tieils gelegentlich, bei Behandlung 
der Yerwaltungsgerichtsbarkeit etc. geboten. Ein bes. für Preussen 
berechnetes Lehrbuch des Verw.R. hat Grotefend 1890/92 in 2 Bänden 
(736 und 880 S.) yeröifentlicht, eine sehr brauchbare synoptische Aus- 
gabe der Kr.OO. und Provinzial-00. hat Bornhak 1887 yeranstaltet 
(YII 112). Ausserdem sind die preuss. Er.OO. von Kolisch (1894),. 
die St&dte-OO. von Haase (1891), Marcinowski und Hoffmann (3. A. 
1890), Steffenhagen (10. A. 1890) herausgegeben worden. 

In den letzten Jahren wurde dann bes. die Beform der sehr ver- 
wickelten Rechtsverhältnisse der Landgemeinden ins Auge gefasst. 
EinevÜbersicht über die Zustände des Ostens hatte 1890 in Bd. XLIII 
der Schriften des Vereins für Sozialpolitik Keil gegeben, derselbe der 
nunmehr den besten Kommentar zur preuss. L.G6m.O. geschaffen hat. 
Der Erlass dieser 0. (3. 7. 91) hat naturgemäss auch sonst eine grosse 
Litteratur hervorgerufen, neben der kleinen Ausgabe von DuUo (1891), 
Genzmer (1892), Hahn (1891) kommen die Kommentare von Halberg^ 
Freitag, Siudt-Braunbehrens (alle 1892) in Betracht. 

Zu allgemeinen Betrachtungen über die Selbstverwaltung etc. 
worden dadurch nur wenige Schriftsteller geführt, so Glüht, die Lehre 
von der Selbstverwaltung im Lichte formaler Begriffsbestimmung 1886 
(sie sei «Thätigkeit der Gemeinden für den polit. Gemeinschaftszweck*) 
und Neukamp, Selbstverwaltung im Rechtssinne (Arch. IV 377, 525) 
und über die Selbstverwaltung in der Rheinprovinz 1888 (S. ist 
selbständige von der Centralinstanz rechtl. unabhängige Verwaltung 
krdft eigener Entschliessung im Gregensatze zur Ministerverwaltung,, 
innerhalb welch letzterer die unteren Organe nur als Mandatare der 
oberen handeln. Sie enthält Verwaltung eigener Angelegenheiten wie 
Verwaltung von Angelegenheiten der allgem. Staatsverwaltung.) 

Von weiteren litterarischen Erscheinungen aus dem allgemeinen 
Teile des Verw.-R. sind etwa zu nennen die Erörterungen der Frage 
der Vorbereitung zum höheren Verwaltungsdienste; sie sind 
zum Gegenstande zahlreicher Gutachten gemacht worden („die Vorher, 
z. höh. Verw.-Dienst, Berichte etc.", veröff. v. Verein f. Sozialpolitik 
1887, VII 33). Die Schrift ist eine Ergänzung der schon früher 
erwähnten (Litt. Bericht H. 1 S. 35) über die juristische AusbiK 
düng und enthält Gutachten von Bosse — dem gegenwärtigen preuss. 
ünterrichtsminister ! — Cohn, Nasse, Schanz, Jolly, Fischer (Sachsen), 
Schönberg, Lemayr, Leclerc, mit mannigfachen Vorschlägen, die für 
die Regierungen im Wesentlichen von „akademischer'* Bedeutung sind. 
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(Näheres im W. B. d. Verw.-R. 11 S. 841); ferner ist eine Arbeit 
0. Mayers zu nennen, die die Lehre von öffentlichrechtlichem Vertrag 
(Arch. m) unt«r Heranziehung der röm. Yectigaliaverpachtangsyertx^ge 
(Mommsen, Z. f. R.-Geschichte VI 268) und des französ. contrat 
administratif sehr gründlich untersucht. Eine sehr eingehende Mono- 
graphie schreiht Anschütz über das K des Verwaltungszwanges in 
Preussen (Verw.- Archiv S. 389—470 als S.-A. XIIT 1893), die den- 
selben hauptsächlich in seiner geschiclitlichen Entwickelung seit dem 
17. Jahrb. darstellt. 

Schliesslich wurde auch die Enteignung Glegenstand mehrerer 
sehr guter Darstellungen. Das preussische Enteignungs-G. vom 
24. 6. 1874 erläutert Seydel 7. A. 1884 u. Eger H. Bd. (1887—1891); 
letzterer wiederholte seine dringenden R«formvorschläge 1893 und 
arbeitete einen Entwurf aus (Notwendigkeit einer Bevision des prens& 
Ent.-6. Xni 173, vgl. VII 33). Nach gemeinem und Sachs. B. bringt 
Scheicher „die Rechtswirkungen der Enteignung" (1893), sowohl die 
sachlichen wie die forderungsrechtlichen zu einer abgerundeten syste- 
matischen Darstellung (XIII 36). Das Schweiz. B. behandelt Sieber, 
B. d. Expropriat (1889). Fragen von bes. aktuellem Interesse be- 
handeln zwei andere Schriften: Meili untersucht die Anwendung des 
Expropriations-B. a. d. Telephonie (1888 VII 474: Entschädigung nnr 
soweit Boden- und Luftraum nutzbringend sein können) und Meyer be- 
spricht zum ersten Male in seiner „Stadterweiterung in rechtl. Beziehung^ 
(1893 XII 307) im Anschlüsse an den G.-Entwurf von Adickes im 
preuss. Herrenhause die interessante Frage nach der zwangsweisen Zu- 
sammenlegung städt. Baugrundstücke. 

Die meisten litterarischen Erscheinungen aus dem allgem. Teil des 
VerwB. betreffen den Bechtsschutz. Mit der „Verwaltungsjustiz** 
haben sich nicht nur alle Schriftsteller, die Systeme schrieben, sondern 
auch andere sehr eingehend beschäftigt (vgl. auch Wörterb. d. Verw.-B. 
n S. 710—753, 786 ff. und Nachweise bei G. Meyer Verw.-R. I 
S. 35). 

Der abgelaufene Zeitraum ist derjenige, in dem in Österreich und 
Preussen, Hessen, Württemberg und Bayern die Verwaltungsgerichts- 
barkeit sich einbürgerte, nachdem sie erst wenige Jahre zuvor einge- 
führt war; in Anhalt wurde sie erst in diesem Zeitraum (6. z. 37. 9. 
1888) eingeführt Wissenschaftliche Arbeiten hierüber sind in dieser 
Zeit uns bes. aus Österreich geboten worden, so die „drei Gutachten 
über Beform des Administrativverfahrens** von Lemayr, Pann und 
Prazak 1884 (IV 387), die zahlreiche Einzelreformvorschläge erörtern 
und eine Monographie von Bematzik, Bechtsprechung und materielle 
Bechtskraft (1886, V 395), die in einem ersten Teile die verschiedenen 
Auffassungen der Verwaltungsrechtsprechung in der Litteratur vor- 
führt und daraus selbst eine Begriffsbestimmung gewinnt (Bspr. ist 
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jede nach abstrakt geregelten Verfahren seitens eines von der Rechts- 
ordnnng dazu beauftragten behördlichen Organs vor sich gehende 
Erklärung mit der die beabsichtigte Feststellung eines konkreten 
K-Verhältnisses zum Ausdruck gebracht wird). Der zweite Teil ist die 
erste Yollstftndige Bearbeitung der Lehre von der Rechtskraft der EE. 
der Verwaltungsgerichte, wobei allerdings die zivilprozessuale Begrün- 
dung zu scharf zurückgewiesen wird. Dass man bei der Neuheit der 
Einrichtung besonders die EE. der Yerwaltungsgerichte eifrig sammelte, 
ist sehr erklärlich. Abgesehen von den fortlaufend erscheinenden 
Sammlungen der EE. des Österreich., bayer., preuss. OVO. (letztere 
durch die in Steuersachen vermehrt) sind grosse Sammelwerke er- 
schienen, die die EE. übersichtlich zusammensteilen und ihre 
grössere Nutzbarmachung ermöglichen, so für Österreich Jolle, die 
Praxis der Verw.-GG. I 1884—1887 H 1888—1893. Das Haupt- 
werk ist Rechtsgrundsätze des preussischen OVO. von Parey (1887, 
2. A. 1891. VI 314 XI 271), der in der 2. A. die EE. des OVO. 
Bd. I — ^XVIII verarbeitet, den gesamten Stoff in 4 Abteilungen (Kom- 
munalverbands - und Verwaltungsbezirkssachen Kultus, Schule, Per- 
sonenstand — Polizeiliche Angelegenheiten i. 14 Unterabteilungen — Ver- 
waltungsprozess, gruppiert, die EE. kurz wiedergiebt und erläutert. 
Ein ähnliches Werk, das jedoch noch ein besonderes Interesse bietet, 
hat Wielandt 1891 herausgegeben: die Rspr. d. badischen Verwaltungs- 
gerichtshofes 1864—1890 (X 356); diese Zusammenstellung von 1380 
EE., die von 2411 im Oanzen gefällten ausgewählt sind, ist ein 
Rechenschaftsbericht über die Thätigkeit des ersten deutschen Verwal- 
tungsgerichtshofes im ersten Vierteljahrhundert seines Bestehens und eine 
Jubiläumsausgabe, die der damalige Präsident dem Gerichtshof und 
der deutschen Verwaltungs-RW. darbrachte. Zu einer eingehenden, 
fast lehrbuchartigen Darstellung des verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahrens in Bayern hat Lindner das erste Material zusammengestellt 
{1894 XIV 320). 

Werfen wir einen Blick auf die Litteratur der einzelnen Ver- 
Waltungszweige, so finden wir naturgemäss, dass der grösste Teil der 
erschienenen Schriften ganz unmittelbar der Praxis dient. Immerhin 
ist kein Oebiet, auf dem nicht auch tiefere theoretische Arbeiten zu 
verzeichnen wären. Überall ragen aus dem Ozean der Kommentare, 
Gesetzesausgaben und Nachschlagebücher einzelne Leuchttürme von 
Gedankenwerken, oft auch von Praktikern herrührend. 

Von den einzelnen Zweigen der Reichsverwaltung, soweit sie nicht 
unten bei der verwaltungsrechtl. Litteratur erwähnt werden, hat das 
MilitSrwesen wiederum die eingehendste Beleuchtung gefunden, näm- 
lich durch Preuss und Brockhaus.*) Die bedeutendste Abhandlung 

♦) Vielleicht dürfen auch Kirchenheims 26 Artikel im WB. d. VerwR. 
hier erwähnt werden. Laband (Bd. II S. 480 seines StR.) nennt sie .un- 
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nnseres Zeitraums auf diesem Gebiete ist Brockhaus (f 14. Okt. 1895) 
«d. deutsche Heer und die Eontingente der Einzelstaaten " (1888). 
Nach ihm ist das deutsche Heer ungeteilt der Reichsgewalt unter- 
worfen, ein einheitliches Beichsinstitut, vom Bliche unterhalten, vom 
Kaiser befehligt. Die BB. der Kontingentsherren werden von B. geg^en- 
über der plena potestas ordinaria et immediata als ein militär. Patro- 
nat-B. bezeichnet. Dem gegenüber hat Laband seine Ansicht im 
Archiv 111 491 zu verteidigen gesucht und er h&lt in der 3. A. seines 
StB. an dem Satze fest «es giebt kein Heer des Beiches, sondern 
nur Kontingente der Einzelstaaten* — wunderbare Logik! 

Als 1887 der BT. aufgelöst wurde und die Erörterung der Sep- 
tenatsfrage eine lebhafte politische Bewegung, ja die Furcht eines 
Verfassungskonfliktes hervorrief, schrieb Preuss über «Friedenspr&senz 
und RV.*' (VI 301). Er giebt dem BT. nicht das B., die Priedens- 
präsenz jährlich festzusetzen, aber ebenso wenig dem Kaiser die Be- 
fugnis einseitiger Feststellung. Positiv meint er nur, ein Ätemat 
entspreche den Forderungen der BW. Savigny hat dasselbe Thema Arch. 
ni. 203 behandelt Eine Arbeit über die Milit&rkonventionen veröffent- 
lichte Tepelmann (1891). 

Auf dem Grebiete des Finanzwesens treffen wir sehr verschieden- 
artige litterarische Erscheinungen. Die Verwirrtheit der Bechtsver- 
hältnisse zutischen Beichs- und Bundeswirtschafb, die auch in letzter 
Zeit wieder im BT. lebhaft besprochen wurde, gab Preuss Anlass 
zu einer für weitere Kreise bestimmten «Entwirrung* (1894): Beichs- 
und Landesfinanzen* (XIV 131). Er fordert Umwandlung der Matri- 
kularbeiträge in Bepartitionssteuem, umfassendere Organisation, vorlftofig 
der wichtigsten direkten Steuern, kurz, statt fortwährender Provisoriea 
und Notbehelfe dauernde Begelung. 

Zum deutschen Zoli-R. veröffentlichte Thümmel Arch. VUI 368 
interessante Studien; eine gute Darstellung der gesamten „ZoUgbg.* 
gab Havenstein (1892 XI 428). Von den übrigen Beichssteuem fiuoid 
wohl die vielfachste Darstellung die Beichsstempelsteuer, während 
gegenwärtig das neue preuss. Stempel-G. (31. 7. 1895) reichliche Er- 
klärung findet. Das Beichsstempel-6. vom 27. 4. 1894 ist kürzer 
erläutert von Puls (4. A. 1894), Beisenegger, Sonntag (1894) Schlag 
(2. A. 1894), ausführlicher von Gaupp (6. A. 1894) u. vom Handels- 
kammersyndikus Landgraf (1894 XIII 417). Die Tabakbesteuerong 
behandelt Graf in Annalen 1893 S. 523, das Zuckersteueigesetz vom 



i 



bedeutend* nnd .einige", obwohl diese sechsundswanzig Artikel lUBanunen 
die Yollständigste Bearbeitnng imsereB Militär- R. enthalten. Bemerkt sei, dam 
das Bg. in seiner wichtigen £. (III. Ziv.-S.) vom 9. 3. 1888 der Meinung ge- 
folgt ist, die wir immer vertreten haben. Laband steht äemlich allein mit 
seiner Anschauung (vgl. G. Meyer, VerwR. 2. A. II S. 88). K. 
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31. 6. 91 gaben heraus Hayer, Troje, Materne (1892), die Brausteuer- 
Beichs-Ggb. Appelt (2. A. von Hoppe 1885), d. Branntweinsteuer be- 
handelt A. Schneider (1890), das, diese Steuer wesentlich umgestaltende 
BG. vom 24. 6. 1887 erläuterten Guttmann, Keilwagen, Troje (1888), 
Stammler (2. A. 1891). Im allgemeinen behandelte die Zölle und 
Steuer des Beiches Aufsess (4. A. 1893). Andere Schriften schlössen 
sich an die preussische Steuerreform Anfang der 90er Jahre 
an, so Strauss (XIII 1894), der eine geschichtliche Übersicht derselben 
bietet: das £inkommensteuer-G. vom 24. 6. 1891 erläuterte eingehender 
Fuisting (3. A. 1884), Krause (1891), Meitzen (1891), d. Ergänzungs- 
steuerG. Gauss (1894), d. preuss. Erbschaftssteuer Kühnemann (3. A. 
1892), während Bacher die deutsche Erbschafts- und Schenkungssteuer 
1886 allgemein darstellte, die Gewerbesteuer- Ggb. Fuisting (1892) und 
Falkmann (2. 6. 1893, Xu 132) u. a. m. Die neuen Kommunal - 
abgaben-GG. v. 14. 3. 1893 erläuterten Bomhak, Luks (XIII 131, 321), 
Adickes (1893), Noll (1894) u. a. m. Das gesamte «Etats-, Kassen- und 
Rechnungswesen* hat Herrfurth für Preussen ausfuhrlich dargestellt 
(2. A. 1887), ebenso Lobe f. Sachsen (1884), ein Lehrbuch d. österr. 
Staatsverrechnung schrieb Seidler (2. A. 1893, s. ob.). Eine vortreffliche 
Monographie über den Fiskus hat ein Praktiker Fritze (jetzt L.-R. in 
Berlin) veröffentlicht. (Zusammenstellung der Behörden, die den Fiskus 
vertreten, 1891 XI 68). Die Lehre vom Fiskus war in den staatsrechtl. 
Werken bisher sehr stiefmütterlich behandelt worden (vgl. Kirchenheim, 
Lehrb. S. 386), so dass man mehrfach eine Lücke empfand. Die Lücke ist 
jetzt durch das genannte Werk ausgefüllt worden; es ist darin eine sichere 
Handhabe für die Gerichte u. a. geschaffen, um festzustellen, welche 
Behörde im einzelnen Falle den preussischen Landes- und Beichsfiskus 
zu vertreten hat und zugleich eine wertvolle verwaltungsrechtl. Arbeit, 
die überall sehr gesunde Ansichten verrät, geboten worden. Über 
die Finanzverwaltung der Gemeinden haben Beitzenstein (in 
Schönbergs Handbuch der polit. Ökonomie III S. 627 u. im Wörter- 
buch d. YerwB. sehr eingehend orientiert, ebenso Eheberg in Conrads 
W.-6. d. Staatswissenschaften III S. 760, wie überhaupt die drei 
letztgenannten Sammelwerke, die beiden Wörterbücher und Schönbergs 
Handbuch für die einzelnen Yei*waltungszweige hier ein für allemal 
genannt sein mögen. Erwähnt mag schliesslich auch werden, dass seit 
1884 eine dem Finanzwesen ausschliesslich gemidmete Z. — das Finanz- 
Archiv von Schanz — erscheint, die seither viele wertvolle Aufsätze 
gebracht hat. Vielleicht dürfen wir an dieser Stelle noch eine Schrift 
nennen, die ein bisher selten behandeltes Thema zum Gegenstände 
hat, nämlich den Konkurs der Gemeinden. Es ist ein äusserst 
wertvolles Bechtsgutachten (268 S.) des ausgezeichneten Schweizer 
Advokaten Prof. Meili, betr. Schuldezekution nnd Konkurs gegen Ge- 
meinden (1885, IV 437), veranlasst durch das Schweizer Justizdepar- 
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tement and die Verbältnisse in Winterthur, Baden, Lenzburg. Zofingen. 
£iner grändlicben Darstellung des geltenden B. lässt M. Vorschläge 
folgen, die die Scbeidung in Finanzvennögen und Verwaltungsrv-er- 
mögen verwerten und die Unmöglichkeit der Exekution in letztere und 
damit überhaupt die Unmöglichkeit einer schrankenlosen Exekution g^en 
Gemeinden darthun. Andererseits verlangt er im Falle eines solchen » Kon- 
kurses '^ staatliche Vormundschaft über die Gemeinde und Begelnng 
der Angelegenheiten durch einen Kurator unter entsprechender An- 
spannung der gemeindlichen Steuerkraft. 

Inneres Verw.-R. Sicherh eitspolizei. Für den prakt. Polizei- 
dienst im allgemeinen bestimmt sind Erdmann, Praxis der preoss. 
Polizeiverwaltung (1891), Retzlaff (preuss.) Polizeihaudbach (1892), 
Gerhard, städt Polizeidienst 1895, XV 48). Eine gute Zusammenstellung 
der Vereins-GG. gab Mascher, Vereins- u. Versamml.-R. 1888 (Vin 119), 
systematische Erklärungen insbes. d. preuss. Vereias-B. Caspar (1894, XU 
388), Litteratur über Bekämpfung der Umsturzvorlage s. oben Heft 6 
des Litt.-Ber. S. 259; üb. d. Belagerungszustand erschien im Berichts- 
zeitraum nur eine französische Arbeit (Beinach, 6tat de si^ge 1885). 
Die hauptsächlich sicherheits- , aber auch armenpolizeilichen Be- 
schränkungen der Freizügigkeit nach preuss. B. stellte Gneist, Arch. I 
245 dar. 

Das BG. vom 1. 6. 1870 über Beichs- und Staatsangehörigkeit 
fand ausfuhrlichste Erklärungen (432 S.) durch Leg.-B. W. Cahn 
(1888), das BG. über d. Unterstützungswohnsitz in der Fassung vom 
12. 3. 1894 durch Eger (3. A. 1894, XIH 429 vgl. m 259) u. 
Wohlers (6. A. 1895), Wittgenstein für Sachsen (4. A. 1894), während 
Behm eine geschichtliche Entwicklung des Erwerbs dieser BB. gab 
(Annalen 1892 S. 137). Über die seltsame Erscheinung der „gleich- 
zeitigen Staatsangehörigkeit in mehreren deutschen Bimdesstaaten* gab 
Falcke 1888 kurze Auskunft (VlII 197). Von Hinschius Kommentar 
zum Personenstands -G. ist 1890 die 3. A. (X 147), von Wohlers 
Kommentar die 4. A. 1890 (X 184) erschienen; über Namen und 
Vornamen schrieb Levi (1888), über Auswanderungskontrolle nach 
Hamburger B. gab Mittelstein eine übersichtliche Darstellung im 
Arch. VIl 539. Mit dem Armenwesen ausschliesslich beschäftigte 
sich Aschrott 1886, Münsterberg, Beitzenstein 1887, Tourbie 1888 und 
viele andere, bes. in Flugschriften, sowie in den Schriften des Deut* 
sehen Vereins für Armenpflege (s. bes. daselbst Böhmert, das Armen- 
wesen in 77 deutschen Städten, 1886). Aschrott schilderte eingehend 
das englische, Tourbie kurz das dänische Armen wesen (V 1888, VIIl 
158). Münsterberg giebt in seiner Schrift die deutsdie Armenggb. 
(VI 304) eine stoffreiche gründliche Darstellung in drei Teilen: Ge- 
schichte, gegenwärtiges B., Beformbestrebungen, die beste systematische 
Zusammenstellung und kritische Verarbeitung des massenhaften Materials 
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(S. 24 — 31 daselbst vollständiger Litteraturnachweis). Für die Lösung 
von Jurist. Streitfragen auf diesem Gebiete bilden die EE. des Bundes- 
amts f. Heimatwesen weiter eine wertvolle Quelle (jetzt bis Heft 27). 

Für die Gesundbeitspolizei giebt das Handb. der Medizinal- 
gesetzgebung von Wiener, 2 Bde. 1883 -1887, uns die besten 
Quellennachweise mit Erläuterungen (VI 193), das Werk von 
Guttstadt Deutschlands Gesundheitswesen (1890, I) eine systematische 
Darstellung vom Standpunkte des Mediziners. «Die preussischen 
Medizinal-GG.' verö£fentlichen Wemich in 3 A. 1894, Medizinal-GG. 
f. das Königreich Sachsen Flinzer (1895). Von einzelnen Lehren finden 
besondere Behandlung d. Medizinalprüfungswesen von Liebau (1890), 
die Nahnmgsmittelf^schung in der 3. A. des Kommentars zum BG. 
V. 13. 5. 1878 von Meyer-Finkelnburg (1894), die deutsche Fleisch- 
beschauggb. von Schlampp (1892), das neue Wein-G. v. 20. 4. 1892 
vielfach (z. B. chemische Kenntnisse leichtfasslich übermittelnd von 
A. Bujard, Stuttgart (2. A. 1893), die Feuerbestattung in einer 
sehr gründlichen, die verschiedenen Ggbn. berücksichtigenden Schrift 
von Goppelsröder (1890), X 115), das Impf-B. in einer Unzahl minder- 
wertiger Schriften und in einem ganz wissenschaftlichen Kommentar 
zum BG. vom 8. 4. 1874 von RA. Martini in Leipzig (1894, XIV 
71), der in der »Gkwissenstyrannei* des Impfzwanges und der , Heilig- 
sprechung* des .S&uglingsverfolgungs Wahnsinns' einen Schandfleck des 
19. JahrL erblickt und darum zu sehr einschränkender Auslegung der 
Bestimmungen des BG. neigt, schliesslich das Irren-B. am gründlichsten 
durch die die Ggbg., Bspr. Uiid Wissenschaft gleich berücksichtigende 
Werk von Beuss, Bechtsschutz der Geisteskranken (1888, VIT 185), 
ausserdem auch durch Schröder (die weiteren Schriften fallen 
z. T. schon später als der Berichtszeitraum, vgl. XIV 81, 369). 
Die Viehseuchen-GG. wurden neuerdings (1885) von Berger und von 
Beuter herausgegeben. 

Über Bildungs- U. Unterrichtswesen sind nur wenige Werke er- 
schienen. Allerdings wird auch hier der Verwaltungsmann wie so oft, 
seinen Blick über die Grenzen der BW. im engeren Sinne schweifen 
lassen. Wenn wir dies thun, werden wir mit Freuden Werke wie 
F. A. Specht, Geschichte des ünterrichtswesens bis zum 13. Jahrb. 
(1885) und Paulsen, Gresch. des gelehrt-en Unterrichts vom Ausgang 
des MA. bis zur Gegenwart (1885) nennen. Vor allem aber müssen 
wir des gewaltigen Unternehmens der Monumenta Germania paedagogica 
gedenken, das durch Kehrbach 1886 ins Leben gerufen und bestimmt 
ist, alle verborgenen Quellen der Geschichte des ünterrichtswesens in 
Deutschland zusammenzufassen (VI 306). L. v. Stein hat ebenfalls 
„das Bildungswesen '^ als 2. A. des 5. T. seiner Verwaltungslehre 
(1503, 4) in 3 Bdn. hauptsächlich historisch behandelt (III 458, IV 
190). Das preuss. Unterrichtswesen haben als Bechtsinstitut in 
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seiner rechtswissenschaftlichen Entwicklung u. seinen yerfiekssungsrechtl. 
<}randlagen Arndt und Bomhak zur Darstellung gebracht (Arch. I 
513, IV 801). »Die neueren GO. auf dem Gebiete des Volks- 
schulwesens* hat Pogge (1893) kurz zusammengestellt (Xn 176), 
«ine grössere Sammlung von GG. und VOO. haben Schneider und 
Bremer (3 Bde. 1887), eine mittelgrosse Giebe, 4. A. 84 — 87 veran- 
staltet, eine 3. A. des bayerischen Yolksschul-B. von finglmaon hat 
Stingl (1888) besorgt, das Sachs. Yolksschul-R. Walter (6. A. 1891) 
zusammengestellt, d. sächs. Volksschul-G. von Sejdewitz (3. A. ] 895) 
erläutert, einen grossen Codex d. in Sachsen gelt. Kirchen- u. Schul- B. 
derselbe (3. A. 1890) herausgegeben. Von Einzelfragen wurde nur 
wiederum die nach der Konfessionali tat der Schule in Preussen be- 
handelt. Gneist hatte bekanntlich in seiner Schrift (1869) die Un- 
zulässigkeit der konfessionellen Schule in Preusseu behauptet und der 
Sturm über den Volksschul-G. -Entwurf gaben ihm nochmals Grelegen- 
heit sich zu äussern (staatsrechtl. Fragen d. Volksschul-G. 1893). 
Gneist's juristisch unhaltbare Ansicht hat Bierling in einer Yorsäg- 
lichen Schrift ,die konfessionelle Schule in Preussen und ihr R.* 
(1885, V 143) widerlegt. Er zeigt in der ersten Abhandlung dieser 
fSchrift, dass nach ALR. und positiven B. die Simultanschule nur eine 
Ausnahme ist und er fordert in der 3. Abhandlung vom Standpunkte 
der Unterrichtspolitik unbedingt die konfessionelle Schule, wo es irgend 
möglich ist, da sie weit weniger extremen Richtungen günstig ist als 
<lie konfessionslose. „Verbannt man die Religion aus der Staatschule, 
so entsteht notwendig wieder die Kirchenschule'. Dieser Ansicht von 
Bierling haben sich bedeutende Schriftsteller verschiedener Konfessionen 
{Kahl, Schulte) angeschlossen, während andere (Loening, Hinschius, 
Friedberg, Stengel, Arndt) dem preussischen Minister diskretionäre 
Gewalt geben (vgl. Meyer Verw.-R. I S. 338). Aus anderen Zweigen 
-des Bildungswesens seien genannt aus der Universitftts -Verwaltung 
Daude, Versorgung der Witwen etc., der Universitätslehrer (XIII 175), 
Winkelmanns Urkundenbuch der Universität Heidelberg (1886), das 
rechtsgeschichtlich viel Interesse bietet; Stein, akadem. {Gerichtsbarkeit 
in Deutschland (1891); aus d. Bibliothekswesen, Dziatzkos Artikel in 
Conrads Wörterbuch (11 543), Franke, Abgabe der Pflichtexemplare 
<1889, IX 335). Schliesslich ist zu erwähnen, dass die Frage der 
„Erhaltung der Kunstdenkmäler' in letzter Zeit eingehend studiert 
ist. Abgesehen davon, dass eine Franzose Saleilles, der grosse Kenner 
unseres E. e. BGB. das franz. und italien. R. gründlich dargestellt 
hat (XV 145), hat ein (f) Rat im preussischen Ministerium v. Wussow 
«ine äusserst wertvolle Zusammenstellung der hierauf bezüglichen GG. 
und Verwaltungsverordnungen gegeben (1885, 1 Bd. Text, 1 Bd. 
Anlagen, IV 155). 

Auf dem Gebiete der wirtschaftlichen Verwaltung ist das Gewerbe- 
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und Arbeiterschntz-B. so in den Yordergnmd getreten, dass die übrigen 
Zweige verh&Itnism&ssig nicht so stark bearbeitet worden sind. Einige 
wichtigen Arbeiten sind ans dem Wasser-B., Forst- und Jagd-B. und 
Wege-B. anzufahren. Ausführliche »YorschlAge zur Verbesserung des 
Wasser-B.' gab die deutsche Landwirtschaftsgesellschaft heraus 
(Xn 174). Zu dem badischen Wasser-0. vom 25. 8. 1876 gab Nftf 
einen Kommentar (1883), die preuss. 66. betr. Wasser-B. veröffentlicht 
Frank (1888) und Nieberding (3. A. 1889), das bayr. Beuss (1890), 
das s&chs. Wasser-B. Leuthold (1892), die hessischen Wa8ser-66. 
Zeller (Annalen 1888); Fischerei und Wasser-B. betr. EE. höherer 
6ericht8höfe gab Seelig heraus (1889, IX 288). Ein sehr lehrreiches 
Bild von B. und Verwaltung des Wasserwesens im deutschen Bhein- 
gebiete entwirft Schenkel in den auch als SA. (1889) erschienenen 
Studie in der grossen i. A. der Beichskommission zur Untersuchung 
der Bheinstromverh&ltnisse veröffentlichten Schrift „der Bheinstrom' etc. 
(IX 819) — Zuständigkeit der Behörden, Wasserschutz und Wasser- 
benutzung, Beziehungen der Wasser- zur Forstwirtschaft etc., alle 
BechtsverhAltnisse werden hier auf das Sorgfältigste geprüft und ge- 
schildert und ein schwieriges Bechtsgebiet erleuchtet. Derselbe Verf. 
gab einen guten Kommentar des badischen Jagd-6. vom 29. 4. 1886, 
das das unzureichende 6. vom 2. 12. 1850 verdrängte, heraus. Das 
Forst- und Jagd- B. wurde noch mehrfach bearbeitet, so von Ziebarth, 
^Forst-B.*' (1889), dessen Buch allerdings mehr Institutionen des Civil-B. 
für Forstbeflissene, als Forst-B. sind (VIII 82), von Schwappach, dessen 
Forst- und Jagdgeschichte (2. Bd. 1886 — 88) f&r B. und Verwaltung 
auch einiges, mehr freilich für den Waidmann und Waldfreund bieten, 
von Dalcke, der »das preuss. Jagd-B.' (1888, VII 475) systematisch, 
wesentlich für die Praxis und ohne Seitenblicke auf Theorie, 6eschichte 
und Bechtsvergleichung darstellt. Da in Preussen noch immer sehr 
verschiedene BB. gelten (Wagner, preuss. Jagd-6., 2. A. 1889) und 
der dem Landtage 1883/84 vorgelegte Entw. nicht angenommen 
wurde, hat kürzlich Berger, ein guter Jurist (Verf. vom preuss. Wild- 
schaden-6. 1891) xmd wie es scheint erfahrener Jäger, eine hübsche 
einheitliche «Jagd-0. für Preussen* in 60 § entworfen, die mit wenigen 
Änderungen geeignet ist, die 6rundlage eines deutschen Jagd-B. zu 
werden (1894, XIV 395). Eine ähnliche Arbeit fELr das Berg-B. hat 
Arndt unternommen, indem er, der berufenste Kenner des Berg-B., der 
das preuss. Berg-6. teils ausführlich, teils durch kurze Anmerkungen 
erläutert hat (6rosser Kommentar, 2. A. 1888. Kleine Ausgabe 1892. 
IV 367, Vn 164, xn 173), einen vortrefflichen Entw. für ein ein- 
heitliches deutsches Berg-6. unter Zugrundelegung des preuss. 6. vom 
24. 6. 1865, jedoch unter Bücksichtnahme auf das Sachs. Berg-6. vom 
16. 6. 1868 ver£ftsste. Vom preuss. B. weicht A. namentlich ab 
durch folgende Vorschläge: Selhstmonopol des Beiches, Beschränkung 
Jurist Utteratnrberioht 18B4-M. 25 
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der Yerleihang auf abbauwürdige Lagerstätten innerhalb geeigneter 
Grabenfelder, B. des Bergwerksbesitzers zum Abfliessenlassen der Graben- 
wasser, Änderung des Grundabtretungsverfahrens und des Gewerk- 
schafts-B. Mit geringen Modifikationen könnte dieser Entw. ohne 
weiteres Beichs-B. werden (IX 196, vgl. lY 398). Über den Balunen 
der BW. greift derselbe Verf. dann in seinen , Bergbau und Bergbau- 
politik* (1894 in Frankensteins Hdbch. der Staatswissenschaft I 11) 
hinaus. Ausser den erwähnten Kommentaren seien för beigrechtliche 
Studien genannt: Engels preuss. Berg-B., 2. A. (1894), Francke, sfichs. 
Berg-Ggbg. (1888), Daubenspeck, bergrechü. EE. des Bg. (1893). 

In dem unter dem Zeichen des Verkehrs stehenden Zeitalter sind 
alle Zweige dieses Gebietes reichlich bearbeitet worden; ja man kann 
nicht einmal sagen, dass die alten Materien des Wege-B. und See- 
strassen-B. vor den modernen des Eisenbahn-B. etc. zurückgetreten 
wären. Enitschky, dessen deutsche Seeggbg. 1894 in 3. A. erschien, 
gab im Arch. YII 254 eine systematische Darstellung des Seestrassen-B, 
(Die Litteratur über das Binnenschifffahrts-G. vom 15. 6. 1895 liegt 
jenseits unseres Zeitraumes.) Das Wege-B. zeigt eine Beihe mehr 
konunentatorischer Werke, die ein Zurechtfinden in diesem wenig ein- 
heitlichen und doch sehr durchgebildeten Bechtsgebiete ermöglichen 
sollen, wie Germershausen, Wege-B. in Preussen (2. A. 1890 — 1892), 
Ackermann, Wegebau-B. in Preussen (2. A. 1890), Bittmann, Chausseen 
in Preussen (2. A. 1891), Ludwig- Wolf, Wegebau und Expropriation 
in Sachsen (3. A. 1892), Wand, öffentliche Wege in der Pfalz (1889, 
Vm 261, eingehend und interessant). Noch wissenschaftlicher und 
allgemeiner Beitzenstein, deutsches Wege-B. (1892, 2. A., grösstenteils 
aus WB. des Yerw.B.) und Behring, die BB. an öff. Wegen (1894, 
XIV 321), der zwar keine erschöpfende Darstellung aber tiefere Er- 
örterung einzelner Streitfragen bietet. Das Badfahrer-B. in Sachsen 
und angrenzenden Ländern hat Weiss (1895) kurz dargestellt. Auf dem 
Gebiete des Eisenbahnwesens war die Verstaatlichungsepoche in 
Preussen im wesentlichen abgeschlossen und rief nur in Österreich noch 
Schriften hervor, so z. B. erörterte im Anschluss an die Nordbahnfrage 
Beinitz, das Bechtsverhältnis zwischen Staat und Eisenbahn (1884, 
in 338). Nachdem 1883 Schrötter das preuss. Eisenbahn-B. zusammen- 
gestellt hat (m 148) sind eingehendere Darstellungen gegeben von 
Endemann, B. der Eisenbahn 1886, Eger, Handbuch des Eisenbahn-B. 
(1886—1895), derselbe der auch das intemat. Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr kommentierte (s. Litt.-Ber. Hft. 4, p. 169), 
Grerstner, intern. Eisenbahnfracht-B. (1893), Gleim, B. der Eisenbahn 
in Preussen (I 1893), Haberer, österr. Eisenbahn-B. (1885 kurz). Die 
Periode ist gekennzeichnet durch die Erweiterung der Klein- und 
Nebenbahnen (das preuss. G. vom 28. 7. 1892 ist erläutert Yon 
Jerusalem 1892, Köhne 1893, ausführlicher von Gleim, 2. A. 1895); 
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auch eine feine juristische Erforschung des Tramway>R. wurde uns 
geboten durch Huber (Zarich 1889, 176 S.). Die Litteratur des Post-, 
Telegraphen- und Telephon-B. s. im Liti-Ber. Hft. 4, p. 171 ff., über 
den Staats- und verwaltungsrechtl. Inhalt des Telegraphen-0. vom 
6. 4. 1892 Maas im Arch. YII 479, über die bedeutendste Beform- 
frage, die die Beichspostverwaltung — allerdings infolge der ablehnenden 
Haltung des BT. unnützerweise — beschäftigte, die Postsparkassen 
s. IV 348. 

IV. 
Die litterarischen Erscheinungen aller dieser eben überflogenen 
Verwaltungsgebiete treten nun, wenn man ihre Zahl betrachtet, zurück 
gegen die Fülle der Schriften über die sog. sozialpolitische Gesetz- 
gebung. Freilich bezeichnet dieser Ausdruck mehr als man gewöhn- 
lich darunter begreifL Auch wir können sie hier nicht in dem weiten 
Sinne der Fürsorge für die minderbegüterten Klassen, sondern in dem 
engeren einzelner Bichtungen dieser Fürsorge nehmen: diese beiden 
Bichtungen Bind der Arbeiterschutz i. e. S. und die — wenn man das 
Wort Arbeiterschutz i. w. S. nehmen will, einen Teil desselben bil- 
dende — Arbeiterrersicherung. In beiden Bichtungen hat die deutsche 
Ggbg. gerade im abgelaufenen Zeitraum neue Bahnen betreten. Die (1878) 
in einem Zwischenraum von nur drei Wochen aufeinanderfolgenden Mord- 
anschläge gegen Kaiser Wilhelm I. riefen eine tiefgehende Bewegung 
hervor, die der (28. 4. 1896 f) ^ ^* Treitschke dahin kennzeichnete, 
dass das Volk mit sich ins Gewissen ging. Die Überzeugung aber, 
dass nicht nur mit Abwehrmassregeln (Sozialisten-G.), sondern mit 
positiven Beformen vorgegangen werden müsse, ward zunächst nur 
durch eine kleine Partei (die «christlich-soziale* unter Hofprediger 
Stöcker) vertreten. Alles was zxun Besten der arbeitenden Klassen im 
letzten Jahrzehnt geschaffen wurde, hat hier seinen Ideenkeim. Dies 
hervorzuheben ist die Pflicht des objektiven Historikers, umsomehr als 
selbst in bedeutenden Werken eine förmliche Geschichtsfälschung ge- 
trieben wird. Die Botschaft vom 17. 11. 1881 spricht nur aus, was 
das christlich-soziale Parteiprogramm von 1877/78 angeregt hat 
(vgl. Brentano in Schönbergs Handbuch). Und nun wurde auf Grund 
dieser Anregungen das Gebäude errichtet, das jetzt in seinen wesent- 
lichen Teilen vollendet dasteht und von dessen Zinnen die schwarz- 
weissrote Flagge des sozialen Kaisertums deutscher Nation weht Das 
erste Stockwerk war die Krankenversicherung, das zweite die Unfall-, 
das dritte die Alters- und Invaliditätsversicherung. Man erkannte die 
verbitternde Wirkung der früheren Haftpflichtprozesse (auf Grund des 
6. vom 7. 6. 71) xmd die Notwendigkeit, dies ganze Versicherungs- 
wesen aus der Sphäre des starren Privat- in die des öff. B. zu heben 
und so begann die Beform, deren Stadien durch die GG. vom 15. 6. 
83 (2. 6. 84), 6. 7. 84, die Ausdehnungs-GG. vom 28. 5. 86, 15. 3. 

25» 
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u. 5. 5. 86, 11. 7. n. 13. 7. 87 und schliesslich das U.- u. LV.G. v. 
12. 6. 89 bezeichnet und die vielfach nachgeahmt sind (zuerst vgl. 
Mazzola VI 166). Das erstgenannte G. erschien revidiert am 10- 4. 
93. Neben dieser dem materiellen Wohl der Arbeiter unmittelbar 
dienenden Ggbg. richteten die Regierungen ihr Augenmerk auf den 
Schutz von Gesundheit und Leben der Arbeiter, schufen neue grund- 
legende Bestimmungen für soziale Beformen in dieser Richtung in dem 
Arbeiterschutz-G. vom 1. 6. 91 (vgl. Wörterbuch d. VerwR. L Er- 
gänzungsbd. S. 1 ff.) und kamen andern Forderungen in dem Ge- 
werbegerichts- G. vom 29. 7. 90 entgegen. 

Bei der Fülle der über diese Gegenstände erschienenen Schriften 
mussten wir noch kürzer sein und uns auf eine Aufzählung beschränken. 
Bibliographische Nachweise bieten K. Frankenstein, Bibliographie des 
Arbeiterversicherungswesens im deutschen Reiche, 42 S. (1896), Schön- 
bergs Handbuch der polit. Ökonomie 3. A. II S. 748 und Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschafb 1 S. 618. 

A. Für die geschichtliche Entwicidung wichtig sind ausser den 

Einleitungen zu den Kommentaren: Böhmert, Arbeiterfreund XXVI 
S. B, Plathner, Archiv für soziale Ggbg. I 7, v. d. Borght, ebenda 
in 1, Lange, ebenda V 33. 

Für Arbeiterschutz in e. S. Koalitions-R. etc. ebenda III 209, 

V 221, (Herkner) III 353, (Löwenfeld) Y 606, (Verkauf) VI 24, für 
die Entwicklung des Gewerbe-R. und der Gewerbefreiheit in Preussen 
Rohrscheidt in der VJschr. für Litt, der Staatswissensch. II 277. 418, 
in 1. 246. 266. 

Zum Teil geschichtlich, bes. aber für die Rechtsvergleichung der 
ausserdeutschen Ggbg. vom Interesse: Bödiker in Schmollers Staats- 
und sozial wissenschaftlichen Forschungen V 2 (1884), Hasbach, über 
engL Arbeiterversicherung, ebenda V 1 (1883), Eulemann, Arbeiter- 
schutz sonst und jetzt 1893 (Xn 177), £rtel (Österreich) in Schmollers 
Jahrb. XII 267, Menzel, Arbeiterversicherung und österr. R. (syste- 
matisch) 1893, Jay, über französ. Ggbg. (Archiv für soziale Ggbg. 

VI 24), Schule, über die Schweiz, ebenda VI 267. Neuerdings trat 
hinzu die vollständige Übersicht von Bödiker (Xffl 96). 

B. bis F. Arbeiterversicherungs-R. — B. Gesamtdarstellungen. Die 
gesamte Arbeiterschutz- oder „sozialpolitische* Ggbg. wurde dargestellt 
oder die betr. GG. zusammengefasst hauptsächlich in folgenden Werken: 
Bornhak, das deutsche Arbeiter-B. 1892, Derselbe, die deutsche Sozial- 
Ggbg. 3. A. 1894 (z. T. aus dem preuss. StR. des Verf.), Brüonecke, 
Handbuch der sozialen Ggbg. 1891, Görres, Handbuch der Arbeiter-GG. 
1893 (XI 43), Höpker, die gewerbe- und sozialpolit. GG. für Reich 
und Preussen 1894, Nikel, die soziale Ggbg. systematisch, 2. A. 1893 
(kurz), Oefele, praktisches Handbuch der wichtigen sozialen Verf.-GG., 
2. A. 1893, Zander, die sozialpolit. GG. (1887). 
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Mit Ausnahme von Bomhak geben diese Schriften nichts andres 
als eine mehr oder minder vollständige Zusammenstellung der ver- 
schiedenen GG. und Erlasse. 

Systematische Darstellungen des gesamten Arbeiterversicherungs-B. 
bieten die mit gelehrter Gründlichkeit und juristischer Durchdringung 
gearbeiteten Werke von Bosin, B. der Arbeiterversicherung (IX 281, 
X 186, XIII 1B2) und das eingehende (1067 S.) durchaus einheitliche 
praktisch und wissenschaftlich gehaltene Lehrbuch des Beichsversiche- 
rungs-Rvon Weyl (1894, Xin 388). 

unter den zahlreichen kleineren gemeinverständlichen Führern 
können wir nur nennen: Micklej u. Streisser, Nachschlagebuch der 
Arbeiterschutz-Ggbg. (Leipzig 1890, 1 M.), eine Zusammenstellung der 
gesetzlicheii Bestimmungen in Form eines Wörterbuches, G. Everts 
Taschenbuch des Gemeinde- u. Arbeiter-B. z. tägL Gebrauch (Berlin, 
2. A, 1895, 1,60 M.), Gebhard u. Geibels Führer durch das G. vom 
22. 6. 89 (Altenburg, Geibel, mehrere AA.) und den amtl. Leitfaden 
z. Arbeiterversicherung des deutschen Beiches (f. d. Weltausstellung 
Chicago bearb. v. Zacher, Berlin 1893, Asher, 1896 für die Berliner 
Ausstellung in drei Sprachen hrsg., s. CBl. XV Heft 10 Abt. G. 2 u. 3). 

Auch das grosse Publikum sollte über Ziele und Entwicklung 
der neuen Ggbg. belehrt werden; dies geschah in vielen »ZZ., sowohl 
in belletristischen wie in Fach-ZZ., wo bes. zahlreiche auf einzelne 
Interessentenkreise berechnete Aufsätze, zum Teil reich an Kritik und 
Verbessemngsvorschlägen, erschienen sind, z. B. Unsere Zeit 1887 
(Scheel), Grenzboten XLVm No. 30—35 (Kessler), Preuss. Jahrbücher 
1886, Deutsche Metallarbeiterzeitung 1887 No. 40, 1888 No. 19, 
D. Manufakturarbeiterzeitg. 1887 No. 47—50, 1888 No. 1, Gewerk- 
verein 1887 No. 34 u. 46, 1888 No. 22 u. 23, Goncordia 1887 
No. 93—94, 1888 No. 202, 204, Glashütte 1888, No. 5—7, Glückauf 
1888 No. 11. 

C. Die einzelnen Zweige der Arbeiter-Versielierung. i. Eran- 

kenversicherungs-B. Sjstemai Darstellung v. Balck (1885, kurz), 
Häpe, d. Kr.-Ver..ß. (1885), Leweck, Annalen XXm 101, Schwoorer, 
Ortskrankenkassen (1886). — Textausgaben (s. auch VIII 464) d. G. 
V. 15. 6. 1883 (10. 4. 1892), Goetze (1892), Graesbaeck (1892), 
V. Hallbauer (1892), Rumpelt (1892), Stenglein (1892), Woedtke 
5. A. (1893), Zeller (2. A. 1893). — Kommentare v. Eger (Kranken- 
und Unfall- Vers. -G. V 247, XII 131), Engelmann (1886, VI, 73), 
Hahn 1892 (XII 178), Köhne 2. A. 1892 (V 187), Landmann und 
Bnsp (1892), Petersen (1892), Heger 5. A. 1892, Schicker 2. A. 1893 
(Xm 291), Woedtke 4. A. (1893). 

2. Ünfallversicherungs-B. Systemat. Darstellung v. Piloty 
3 Bde. 1890—93 (X 74, XIII 252). Handbuch d. Unf.-Vers. (alle 
Relch8unf.-Vers.-6G. dargestellt nach Aktenmaterial von Mitgliedern d. 
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Beichsyersichermigsamts (802 S. 1892). Hdbch. v. Doehl 2. A. 508 S. 
1892), desgl. von Bamnbach-Eirchbeim (326 S. 1892, XI 482). — 
UnfaU-Vers.-G. v. 6. 7. 1884 (teils mit G. v. 28. 6. 1885), kommen- 
tiert von Engelmami (s. o.)> Freund (nni d. Titel: die Bekurs-EE. etc. 
zum Unf .Ver8..G. 1889, VEI 260), Graef (3. A. 1889), Golebiewski 
1893 (XII 241) ein ärztlicher Kommentar mit praki Yorschlftgen, 
Landmann (ausführlich 515 S. 18B6), Nienholdt (1886), Bohr (2. A. 
1886, 308 S.) Woedtke, 4. A. (1890, 585 S.). Außdehnungs-a. v. 
28. 5. 1885, erl. v. Grünewald-Haas (1886. G. v. 15. 3. 86 (Beamte 
u. Soldaten) hrsg. v. Zeller (1886). 

Land- u. forstwirtechaftl. Unfallvers -6. v. 5. 5. 86. Ausg. v. 
Eberts (1886), Woedtke (1886), ZeUer (1886), Kommentar v. Engel- 
mann (s. 0.), Fuld (1886, VI 111), Graef (3. A. 1889, 395 B.), Just 
imi bes. Berücksichtigung d. fiskal. Betriebe (1888, Ym 120), Basp 
(1889, 477 S.), Bumpelt 1888, Woedtke 2. A. 1888. Grundzöge von 
Beyer (1893). 

Bauunfallvers.-6. v, 11. 7. 1887. Ausg. v. Haagen (1887), Hftiiig- 
haus (1887), Zeller (1887). Kommentar v. Fuld (1887), Graef (1889), 
Mugdan (1888). Seeunfallvers.-G. v. 17. 7. 1887. Erläutert v. ZeUer 
(1890, 112 S.) 

3. Iniialiditats- u. Altersversicherungs-G, v. 22. 6. 1889. 
Neben zahlreichen Teztausgaben (s. X 198. 318; u. a. HOinghaDs^ 
Schmitz, Stenglein, Woedtke, ZeUer) sind folgende Kommentare 
in Gebrauch: Bosse u. Woedtke, der eingehendste und wohl ver- 
breitetste 1891 (gleich in mehreren unveränderten AA. erschienen 
IX 462, X 307, Xm 176), Eger 2. A. 1893, Freund 2 A. 1891 
(IX 165, X 309), Fuld X 33, Gebhardt 1891, Just 1892 (XI 482), 
Landmann u. Basp 1891, Bumpelt 1891, Schicker 1891, Stenglein, 
Trutzer 1891, Vaillant 1882. — Gebhardt, Inv.- u. A.-Vere. d. Seeleute 
1892, der I. Bd. eines grösseren die Vers, der Seeleute behandelnden 
Werkes (XI 156), Gebhardt, Inv.- u. A.-Vers. L d. Tabakfabrikation 
1892 (XI 269). »j 

D. Die rechtliche Natur der Arbeiterversichemng suchen wissen- 
schaftlich festzustellen: Häpe, Krankenvers.-B. (1885) S. 5, 20, 45, 53, 
80, Bosin, B. d. Genossenschaft S. 56, Frank, Erlanger Diss. 1891. 
Annalen 1888 S. 367 (Propst), 1890 S. 101 (Leweck), 1892 S. 371 
(Bomhak). Arch. f. bürgert. E. (Menzel) I 307. Z. f. HB. 37 S. 76 
(Köhne), 39 266 (Bornhak), Grünh. Z. XYin 210 (Menzel), Arch. f. 
öff. B. Y 529 (Behm). Deutsches Wochenbl. I 352, 366 (Bosin), Ar- 
beiterversorgung VIII 161 (Köhne), Linn, Jur. Natur d. Versiche- 
rungspflicht (Greifswalder Diss.), Bösen, deutsches Wochenblatt 1888 

*) BilfekaBsengesetz v. l'^}^' ]ll^' Textausgabe mit Erläutergn. 

1. Jan. 1894. 

y. ZeUer (1884). Kommentar y. J. Hahn (Berlin 1896). 
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30/31. — Lass, Haftpflicht u. Beichsversichenmgs-Ggbg. 1890, Clemens, 
Einflnss d. IJnfallyer8.-Ggbg. auf d. Haftpflicht n. preuss. B. Diss. 89, 
sind zwar z. T. f. d. praktische Bedürfnis geschrieben, behandeln aber 
ebenfalls die allgemeine Frage üb. den Bechtsbegriff d. Yersichenmg. 
Über gelegentliche Bemerkungen betr. die rechtliche Natur s. noch 
Weyl, Lehrb« d. Versicherungs-B. 8. 878 u. dazu 6. Meyer, Verwal- 
tungs-B. I S. 615 n. 4. 

£• Einzelfragen wurden ebenfalls kritisch erörtert und z. T. Be- 
formvorschläge angebracht. Wir heben als uns bemerkenswert schei- 
nend aus der übergrossen Fülle u. a. hervor: Mugdan u. Freund, 
Vorschläge z. Abänderung der Arbeiterrersorgung III S. 470 (VI 229), 
Stämmler, Erwägungen z. A.- u. Inv.-V. 1888 (VII 404), Bart, 
die Versicherungspflicht d. U.- u. Inv.-Vers. {XI 433), Bemerkungen 
V. Freund (VHI 120), Born, 100 Millionen Ersparnis (1893), Freund, 
die Centralisation der Arbeiterversicherung (1888), Hilse, Gutachten 
(Vni 31), Hilse, Versicherungspflicht der Gefangenen (1890), Streng 
desgl. (18. Vereinsheft d. nordwestd. Gef. -Vereins), femer Huber, Aus- 
bau u. Beform d. Erankenvers.-G. (VII 318), Lass, Haftpflicht und 
Beichsversicherungsggb. (s. ob.), Biesenfeld, Haftpflicht d. Arbeiter- Vers. 
(Xm 254), Gebhard, die versicherten Personen (1893, XIII 253). 
Weitere Aufsätze s. Frankenstein, Bibliographie S. 28 bis 38. 

Der Begriff des Betriebsunfalles wurde von Bosin (1888) ein- 
gehend dargelegt; land- u. forstwirtschaftliche Betriebsunfälle von F. 
Meyer dargestellt (1893). Über Berufsgenossenschaften wurde 
von Bödiker im Handwörterbuch d. StBW. bes. gehandelt, Knorr gab 
einen Entw. einer Berufsgenossenschafts-O. (1892, XI 373) in einem 
grossen G. von 615 §§• Götze eine Anleitung zur Kassen- u. Bech- 
nungsführung d. Versicherungsgesellschaften (1889). Das Sohieds- 
gerichtl. Verfahren nach der VO. v. 1. 12. 1890 stellte dar Lator 
(1891, XI 113) u. Schneider {1891, X 303), nach der VO. vom 2. 11. 
1885 V. Zeller (1889). 

Ebenso wurden auch die ärztlichen Beziehungen zu der 
neuen Einrichtung und der Begriff der Simulation erörtert. Im 
allgem. z. B. von Eiiyser, Stelig. d. Ärzte zu d. Krankenkassen (1891), 
femer in Friedreichs Bl. f. ger. Medizin 1886, 3, Gewerkverein 1886 
No. 43, Goncordia No. 318 u. 319. — Die Simulation behandelte 
Heller, Simulation 2. A. 1890, Esmann, Sim. u. Unglücksfälle 1889, 
Seeligmüller, XJnfallskrankenhäuser (1891). Hierher gehören ferner: 
Becker, Anleitung z. Bestimmung d. Erwerbsunfähigkeit 3. A. 1890, 
Krecke, Unf.-Vers. u. ärztl. Gutachten 1890. Taxierung von Glied- 
massen in Metallarbeiterzeitg. 1888 No. 20. — Die ärztlichen 
Beziehungen berührend: Krankenversicherung: der Kassenarzt v. 
Dr. J. Thiersch (Leipzig 1895). Die Arzneitaze f. Ärzte v. Dr. 
Schreiber (Frankfurt a. M. 1893). Leitfaden für Begutachtung und 
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Berechnung der ünfallbeschädigungen der Augen von Dr. Magnus 
(Breslau 1894). Handbuch der Uniallverletzungen v. Kaufmann (1893). 
— Magnus, die Einäugigkeit in ihren Beziehungen zur Erwerbsfthig- 
keit (1895). Becker, Lehrbuch der ärztlichen Sachverständigen-Th&läg- 
keit f. d. Unfall, u. Invalid.-Ver8.-Ggb. (1895). Blasius, Unfallver8,-G. 
u. Arzt (1895). Vetter, die Abschätzung der Unfallbeschädigungen in 
Beispielen (1894). Endemann, die Bechtswirkungen der Ablehnung 
einer Operation seitens des körperlich Verletzten (1893, XII 407). 
Platz, Unfallversicherungsvorschrifken 2 Bde. 1889 u. 1890 s. audi 
oben C. 2 Golebiewski. 

F. Sammlungen von EE., ZZ. (vgl Fuld, rechtspr. Thätigkdt 
d. Beichs-Vers. -Amtes, Annalen 1894). Sammlungen von EE. u. wei- 
terem Material: Amtliche Nachrichten d. Beichversicherungsamtes seit 
1885 (G^samtregister Bd. 92), Schmitz, Sammlungen d. Bescheide d. 
BeichsYers.-Amtes etc. 3 Bde. 1888, 90, 92 (Vni 81), Mugdan u. 
Freund, E£. etc. d. Deputation in Berlin z. Krankenyers.-G. 1886. 89, 
Petersen u. Philippsen, EE. d. Hamburger Gerichte u. d. hanseai OLG. 
betr. Arbeiterversicherung (1887), Stupp, Handbuch y. EE., München 
I~ni (1885—88). 

Zeitschriften über Arbeiterversicherung u. Arbeiter- 
schutz sind hauptsächlich folgende: 

Arbeiterfreund v. Böhmert 1894, XXXII. Bd. Jährl. 4 Nrn. 
Arbeiterschutz (Wien) 1894, V. Bd. 

(Arbeiterversicherung I. u. IL 1886 u. 87, Dresden. Blanc). 
Arbeiterversorgung v. Honigmann 1894, XI. Bd. Jährl. 36 Nrn. 

Berlin, Siemenroth. 
Archiv f. soziale Ggbg. 1894 , XL Bd. Jährl. 4 Nrn. Berlin, 

Siemenroth. 
Berufsgenossenschafb 1894, IX. Bd. Jährl. 52 Nrn. Berlin, Siemenroth. 
CBl. f. land- u. forstwirtschaftl. Unfallversicherung 1894, L Bd. Jährl. 

24 Nrn. Berlin, Trowitsch. 
(HUfsgenossenschaft 1886/87, I. Bd. Leipzig, Duncker.) 
Invaliditäts- u. Altersversicherung v. Fey u. Zeller 1894, VI. Bd. 

Jährl. 24 Nrn. Mainz, Diemer. 
Monatschr. f. land- u. forstwirtschaftl. Berufsgenossenschaft. Leipzig, 

Beyer. 
Monatschr. f. Unfallheilkunde v. Blasius, Berlin, seit 1895- 
Nachrichten, amtl., d. Beichsversicherungsamts 1884, Bd. DL Jährl. 

24—26 Nrn. Berlin, Asher. 
Socialpolit. Centralblati Berlin, Heymann. 
Z. f. Versicherung d. Arbeiter, insbes. in Württemberg. JährL 12 Nrn. 

Esslingen, Lang. 

6. 6ewerbe-R. Arbeiterschutz-R. Die rechtl. Natur der Ge- 
werbekonzession erörtert gründlich Behm 1889 (IX 233). 
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Gewerbeordnung. Textausgabe von Berger (13. A. 1895), 
Mngdan (2. A. 1893), Neukamp, Tuchatscb (1892). Ausg. m. Anm. 
V. lUing (4. A. 1895) u. die Gewerbe-Ggbg, zusammengest. v. Bödiker 
(in 110). — Grössere Kommentare v. Marcinowski (3. A. 1892), 
Bemewitz (1893), Engelmann (2. A. 1891, V 150), Schicker (3. A. 
1892), Landmann (2. A. 1893), Kayser (2. A. 1893), Reger 1887, 
Schenkel 2 Bde. (III 462) in 2. A. 1892, mit Berücksichtigung d. 
Novelle v. 17. 6. 1891. — Appelius trefflicher Kommentar (aus d. 
strafrechtl. Neben-G.G. 1893). tFber die Materialien d. Novellen da- 
selbst S. 1. 

Das G es in de -K. ist in dieser Zeit bearbeitet von Bemewitz, 
Sachs. G«8inde-00. 1893, Bickenbihl, preuss. Ges.-OO. 3. A. 1893, 
preuss, Ges.-R. v. Posseidt 4. A. 1893 u. Zürn (1895). 

Die Gewerbegerichte. Das RG. v. 29. 7. 1890, das sie ein- 
führte, erschien sogleich in guten Textausgaben v. Bachem, Mugdan, 
Zeller (X 32), ausführliche, z. T. sehr wissenschaftliche Kommentare 
erschienen v. Haas (X 351), Schier (X 359), Stein (X 389), Stinde 
(X 148), Wilhelmi u. Fürst (X 351), letzterer d. umfangreichste, alle 
1891. Kurze Darstellung: Eberty, Gg. u. Einigungsämter (1890). 
Darstellung der «Thätigkeit d. Gemeindevorstehers nach dem G. v. 
29. 7. 1890** V. Hofmann (1893). • 

Das sog. Arbeiterschutz-G. v. 1. 6. 1891, soweit es nicht in den 
obigen Kommentaren d. G«w.-0. mitbearbeitet ist, erläutert im ganzen 
Jo6l (1893), die Sonntagsruhe-Bestimmungen im besonderen Büttner, 
Dost, Ranck, Rüdiger (alle mit d. Jahreszahl 1895, z. T. Ende 1894 
erschienen). 

V. 

Noch in einer andern Richtung haben wir schliesslich im abgelaufenen 
Zeiträume eine durchaus neue Litteratur zu verzeichnen: Deutschland 
hat, nachdem es seine Einheit erreicht tmd ein nationaler Staat geworden 
ist, der nationalen Einheitspoliük die koloniale WeltmachtspoHtik folgen 
lassen, die allerdings noch in den AnflUigen steht. Die ünfertigkeit 
der Rechtsverhältnisse hat natürlich dazu geführt, dass aprioristische 
Erötemngen oft während sie angestellt wurden, von neuen Gestaltungen 
überholt wurden. Nichtsdestoweniger haben wir eine Reihe höchst 
wertvoller Arbeiten erhalten und während z. B. der Verf. dieses Be- 
richtes bei Abfassung seiner Einführung in d. Verwaltungs-R zu § 69 
des Grundrisses ausschliesslich auf niederländische und englische Litte- 
ratur verweisen musste, ist inzwischen eine stattliche Bibliothek deut- 
scher Forschxmgen erwachsen. Eine tiefere systematische Bedeutung 
ist dem Kolonial-R. durch zwei hervorragende deutsche Staatsrechts- 
lehrer geworden: Stengel, der schon früh mit der ihm eigenen Klar- 
heit eine ganz kurze Darstellung der ,Stellimg der Kolonien u. ihrer 
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^nÜEünftigeti Verfassung (1886^ V 243) gegeben hatte, hat d^nn das 
deutsche Kolon lalstaÄts-R, in erweiterter Form bearbeitet (1886 tt, 88/. 
G. Meyer hat in einem grossen Werke (1888) die staatsrec-htL 8t^% 
d. dentEchen Schutzgebiete (Vin 34) das erste wissenschaftliche System 
ausgearbeitet, in dem iß guter tTbersicht unter Verwendung allen Ma- 
terials alle einschlägigen Rechtsfragen 3£iir Dtur^teUung kommen: Er- 
werb der Schutzgebiete, Geschichte der deutschen Kolonial -Ggbg.. 
rechtliche Natur der Gebiete u. rechtliche Stellung der BeTÖlkenm^, 
SchütEgewalt, Kolonialgesell schaften, Organisation, Ggbg., ILecbtspflegti, 
Verwaltung. 

Elmelne Fragen wurden bes, beantwortet tou Bomhak, der die An* 
f^ge d. Kolonial Staats -R- (Arch, 11 1 — 5) entwickelte, LentneTj der im 
2- programat Abschnitt seines ,intemat, Koloni&l-R. im 19- JahrL' 
(1886, V 113) bes. den Erwerb juristisch prüfte, Pann, der (1886] 
»das R, d. deutschen Schutzgebiete* (VI 461} Völker- u. staatsrecht- 
lich untersuchte. Gründliche Untersuchungen, die zu verschiedenffl 
Vorschlägen führten, wurden auch über die rechtliche Natur der Ko- 
lonial gesellschaften angestellt, am bedeutsamsten t. Esaer (VI 21), Hmg 
(Vn 82), Simon in d. Z. f. HR XXXIV (VU 199). Es ist inter- 
essant, dass Es8ers Vorschlag über die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung zunächst für den Kolonial verein gemacht wurde und dass der 
Gedanke an dies© neue Gesellschaftsform zuerst im Hinblick auf unsen 
Auesereuropäischen Schutzgebiete auftauchte^ Auch eine geschichtiiclie 
Untersuchung ist zu erwähnen und zwar ein Werk von grossem wissen- 
schaftlichen Werte uud ausserordentlichem Interesse. Bt, ScLück Imt 
, Branden burg*Preus Bens Kolonialpolitik unter dem grossen KurfursUn 
n, seinen Nachfolgern^ (1887) in klassischer Weise uns vorgeführt 
alle zugänglichen Quellen verwertet, feine juristische Untersuchungen 
über die damaligen Handelskompagnien und die heutigen Kolonial - 
Gesellschaften angeknüpft, in einem U. Bd. 213 Urkunden v. 1647 — 
1722 zum Abdruck gebracht (IX 167). 

Sehliesslicli ist auch das Material der Kolonial- GG. sorgfältig ge- 
sammelt: nachdem Gareis (1888) eine kleine Sammlung (deutsches Ko- 
lonial'R,) veranstaltet hatte, gab Assessor B.iebow eine vollständige 
Sanomlung der deutseben Kolonial- Ggbg auf 700 3. heraus (1893, 
Xni 35) unmittelbar bevor er nach Kamerun ging und (Ende l893l 
in einer Meuterei daselbst getötet wurde, eine Sammlung, die so füi 
den Gefallenen selbst ein dauerndes Denkmal geworden ist. Auf dem 
Laufenden erhält jetzt das Kolonial- V>31att, und ausser der Kolonial^ 
Zeitung das Meineckesche Jahrbuch (Über Bd, L s. VIII 39d, 1895^ 
Vm. Bd.), in dem auch die wichtigsten Bechtsquellen £um Abdjuck 
gebracht werden. 
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Das internationale Recht. 
1884—1894. 

Inhaltsübersicht: I. Emleitnng und Aufgabe der litterarischen Rück- 
schau. U. Qrundzug der Gesamtarbeit und Organisation der Schlichen 
Arbeit im Gebiete des internationalen R. III. Wissenschaftliche Quellen- 
werke, Vereinspublikationen, Sammelwerke. IV. Geschichtliche Arbeiten, 
y. Systematische Gesamtdarstellungen. VI. Behandlung der allgemeinen 
Lehren des Rechtsgebiets. YII. Monographien. VIII. Internationales Privat- 
u. Straf-R. IX. Die periodische Fachlitteratur. 

I. 

Wenn es gilt, im Nachstehenden ein möglichst knappes Znstands- 
bild der wissenschaftlichen Thätigkeit auf dem Gebiete des inter- 
nationalen B. zu geben, so sei zunächst auf die Bichtnng hingewiesen, 
die die grosse Gesamtarbeit eingeschlagen hat. Denn der Wert unseres 
Litteratorberichts gipfelt eben unseres Erachtens nicht in der mög- 
lichsten Vollständigkeit der Litteraturnachweise, die an anderer Stelle 
mit weit grösserer Ausführlichkeit zn gewinnen sind, sondern in dem 
Nachweise der überraschenden und doch so klar erweisbaren That- 
Sache, dass das individuelle und scheinbar nur durch die freie Ent- 
schliessung des Einzelnen bestimmte wissenschaftliche Wirken und 
Schaffen doch einem stillen und allen am gemeinsamen Werke Mit- 
wirkenden bewussten Plan entspricht; dass auch für diesen freiesten Ver- 
band ein Arbeitsprogramm und ein gemeinsames Arbeitsziel be- 
steht. Jeder glaubt zu schieben und wird geschoben, die Leistung 
des Einzelnen verliert ihren zufWigen Charakter und stellt sich als 
Beitrag dar, — als mehr oder minder gut behauener Stein zum grossen 
gemeinsamen Bauwerk. 

Der Überblick über das Schaffen grösserer Zeiträume hat zudem 
auch etwas Versöhnliches; er gewährt uns den sicheren Leitfaden, der 
hinausführt aus dem Gewirre der unsere Tagesordnung besetzt haltenden 
ff brennenden* Tagesfragen; er trägt bei zur Widerlegung des trostlosen 
Satzes, dass die Staatswissenschaften nur der Landstrasse gleichen, auf 
der nichts wächst, und er bannt endlich durch den Hinweis auf 
das Gewonnene jenen friedlosen Radikalismus uferloser Wünsche, — 
Jurist Litterfttnrberioht 1884-91 26 
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der sich hente weniger als je in Rechts- und Staatsfragen bei gegen- 
wärtigen Ergebnissen der Wissenschaft zu beruhigen yermag, sondern 
immer nnr nach Lösungen verlangt, die die Wissenschaft nur ans der 
Feme zeigen, ehrlicher Weise aber nicht gewähren kann. 

In diesem Sinne unterscheiden wir den äusseren Gang der litte- 
rai^chen Produktion, ihre äussere Richtung und ihren theoretischen 
Grundzug, der den inneren Znsammenhang der schaffenden Kräfte 
beherrscht. 

Zum ersten lässt sich unschwer erkennen, dass sich die fachliche 
Bethätigung merklich von dem Problem des Krieges, der Kriegsfolgen 
ab wandte, die in den achtziger Jahren vorwiegende Berücksichtigung 
gefunden hatten. Der staatliche Interessengegensatz mit seinem kom- 
plizierten Rechtssystem hat die Geister nicht mehr so unmittelbar aus 
dem Leben heraus beschfiftigt, wie in der früheren Arbeitsperiode und 
das fachliche Interesse hat sich den verwaltungsrechtlichen 
Staatsaufgaben imd dem legislativen Problem mit grosser Energie zu- 
gewandt Am Anfang der Periode sind es vorerst nur die dringenden, 
im allgemeinen unabweislichen Verkehrsinteresse liegenden Unionen, 
die zu einem internationalen Staatenkonsensus und den dazu ge- 
hörigen Vorarbeiten und zur darauffolgenden litterarischen Verarbeitung 
des Stoffes führen; allmählich greifen aber Theorie und Praxis auch 
zu den Fragen und Problemen des innern Privat-R. und erproben 
an ihrer weit grösseren Härte und Sprödigkeit das Ausmass der 
wachsenden Kräfte. 

IL 
Der theoretische Grundzug, der sich in den schriftsteUerischen 
Bearbeitungen des internationalen R. während des abgelaufenen Jahr- 
zehnts ausprägt, lässt sich kurz in den Satz zusammenfassen, dass die 
vorwiegend auf dem Arbeitsfelde der romanischen Völker gegebenen 
Impulse mit Hilfe der deutschen fachlichen Arbeit erfolgreiche Durch- 
führung und eingehende kritische Prüfung gefonden haben. Die grossen 
Verdienste unserer belgischen, französischen und italienischen Kollegen 
um die lebhafte Pflege der völkerrechtlichen Probleme zu einer Zeit, 
da in Deutschland die einschlägigen Fragen nur von wenigen Spezia- 
listen und daher nur mit geringem Rückhalt in weiteren Fachkreisen 
behandelt wurden, fanden so durch unsere bereitwillige Mitarbeit ToUe 
und verdiente Anerkennung. Noch bleibt unseren Berufskollegen in 
Frankreich, Belgien, Schweiz, Holland imd Italien ein gewichtiges 
Hilfsmittel: die Verbindung mit der Praxis, die den deutschen 
Völkerrechtslehrern völlig fehlt Dieser Punkt ist von massgebender 
Bedeutung, wenn wir die deutsche Fachlitteratur mit den Publikationen 
unserer Kollegen im Auslande vergleichen. Während diese sowohl in den 
völkerrechtlichen Fragen der innern nationalen Ggbg. ein gewichtiges 
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Wort einzuigen berufen sind, während unsere ausländischen Bemfs- 
genossen durch Heranziehimg und Mitwirkung an allen für die 
Ausgestaltung des modernen R. in unseren Tagen bedeutungsvollen 
internationalen Konferenzen das Gewicht ihrer Meinungen, ihrer fach- 
lichen Studien in die Wagschale werfen und so namhaften Einfluss 
auf das internationale Yertragswerk auszuüben berufen sind, hat in 
Deutschland und Österreich die obere Bureaukratie dieses Feld mit 
einer Ausschliesslichkeit und Unnahbarkeit für sich in Anspruch ge- 
nommen, die einen Zweifel an der praktischen Würdigung aller 
deutschen theoretischen Arbeit an massgebender Stelle nicht unberechtigt 
erscheinen lassen. Die meisten der in den letzten Jahren abgeschlossenen 
Unionen und umfassenderen Yertragswerke haben in den vorangehenden 
Konferenzen den wissenschaftlichen Vertretern der betreffenden Staaten, 
Renault für Frankreich, Asser für Holland, Rivier für Belgien, 
Martens für Russland, Matzen für Dänemark, Torres-Campos 
für Spanien, Meili und Roguin für die Schweiz, Pierantoni für 
Italien etc. Gelegenheit gegeben, ihr fachliches Können an der positiven 
Rechtsbildung zu erproben. Den deutschen Vertretern der Disziplin 
ist ein gleich verantwortungsvolles Mitwirken am Aufbau der inter- 
nationalen Rechtsordnung durch eine unübersteigliche bureaukratische 
Wand verwehrt. Die Heranziehung Bluntschlis zu der von vomeher 
aussichtslosen Brüsseler Kriegsrechtskonferenz anfangs der 70er Jahre 
vermag unsem Vorwurf ebensowenig zu entkräften, wie etwa die Mit- 
wirkung Dambachs an der Pariser Konferenz zum Schutze der unter- 
seeischen Telegraphenkabel und an den Konferenzen zum Schutz des 
geistigen Eigentums, da der deutsche Delegierte im ersten Falle aus- 
drücklich nur durch seine Stellung in der Reichspostverwaltung zur 
Sache legitimiert erschien. 

Bei dieser Sachlage muss die Bereitwilligkeit umsomehr anerkannt 
werden, mit der die fremdländischen Vertreter des internationalen R. 
den Ergebnissen der deutschen fachlichen Arbeit den Zugang zur inter- 
nationalen Normensetzung ermöglichten. In hohem Masse wird dieses 
einträchtige Zusammenwirken gefördert durch das nunmehr seit 
23 Jahren erfolgreich funktionierende Institut de droit international. 
Unter der fachkundigen, umsichtigen Leitung seines ständigen General- 
sekretärs Lehr- Lausanne, der in seiner wissenschafÜichen Persön- 
lichkeit eine glückliche Personalunion zwischen den Arbeitsmethoden 
Deutschlands, Frankreichs und der Schweiz darstellt, hat das Institut 
in lebhaft besuchten Versanmilungen, mit gehaltvollen Arbeitsprogrammen 
und prompten Publikationsorganen die organisierte Bearbeitung aller 
wichtigen auftauchenden Fragen ermöglicht und so eine Gentralstelle 
fCu- das gesamte geistige Schaffen auf diesem Grebiete abgegeben. Wir 
werden in der Folge wiederholt Gelegenheit finden, auf die Ergebnisse 
seiner reichen Wirksamkeit hinzuweisen. Es sei jedoch schon hier einleitend 
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die Bemerkung vorausgeschickt, dass wir den Schwerpunkt seiner 
Thätigkeit in dem Einfiuss erblicken, den das Institut durch das 
Zusammenwirken der Fachgenossen verschiedener Nationalitäten auf die 
Behandlungsmethoden völkerrechtlicher Fragen in unserer Zeit unver- 
kennbar ausübt. Die Mitwirkung und wechselseitige Kritik ist zweifel- 
los der methodisch - dogmatischen Arbeit minder günstig als d^ 
pragmatisch -historischen Untersuchung. Der gemeinsame Arbeitsplan 
imd die gemeinschaftliche Werkstatte wirken nicht nur fördernd auf 
die einzelnen Arbeiter ein, es macht sich auch eine durchaus segens- 
reiche hemmende Wechselwirkung geltend; die rationes dubitandi 
finden bei den Mitarbeitern verschiedener Staaten ebensoviel Würdigung 
als die rationes decidendi Die Litteratur des neuem internationalen 
B. hat infolgedessen aufgehört, der Tummelplatz phantastischer ein- 
seitiger Desiderien und grundstürzender Weltreformideen zu werden, 
sie hat einen eminent praktisch -technischen Charakter angenommen, 
gewiss nicht zum Schaden ihrer Wirksamkeit in Bspr. und Verwaltung. 

ni. 

Dieser positiv-rechtliche Zug findet auch seinen verstärkten Aus- 
druck in den Quellenwerken, die im Umfange zugenommen, in innerer 
StoflTanordnung, Erscheinungsweise imd Ausgabeform wieder mannig- 
&che Verbesserungen erfahren haben. 

Dies ist vornehmlich der Fall in den amtlichen Publikationen der 
Staatsministerien der auswärtigen Angelegenheiten, die neben de^ für 
die parlamentarische Eontrolle ausgegebenen Weiss-, Blau-, Grün-, Bot- 
und Gelbbüchem etc. neuerdings auch dem Bedür&is nach authen- 
tischer amüicher Sammlung des diplomatischen Quellenmaterials Bech- 
nung tragen. Wir nennen als derartige neue Publikationen: Treaties 
and Conventions concluded between the United States of America and 
other Powers since July 4, 1776. State Department. Washington 
1889. — Treaties and Conventions between the Empire of Japan 
and other Powers since March 1854. By ordre of the Foreign Office. 
Tokio 1884. — Olivart, Becueil des Trait^, Conventions et Doca- 
ments intemationaux. Public par ordre royale, Madrid 1890 fif. ^ 
Baccolta ufficiale di Trattati del Begno d'Italia. Diese auf gesteigerte 
Publizität gerichtete Neigung kam naturgemäss auch den privaten 
internationalen Quellensammlungen zu gute, in erster Linie dem nnn 
100jährigen deutschen Quellenwerk: Martens, Becueil de Trait^s, 
das im Jahre 1886 seinen langjährigen verdienstvollen Leiter Julius 
Hopf verlor. Dem Wunsche Bulmerincq's folgend, übernahm Stoerk 
im folgenden Jahre die Fortführung des Werkes, in dessen letzten 
10 Bänden er den für die theoretische Arbeit unentbehrlichen Bechts- 
Stoff möglichst rasch den Ereignissen folgend zu gruppieren und sicher 
festzustellen bemüht war. Es geschieht im Interesse des ältesten 
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QnellenwerkeB , das noch viele Heransgeber und so auch den gegen- 
wärtigen überdauern wird, wenn an dieser Stelle die kritische Wür- 
digung zum Abdruck gebracht wird, die ein Meister unseres Faches, 
F. y. Martitz, von dem Quellenwerk an hervorragender Stelle giebt. 
Er fasst sein Urteil in der Schrift ^Bechtsforschung und Rechts- 
unterricht auf den deutschen Universitäten" (herausgegeben 
von 0. Fischer, Berlin 1893) S. 99 dahin zusammen: »In der Hand 
des gegenwärtigen Herausgebers . . . hat der «Becueil Martens^ einen 
neuen Aufschwung genommen und alle rivalisierenden litterarischen 
Unternehmungen in den Schatten gestellt.* — Inhaltlich erweitert 
haben sich auch die von Renault trefflich geleiteten Archives Diplo- 
matiques, die beim 57. Bande der 2. Serie angelangt sind und bei 
der Mannigfaltigkeit ihrer Darbietungen die grössten Anforderungen 
an den Überblick und das Geschick der Redaktion stellen. Eine neue 
überaus reiche Fundgrube für die europäische Staatengeschichte wie 
speziell für die Entwickelung der internationalen Bechtsbeziehungen 
eröfl&iet Prof v. M a r t e n s - Petersburg durch seinen unmittelbar aus 
archivalischen Quellen geschöpften, mit feinem Verständnis be- 
arbeiteten Recueil des trait^s et Conventions conclus par la Russie 
avec les Puissances ätrang^res, St. -Petersburg, 10 Bände seit 1874, 
der das Vertragsmaterial von drei Jahrhunderten durch franzö 
sische Übersetzungen und durch eingehende rechtshistorische Ein 
leitungen einem weiteren Fachpublikum zugänglich macht. Die Samm 
lungen von Hertslet, Neumann-de Plason für Österreich etc. 
nahmen ihren ungestörten Fortgang. Ein originelles und Übersicht 
liebes Unternehmen ist femer: Lanckmann, Code des relations ex 
t^rieures de la Belgique. Braine-le Comte 1892. Derselbe Verfasser 
steht an der Spitze des Bureaus der Union internationale pour la 
publication des tarifs douaniers, deren , Internationaler Anzeiger für 
Zoll Wesen" in den Sprachen der Kulturstaaten erscheinend ein wichtiges 
mtemationales Publikationsorgan für einen allerdings beschränkten Teil 
der internationalen Verwaltungsgemeinschaft bildet. 

Die aus dem Obigen erkennbare andauernde Zersplitterung des 
internationalen Quellenmaterials hat in einzelnen Kreisen den Wunsch 
nach einer amtlichen Zentralstelle für die Publikation der Verträge 
sämtlicher Staaten erweckt Die vom Institut de droit international 
zur Vorbereitung unternommenen Schritte haben jedoch die zeitliche 
Undurchführbarkeit eines solchen Unternehmens dargethan, zumal da 
zahlreiche Grrossmächte sich zur Ausführung des Unternehmens auf der 
vom Institut vorgeschlagenen Basis ablehnend verhielten. Eine treff- 
liche Übersicht über den Stand der schwierigen Frage und Hinweise 
über den Gebrauch der wichtigsten Nationalsammlungen von Ver- 
trägen enthält eine kurze orientierende Studie von v. Martitz im 
XVIII. Bd. der Revue de droit international. 
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An der Sammltmg nnd Fesüegang des Yertragsmaterials der be- 
treffenden Staaten beteiligten sich ausserdem in mehr oder minder 
grossem umfange: Ginnet 's inhaltreiches: « Journal de droit interna- 
tional priv^*, die Tübinger «Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft*, das unter Hiltys Leitung stehende .Politische Jahr- 
buch der Schweizerischen Eidgenossenschaft*, Böhm's « Zeitschrift för 
internationales Recht*, Yincent's , Revue pratique de droit inter- 
national priv6* (seit 1890) u. a. 

Die Bedürfnisse der Praxis fahrten zu partiellen Quellensammlungen 
über einzelne Rechtsgebiete und Unionen; wir heben als bemerkenswert 
an dieser Stelle hervor: v. Martitz, Die Verträge des Eönigraicbs 
Württemberg über internationale Rechtshülfe (1889), Poschinger, 
die wirtschaftlichen Verträge Deutschlands. 3 Bde. Berlin 1892. 
Riebow, die deutsche Eolonialgesetzgebung. Berlin 1893 (s. oben 
Bericht Heft 8 S. 326). Menzen, deutsche Auslieferungsverträge 
und das zur Erwirkung von Auslieferungen zu beobachtende Verfahren. 
Paderborn 1891, die .Zoll- und Handelsverträge des deut- 
schen Reiches abgeschlossen mit den Europäischen Staaten'', Diet- 
rich's Verlag Goettingen 1894. Mit einem bisher wenig beachteten 
Gebiete machen uns vertraut: Yorikadzu von Matsudaira, die völker- 
rechtlichen Verträge des Kaisertums Japan in wirtschaftlicher, poli- 
tischer und rechtlicher Beziehung. Berlin -Wien 1890; Djuvara, 
Introduction ä l'ötude du droit conventionnel de la Roumanie. Bu- 
carest 1888 u. a. 

Soweit das zeitgenössische nationale Rechtsmaterial in den Dienst 
der vergleichenden RW. gestellt wird, und damit zur Erweiterung des 
Gesichtskreises internationaler Rechtsforschung herangezogen werden 
kann, liegt der Schwerpunkt fachlicher Wirksamkeit nach wie vor bei 
unseren französischen Fachgenossen. Haben die Publikationen der Pa- 
riser ySoci^t^ de l^gislation compar^e* auch im abgelaufenen 
Jahrzehnt programmgemäss ihre fleissige und umfangreiche Fortführung 
gefunden, so macht sich doch allmählich das Bewusstsein geltend, dass 
die Sammlung des Rohstoffes an sich nicht Zweck, sondern lediglich 
Mittel zum Zweck sein müsste. Die auch nur annäherungsweise der 
Quellenmasse entsprechende dogmatische Verarbeitung steht noch immer 
in weiter Feme und zwischen Aufwand und Ergebnis beginnt all- 
mählich eine merkliche Spannung einzutreten. Gleichwohl bleibt der 
Pariser 8oci6t6 das Verdienst ungeschmälert, einen Sammelpunkt für 
die jurististischen Fachkreise der ganzen civilisierten Welt abocu- 
geben, eine Thatsache, deren kultureller Wert nicht hoch genug anzu- 
schlagen ist. Der innige Zusammenhang, der in Paris zwischen 
den Leitern der Sociät6 und der Staatsregierung besteht, hat die im 
Justizministerium bestehende Abteilung des Gomit^ de 16gislation 
^tr an göre in die Lage versetzt, die wichtigsten Godifikationswerke 



Digitized by LjOOQ IC 



333] Wissenscbaftl. Quellenwerke, Vereinspublikationen, Sammelwerke. 7 

der Neuzeit in ununterbrochener Folge, vomehm ausgestattet, in fran- 
zösischer Sprache der Juristenwelt darzubieten. Ein ganzer Stab her- 
Yorragender Juristen aller Länder hat sich dem Eomit^ zu diesem 
Zwecke zur Verfügung gestellt. V^ir fuhren hier, ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit zu erheben, nur an: 

Code p^nal des Pays-Bas de 1881, traduit et annot^ par Willem- 
Joan Wintgens, 1884. — Code de procödure pönale allemand de 1877, 
tradnit et annot^ par Daguin, 1884. — Code d'organisation judioiaire 
allemand de 1877, traduit et annot^ par L. Dubarle, 1895. — Chartes 
colonialea et constitutions des Etats-ünis de TAm^rique du Nord, par 
A. Gourd, tomes I et II, 2 vol. 1885. — Code p4nal hongrois des crimes 
et des d^lits de 1878 et Code p^nal hongrois des contraventiona de 1879, 
traduits et annot^s par P. Dareste et C. Martine t, 1885. — Code 
de proc^dure civile aUemand de 1877, traduit et annot^ par E. G lassen, 
£. Lederlin et F.-R. Dareste, 1887. — Loi anglaise de 1883 sur la 
faillite, traduite et annot^e par Ch. Lyon-Caen, 1888. — Code de 
commerce portugais de 1888, traduit et annot6 par E. Lehr, 1889. — 
Lois fran9aiBes et ^tran gares sur la propri^tä litt^raire et artistique, re- 
cuellies par Ch. Lyon-Caen et P. Delalain, 2 yoL 1889. — Code 
p^nal Italien de 1889, traduit, annot^ et pr^c^dö d'une introduction par 
J. Lacointa, 1890. — Code civil du canton de Zürich de 1887, traduit 
et annot^ par M. E. Lehr, 1890. — Code g^n^ral des biens pour la prin- 
cipaut^ de Mont^n^gro de 1888, traduit par R. Dareste et A. Ri- 
vi^re, 1892. — Code d'organisation judiciaire de Tempire de Russie de 
1864 (Edition de 1883 avec le Supplement de 1890), traduit et annot^ par 
le Comte Jean Eapnist, 1898 (XIV, 162). 

Zu den wertvollsten Arbeiten des genannten Comit^ zählen wir 
den als litterarisches Hilfemittel vortrefflichen Catalogue de la Bib< 
lioth^que du Gomitä de Legislation etrangäre, 1889 (IX, 49). 
Parallel in der Bichtung, aber mit dem durch die Spezialisierung ge 
gebenen Vorteil tieferen Eindringens wirkt die von Liszt, Hamel 
Prins u. a. begründete « Internationale kriminalistische Vereinigung* 
die abgesehen von zahlreichen, in der , Zeitschrift f&r die gesamte 
Strafrechtswissenschaft* verö£fentlichten deutschen Übersetzungen aus- 
ländischer Strafrechtskodifikationen eine hervorragende Probe ihrer 
LeistungsfUiigkeit geboten hat im L Bd. der „Straf-Ggbg. der Oegenwart 
in rechtsvergleichender Darstellung^^ (Berichtsheft 6 S. 235). Das 
Werk soll nach der Absicht seiner Herausgeber nicht nur die StBW. 
über die ihren Aufschwung hemmenden nationalen Ghrenzen hinaus- 
heben, sondern auch die erste Grundlage fcLr eine in ihren Orundzügen 
international gleiche Ggbg. liefern. Und damit greift die Be- 
deutung des Unternehmens weit über das strafrechtliche Gebiet hinaus: 
als erster im grossen Stile unternommener Versuch der rechtsver- 
gleichenden Darstellung ist es berufen, für die gesamte RV^. vor- 
bildlich zu werden. 
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IV. 

Nicht eben nmfangreich jedoch gehaltvoll ist das Ergebnis an 
geschichtlichen Darstellnngen sowohl der Gesammtlehre wie ein- 
zelner aasgestalteter Institute des internationalen R Durch ansfohrlidie 
Arbeiten haben sich namentlich Nys, Biyier, Olivart o. A. grosse 
Verdienste tun die Wiedergewinnung der nicht unbetr&chüichen litte- 
rarischen Erscheinungen aus der vor-Grootschen Zeit erworben. Hat 
der naive Glaube, dass ein Mann, sei er gleich von der geistigen Grösse 
Hugo Groots, imstande sei, ein neues Etechtsgebiet zu erfinden, von 
altersher bei Fachkundigen bedenkliche Zweifel wachgerufen, so ist es 
doch erst in neuerer Zeit gelungen, den UmfEung genau erkennbar zu 
machen, den die litterarische Behandlung des Problems vor den Tagen 
der Reformation bereits gefunden hat Wir nennen hier in erster Linie 
Nys' Les origines de la diplomatie et le droit d'ambassade jusqua 
Ghrotius, Bruxelles 1884, und Notes pour servir k l'histoire littdraire 
et dogmatique du droit international en Angleterre, Bruxelles, 1888; 
Riviers Note sur la Liti§rature du droit des gens avant la publi- 
cation du Jus Belli ac Paeis und Marquis d'Olivarts Manual de 
derecho intemacional publico y privado mit einem Neudruck der Re- 
lectiones von Victoria: de Indis und de Jure belli, Madrid 1886 — 87. 
Ausserdem hat die Revue de droit international zahlreiche kurze Bei- 
träge zur Klarstellung dieses wichtigen Problems zumeist aus der Fed^ 
belgischer und französischer Fachgenossen gebracht — Wertvolle bib- 
liographische Verzeichnisse für die Litteratur Spaniens verdanken wir 
dem Sammelfieisse von Torres Campos in Granada. Femer machen 
wir namhaft die umfassende, von grossen Gesichtspunkten geleitet« 
Darstellung der Geschichte des Völkerrechts von Holtzendorff im 
I. Bd. seines Handbuches, und im Anschluss daran ebendort die erste 
grössere litterarhistorische Übersicht der Systeme und Theorien des 
Völker-R. seit Grotius von A. Rivier. Auch hier verdient rühmend 
die Darstellung der Völkerrechtsgeschichte erwähnt zu werden, die M a r- 
t e n s (-Bergbohm) seiner systematischen Darstellung des Völker-R (Berlin 
1883 — 86) voranstellt und die zugleich eine originelle Geschichte der 
politischen Theorien umfassend Hinweise auf den gegenwärtigen Stand 
der russischen politischen und Völkerrechtslitteratur enthält, die in 
gleicher Vollständigkeit in deutscher Sprache nirgendsonst verzeichnet 
vorliegen, unter den ausländischen, quellenmässigen, urkundlichen 
Darstellungen verdient als mustergiltig auch hier namhaft gemacht zn 
werden: Treaties and Conventions concluded between the United 
States of America etc. since July 4, 1776 (s. o. S. 4). Eine pragmatische 
Geschichte der Vereinigten Staaten im Lichte des gesamten, mit grosser 
Sorgfalt chronologisch und alphabetisch gesammelten Vertragsstoffes. 
In der Fortsetzungslinie: die trefflich redigierten, von aller europäischen 
diplomatischen Geheimniskrämerei weit entfernten Pap ers relating to 
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the Foreign BelatioDS of the ü. S. Washington 1890 und folgende. 
Gnt orientierend über einen breiten Abschnitt der Entwickelang unserer 
Lehre die Bektoratsrede Brie 's: die Fortschritte des Völker-K seit 
dem Wiener Eongress, Breslau 1890. 

Im übrigen ist die Ausbeute an geschichtlichen Darstellungen 
der Gesamtentwickelung nicht eben erheblich. Mit Vorliebe wendet 
sich die fachliche Arbeit begrenzteren Zeitabschnitten zu oder geht 
mit grösserem Fleissaufwande der geschichtlichen Ausgestaltung ein- 
zelner Rechtsinstitute nach. Besonders für die Schweiz, ihr Neu- 
tralitätsyerhaltnis, ihre Bündnisse etc. bot Hilty bemerkenswerte Beiträge 
in den acht Jahrgängen seines bereits (S. 286, 332) erwähnten »Politischen 
Jahrbuchs der Schweizerischen Eidgenossenschaft* imd in seinem Werke: 
»Die Neutralität der Schweiz in ihrer heutigen Au£fassung*, Bern 1889. 
Verwandten Problemen geht, durch archiyalische Belege unterstützt 
nach Schweizer, Geschichte der schweizerischen Neutraditäi Frauen- 
feld 1893. Eine gleich anziehende Frage behandelt Fauchille, La 
Diplomatie Fran9aise et la Ligue des Neutres de 1780 (1776 — 1783). 
Paris 1893. Falcke giebt eine rechtsgeschichtliche Würdigung der 
Hauptperioden der sogenannten Friedensblokaden (1827 — 1850) Leipzig 
1891. Umfassendere Prüfung hat die Geschichte des Eriegs-R. er- 
halten in Rettichs Werk »Zur Theorie und Geschichte des R. zum 
Kriege*. Die alte Streitfrage über das Erfordernis der Kriegserklärung 
behandelt unter Beibringung eines umfassenden quellengeschichtlichen 
Materials die anonym in Wien (Holder 1885) erschienene Schrift: 
„Krieg ohne Kriegserklärung", die namentlich zeitgenössische Ereignisse 
einer eingehenden imd zumeist durchaus gerechten Kritik unterzieht. 
Zahlreiche rechtshistorisch wichtige Episoden und Züge aus dem deutsch- 
französischen Kriege und aus der Geschichte des Norddeutschen Bundes 
und des deutschen Reiches enthält das fesselnd geschriebene Buch von 
Hans Blum, Auf dem Wege zur deutschen Einheit, 2 Bde. Jena 
1893. Ein kleines Meisterwerk pietätvoller Reproduktion ist: Marquis 
de Oliyart, Elementos de Derecho Publico, de la Paz y de la Guerra 
por Jos^ de Olmeda y Leon. 2 Bde. Barcelona 1891. 

V. 

Was die systematischen Gesamtdarstellungen unserer 
Lehre anlangt, so hat sich in dieser Beziehung unverkennbar eine Ver- 
schiebung zu Gunsten der deutschen fachlichen Arbeit vollzogen. 
Während in dem durch unsem ersten Bericht abgeschlossenen Jahr- 
zehnt die Werke von Calvo, Dudley -Field, Phillimore, 
Travers Twiss als Standard- Works den Mittelpunkt einnahmen, ist 
es imter v. Holtzendorff's Führung gelungen, ein Werk zu schaffen, 
das nach dem Veralten des Heffter'schen Lehrbuches der deutschen 
Facharbeit jene leitende Stellung zuzuweisen berufen war. Der am 
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5. Febmar 1889 seinem umfassenden Wirken entrissene Herausgeber 
(Vin,221) dürfte in der That auf keine seiner Arbeiten so viele ins 
Einzelne gehende Sorgfalt und Mühe verwandt haben wie auf das kurz 
vor seinem Tode vollendete, in Verbindung mit Bulmerincq, Caratheo- 
dory, Dambach, Gareis, Geffcken, Gessner, v. Eirchenheim, 
Lammasch, Lueder, Meili, v. Melle, Bivier u. Stoerk herausgegeb. 
4bftndige «Handbuch für Yölker-R. • (Hamburg, J. F. Richter 1885 — 89, 
V,252 VII,115 VIII, 262). Es giebt der mannigfachen IndividuaUt&t 
seiner Mitarbeiter entsprechend in verschiedener methodischer Behandlung 
ein umfassendes Abbild des gegenwärtig geltenden, in der euro- 
päischen Staatenprazis gehandhabten und anerkannten Völker-R. Jedes 
der wesentlichen, für das internationale Recbtsleben massgebenden In- 
stitute hat darin ausführliche Darstellung, dogmatische Verbindung mit 
verwandten Etechtsmaterien gefunden; hervortretende Reformbedürfnisse 
sind darin rückhaltlos offengelegt imd die Versuche zur Lösung zahl- 
reicher Fragen an der Hand praktischer Fälle sowie des Judikaten- 
materials kritisch geprüft. Das Werk hat bei manchen Unebenheiten 
doch im Grossen und Ganzen berechtigten Erwartungen Rechnung ge- 
tragen und wird diejenige führende Stellung, die ihm nach dem ernsten 
Streben seiner Mitarbeiter gebührt, auch ausserhalb Deutschlands 
sicherlich dann erringen, wenn unsere ausländischen Fachgenossen im 
grösseren Masse als dies bisher der Fall gewesen ist, das Studium 
der deutschen Rechtslitteratur als fachliche Pflicht erkennen werden. 
Zahlreiche fremde Schriftsteller beginnen bereits in anerkennenswerter 
Weise diese litterarische Reciprozität zu üben. Wenn diese in der Folge nicht 
mehr als blosse Höflichkeit — als comitas gentium — sondern in pflicht- 
gemässer Erkenntnis des Wertes der hier gebotenen dogmatischen Vor- 
arbeiten geübt werden wird, dann wird auch unser Handbuch, dies 
kann selbst ein Mitarbeiter ohne Ruhmredigkeit an dieser Stelle be- 
kennen, allseitig jene Würdigung finden, die es nach seinem von H oltz en- 
do rff in grossen Zügen entworfenen Plane und nach der Sorgfidt 
seiner Durchführung verdient. Den Zugang zum gesamten verarbeiteten 
Litteratur- und Rechtsstoff der vier Bde. vermittelt das im J. 1890 
erschienene Registerbändchen, das seiner Aufgabe in einem Sach-, 
einem Fall- und einem Autoren-Register gerecht wird. 

An sonstigen deutschen Gesamtdarstellungen nennen wir in erster 
Linie das alte Hefftersche, in 8. Ausgabe von Geftcken neu be- 
arbeite »Europäische Völker-R. der Gegenwart*. Berlin 1888 (VIII,126) 
das an vielen Punkten die bessernde Hand des neuen Herausgebers 
erkennen lässt, das aber gleichwohl dem Schicksal kaum entgehen 
dürfte, durch die grosse Zahl neuerer Bearbeitungen im System wie 
im Detail überholt zu werden. 

Die im trefflichen Marquardsen sehen Handbuch des öffent- 
lichen R. erschienene Bearbeitung des Völker-R. von A. v. Bulme- 



Digitized by LjOOQ IC 



337] Systematische Gesamtdarstellungen. 11 

rincq läiift nach vielen Richtungen hin ihre eigenen Wege, sie spiegelt 
die kernige Eigenart des verdienstyollen entschlafenen Rechtfilehrers 
wieder, wird aber anch darum kaum jemals in die Lage geraten, eine 
grössere Gemeinde um sich zu versammeln. Charakteristisch ist für 
sie die Verarbeitung eines ganz enormen Bechtsstoffes und dessen Dar- 
bringung in knappster Form. Die Häufigkeit der Yertragschlüsse in 
unseren Tagen hat bei der sorgfllltigen Betonung des Details bald Er- 
gänzungen und Nachträge notwendig gemacht, die Bulmerincq noch 
kurz vor seinem Tode auf Wunsch der um die Blüte unserer publi- 
zistischen Idtteratur hochverdienten Verlagshandlung von J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck) in Freiburg i. B. 1889 herausgab. Sowie Bul- 
merincq's Werk, ist auch Martens' im Jahre 1886 abgeschlossenes 
„ Völker- R." deutsch von Bergbohm kein Werk für Studierende, 
sondern eine von grossen Gesichtspunkten getragene systematische Ge- 
samtdarstellung rlnd wissenschaftliche Ausprägung des internationalen 
Staatenlebens in Verfassung und Verwaltung. Martens hat zahlreiche 
bisher imberücksichtigte Gebiete in unser fachliches Beobachtungsfeld 
einbezogen, und ist auch manches der Kapitel stark beherrscht von 
den starren Eonsequenzen eines gewäblten theoretischen Ausgangs- 
punktes, so muss doch billig anerkannt werden, dass die durch Berg- 
bohm der deutschen Litteratur zugefährte Übersetzung des russischen 
Völkerrechtswerks der fachlichen Arbeit des letzten Jahrzehnts einen 
charakteristischen, interessanten Zug beigefugt hat. 

An weiteren kleineren Darstellungen seien erwähnt die methodologisch 
interessante handliche Arbeit von G a r e i s , Institutionen des Völker-R. 
(1888 Vn, 361), femer L e n t n er , Grundriss des Völker-R. der Gegenwart. 
2. A. Wien 1889 ; v. N eu man n , Elements du droit des gens moderne. (Fran- 
zösisch von A. de R i e d m att e n nach der 3. deutschen A. Paris 1 880). Lücken- 
haft und wenig originell im Stoff und Grundplan ist Peter Resch's 
europäisches Völker-R. der Gegenwart 1886; Rivier's Lehrbuch 
des Völker-R. Stuttgart 1889 (IX,284) giebt in klarer übersichtlicher 
Darstellung eine Bearbeitung der Disziplin in einem ffir die Zwecke 
eines Lehrbuchs durchaus entsprechendem Umfange. Nach meinen 
Erfahrungen als akademischer Lehrer entspricht Riviers Lehrbuch 
am besten den Aufgaben, die der v. Kirchen he im'schen Bibliothek 
von Lehrbüchern des öffentlichen R. programmässig zugedacht sind. 
Gleich erfahren in der deutschen, wie in der ausländischen Litteratur 
ist Riviers Buch geeignet, den Studierenden nicht nur über das 
Stoiffliche zu informieren, sondern ihn auch durch genauere litterarische 
Angaben in das weitere Gebiet fachlicher Forschung zu geleiten. An 
namhaften Gesamtdarstellungen sind noch zu erwähnen: A Ico r ta , Cnrso 
de derecho intemacional publice, Bd. 1 1887, ins Französische über- 
setzt, von E. Lehr mit Vorrede versehen; Calvo's grosses Werk hat 
im Laufe der Jahre 1887 — 1888 die vierte A. erreicht, eine Probe 
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der Empfänglichkeit weiter Kreise für eingehende litterarische Behand- 
lung völkerrechtlicher Fragen. In lexikalischer Form hat Calvo den 
Stoff verarbeitet in seinem zweib&ndigen Dictionnaire de droit inter- 
national public et prive (Paris 1885) und Dictionaire manuel de dip- 
lomatie et de droit international public et priv^ (Paris 1885). 

Der reichen Darstellungsgabe PasqualeFiores verdanken wir die 
revidierte und vermehrte 3. A. seines Trattato und die neue Untersuchung: 
II diritto intemazionale codificato e la sua sanzione giuridica (Turin 1890). 
Fusinato, der rührige Herausgeber der Bivista italiana per le soienze giuri- 
diche, giebt eine gedrängte Übersicht in seiner Introduzione a un corso di 
diritto intemazionale (1885); d'Olivart's Tratado j notas de de- 
recho intemacional publice (2 Bde., Madrid und Barcelona 1887 — 1888) 
giebt Zeugnis von dem- erfreulichen Stande der fachlichen Studien in 
dem Lande, das einst zu so grosser Wirksamkeit in der Sphäre des 
Weltverkehrs berufen gewesen. Pradier-Fod^r^ zieht die Summe 
seines arbeitsreichen Lebens im Dienste unserer Lehre in seinem Trait^ 
de droit international public europ^en et am^ricain, 1885 — 1889, 
7 Bde. — Bivier meistert in gewandter Kürze den Stoff in seinem 
Programme dun cours de droit de gens pour servir ä, l'^tude priv^ 
et aux le^ons universitaires 1889. Bei aller Anerkennung des Gre- 
leisteten wäre hier der geeignete Anlass, auf einen Mangel der im 
übrigen so reichen französischen Fachlitteratur hinzuweisen. Mit Hülfe 
eines Studienplanes und Prüfungssystems, das dem akademischen Studien- 
betriebe aller Zweige des öffentlichen R., also auch des internationalen 
B., in einem Umfange gerecht wird, von dem sich deutsche Prüfnngs- 
regulative nichts träumen lassen, ist in der letzten Zeit dort eine reiche, 
fast überreiche Blüte der Völkerrechtslehrbücher eingetreten. Wir 
nennen hier als besonders bemerkenswert: Calvo, Manuel de droit 
international public et priv6, conforme au programme des facult^ de 
Droit, 3. A. Paris 1892. Chr^tien, Principe de droit international 
public. Paris 1892. Pi^deli^vre, Pr^is du droit international public 
ou droit des gens. Tome I. Paris 1894. Despagnet, Cours de 
droit international public, Paris 1894 u. v. a. Mit Hülfe ihrer unvergleichlich 
gewandten Darstellung kommen bei allen genannten Autoren die ju- 
ristischen Grundgedanken in all' ihren Facetten, die Bechtseinxichtungen 
mit ihren zahlreichen Verschlingungen zur allseitigen Beleuchtung. 
Bei aller Anerkennung dieser technischen Vorzüge und der in den 
genannten Werken gewonnenen mannigfachen Belehrungen können wir 
jedoch den während der Wanderung durch die Französische Fach- 
litteratur unablässig empfundenen Mangel fast jeder Verbindung mit 
der deutschen Facharbeit nicht ungerügt lassen. Was wir an anderer 
Stelle gesagt haben, müssen wir hier wiederholen: diese Vernach- 
lässigung der deutschen Facharbeit ist nicht mehr eine Frage des Ge- 
schmackes, sondern der Ehrlichkeit und Gewissenhaftigkeit fachlicher 
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Forschung. Die Bücksicht auf die Zukunft der französischen Stu- 
dentenschaft fordert es, dass die ihr in die Hand gegebenen Lehr- 
bücher nicht mehr Klüber, Schmaltz, Morstadt neben Bluntschli 
als ausschliessliche Vertreter der deutschen Bechtslehre anführen. 
Nicht eines von den zahlreichen neueren deutschen Staats- und völker- 
rechtlichen Werken ziehen die Verfasser regelmässig in den Kreis ihrer 
Gedankenarbeit, keines bietet ihnen zu Zustimmung oder Bekämpfung 
ausreichenden Anlass. Der umstand, dass die Werke in deutscher 
Sprache geschrieben sind, kann nicht nach der Formel „graeca sunt* 
als Dispensationsgrund geltend gemacht werden. Wer in der Wissen- 
schaft ein ernstes Wort mitreden will, der dai*f „aus technischen 
Gründen" eine Gesamtmasse von Vorarbeiten, deren Wert oder Un- 
wert hier völlig unerörtert bleiben kann, nicht einfach mit Still- 
schweigen übergehen. Diese Frage hat mit dem kleinlichen Spiel der 
Tagespolitik nichts zu thun; die Lyon-Caen, Benault, Bolin, 
Lehr, Gogordan, Weiss, Boguin, Bivier, Brusa etc. sind sicherlich 
darum nicht weniger Zierden der romanischen zeitgenössischen Litte- 
ratur, weil sie in der germanischen Bechtslitteratur trefflich Bescheid 
wissen und so ihre Werke auf dem Niveau unserer Zeit zu erhalten 
im Stande sind. 



VL 
Der Mangel jener Verbindung hat auch die in der fremden Lit- 
teratur vielfach empfindlich hervortretende Neigung zur Folge, dem 
prinzipiellen Problem, den Untersuchungen der wissenschaftlichen 
Vorfragen aus der Sphäre der allgemeinen Prinzipienlehre in weitem 
Bogen aus dem Weg zu gehen. Auch auf dem Gebiete der all- 
gemeinen Lehren würde sich bald bei schärferer Klärung der Begriffe 
eine allmälige Ausgleichung der Gegensätze einstellen, so dass wir nicht 
mehr mit Staunen wahrnehmen müssten, dass romanische Autoren un- 
entwegt mit Leitsätzen und Postulaten der ältesten Naturrechtstheorie 
operieren, als ob Kants Lehren für jene Kreise völlig wirkungslos und 
die Forschungsprinzipien der historischen Schule gänzlich unbekannt ge- 
blieben wären. Dort bietet die so beeinflusste Darstellung immer nur 
halbe Wahrheiten, die mit populärem Aussehen Einlass fordern, um 
dann ein breites Gefolge von verhängnisvollen Konsequenzen mit in 
die Thür zu bringen. Das zunächst liegende Mittel ist in der inten- 
siven wissenschaftlichen Pflege der allgemeinen Bechtslehren des 
Völker-B. gegeben. Diese allgemeinen Grundlehren zeigen uns das Wirken 
der juristischen Prinzipien, ihre Wertrelation und die notwendige lo- 
gische und praktische Kongruenz der rechtlichen Gebilde. Auf diesem 
Gebiete ist die Ausbeute des letzten Jahrzehnts ganz besonders dürftig 
Tind steht in gar keinem Verhältnis zu der im übrigen stellenweise 
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herrschenden litterarischen Überproduktion. Fast ausschliesslich 
deutsche Autoren prüfen die hier in Betracht konunenden Fragen in 
ihrem Zusammenhange mit der Lehre vom Staat, staatlicher Selbstbe- 
schränkung, staatlicher Willensbindung, sodass auch unsere Lehre aus 
den nachgenannten staatsrechtlichen Werken reiche Früchte zieht: so 
namentlich aus Jellineks Lehre von den Staaten Verbindungen, Wien 
1882, und seiner grundlegenden Prüfung des Verhältnisses zwischen Gesetz 
und Verordnung, Freiburg i. B. 1887. Hier zielen ein die gründlichen 
Arbeiten von Brunialti, Lo stato modemo; ünioni e Combinazioni 
fra gli Stati, gli Stati compositi et lo Stato federale. Torino 1891 
Seligmann, Beiträge zur Lehre vom Staatsgesetz und Staatsvertrag. 
Berlin 1886, Hancke, Bodin. Ein Studie über den Begriff der Sou- 
veränität. Breslau 1894. Auserdem seien hier noch erwähnt: Ca 
tellanis geistvolle Untersuchung über Metodo e fine negli studi di 
diritto intemazionale (Turm 1884), Meili, die neueren Aufgaben der 
modernen Jurisprudenz, (Wien 1892), — reich an Ausblicken in das 
weite Arbeitsfeld der Zukunft und gehaltvollen Anregungen. De Mont- 
luc erörtert in einer kurzen warmen Studie (1890) die Pflichten der 
Kulturstaaten gegenüber den auf tieferer Kulturstufe stehenden Völker- 
schaften; B Öhrich, das Buch von Staat und GesellschafL 2 Bde. 
Leipzig 1892 u. 1894. De Fontenay, les droits et les devoirs des 
Etats entre eux. Leipzig 1887. Krause, der Erdrechtsbund; heraus- 
gegeben von Molat, Leipzig 1893. In grossen Zügen behandelt die hier 
einschlägigen Fragen Schlief in seiner Studie im 8. Bd. des .Archivs 
für öffentliches B..*: Das Völker-K u. die legalen Änderungen der 
Länderverteilung ; — und in seinem gehaltvollen Werke : „Der Friede 
in Europa. Leipzig 1892. 

Nicht unerwähnt dürfen wir an dieser Stelle das fachliche Wirken 
A. H. Posts lassen, dessen zahlreiche auf den Grundlagen der Ethno- 
logie und Sociologie ruhenden Untersuchungen in dem wissenschaft- 
lichen Bestreben gipfeln: über die geschichtlichen Erscheinungen hinweg 
zu den dahinter liegenden grossen Gesetzen menschheitlicher Entwicklung 
zu gelangen. Wir haben an anderer Stelle die Bedeutung der socio- 
logischen Forschungsmethode auch für das Problem der Staatengesell- 
schaft näher gewürdigt (Archiv für öff. B. Bd. 3, Studien zur socio- 
logischen Bechtslehre), hier sei daher nur betont, dass die durch Posts 
verdienstliches Wirken aufgeschlossenen neuen Horizonte auch zu einer 
tieferen Erfassung der sociologischen Parallel - Erscheinungen in der 
Gesellschaft der Staaten und Völker führen wird. Wer auch immer 
in der Folge die Erbschaft nach Post antreten mag — ohne Rechts wohl- 
that des Inventars wird es wohl kaum angehen — , wird zumal für die 
wissenschaftlichen Zwecke der uns hier beschäftigenden Rechtsdiszipün 
mit Aussicht auf reichen Gewinn anknüpfen können an das Buch über 
die Grundlagen des B. (1884) — Leitgedanken für den Aufbau einer 
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allgemeinen Rechtswissenschaft auf sociologischer Basis — und an die 
gedankenreiche Schrift über die Aufgaben einer allgemeinen Rechts- 
wissenschaft (Oldenburg 1891, XV, 32). 

Von viel engerem, beschränkterem Arbeitsfelde aus liefern Beiträge 
für die Prinzipienlehre Herzfelder in Gewalt und R., eine Unter- 
suchung über den Begriff des Gewaltverhältnisses (München 1890), 
Heilinger, R. und Macht (Wien 1890), Affolter in seinen Unter- 
suchungen über das Wesen des R. (Solothurn 1889) und nochmals in 
seinen Orundzügen des Allgemeinen Staats-R.; L. Gumplovicz's 
Grundriss der Sociologie (Berlin 1885) unter Festhaltung eines ori- 
ginell negierenden Standpunktes. Gute Aufschlüsse über eine Fülle 
hier einzielender genossenschaftlicher Ei scheinungen bietet Preuss in 
, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften* (Berlin 1889) und 
noch enger in den Beziehungen zu unserm Stoff in der brillant ge- 
schriebenen Studie: Das Völker-R. im Dienste des Wirtschaftslebens 
(Berlin 1891). Auf das gleiche Ziel geht Hubers, Geschichtliche 
Entwicklung des modernen Verkehrs (Tübingen 1893). — Grundlegend 
für die Entwicklungsgeschichte des Natur-R. und für die moderne 
Erfassung des Gewohnheits-R.: Bergbohm, Jurisprudenz und Rechts- 
philosophie (Leipzig 1892). Beträchtlich hinter den durch den Titel 
geweckten Erwartungen zurück bleiben die Ergebnisse von L. v. Hagens, 
, Staat, R. und Völker-R.», ebenso Leithners Studie, „Was ist R.?** 
(Leipzig 1893) und zahlreiche andere, die immer wieder in den oft 
gerägten Fehler unserer Publizistik verfallen, mit einer Hand voll 
Münzen die Reise um die Welt unserer grössten Probleme antreten, 
einen luxuriösen Haushalt mit dürftigen Mitteln begründen zu wollen. 

vn. 

Wenn wir nunmehr den Bestand an monographischen 
Arbeiten ins Auge fassen, so ist ein unverkennbarer Fortschritt in 
dem abgelaufenen Jahrzehnt zu verzeichnen. Noch besteht allerdings 
eine recht geringe Neigung für die vertiefende Detailarbeit bei unseren 
romanischen Mitarbeitern. Mit Recht klagt Rouard de Card in seinen 
Etudes de droit international: ,En France, g^n^ralement, on fait un 
accueil peu favorable aux simples monographies; les trait^ g^n^raux 
sont seuls consid^r^s comme digne d'estime.* Dass aber die Fort- 
führung des Gesamtbaus nur mit Hilfe jener Kleinkunst bewerkstelligt 
werden kann, ist eine Erkenntnis, die sich allmählich auch dort in 
weiteren Fachkreisen zu befestigen scheint. Die seit langer Zeit an 
die Vertreter und Bearbeiter der völkerrechtlichen Probleme gerichtete 
Aufforderung, grösseres Gewicht zu legen auf die dogmatische und 
rechtsgeschichtliche Prüfang der den breiten Rahmen des internationalen 
R. ausfällenden Einzellehren, hat bei uns allmählich angemessene 
Erfüllung gefanden, v. Holtzendorffs Handbuch bildet nach dieser 
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Bichtung hin naturgemäss nicht den Abschluss, sondern erst den An- 
fang einer neuen Arbeitsperiode. Es zeigt uns bei aller Fülle des 
Gebotenen doch den quantitativ geringen Bestand an präzisen Lösungen 
klar und knapp begrenzter Aufgaben, es bracht« aber auch die Mängel 
zur Erscheinungr^^ie lie ganze Geistesarbeit im Gebiete des öffentlichen 
B. beherrschen, uei t-^jel innerer Stetigkeit, inneren Zusammen- 
hanges der fachlichen l^biai-'^sbeit. Die Produktion, die früher immer 
wieder zu Bruchstücken gelangte, die nicht zueinander passen wollten, 
erhielt inneren Zusammenhang und die üngebundenheit der fachlichen 
Arbeit weicht einer planmässigen Verteilung des positiven Bechtsstoffes. 
Während noch bis vor wenigen Jahrzehnten das zaubervoll anlockende 
Problem der Ideal -Yerfässungsform der Staatengemeinschaft den Kern- 
punkt der wissenschaftlichen Forschung bildete, der möglichst vollendete 
architektonische Aufbau des Weltstaates fast ausschliesslich im Vorder- 
gründe der Völkerrechtslitteratur stand, hat sich auch hier wie im 
positiven Staats-B. eine völlige Abklärung und Aufklärung in dem 
Sinne vollzogen, dass die Form der Verfsissung in gar keinem Falle 
ein völlig ausreichendes Sicherungsmittel sei, um die denkbar beste, 
die seit den frühesten Tagen der Menschheit inmier und immer wieder 
vergeblich gesuchte ideale Societas zu gewinnen. Es hat sich vielmehr 
allmählich und im letzten Jahrzehnt mehr als je zuvor die mächtige 
Überzeugung Weg gebahnt, dass es auch im staatlichen Leben nicht 
auf den Becher, sondern auf den Inhalt ankomme, dass- die Voll- 
kommenheit des Gemeindaseins von den materiellen Lebenseinrichtungen 
abhänge, die innerhalb des sozialen Verbandes Verwirklichung und 
rechtliche Ausgestaltung gefunden haben. 

Das Thema der Monographien ist daher vorwiegend dem internationalen 
Verwaltungs-B. und internationalen Verkehrs-B. entnommen. Hier liegt 
eben fast alles noch in einem ununterbrochenen Fort- und ümbildungs- 
prozess. Wo wir hinfassen, ist alles, um das Dichterwort zu variieren, nicht 
nur interessant, sondern auch reformbedürftig und reformfthig. Für 
das System ist die Zeit noch nicht gekonunen; umso wichtiger und 
wertvoller ist daher die Aufkeilung der Gesamtarbeit in jenen lexi- 
kalischen Publikationen, Bepertorien, Enzyklopädien, die der Indi- 
vidualität der Mitarbeiter und ihrem fachlichen Mitteilungsbedürfnis 
im Interesse der Sache den weitesten Spielraum lassen. In erster 
Beihe steht dabei v. Stengels Wörterbuch des deutschen VerwJL 
in zwei Bänden und zwei Nachtragsbänden (1890, J. C. B. Mohr, 
Freiburg) in dem zahlreiche auf die internationale Verwaltung bezüg- 
liche Materien eingehende Erörterung gefunden haben. So Fragen der 
Ein- und Auswanderung, der Niederlassung, des Fremden wesens, Ein- 
fuhr, Eheschliessung, Grenz-B., Staatsverträge etc. In gleicher Anlage, 
noch breiter ausladend mit besonderer Betonung der staatswirtschaftlichen 
Fragen: das umfassende Handwörterbuch der Staatswissenschafben von 
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Conrad, Elster, Lexis und Loening (Fischer, Jena); innerhalb der 
romanischen Facharbeit ist in neuerer Zeit die Biblioteoa di Scienze 
Politiche in gleicher Richtung thätig geworden. Für Österreich — sehr 
umsichtig in der Leitung und reich an Inhalt das von Mischler 
und ü 1 b r i c h herausgegebene » österreichisislkk * ? *^fi^tswörterbuch ' 
(Wien 1894). y/ r, . ' 

a) Vor allem sind es die Lehren de» G*«^6'iet8-B., die teils in 
Verbindung mit kolonialen Fragen, teils noch unt«r der Einwirkung 
des deut-sch - französischen Krieges ihre Erörterung gefanden haben. 
Wir machen hier namhaft: v. Stengel, Die Staats- und völkerrecht- 
liche Stellung der deutschen Kolonien (1886, seither in erneuten A.); 
Ring, Deutsche Kolonialgesellschaften (Berlin 1888); Gr. Meyer, Die 
staatsrechtliche Stellang der deutschen Schutzgebiete (vgl. oben S. 325); 
Heilborn, Das völkerrechtliche Protektorat (Berlin 1891); Kiatibian, 
Gons^quences juridiques des transformations territoriales des £tats sur 
les Trait^ (Paris 1892). Die neue Epoche grosser kolonialer Besitz- 
ergreifungen und der Grebietserwerbungen in der noch unstaatlichen 
Welt forderten eine emeate Prüfang der herrschenden Gnmds&tze 
über das öffentlich-rechtliche Okkupations-R. Eine kritische Fest- 
stellung der Orandbegriffe im Lichte der von der Berliner Konferenz 
(1884 — 85) aufgestellten Rechtssätze geben: Catellani, Le colonie e 
la conferenza di Berlino; T. M. G. Asser, „De Congo-Acte', an deren 
juristischem Aufbau der treffliche holl&ndische Jurist persönlich 
hervorragend mitgewirkt hat; Banning, Le partage politique de 
TAfrique, dapr^s les transactions internationales les plus r^centes, ins 
Deutsche übertragen durch Pfungst; Heimburger, Der Erwerb der 
Gebietshoheit (Karlsruhe 1888); Pann, Das R. der deutschen Schutz- 
herrlichkeit (Wien 1887); Salomon, L'occupation des territoires Sans 
mattre (Paris 1889). Hierher gehören femer die Untersuchungen 
Fusinatos über Le mutazioni territoriali (1885); Martens-Ferrao's 
Arbeiten überl'Afrique seit 1890; Moynier, La question du Gongo 
devant Tlnstitut de droit international und desselben Verfassers, 
La fondation de l'fltat ind^pendant du Gongo au point de 
vue juridique (Paris 1887). Eine seit langem vielfach umstrittene 
Staatsfrage behandelt Peralta in seiner Schrifb: Gosta-Rica j Golumbia, 
Examen historico de la cuestion de limites entre Gosta-Rica j Golumbia 
(Madrid 1886) und das gebietsrechtlich schwierige Problem des grossen 
Kanalprojekts in El canal interoceanico de Nicaragua j Gosta-Rica en 
1620 7 en 1887 (Bruxelles 1887). Über den Panama-Kanal: Law- 
rence in seinen Essays (1885). Zur Streitfirage über die Karolinen- 
inseln ist Romero j Girons Schrift: La cuestion de las Garolinas 
ante el derecho (Madrid 1885) zu verzeichnen. 

Wenn auch nur von geringerer praktischer Bedeutung ist doch 
für das Gebiets -K und völkerrechtliche Nachbar -R. von grossem 
Jurist Litteratnrberioht 1884-91 27 
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Interesse die wissenschaftliche Polemik über die Bechtsbeziehunges der 
Bodensee-Uferstaaten. Vergl. hierzu Bettich, Die Völker- und staats- 
rechtlichen Verhältnisse des Bodensees 1884, dazu y. Martitz: Die 
Hoheits-BB. über den Bodensee in Hirths Annalen 1885 und y. Sar- 
weys Staats-B. des Königreichs Württemberg Bd. I (IV, 263). 

Für das internationale Flussschiffahrts-B. sehr ergiebig: Engel- 
hardt, Histoire du droit fluvial conventionnel (1889) und rOrigine 
et la Constitution des communaut^s fluviales conventionnelles (1888); 
für die amerikanischen Flüsse: Schuyler, American diplomacy (1886). 
Claus s erörtert: Die Lehre von den Staatsdienstbarkeiten (Tübingen 
1894); Felix Freudenthal, Die Volksabstimmung bei Grebiets- 
abtretungen und Eroberungen mit gutem Greschick und gewandter 
Beweisführung (Erlangen 1891). Die entgegengesetzte französische 
Theorie vertritt Bouard de Card in „Les Annexions et les Pl^biscites 
dans rhistoire contemporaine*, selbstverständlich ohne jeden Versuch, 
sich mit den in der deutschen Litteratur vorhandenen Darstellungen 
der Kontroverse ernstlich auseinanderzusetzen. 

b) Das Personen- B. hat, soweit es nicht in der unten noch näher 
betrachteten ausgedehnten Litteratur des internationalen Privat- und 
Straf-B. Berücksichtigung gefunden hat^ zu zahlreichen Untersuchungen 
in der Frage der Staatsangehörigkeit, der Erwerbungsbedingungen, des 
Verlustes, der doppelten Staat-sangehörigkeit, der Wanderfreiheit, Aus- 
weisung, Auslieferung etc. geführt. Im einzelnen sei hier hingewiesen 
auf die vermehrte und verbesserte Aufl. von Cogordans, La Nationalit^ 
die innerhalb der französischen Fachlitteratur mit Becht führende 
Stellung einnimmt. Zahlreiche Arbeiten von Weiss u. a. werden unten 
in der Bubrik des internationalen Privat-B. zur Prüfung gelangen. 
Hier sei noch auf die gewandte Darstellung Barclays hingewiesen: 
Nationality, naturalization, domicile and residence in France (London 
1889); Bouard de Card, La Nationality fran9aise (Paris 1893). 
Die praktisch -politischen Ausgangspunkte für die meisten der hier 
im Laufe unserer Berichtsperiode zu Tage getretenen Lehrmeinungen 
bildete zunächst das Verhältnis Deutschlands zur Schweiz in An- 
sehung der Niederlassungskontrolle und zum andern wieder die 
recht schwierige Situation, in der sich Deutschland nach wie 
vor den französischen Staatsangehörigen gegenüber befindet, welche 
sich in den Beichslanden sesshaft machen wollen. Die Zwischen- 
fälle und Konflikte, welche der Schweiz aus der früheren Ge- 
staltung ihres fast kontrollosen Fremden-B. erwuchsen, haben dort zu 
Änderungen in der Gerichtsverfassung und zu rechtlich genau um- 
schriebenen Niederlassungsbedingnngen gefuhrt. Damit ist das Problem 
im grossen und ganzen gelöst, die Konflikte vermindert, die sich aus 
der freien Auffassung des Asyl-B. und aus der rücksichtslosen Aus- 
nützung der vornehmen Gastfreundschaft der Schweiz ergebe mussten. 
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Die andere Qnelle von Kontroversen ist dagegen nicht auf so einfachem 
Verwaltungswege zu verstopfen und wird daher, nach wie vor, Anlass 
zu gegenteiligen theoretischen Postulaten geben, denen Deutschland 
allerdings unverändert die vis maior seiner Zwangslage entgegenzuhalten 
in der Liage ist. 

Zu diesem Fragenkreise liegen zahllose Äusserungen der Tages- 
presse und der fachlichen Publizistik vor; wir weisen im Zwange der 
uns auferlegten Baumökonomie nur auf typische Vertreter der auf- 
getauchten Lehrmeinungen hin: F^raud-Giraud, Droit d'expulsion 
des Etrangers (Paris 1889); Clunet, La question des Passeports en 
Alsace-Lorraine (Paris 1888); Chantre, Du s6jour et de l'expulsion 
des Etrangers (Genöve 1891); Pictet, Etüde sur le Trait^ d'6tablisse- 
ment entre la Suisse et la France du 23 f^vrier 1892 (Berne 1889); 
Stoll, Verlust des Schweizerbürger-E. (Zürich 1888); Karminsky, 
Kodifikation des österreichischen Staatsbdrger-B. (Wien 1887); Falcke, 
Gleichzeitige Staatsangehörigkeit in mehreren deutschen Bundesstaaten 
(Leipzig 1888); Prentiss Webster, Acquisition of Oitizenship 
(St. Louis 1889); Cahns tüchtiger und gehaltvoller Kommentar zum 
G. über den Erwerb und den Verlust der Beichs- und Staatsangehörig- 
keit vom 1. Juni 1870 (Berlin - Leipzig 1889); Langhard, Das B. 
der politischen Fremdenausweisung mit besonderer Berücksichtigung 
der Schweiz (Leipzig 1891); König, Das G. über die civilrecht- 
lichen Verhältnisse der Niedergelassenen und Aufenthalter (Basel 
1889); Gastfreundschaft und Haus-B. der Schweiz (Zürich 1889); 
Dr. Hans Kunz, Das zürioherische und eidgenössische Aktivbürger-B. 
(Zürich 1892). 

Eine Fülle instruktiven Materials über die staatsrechtliche Stellung 
der Individuen, über Erwerbung und Verlust des schweizerischen 
Bürger-B., über Heimatlosigkeit, Fremdenpolizei und Stellung der 
Schweizer im Auslande enthält L. B. v. Salis, Schweizerisches 
Bundes-B., staatsrechtliche und verwaltungsrechtliche Praxis des Bundes- 
rates und der Bundesversanmüung seit dem 29. Mai 1884 (Bern 1891). 
Hier sei auch noch hingewiesen auf Bouard de Cards im oben 
verzeichneten Sammelwerk enthaltenen Studien: De l'^change des actes 
de r^tat civil entre nations par la voie diplomatique, — die erste zu- 
sammenfassende Darstellung eines in der Entwicklung begriffenen 
völkerrechtlichen Verwaltungsinstituts — undLanaturalisation enAIg^e. 
Von beschränkterem Interesse: Lehmann, Die Bechtsverhftltnisse der 
Fremden in Argentinien (Buenos- Aires 1889); Daireauz, B^publique 
Argentine; La vie sociale et la vie legale des l^trangers (Paris 1889). 
Das schwierigste Problem des kolonialen Personen-B., die das euro- 
päische Kultur- und Bechtsleben seit langem beschäftigende Sklaven- 
frage ist besonders eingehend geprüft bei Desjardins, La France, 
l'esclavage Africain et le droit de visite, 2. Edition (Beauvais 1891); 
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L entner, Der schwarze Kodex (Code noir), Der afrikanische Sklaven- 
handel und die Brüsseler Generalakte vom 2. Juli 1890 (Inns- 
bruck 1891). 

c) Minder ergiebig war die Behandlung der Recht sverhSltnisse 
der internationalen Magistraturen. Soweit die in Übung 
stehenden Bechtseinrichtungen auch in das System kolonialer Grebiete 
übertragen worden sind, hat ihre wissenschaftliche Erörterung im Rah- 
men der der Kolonialpolitik gewidmeten umfangreichen Litteratur Platz 
gefunden. Eine wesentliche Fortbildung, eine reichere moderne Aas- 
gestaltung des Instituts ist nicht erkennbar. Nur Frankreich und 
Amerika haben das konsularische Amt zum Zwecke eingehender In- 
spektion und Berichterstattung inniger dem heimischen, der National- 
produktion dienenden System von Yerwaltungseinrichtungen anjife- 
gliedert. Eine schärfere Betonung des Nachweises für Ursprung, Pro- 
duktionskosten, Herstellungsort etc. einzuführender Waren hat dort den 
Wirkungskreis der konsularischen Funktionäre im letzten Jahrzehnt 
beträchtlich erweitert und liess die grossen Dienste erkennen, welche 
diese völkerrechtliche Magistratur ihrer heimischen Industrie zu leisten 
imstande ist. Die auswärtige Verwaltung des deutschen Reiches zeigt 
in gleicher Sichtung das Bestreben, die Zahl der consules missi all- 
mählich auf die der Bedeutung des deutschen Handels einigermassen 
entsprechende Höhe zu bringen. Unter dem Drucke der eine angemessene 
Berücksichtigung der Urproduktion in Ggbg. und Verwaltung energisch 
fordernden agrarischen Bewegung liess die auswärtige Verwaltung auch 
ihre Bereitwilligkeit erkennen, in den grossen Kulturstaaten nicht bloss 
Militär- und Marine -Attaches, sondern auch landwirtschaftliche und 
technische Experten für die Zwecke der Berichterstattung beizugeben. 

In der Litteratur selbst sind die hier leitenden Gresichtspunkt« 
wohl nur im Auslande geltend gemacht worden, in Deutschland hat 
Steinmann -Bucher in seinem Buche «Beform des Konsulatswesens 
aus dem volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte * (Berlin 1884) zum 
erstenmal eine ausführliche Kritik des Gedankens gegeben. Für die 
Schweiz A. Oncken, Die schweizerische Konsularreform (1886). Im 
übrigen beherrschen den Mittelpunkt dieser Materie König, Handbuch 
des deutschen Konsulatswesens (Berlin 1885); Zorn, Die Konsular- 
Ggeb. des deutschen Reiches (Berlin 1884). Auf archivalischem Wege 
geht der Geschichte des Instituts nach: Kraus ke, Die Entwicklung 
der ständigen Diplomatie vom 15. Jahrhundert bis zu den Beschlüssen 
von 1815 und 1818 (1885, V, 82), dem praktischen Amtsrecht: Lehr, 
Manuel th^rique et pratique des agents diplomatiques et consu- 
laires (1888). 

Das an vielen Punkten in ein bedenkliches Schwanken geratene 
Institut der Konsulargerichtsbarkeit hat zu einer kritischen Prüfung 
und zu einer Sicherstellung des in Betracht kommenden amtlichen 
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Quellenmaterials Anlass gegeben. In den zeitlichen Rahmen unserer 
Berichtsperiode fallen besonders: Salem, de la comp^tence des tribu- 
naux ottomans (1893), desselben Studie über Les 6trangers devant 
les tribunaux consulakes et nationanx en Turquie (1891); Leske und 
Löwenfeld, Die Bechtsverfolgung im internationalen Verkehr seit 
1887; Pag^s, De la condition des Fran9ais en Orient (1886); Con- 
tuzzi, La instituzione dei consolati ed il diritto internazionale europeo 
nella sua applicabilit4 in Oriente (1885); Hall, Foreign powers and 
Jurisdiction of the British Crown (1894) giebt ein Bild von der kolo- 
nialen Weltmachtstellung Orossbritanniens. Aus der Zeitschnften- 
litteratur sei hier noch verzeichnet: Paternostro, La revision des 
trait^s avec le Japon in der Revue de droit international (1891); 
F6raud-Giraud, Les jnstices mixtes dans les pays hors chr^tient^ 
(1884); Olivi, Les capitulations des !^tats musulmans (Paris 1889). 

Interessante Konfliktsflllle, auf die wir in Ermangelung der früher 
gesammelten Causes c^l^bres hier aufmerksam machen müssen, be- 
handeln: V. Holtzendorff, Les incidents de Pagny et de Schirmeck 
k la fronti^re franco-allemande (Paris 1888); Gabba, L'inci- 
dent consulaire franco-italien ä Florence (Paris 1888). Den gleichen 
Fall behandelt Clunet, Incident du Gonsulat de France ä Florence 
(Paris 1888); Stoerk, Die Staats- und völkerrechtlichen Ver- 
hältnisse des Rechtsfalls Schnäbele (Oreifswald 1887). unter den 
auswärtigen Kodifikationen des Stoffes nehmen hervorragende Stellung 
ein: Hartsen, Instructions Consulaires n^erlandaises. Reglement con- 
sulaire avec les instructions et autres documents y relatifs (La Haye 
1889); van Hogendorp, Instructie betreffende den Gonsulairen 
burgerlijken Stand (s'Gravenhage 1890). Speziell das Gesandten-R. 
behandeln: Heyking, L'exterritorialit^ (1889); Goulon, Agents diplo- 
matiques (1889); Vercamer, Pranchises diplomatiques (1891); Odier, 
Privileges des agents diplomatiques (1890). Eingehende Erörterung 
haben die wichtigen Lehren des Vertrags-R, der Perfektion und Rati- 
fikation der Staatsverträge gefunden in den schon früher citierten 
Schriften von Laband, Seligmann, Jellinek; bei Wharton, 
Commentaries on Law (Philadelphia 1884); Stoerk unter , Staats- 
verträge* imd ^Landesgrenzsachen" in v. Stengels Wörterbuch des 
deutschen Verwaltungs-R., bei Blumer- Morel, Schweizerisches Bundes- 
staats-R., Bd. m (Basel 1887); endlich in neuer Gesamtdarstellung 
bei Wegmann, Die Ratifikation von Staats vertragen (Berlin 1892) 
mit sorgfältiger Berücksichtigung des litterarischen statas causae et 
controversiae. 

d) Im Gebiete des See-R., speziell des öffentlichen See-R., zeigt 
sich die unverkennbare Thatsache, dass die Gesetzgebungen aller Länder 
in grösserem Massstabe, als dies je früher der Fall gewesen, dem 
Seeverkehr und dessen rechtlicher Regelung ihre Aufmerksamkeit 
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zugewandt haben. An Stelle langjährigen Stillstandes finden wir all- 
mählich ein reicheres Fliessen der Bechtsquellen und, wie überall, 
zieht der gesetzgeberische Anstoss die fechwissenschaftiiche Bearbeitung 
nach sich. Wir nennen hier als hervorragende Erscheinungen: Pereis, 
Handbuch des allgemeinen öffentlichen See-R. im Deutschen Eeiche 
(Berlin 1884) und die von Arendt besorgte französische Übersetzung: 
Droit maritime international. Oleichfalls Per eis verdanken wir eine 
fachkundige Darstellung der Bechtstellung der Ejriegsschiffe in fremden 
Hoheitsgewässem (1886). Mit gutem Blick far die Schwächen des 
Bechtszustandes und brillanter Darstellungsgabe: de Courcy, Questions 
de Droit maritime, IILIV S^rie (Paris 1886/88); Clunet, Abordage 
du navire de Commerce fran9ais „la Yilie de Victoria* et du Cuirasse 
anglais, Le Sultan (Paris 1888). Für das Seestrassen -R. liegen an 
bedeutungsvollen Bearbeitungen vor: As s er, La Convention de Constan- 
tinople pour garantir le libre usage du canal de Suez (1888); Buzzati, 
l'urto di navi in mare (Padua 1889) und ürto di navi straniere in 
mare territoriale (Venedig 1889). In der Fortsetzungslinie der von 
Renault behandelten Fragen liegend: Imbart Latour, La mer 
territoriale au point de vue th^oretique et pratique (Paris 1889); 
Nuger, Des droits de l'Etat sur la mer territoriale (Paris 1887). 
Hier einschlagende kleinere Spezialfragen behandeln: Sherston Baker 
in The office of vice-admiral of the coast (1884); Carl Bitter, Die 
öffentlich-rechtlichen Pflichten des Schiffers vor Antritt der Beise 
(Greifswalder Doktor.-Diss. 1894). Zahlreiche Gebiete des öffentlichen 
See-R. prüft mit gewohnter Gründlichkeit und Sachkenntnis das treff- 
liche, gross angelegte Werk von Lyon-Caen und Renault: Traite 
de droit commercial (Paris). Auch Desjardins in seinem grossen 
nun zum Abschluss gebrachten Traite de droit commercial et maritime 
(Paris 1878—1890). 

e) Erfreulichen Aufschwung nahm das zur Zeit allerdings jeder 
erschöpfenden Systematik spottende Gebiet des internationalen 
Wirtschafts- und Verkehrsrechts. Die Bezeichnung des prak- 
tischen europäischen Völkerrechts ist von unserer Lehre früher gdPührt 
als verdient worden. Während sie auch noch unter dieser Flagge vor- 
wiegend spekulativen Neigungen und Abstraktionen nachging, vollzogen 
sich in unseren Tagen materielle Veränderungen im Behandlungsstoffe 
des R. überhaupt und im besondern des VR. Die Lehre ist, wie 
ich an anderer Stelle (Stoerk, Fr. v. Holtzendorff, Ein Nachruf. 
Hamburg 1889) hervorgehoben habe, eminent praktisch, d. h. funk- 
tionell unentbehrlich für das Rechtsleben geworden und ihre Vertreter 
sind daher nicht länger zu bewegen gewesen, aus Ehrfurcht für alte 
Dinge neue zu übersehen, die zur sorgfiütigen Beachtung hindrängen. 
Der breite Raum, den vordem weitläufige — für ihre Zeit gewiss be- 
deutungsvolle — Ceremonialfragen und naturrechtliche Probleme er- 
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füllten, den nehmen fortan Verträge und Konventionen ein über Post-, 
Telegraphie-, Passwesen, Auslieferung, Bechtshilfe, Armenpflege, über 
den Schutz des geistigen Eigentums, der Muster und Marken, Kabel, 
Telephon, Zuckerprämie etc. und in allen diesen Punkten gestaltet sich 
das alte VB. zu einer nach innerer Einheit und systematischer Ge« 
schlossenheit ringenden Zusammenfassung der Bechtsordnung des 
neu gestalteten internationalen Verkehrs. Einer auch nur entfernt aus- 
reichenden Übersicht stellen sich hier mehr Hindemisse entgegen als 
in jedem andern Gebiete der Materie. Die Übergänge zur rein öko- 
nomischen Behandlung der Fragen sind kaum festzustellen und so ragt 
denn gerade dieser Teil unserer fachlichen Produktion in das fast ufer- 
lose Gretriebe der wirtschaftspolitischen Tagespresse hinein, die in ihrer 
Darstellung so häufig das einseitige Postulat vom wirklich ausgebildeten 
Verkehrsinstitut nicht scharf zu scheiden vermag. Immerhin lassen 
sich schon einige Buhepunkte bezeichnen, an denen die gestaltende 
Kraft der Ggeb. die Vorarbeiten der fachlichen Publicistik angemessen 
zu verwerten in die Lage kam. Die allmähliche Erweiterung der Hori- 
zonte zeigt in knappen Zügen die trotz kritischer Beserve an Ideen 
und Anregungen reiche Schrift Zitelmanns: Die Möglichkeit eine« 
Weltrechts (Wien 1888). — Aus der Fülle der einschlägigen stoff- 
lichen Arbeiten, in deren Mittelpunkt die Beiträge von W. v. Melle, 
Meili, Dambach und Lammasch zum Holtzendorffschen Hand- 
buch stehen, seien hier besonders herausgehoben: Eger, Das inter- 
nationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Ok- 
tober 1890 (Berlin 1893); W. Kaufmann, Das internationale Becht 
der egyp tischen Staatsschuld (Berlin 1891); F. Meili, Die internatio- 
nalen Unionen (VIII, 454); Moynier, Les bureaux intemationaux des 
ünions universelles (Genöve 1892). Gedankenreich und fruchtbar: Meili, 
Telephon- B. (IV, 245); Das B. der Verkehrs- und Transportanstalten (1888); 
ferner: Die Ggbg. und das Bechtsstudium der Neuzeit (Dresden 1894). 
Keineswegs einwandfrei derselbe in: Der Staatsbankerott und die moderne 
Bechts Wissenschaft (Berlin 1895) und in: Kodifikation des internatio- 
nalen Civil- und HB. (Leipzig 1891); A. Belloc, La t^lägraphie 
historique (Paris 1889). Über ein jüngst ausgestaltetes Bechtsgebiet: 
Gonstant, Code g^n6ral des droits dauteurs (Paris 1888); Clunet 
in seiner anregenden Etüde sur la Convention internationale sur la pro- 
tection des Oeuvres litt^raires et artistiques (Paris 1887) und Sold an, 
L'union internationale pour la protection des Oeuvres litt^raires (Paris 
1888); femer zahlreiche, sehr wertvolle Beiträge zur Klärung der 
Theorie und Festigung der Praxis in diesem Gebiete im offiziellen 
Fachorgan: Le Droit d'auteur, organe officiel du Bureau de l'ünion 
internationale. Eine handliche Sammlung des hier einzielenden Quellen- 
stoffes: Ch. Lyon-Caen et Paul Delalain, Lois fran^aises et ^tran- 
g^res sur la propri^t^ litt^raire et artistique (Paris 1889) und eine 
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deutsche bei 6. Hedeler (Leipzig) erschienene Sammlong. Grehaltvolle 
Durchdringungen des Stoffes vonH. Ruf enacht (Bern 1892); Gr. Scheele, 
Das deutsche Urheberrecht (Leipzig 1892); Daude, Lehrbuch des Ur- 
heberrechts (Stuttgart 1888); Monzilli, La 16gislation italienne et la 
Convention i. pour la protection de la propri^t^ industrielle (Borne 

1886) und Fr. Cottarelli, Codici della proprietd. industriale (Borne 
1888). Dem dogmatischen Problem des Immaterialgüterrechts widmet 
eingehende Prüfung: H. M. Schuster, Das Wesen des Urheberrechts 
(Wien 1891). In der Fortsetzungslinie des Standard v?orks von Köhler 
— Das B. des Markenschutzes — liegen zahL-eiche Verarbeitungen des 
ungeheuren Stoffes des rechtlichen Schatzes im Oebiete der industriellen 
Güterproduktion, des Güterumsatzes etc., insbesondere seitdem diese 
Materie durch die auf den , Schutz der nationalen Arbeit* gerichtete 
schutzzOllnerische Bewegung in neuen Gesetzen verschiedener Staaten 
mannigfache Ergänzungen erhalten hat. Siehe Meilis Markenstrafrecht 
(Bern 1888). Für den internationalen Warenverkehr ist nach dieser 
Bichtung ganz besonders wichtig die neuere englische Ggeb. und ihre 
Litteratur : Henry LowndesWright, The merchandise act (London 

1887) und Browne, Law of trade marks (London 1888). 

Der verkehrsrechtliche Schutz von Treu und Glauben, die ver- 
waltungsrechtliche Sicherstellung des Ursprungs der in den Umlauf 
gesetzten Waren, das Verbot falscher Herkunftsbezeichnungen etc., all 
diese mannigfaltigen neuen Gebilde des internationalen B. haben in 
staatlichen Konferenzen und formellen Verträgen ihre mehr oder minder 
umfassende Begelung gefunden und haben naturgem&ss grossen wissen- 
schaftlichen Betrieb, den Kampf der Geister erweckt Die Völkerrechts- 
lehre hat hier eine Beihe gelöster Fragen zu verzeichnen und sieht 
zahlreiche andere immer bestinmitere Foi*men annehmen. So treten in 
jüngster Zeit in den Vordergrund die aus der Sorglosigkeit vieler 
Staaten in betreff des Namen-B. und der zweifelhaften Firmen sich 
ergebenden Verkehrshindernisse und Bechtsbeschwerden. Hier liegen 
auch die Übergänge zu der konzentrisch von allen Kulturstaaten zur Zeit 
vorgenommenen systematischen Bekämpfong des unlautern Wett- 
bewerbs, eine Beformbewegung, deren wirtschaftliche und kulturelle 
Bedeutung erst im Bahmen des grossen Weltverkehrs volle Würdigung 
finden kann. Die umfassende litterarische Arbeit auf diesem Gebiete 
ist zur Zeit noch im Flusse; die Aufzählung auch nur der führenden 
Hauptwerke würde den uns zur Verfügung stehenden Baum völlig er- 
schöpfen. Wir begnügen uns daher damit, auf eine tüchtige und alle 
Facetten der verwickelten Frage betrachtende Arbeit Eduard Bösen- 
thals aufinerksam zu machen: „Unlauterer Wettbewerb* im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften, wo zahlreiche Litteratumachweise 
völlig über den Stand der Arbeiten in diesem Fragenkreise orientieren. 

Kurz sei hier noch auf die Hauptschriften hingedeutet, die 
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sich mit den grossen Aufgaben der staatlichen Handelspolitik befassen. 
So Schrant, Sjstem der Handels vertr&ge und der Meistbegünstigung 
(Leipzig 1884); Matlekovits, Die Zollpolitik der österreichisch-un- 
garischen Monarchie und des Deutschen Beiches seit 1868 und deren 
nächste Zukunft (Berlin 1891); Walcker, Die Frage der Zolleinigung 
mit Österreich -Ungarn (Leipzig 1892); interessante Bechtsgutachten : 
Note ä consulter sur l'application aux alcools 8u6dois de la loi 
Espagnole du 26 juin 1888 par Mancini, Benault, Asser, v. Holtzen- 
dorff, Bolin und v. Stein (Lausanne 1888). Einige Fragen des inter- 
nationalen Verkehrs-B. auf hoher See behandeln in kurzer Übersicht: 
Max Landois, Zur Lehre vom völkerrechtlichen Schutz der sub- 
marinen Telegraphenkabel (Greifswald 1894) und Negropontes, Zu- 
ständigkeit der Staaten für die auf den Meeren begangenen Delikte 
(Berlin 1894, XIV, 25). 

f) Während die dem Eriegsrecht gewidmeten zahlreichen Dar- 
stellungen der früheren Epoche mehr oder minder deutlich unter den 
Nachwirkungen des grossen deutsch • französischen Krieges und den 
Lösungsversuchen der Brüsseler Kriegsrechtskonferenz stehen, hat dieses 
Arbeitsfeld im abgelaufenen Jahrzehnt glücklicherweise weniger gedüngt, 
auch nur minder umfangreichen Ertrag geliefert. Die einzelnen Arbeiten 
treten dem Grundproblem mit grösserer Objektivität, mit ungetrübterem 
Blicke entgegen. Neben den ausführlichen Arbeiten, die Gessner, 
Bulmerincq, Geffcken und v. Kirchenheim im «Handbuch des 
YB.'^ publiziert haben, liegen noch Einzeldarstellungen vor, von denen 
wir in erster Linie namhaft machen wollen: Bettich, Zur Theorie 
und Geschichte des B. zum Kriege (1888, IX, 248); A. Levj, Bei- 
träge zum Kriegsrecht im Mittelalter (Breslau 1889) und H. Triepel, 
Die neuesten Fortschritte auf dem Gebiete des Kriegsrechts (Leipzig 
1894). Sie zeigen uns in aller Klarheit, dass die Antwort auf die 
bedeutsame Frage: welche rechtliche Stellung ist dem Individuum 
gegenüber dem Kriege und dem Kriegsergebnisse angewiesen, immer 
zugleich die genaue Ausdrucksformel enthält für das Mass der in 
einem bestimmten Zeitpunkte einer bestimmten Staatengesellschaft ins 
Bewusstsein getretenen völkerrechtlichen Pflicht. Das Mittel hierzu 
bietet die Betrachtung der Einschränkungen der obersten Ejriegsgewalt 
rücksichtlich der Subjekte und Objekte des Völkerverkehrs durch den 
Völkerrechtsakt der Neutralisation. Aus den vorliegenden rechtshisto- 
rischen und dogmatischen Ausführungen lässt sich mit Sicherheit er- 
kennen, dass wir es in den Formen der Neutralisierungen mit regel- 
mässig gegliedeiien Bechtsinstituten zu thun haben, dass hier also neue 
Bechtsgedanken in unser juristisches Denken hineingetragen sind. Wir 
sehen auf diesem durchaus der täglichen Staatenpraxis und ihren Be- 
dürfhissen entsprechenden Plane das VB. thatsächlich zu dem geworden, 
was es dem freien Willen seiner Subjekte nach recht eigentlich sein 
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soll: die Norm f&r den gesitteten Staat, die obersten Erhaltongs- 
bedingungen der Gemeinschaft auch in den Tagen staatlicher Not nicht 
den Begangen nngeziigelter Selbstsucht zu opfern. Femer sei erwähnt: 
Eesch, Das moderne Eriegsrecht der modernen Staatenwelt (Graz- 
Leipzig 1885). Kleinere Spezialfrag^ untersuchen in ihrem Verhältnis 
zum gegenwärtigen Stande der Lehre: BouarddeCard, Le droit 
international moderne et la codification des Lois de la guerre; G. Frie- 
demann, Die Bechtslage der Eriegskundschafter und Eai^sspione 
(Greifiswald 1892); ohne Namen: Krieg ohne Kriegserklärung (Wien 
1885) unter tüchtiger Verwertung eines umfassenden diplomatischen 
Aktenmaterials; scharfsinnig und originell: Buzzati, L'offesa e la difesa 
nella guerra secondo i moderni ritroYati (Eom 1888); Freudenthal, 
Die Volksabstinunung bei Gebietsabtretungen und Eroberungen (Er- 
langen 1891); F erb er, Internationale Bechts Verhältnisse der Kriegs- 
und Handelsschiffe im Krieg und Frieden (Kiel 1896); Kleen, De la 
contrebande de guerre et des transports interdits auz Neutres (Paris 
1893); Bettich, Prisenrecht und Flusschiffahrt (Hamburg 1892). 

Dem schleierhaften Schiedsgerichtsproblem, dem Lieblingskind der 
Tagespresse an den Tagen, an denen sie nicht selbst erfolgreich zur Schärfung 
staatlicher und nationaler Gegensätze, zur Zuspitzung von Konflikten 
ihr Schärf lein beiträgt — gehen wieder einige romanische Fachgenossen 
nach mit der gewohnten Überschätzung des zu Erreichenden und mit 
der traditionellen Unterschätzung des wirklich Erreichten. So die ano- 
nyme Schrift: La paix, abolition de la guerre par une juridiction inter- 
nationale (Paris 1886). Kritischer auf Grund umfangreichen diplo- 
matischen ürkundenstoffes: Alessandro Corsi, Arbitrati intemazionali 
(Pisa 1894); Bouard de Card, Les destin^es de l'arbitrage international 
(Paris 1892). Weit hinter dem ernsten Ziele zurück bleiben die Flug- 
schriften der auf allgemeine Entwaffnung, Abrüstung etc. gerichteten 
Bewegungen der Friedensliguen, der interparlamentarischen Konferenzen, 
der Ligue internationale des Etats-Ünis d'Europe (Genf und Paris 1893), 
der Soci6t4 Fran9aise pour l'Arbitrage entre Nations (Paris), der Asso- 
ciation de la Paix par le Droit (Nimes) mit dem propagandistischen 
Vereinsorgan: La Paix par le Droit (Paris u. Nimes seit 1890, XII, 212). 

Heilborn behandelt ausführlich Bechte und Pflichten der neutralen 
Staaten in Bezug auf die während des Krieges auf ihr Grebiet übertretenden 
Angehörigen einer Armee und das dorthin gebrachte Kriegsmaterial der 
kriegftihrenden Staaten (Berlin 1887). Gleichfalls dem schwierigen Fragen- 
kreis des B. der Neutralen widmen eingehende Prüfung: Trayers 
Twiss (1887); ausführlich und gründlich Kleen in den Publikations- 
organen des Institut, Deen Beer Poortugael u. a. Clunet, Offenses 
et actes hostiles commis par des particulariers contre an ^tat ^tranger 
(Paris 1887). Eine hervorragende Stelle nimmt ein Carlo Schanzert 
n diritto di guerra e dei trattati negli Stati a governo rappresentativo 
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(Torino 1891). Er behandelt unter völliger Beherrschung des gesamten 
einschlägigen litterarischen Apparats die an Verzweigungen und Aus- 
läufern besonders reiche Frage des B. über Krieg und Frieden in Ver- 
bindung mit einer Untersuchung über das B. des Vertragschlusses im 
allgemeinen innerhalb der durch das repräsentativ-konstitutionelle Ver- 
fiässungsprinzip geschaffenen Schranken und Bedingungen. 

Bas Bote Kreuz und sein rechtlicher Schutz haben auch in dieser 
Periode unsere fachlichen Kreise beschäftigt. In erster Beihe war hier 
zur Äusserung bemfen: Moynier im Bulletin international de la 
Oroix rouge (seit 1869) und in der kleinen Conference sur la Conven- 
tion de Genäve (Genf 1891); sodann Buzzatti in seiner preisgekrönten 
Schrift: De l'emploi abusif du signe et du nom de la Croix-Bouge 
(Genf 1890). 

vin. 

Am lebhaftesten gestaltete sich und zugleich am fruchtbarsten die 
Arbeit auf dem durch die tägliche Praxis geförderten Spezialgebiet des 
iuternat. Privat- u. StrB. Während aber die ältere Lehre, geleitet 
von dem Gefühl stoischen Weltbürgertums unter der Führung Lau- 
rents, Bluntschlis, Holtzendorffs u. a. das Ziel im Fluge zu 
erreichen hoffte, ist für die abgelaufene Arbeitsperiode eine gründliche 
und allseitige Prüfung der Grundprobleme ein hervorragendes Kenn- 
zeichen. Hat die idealistische Schule der Arbeit die Bichtung gegeben, 
so hat die neuere kritische den Weg zum Ziele langsam aber sicher 
zu ebnen das unverkennbare Bestreben. Nirgends stellen sich der Ge- 
winnung bestimmter rechtlicher Begriffe so grosse Widerstandskräfte 
entgegen als hier, nirgends stösst der auf dem Wege prinzipieller Ab- 
straktionen gewonnene Bechtssatz auf soviel Hemmungspotenzen, die 
seiner Verwirklichung von Ort zu Ort, von Staat zu Staat entg^en- 
stehen. Bas methodische Problem selbst ist deutlicher als vorher in 
den Vordergrund der theoretischen BedürMsse gerückt. Unsere Litte - 
ratur ist dadurch an dieser Stelle skeptischer geworden, sie wagt sich 
nicht mehr in die schleierhaften Begionen der sozialen und politischen 
Metaphysik, sie zeigt sich vorsichtiger und verklausulierter gegenüber 
der Aussenwelt. Führende Stellung nehmen hier die beiden grossen 
Meisterwerke ein: v. Bar, Theorie und Praxis des internatio- 
nalen Privatrechts. (2 Bde. 2. A. des internationalen Privat- und StrB. 
Hannover 1889) und Wharton, A Digest of the international law 
of the United States (Washington 1886). 

V. Bars Werk, ins Englische übersetzt und mit Anmerkungen 
über englisches und schottisches B. versehen von B. Gillespie 
(Edinb. 1892), hat mit einem Bück den Schwerpunkt der fachlichen 
Arbeit in Theorie und Praxis in die deutsche Littoratur verlegt, die 
im Laufe der Zeit aus der führenden Stellung, die sie einst unter 
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Savignj, Heffter etc. eingenommen hatte, verdrängt worden war. Eine 
mustergültige liiterarische Leistung, durchgeführt mit Yorhildlichem 
Fleisse, mit einer Sorgfalt für das kleinste legislative Detail, mit einer 
Prinzipientreue, die allerdings zuweilen Konsequenzen fordert, die auch 
der wärmste Bewunderer des Gesamtwerkes abzulehnen genOtigt ist 
Suchen wir die rechtsphilosophische und rechtsgeschichtliche Smnme 
dieses führenden Werkes zu ziehen, so können wir diese in die Formel 
fassen: y. Bar hat durch eine kritische Revision der gesamten De- 
tailarbeit die frühere schrankenlose Herrschaft der Ideen durch die 
schärfere Betonung und normative Ausprägung der fiEUshwissenschaft- 
liehen Begriffe zu ersetzen verstanden (IX, 212). 

Whartons Digest schlagen eine grundverschiedene Richtung ein, 
sie sublimieren den gesamten R.- und Vertragsstoff der internationalen 
Beziehungen der Vereinigten Staaten, sie vergeistigen mehr durch syste- 
matische Gruppierung als durch Abstraktion des positiv • rechtlichen 
Stoffes und werden so zu einem verlässlichen Führer auf einem wich- 
tigeo, fast unübersehbaren Gebiet. 

Als dritter fügt sich mit scharfem Blick für die Bedürfiiisse der 
Lehre und der Praxis ein Meili, der mit unermüdlicher Energie für 
die wissenschaftliche Pflege des internationalen R. auf der Hochschule, 
wie im Gericht wirkt und den Lehren namenÜich in den Kreisen der 
Praxis zahlreiche verdienstvolle Jünger zugeführt hat 

Schärfer betonen die prinzipielle Seite der Fragen: Jitta, La m^thode 
du droit international priv6 (La Haje 1890); Muheim, Die Prinzipien 
des internationalen Privat-R. im Schweizer Privat-R. (Altdorf 1887); 
Böhm, Die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen (örtliche Statuten- 
kollision) auf dem Gebiete des Privat-R. (Erlangen 1890). Klar in ibreu 
Ausführungen und praktisch in ihren Ergebnissen: Roguin, Conflits des 
lois Suisses en mati^re internationale et intercantonale (Lausanne 1891); 
ADdr6 Weiss, Traite 61ementaire de droit international priv6 (Paris 
1885, 2. A. 1890) und desselben, Traite th^orique et pratique du droit 
international piiv^ (Paris 1892). Despagnet hat die Arbeit in der 
Richtung Cogordans aufgenommen in seinem Pr^cis de droit inter- 
national priv6 pr^c^dä d'une ^tude historique sur la condition des 
^trangers en France et suivi des textes de tous les traitös interessant 
les 6trangers (2. A. 1891). Erwähnen wollen wir noch Surville et 
Arthujs, Cours ^l^mentaire de droit international prive (Paris 1890). 

In der englischen Fachlitteratur hat Phillimores treffliches 
Buch seine führende Stellung bewahrt und ist unter der fachlichen 
Leitung von Sir Walter Phillimore und Reginald James 
Mure in der 3. A. 1889 bis zum 4. Bd. vorgeschritten. Footes 
Concise treatise on private international jurisprudence hat 1891 die 
2. A. erlebt und seine praktische Handlichkeit bewahrt 

Durchschnittlich gilt von den angeführten Schrifben: sie lassen 



Digitized by LjOOQ IC 



355] Internationales Privat- und Strafrecht. 29 

eivbeitlich das ernste Bestreben erkennen, über die geschichtlichen Er- 
scheinungen hinaus zu den dahinterliegenden grossen Oesetssen recht- 
licher Entwicklung zu gelangen. Für die Verbreitung der Lehre wie 
für die Sicherung der historischen Grundlagen hat auch hier Meili 
Herrorragendes geleistet: Geschichte und System des internationalen 
Privat- R. im Grundriss (Leipzig 1892); die internationalen Unionen 
über das B. der Weltverkehrsanstalten und des geistigen Eigentums 
(Leipzig 1889); die theoretischen Abhandlungen des Bartolus und 
Baldus über das internationale Privat- und StrB. (Leipzig 1894). Das 
erfolgreiche räumliche Vordringen der hier in Besprechung gezogenen 
Lehren und Bechtseinrichtungen zeigt anschaulich: Heck, Der Eon- 
gress von Montevideo und das internationale Vertrags -B. der süd- 
amerikanischen Staaten (Erlangen). 

Wenige der in grosser Zahl vor allem in Frankreich erschienenen Lehr- 
bücher und Handbücher verwerten in durchaus erspriesslicher Form 
die Fülle neuer Gesichtspunkte, die die leitenden Werke der Litte- 
ratur erö&et haben. Der Zeit und dem Lihalte nach steht allen voran 
das geistvolle Werk West lakes, Lehrbuch des internationalen Privat- 
recht« mit besonderer Berücksichtigung der englischen Gerichtspraxis. 
Deutsch nach der 2. englischen Ausgabe von Fr. v. Holtzendorff 
(Berlin 1884). Fleissig, aber anf beschränkterem litterarischen Apparat 
fassend Durand, Essai de droit international priv^ (Paris 1884), der 
auch eine Übersetzung ins Italienische gefunden hat (Diodato Lioy, 
Saggio di diritto intemazionale privato. Napoli 1887). Knapp und 
lehrreich: Bivier, Elements de dr. intemai priv6 ou confiit des lois 
(Paris 1884); Despagnet, Pr^cis du dr. intemat. priv6 (1886, vgl. VI, 
268, 345, 347). Grundlegend für die Bewegung in den südamerikanischen 
Gemeinwesen: Alcorta, Curso de derecho international privado. Eine 
umfassende fachliche Wirksamkeit entwickelte Catellani in: 11 Diritto 
intemazionale privato e i suoi recenti progressi in 3 Bdn. (Turin 1883 
bis 1888); in Metodo e fine negli sludi di diritto intemazionale (1884) 
und n diritto intemazionale privato nel sistema del diritto intemazio- 
nale (Mailand 1892). Lain^s feinsinnige Schrift: Intxoduction au droit 
international priv^ (Paris 1888 u. 1892) trägt ebenso wie die von Weiss 
in vornehmer Weise dem Bedürfnis Bechnung, welches durch die Er- 
hebung dieses Stoffes zum Prüfnngsgegenstand entstanden ist. Unter 
den zahlreichen, dem gleichen Zwecke dienenden Schriften seien hier 
genannt Pasquale Fiore (übers, durch Pradier-Fod^r6) , Le droit 
intemational privö. 3 Edition, 2 tomes (1889). Dem Institut ge- 
widmet ist desselben gründliches Werk: II diritto intemazionale codi- 
ficato e la sua sanzione giuridica (Turin 1890). Fusinato gab im 
2. Teil seiner Introduzione a un corso di diritto intemazionale einen 
kurzen Abriss der Lehre, der im J. 1885 erschienen ist. Für Deutsch- 
land sucht das Bedürfriis nach fachlichem Studium der Materie zu 
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wecken das in meisterhafter Knappheit völlig orientierende Werk 
y. Bars\ Lehrbuch des internationalen Privat- und StrR. (Stuttgart 
1892) aus der «Juristischen Handbibliothek'' (XU, 132). Für Öster- 
reich hat Jettel an Stelle des alten, im Gesetzesstoffe nator- 
gem&ss vielfach rückständigen Buches von Vesque-Püttlingen eine 
neue verdienstvolle Bearbeitung des Stoffes auf wissenschaftlicher Grund- 
lage geboten in seinem «Handbuch des internationalen Privat- und 
StrR. mit Rücksicht auf die Gesetzgebungen Österreich-Ungarns, Croa- 
tiens und Bosniens* (Wien-Leipzig 1898). 

Für die Fragen der internationalen Rechtshilfe sind der Praxis 
auch fär das internationale Prozessrecht ergiebige Darstellungen ge- 
boten in Böhm, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens im Deutschen 
Reiche und gegenüber dem Auslande in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten und in Konkurssachen (Erlangen 1886); Jitta, La codi- 
fication du droit international de la faillite (La Haye 1895). 

Aus der grossen Fülle der hier einzielenden Monographien kOnnen 
wir naturgemftss nur Stichproben bieten« Der Kern, um den die 
Erörterungen sich drehen, liegt zumeist in der theoretischen Bewftltigung 
der Widerstandskraft lokaler Prohibitiv- Gesetze, die sich der Geltang 
des für die Rechtserscheinung im Auslande massgebenden Rechtssatzes 
entgegenstellen. Die Autoren gehen in den Fragen des internationalen 
Rechtskonfliktes zumeist von dem Gesichtspunkte aus, dass das im 
Rahmen eines fremden Rechtssystems geschaffene Rechtsverhältnis kraft 
der Gleichberechtigung aller Staaten solange auf ungestörten Bestand 
Anspruch erheben kann, bis dadurch nicht etwa die Rechtsautorit&t, 
die Kompetenz - Kompetenz des anderen Staates ernstlich gefthrdet er- 
scheint. Sie tragen dabei in der durch individuelle Eigenart bedingten 
Linienführung der unleugbaren Thatsache Rechnung, dass das Indi- 
viduum wie seine ganze Güterwelt nicht aus einer fremden recht- 
losen Sphäre in das diesseitige Gebiet eintrete, sondern aus einem 
organisierten Gemeinwesen mit bestimmter Rechtsordnung, welches 
naturgemäss dem Angehörigen wie den Elementen seines Wirtschafts- 
lebens auch eine Summe von Pflichten und Zwangszuständen auferlegt, 
die der diesseitige Staat unter der Herrschaft des grossen regolatorischen 
Prinzips der Reziprozität unmöglich ignorieren kann. Der (bedanke 
kommt mit seinen zahlreichen Einzelheiten zu allseitiger Beleuchtung in 
Loiseau, De la tutelle en droit international (Paris 1887); Darras, 
Du droit des auteurs et des artistes dans les rapports intemationaux ; 
Fiore, Effetti internazionali delle sentenze e degli atti; Höre an, 
Effets intemationaux des jugements en matiöre civile (Paris 1884); 
Daguin, De l'autorit^ et de Tex^cution des jugements ötrangers (Paris 
1887); bemerkenswert ist die methodische Untersuchung Buzsatis 
über Tautoritä delle leggi straniere relative alla forma degli atti dvili 
(Turin 1891). Mit guten dogmatischen Ausführungen: Barazetti, 
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Einföhning in das französische Civilrecht und das badische Landrecht 
(1889); auf rechtsvergleichender Grundlage: Merill, Studies in com- 
paratiye jurisprudence and the conflict of laws (Boston 1886); Nelson, 
Selected cases Statutes and Orders illustrative of the principles of pri- 
vate international law as administered in England (London 1889). 

Dem wichtigen Thema der Satzung des umfangreichen Beehtsstoffes 
weiss neue Seiten abzugewinnen: Contuzzi, La codificazione del di- 
ritto internazionale privato (Napoli 1886) u. v. a. 

Der Schwerpunkt der monographischen Facharbeit im Gebiete des 
internationalen Privatrechts liegt naturgemäss im Eahmen der zahl- 
reichen Zeitschriften, die diesem Zweige unserer Wissenschaft dienen 
und auf deren Stand und Entwicklung in der Folge näher einzugehen 
wir nicht unterlassen wollen. 

In Ansehung des internationalen Straf rechts vollzieht sich 
immer deutlicher eine bestimmtere Grenzregulierung in dem Sinne^ 
dass das gesteigerte juristische Feingefühl die im Grenzgebiet ver- 
schiedener Bechtsmaterien stehenden Probleme je nach ihrer vorwiegend 
nationalen oder internationalen Natur bald der Verarbeitung im Bahmen 
des StrB. und Prozess-B., bald in dem des Yölker-B. zuweist. Freilich 
bleibt dabei noch ein weites Feld für vereintes Schaffen übrig. Die 
hier einzielende litterarische Produktion leidet z. T. empfindlich, namentlich 
in den Fragen der Spionage, des Verrats, des Eriegsgeheinmisses, der 
internationalen Bekämpfung der anarchistischen Propaganda etc., unter 
der Überproduktion der Gelegenheitsgesetzgebung, die einen einzelnen 
Fall oft zum Anlass nimmt, um gesetzliche Vorschriften zu erlassen, 
die generell zur Anwendung kommen sollen. Hierin liegt aber eine 
ebenso grosse Gefahr für die Bechtsentwickelung, wie für ihre wissen- 
schaftliche Durchdringung in der fachlichen Litteratur. Die Ggbg., 
die ihre Normen den Verhältnissen des Einzelfalls anpasst, übersieht 
zumeist, dass die allgemeinen Erscheinungsformen anders geartet 
sind als die des Einzelfalls und so kommt es, dass die Gelegenheits- 
GG., mögen sie auch nicht immer als GG. ab irato zu bezeichnen 
sein, d. h. als GG., deren Erlass unter heftiger Gemütsbewegung breiter 
Volksmassen beschlossen wurde, nicht selten ihren Zweck vollständig 
verfehlen. Die Litteratur, die sich daran knüpft, vermeidet zwar 
zumeist den Hinweis auf den individuellen Anlass des Entstehens, sie 
trägt aber gleichwohl den Stempel des Hinfälligen, es ist Tagesarbeit,, 
die am andern Morgen neu begonnen werden muss. 

Vorteilhaft hebt sich von dieser Flugsand gewidmeten Baukunst 
der tiefgehende wissenschaftliche Ernst ab, mit dem das Specialgebiet 
desB. der ^Auslieferung von Verbrechern* allseitig behandelt worden, 
ist. In Anlehnung oder in Bekämpfung anknüpfend an die gehalt- 
vollen Vorarbeite und Anregungen der Oxforder Session des Listituta 
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hat sich die litterarische Arbeit in der abgelaufenen Berichtsperiode 
gehaltvoll vertieft und za Darstellunpren gefahrt, die als Grand* 
werke für längere Zeit die Fübrong im Gebiet za übernehmen volle 
innere Eignung besitzen. Da v. Bars treffliche »Theorie und Praxis 
des internationalen Privat-R.* die ursprüngliche Erstreckung des Buches 
in erster Auflage auf das StrR. nicht beibehalten hat, wftre dies Ge- 
biet beträchtlich im Rückstand geblieben gegenüber dem Privai-R., 
hätten sich hier nicht die gehaltvollen und gross angelegten Mono- 
graphien von Lammasch, v. Martitz und Anderen eingestellt, 
die dem behandelten Fragenkreise, ich möchte sagen, die Autonomie 
einer scharf abgegrenzten Provinz unserer Wissenschaft gegeben haben. 
Lammasch hat nach kleineren Vorarbeiten „t5T)er politische Ver- 
brechen gegen fremde Staaten "^ (Z. f. die ges. StrRW. 1883), »das 
Recht der Auslieferung*' (Wien 1884) zu den dogmatischen Einzel- 
fragen klare Stellung genommen und dann in seinem Hauptwerke 
, Auslieferungspflicht und Asyl-R.* (Wien 1887) die gesamte Materie 
trefflich abgerundet und nach allen Seiten hin klargestellt Er schöpft 
unmittelbar aus dem amtlichen Aktenmaterial des internationalen 
Rechtsverkehrs und stellt daher im Geiste strenger WissenschafÜichkeit 
nicht selten volkstümlich klingenden Postulaten gegenüber die Forde- 
rungen der Wirklichkeit und den Prinzipiengehalt der Staatspraxis auf 
dem von ihm behandelten wichtigen Gebiete dar (VI, 464, s. o. S. 250). 

V. Martitz gebt daneben durchaus selbstständig auf mühsam 
gebahntem Wege seinem eigenen fachlichen Ziele zu; er will in sdnem 
umfassend angelegten Werke: „Int<emationale Rechtshilfe in Strafsachen, 
Beiträge zur Theorie des positiven Völker-K der Gegenwart* (Leipzig 
1888) L Band, die Regeln ausfindig machen, die die zum völker- 
rechtlichen Verbände gehörigen Staaten der Pflege ihrer Gegenseitig- 
keitsbeziehungen nachweislich zu Grunde legen, er will zudem dar- 
legen, auf welchem Wege die Staaten zu diesen Regeln gelangt sind, 
wie weit das Einverständnis unter ihnen thatsächlich reicht, welche 
Gegensätze obwalten und welche Aussichten far die Zukunft sich er- 
öf&ien. Wie man sieht ist das Programm der v. Martitz 'sehen Arbeit 
weiter gefasst, es zeigt das allmähliche organische Wachstum der 
grossen Rechtsgenossenschaft und bietet Reichtümer on positivem Ma- 
terial und kritischen Urteilen. 

Um diese beiden Grundwerke sowie um den stoffverwandten Ba* 
trag Lammasch 's zum Holtzendorff 'sehen Handbuch des Völker-R, 
gruppiert sich die einschlägige Zeitschriften- Litteratur unserer Berichts- 
periode. 

Von den grösseren älteren Werken hat Bernard's Traitö theo- 
rique et pratique de l'extraditon 1890 die zweite Auflage erfahren. 
Auch in den StrR.- und Prozesskompendien Bindings, Wachs, 
V. Liszts, V. Meyers u. a. sind der Materie des internationalen StrR. 
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eingehende Betrachtangen gewidmet; besonders sei hier auf das von 
Fr. V. Liszt im Auftrage der ständigen Deputation des Juristentages 
erstattete Gutachten ^ Sind gleiche Grrundsätze des internationalen 
StrR. für die europäischen Staaten anzustreben und eventuell welche?* 
hingewiesen, welches zwar kurz vor Beginn unserer Berichtsperiode 
erschienen, aber innerhalb derselben nachhaltig auf die Prüfung ein- 
schlägiger Fragen Einfluss geübt hat. 

Peraud-Giraud rollt die wichtigsten Kontroversen unter prak- 
tischen Hinweisen auf ihre Lösung auf in seinem ^L'extradition, Projet 
et Notes* (Paris 1890), ausserdem nehmen auch die meisten der oben 
citierten Lehrbücher und Darstellungen des internationalen Privat-R. 
von V. Bar, Despagnet, Bard, Lain^, Catellani, Andr^ Weiss, 
Rivier u. a. in knappen, klaren Zügen Stellung zu dem uns hier be- 
schäftigenden Problem. An kleineren Darstellungen seien hier namhaft 
gemacht die Übersetzung der kurzen orientierenden Schrift Lammaschs: 
,le Droit d'extradition etc.* Trad. par A. Weiss et P. Louis- 
Lucas (Paris 1885). Hamaker behandelt wiederholt und mit 
gutem Geschick die schwierige Frage der Auslieferung der Inländer 
wegen der im Auslande begangenen Verbrechen und eröffnet den Aus- 
blick in ein neues Gebiet erweiterter und geläuterter Rechtspflege der 
Zukunft. 

Auch die Rechtshilfe im internationalen Verkehr hat fleissige 
Pflege gefunden und ist durch zahlreiche Quellensammlungen kräftig 
gefördei-t worden. Hetzers „Deutsche Auslieferungsverträge*, „das 
Hilfsbuch von C. Kurtz für Strafvollzugs-Rechtshilfe und Ausliefe- 
rungsangelegenheiten* (Berlin 1883), Delius, „Die Auslieferung 
flüchtiger Verbrecher* (1890), Menzen, „Deutsche Auslieferungsver- 
träge, und das behufs Erwirkung von Auslieferungen zu beobachtende 
Verfahren* (1891) und zahlreiche andere Schriften geben Zeugnis von 
dem lebhaften Interesse, das zur Zeit den Fragen dieser Natur zu- 
gewandt wird. Durch den systematischen Aufbau zeichnet sich be- 
sonders aus F. Böhms „Handbuch des Rechtshilfeverfahrens im 
Deutschen Reiche und gegenüber dem Auslande in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten und in Konkurssachen" (Erlangen 1886, VII, 363). 

Präcise Gestalt hat namentlich das Verfahren in Auslief erungs- 
sachen in jenen Staaten erhalten, wo inzwischen die materiellen und 
formellen Fragen des Auslieferungswesens ihre ausdrückliche Fassung 
in besonderen Landesgesetzen gefunden haben, wie in Belgien, in der 
Schweiz, in südamerikanischen Staaten etc. Das Institut mündet da 
überall in die festere und bestimmtere Gestalt des nationalen Pro- 
zesses und findet als besondere Verfahrensart in der Litteratur des 
Prozess-R. sachgemässe Würdigung. Auch fär das deutsche R. sucht 
Delius die Abtrennung dieser Materie von der im ganzen doch ge- 
ringere Garantien bietenden sog. Fremdenpolizei zu erwirken, indem 
Jurist. LitteratnrberiQht 1884-94. 28 
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er in , Beiträge für ein deutsches Auslieferungs-G.* (Archiv fiir öffent- 
liches B. Bd. 6) die Vorteile einer solchen Bechtssatzung überzeugend 
darlegt. 

IX. 

Die periodische Litteratur zeigt auf dem Gebiete des inter- 
nationalen B. einen Reichtum führender und gehaltvoller Organe, der 
den Schluss gerechtfertigt erscheinen lässt, dass das Juristentum aller 
Kulturstaaten sich tSglich zu dem Stoffe gedrängt fühlt und das lebhafte 
Bedürfnis empfindet, zur Klarheit über die Details und zur Abgeschlossen- 
heit des Systems der internationalen Rechtsordnung zu gelangen. Hier 
zeigt sich das beständige Bestreben, den Geist der Dinge zu erfassen, 
über die Mannigfaltigkeit und die Differenzmerkmale der partikularen 
Bechtsbildungen hinauszugehen und das internationale Rechtsleben auf 
seine Entstehungsursachen, die internationalen Rechtsgüt«r auf ihre 
Wertrelation zu prüfen. Das wesentliche Kennzeichen unserer ZZ. ist 
eine äusserst lebendige Geistesthätigkeit, die sich in der raschen Fixierung 
zeitgenössischer Ereignisse, in der Wahrnehmung vielfach verborgener 
Beziehungen ausspricht 

Lenken wir unseren Blick auf die erste und verbreitetste der 
unserer Lehre ausschliesslich gewidmeten ZZ., so gilt es aufs neue 
in anerkennendsten Worten der Verdienste zu gedenken, die sich 
die Begründer der Revue de droit international et de l^gis- 
lation compar^e (Bruxelles) um die Propaganda unserer Lehre er- 
worben haben. Die in der ganzen Kulturwelt gekannte und geschätzte 
Revue hat dem bewährten Stabe ihrer alten und erfolgreichen Führer 
eine Reihe junger tüchtiger Kräfte beigesellt und sich so nach der 
Feier ihres 25 jährigen Bestehens aufs neue verjüngt. Die engen Be- 
ziehungen zum Institut de droit international, dessen amtliches Publi- 
kationsorgan sie ist, geben ihr das charakteristische Gepräge. Sie ist 
das Sprachrohr jener eigenartigen, auf dem Gedanken wissenschaftlicher 
Arbeitshilfe aufgebauten Körperschaft, die ohne amtliche Autorität, 
ohne bureaukratischen Apparat sich aus eigener Kraft zu einem Faktor 
in der europäischen Staatengesellschaft herausgebildet hat. Die fried- 
liche Aussprache der Berufsgenossen aus allen Völkern, über das, was 
uns not thut, was uns drückt und befreit, über das, was uns hemmt 
oder was wir ferner nicht missen können, innerhalb einer solchen Or- 
ganisation legt naturgemäss allen Teilen Mässigung und Rücksichtnahme 
auf fremde Eigenart als sittliche Pflicht auf, sie erhebt die Parteilosigkeit 
gleichsam zum Prinzip einer geschlossenen Partei. Dieser Zug zur 
Vermittlung, diese vornehme Tendenz zur Ausgleichung der Gegen- 
sätze inmitten eines lebhaften Gährangsprozesses, wie ihn das Jahr 1870 
erregt hat, ist das litterargeschichtlich unvergängliche Merkmal der 
belgischen Bevue. Diese vermittelnde Funktion ist ihr von stürmischen 
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Gemütern nicht selten als Fehler ausgelegt worden, wir müssen darin 
ihren Vorzag, ihren grossen rechtshistorischen Bemf erblicken. Indem 
sie dem Geiste und dem gesellschaftlichen Tone des Institut entsprechend 
den neutralen Charakter ihres Entstehungslandes wahrt und sich auch 
im abgelaufenen Jahrzehnt in eine Pai*teistellung nicht hineindrängen 
Hess, trügt sie dem alten Erfahrungssatze Rechnung: „Ce qui rösiste 
appuie. • 

Wenn uns die Aufgabe obliegt, neben den Lichtseiten auch die 
schwächeren Partien des Gesamt vyerkes herauszuheben, so würde sich, 
gestützt auf eine Inhaltsübersicht der letzten Jahrzehnte der Beyue, 
etwa der, meines Erachtens nicht unbegründete Vorwurf machen lassen, 
dass sie zuweilen zu grosses Entgegenkommen fär antiquarische Unter- 
suchungen und umgekehrt für Übersichten über die neuesten Ereignisse 
zeigt. Rechtshistorische Arbeiten, die nur mit losem Faden mit unserem 
positiven R. zusammenhängen, fordern nach unserer Anschauung tief- 
gehende Fundamente, die Beibringung der Quellen braucht einen so breiten 
Raum, dass daneben dem lebendigen Recht Licht und Luft genommen 
werden muss. Hinsichtlich der Berichte über die zeitgenössischen Er- 
eignisse und der chronologischen Daten der Tagespolitik stehe ich auf 
einem durchaus ablehnenden Standpunkte. Derartige Schilderungen 
sind selbst aus der Hand eines Meisters unzulänglich und einseitig, 
sie hinken den Ereignissen nach und geben ihren Schlussfolgerungen 
die schwankende Basis allzu knapper Zeiträume. Der der Litteratur 
und Kritik gewidmete Teil der Revue macht sich regelmässig zu wenig 
frei von den konventionellen Höflichkeitsfomieln der französischen 
Litterarkritik, deren Palette nur Boucher's Rosafarben aufzuweisen scheint. 
Auch hier wäre eine etwas grössere Widerstandskraft der Gesamtarbeit 
nur vorteilhaft. 

Mit gutem Grunde verzichtet auf diesen regelmässig schwächsten 
Teil der französischen periodischen Litteratur Eduard Glunets 
Journal du Droit international priv6 et de la Jurisprudence comparee. 
Paris, Tomes XI — XXI. 1884 — 1894, das in den letzten Jahren einen 
unverkennbaren praktischen und wissenschaftlichen Aufschwung ge- 
nommen hat. Das Journal ist zur Zeit das unentbehrliche Repertorium 
für alle Gebiete des internationalen Recht^lebens; ein über die ganze 
Kulturwelt gespanntes Netz fachkundiger Mitarbeiter lässt dem Journal 
keine wiehtige Entscheidung, keinen R^chtsfall entgehen, der der schär- 
feren Ausprägung völkerrechtlicher Institutionen, der Konstanz richter- 
licher Entscheidungen im internationalen Rechtsleben dienstbar gemacht 
werden könnte. Die neue Rubrik „Documents* übersteigt die Leistungs- 
fähigkeit des Journals und steht in ihrer Dürftigkeit im Widerspruch mit 
der sonstigen gründlichen Reichhaltigkeit dieses hervorragenden Organs. 

Unter glänzenden Vorbedingungen, getragen vom fachlichen Inter- 
esse weiter Kreise, eröffnete 1894 ihre Spalt^a die Revne g^n^rale de 

28* 
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droit international public von Paul Pauchille et An to ine Pillet. 
Das Programm der Z. ist gross angelegt und der Stab seiner Mit- 
arbeiter bürgt dafür, dass keine wesentliche Frage, kein wichtiges 
Faktum des internationalen R«chtslebens der wissenschaftlichen Ver- 
wertung sich entziehen wird. Der Entwickelung der Z. kam ein Um- 
stand besonders zu statten: die Ausgabe der ersten Hefte fiel zusammen 
mit der Pariser Session des Institut de droit international. Wir alle, 
denen es vergönnt war, an den anregenden Sitzungen und unvergess- 
lichen sozialen Veranstaltungen dieses internationalen Juristentages teil- 
zunehmen, konnten uns von dem wissenschaftlichen Ernste, der erfolg- 
versprechenden Energie überzeugen, mit der die beiden Herausgeber 
und ihr rühriger Verleger A. Pedone jun. sich des Blühens und Ge- 
deihens der neuen Z. annahmen. In der That hat die gut organisierte, 
mit praktischen Registern und kartographischen Beilagen versehene Z. 
in der kurzen Zeit ihres Bestehens der Lehre des Völkerrechts wert- 
volle Beiträge geliefert von Pillet, Renault, F. v. Martens, E. Lehr, 
Aubert, Fauchille, Eebedgy, Despaguet u. a. Die kurze Dauer des Be- 
Stehens lässt naturgemäss ein abschliessendes Urteil nicht zu, immerhin 
zeigt die Z. das Bestreben, gründlich ohne pedantisch, und aktuell zu 
sein; sie zeigt sich parteilos, indem sie allen Parteien das Wort erteilt. 
Bei der Vielseitigkeit ihrer Leistungen ist anzunehmen, dass sie bei 
unseren französischen Fachgenossen die Neigung zu prinzipieller, dog- 
matischer Arbeit steigern und so die Wissenschaft in einem besseren 
Zustande hinterlassen wird, als sie sie angetroffen. 

Vincents Revue de droit international priv6. Paris 1890/91. 
T. I schien dazu bestimmt, der fachlichen Arbeit gute Dienste zu 
leisten. Es ist aus mehr als einem Grunde bedauerlich, dass es ihrem 
Leiter unmöglich geworden ist, das mühevolle Unternehmen über den 
ersten Bd. hinaus fortzusetzen. 

Nicht ausschliesslich unserer Lehre gevridmet, aber zweifellos dazu 
bestimmt, ihr allmählich tüchtige Kräfte zuzuführen, nehmen die An- 
nales de TEcole libre des Sciences politiques (Paris. IX. Bde. 1886 — 1894) 
eine litterarisch durchaus originelle Stellung ein, Sie sind das Organ der 
Pariser Ecole libre, in der wir ein überraschend schönes Ergebnis jener 
privaten Initiative erkennen, die im Kultarieben Frankreichs eine weit 
grössere Rolle spielt, als der Femerstehende anzunehmen geneigt ist 
Die Gerechtigkeit fordert es anzuerkennen ^ dass in Deutschland eint 
gleiche Konzentration geistiger und materieller Kräfte für ein private« 
Institut ähnlicher Art unerreichbar wäre. Unser ganzes ünterrichu- 
wesen ist bureaukratisch schabionisiert; alles wird durch den eisernen 
Ring der behördlichen „Berechtigungen", der staatlichen Prüfungen so 
stramm und eng zusammengehalten, dass keine Lücke, kein Spältcheo 
übrig bleibt für die gestaltende Kraft freier bürgerlicher Initiative 
Die dürftigen Berliner „Lyceen*, die freien Hochstifte etc. bilden jeden- 
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falls keine Gegeninstanz gegen nnser abgegebenes Urteil und nur die aus 
privater Munificenz hervorgegangene Dresdener Gehe- Stiftung zeigt den 
ersten gelungenen Versuch, unser höheres ünterrichtswesen von Be- 
rechtigungen und Präfungen und von bm'eaukratischer Bevormundung 
teilweise wenigstens zu befreien. Die meisten, von Eleven der vortreff- 
lich geleiteten Ecole libre gelieferten Beiträge zu den Annales sind 
naturgemass von verschiedenem wissenschaftlichen Gehalte, zeigen aber 
durchaus wissenschaftliche Methode und ein ernstes Vordringen, wenn 
auch nicht immer eine ein wandsfreie Verwendung des Quellenmaterials. 
Die Jugend hat ein unbestreitbares Recht auf Einseitigkeit und Partei- 
lichkeit der Anschauung; sie macht in den Beiträgen der Annales 
hiervon angemessenen Gebrauch. Darin liegt im Grunde kein ernster 
Vorwurf. Wer im Staatsleben mit eigener Kraft eingreifen will, dem 
darf es an der Wende einer grossen Zeit nicht erlaubt sein, immer mit 
gleichgiltiger Buhe an Fragen vorüberzugehen, die den Nerv des 
Völkerlebens erfassen. 

Die fast zu gleicher Zeit entstandene Revue du Droit public et 
de la science politique von Ferd. Larnaude (Paris 1894) ist dem 
Gesamtgebiet des öffentlichen R., der Politik, der politischen und Wirt- 
schaftsgeschichte gewidmet und wird daher mit Hilfe ihrer umsichtigen 
Leitung in der Folge auch manchen wertvollen Beitrag fiir unsere 
Lehre zu Tage fördern, wenngleich sie nicht zur vorwiegenden Pflege 
dieser Disziplin bestimmt erscheint. 

Auf die Wirksamkeit der grossen Pariser Soci6t6 de Legislation 
compar6e haben wir schon oben hingewiesen, hier dürfte es daher ge- 
nügen zu betonen, dass die Bulletins mensuels der Gesellschaft 
nach wie vor das viele Tausende von Juristen des ganzen Erdballs um- 
spannende Band bilden und dass sie unter der trefflichen Leitung D a - 
guins an Wertgehalt zugenommen haben. 

Zu den in Italien seit langer Zeit erscheinenden kleineren Zeit- 
schriften hat sich seit 1893 noch eine neue hinzugesellt: die unter der 
Leitung Contuzzis stehende ,Giurisprudenza internazionale *' 
(Neapel); bietet auch die fachkundige Hand des Herausgebers Gewähr 
für einen wissenschaftlich tiefgehenden Arbeitsplan, so ist doch die 
Befürchtung nicht abzuweisen, dass die in Italien schon zur Zeit weit 
reichende Zersplitterung der Arbeitskräfte auch auf dem Gebiete der 
periodischen Litteratur eine umfangreiche Wirksamkeit der neuen Revue 
kaum auf die Dauer ermöglichen wird. 

In Spanien hat die Revista de Derecho y de Sociologia 
unter der Direktion Adolfo Posadas am Schlüsse unserer Berichts- 
periode ihre Lieferungen begonnen und gedenkt auch der Völkerrechtslehre 
und den rechtsvergleichenden Studien eine neue Heimstätte zu eröffnen. 

Die durchaus eigenartige Arbeitsmethode unserer englischen und 
amerikanischen Facbgenossen bereichert nach wie vor die Lieferungen 
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yon PollocksLaw Review, und der neuerdings unter der Leitung 
Sherston Bakers stehenden altbewährten Law Magazine and 
Review; ein engerer Zusammenhang mit der Litteratur und dem 
Kreise fachlicher Interessen des Kontinents lässt sich allerdings nur 
selt-en wahrnehmen, eher noch in den rührigen Ann als of the Ame* 
rican Academj of political and social Science, die ausser 
gehaltvollen, mit dem wissenschaftlichen Arbeitsprogramm Deutsch- 
lands vielfach eng zusammenhängenden Arbeiten in Supplementhefteo 
auch Übersetzungen wichtiger Verfassungsurkunden darbieten und so 
in ihrem Leserkreise den Anschluss an die Fragen und Kontroversen 
ermöglichen, die im Mittelpunkt unserer wissenschaftlichen ForschuEg 
stehen. — Auch die Political Science Quarterlj edited bj tbe 
Faculty ot political Science of Columbia üniversity entfernt sich 
immer merklicher von der einseitigen Arbeitsrichtung der streng eng- 
lisch-nationalen Fachblätter und sucht in Aufsätzen, Litteraturberichten, 
Recensionen etc. den Anschluss an den grossen gemeinsamen wissenschaft- 
lichen Arbeitsplan zu gewinnen. 

Liessen wir bisher dem Auslande, nach der comitas gentium, den 
Vorrang, £"0 gilt es nunmehr auch in kurzen Strichen das Verhältnis 
der deutschen periodischen Presse zur wissenschaftlichen Pflege des 
internationalen R. zu skizzieren. Die alte bewährte Tübinger Z. für 
die gesamten Staatswissenschaften hat im Laufe der letzten 10 Jahre 
dem Völkerrechtsfelde nicht eben zahlreiche Kräfte zugeführt. Sie ist 
im Laufe ihres semisäkulären verdienstlichen Wirkens immer mehr 
zum leitenden Organ ökonomischer Forschung geworden und be- 
hauptet diese Stellung um so erfolgreicher, je mehr sie der Individua- 
lität ihrer Herausgeber entsprechend ihr Arbeitsfeld scharf abgrenzt 
Allerdings, soweit das moderne Wirtschaftsleben internationale Be- 
ziehungen aufweist und internationale Regelung fordert, hat sie den 
einschlägigen Fragen ebenso wie das Schmoll er'sche Jahrbuch fnr 
Verwaltung etc. eingehende wissenschaftliche Bearbeitung seitens her- 
vorragender Kräfte gewidmet. 

Das von Laband und Stoerk seit 1885 herausgegebene , Archiv 
für öffentliches Recht* (Freiburg i. Br.) ging dem gegenüber von 
der Erwägung geleitet, dass die Erweiterung des deutschen Macht- 
gebietes über die Grenzen Europas hinaus und die kulturelle Ent- 
wickelung deutscher Ansiedelungen in fremden Erdteilen ihre wissen- 
schaftliche Ergänzung in der schärferen Ausprägung der völkerrecht- 
lichen Institutionen finden müsse, darauf aus, dem internationalen R. 
und dessen reichen Verzweigungen intensivere Bearbeitung im Geiste 
und im System deutscher wissenschaftlicher Stoffbehandlung zuzu- 
wenden. Das bisher Erreichte steht naturgemäss noch hinter dem 
Geplanten zurück, gleichwohl zeigt das Archiv in den zehn bisher 
erschienenen Bänden Ansätze zu einer intensiveren Pflege der Völker- 
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rechtlichen Probleme im engen Anschluss an die deutsche wissenschaft- 
liche Arbeitsmethode. Während die französischen Fachzeitschriften in 
erster Linie den aktuellen Ereignissen nachgehen und ihnen in mög- 
lichst rascher Darstellung folgen, lockt die deutsche Facharbeit vor- 
wiegend das dogmatische Problem, zu dessen Untersuchung zeit- 
genössische Ereignisse nur zum losen, zeitlich meist auch entfernteren 
äussern Anlass genommen werden. 

Den jüngsten Ring am alten Stamme der periodischen Litteratur 
bildet das in unserer Berichtsperiode entstandene neueste deutsche Fach- 
organ: Böhms Z. für internationales Privat- und StrR., Bd. I — IV, 
Erlangen 1891 — 1894, das zum ersten Mal diesen für das internationale 
Verkehrsleben so bedeutungsvoDen Materien eine selbständige Arbeits- 
stätte eröffiiet hat. Die Zeitschrift ist nach deutscher Art spät gereift, 
aber fortan fest auf ihrem Posten. Sie bringt nebst einem gehalt- 
vollen Judikatenmaterial aus der Rechtsprechung aller Kulturstaaten 
Quellenmaterial aus den GG., VOO. und Erlassen der obersten Justiz- 
verwaltungsstellen DeutiSchlands und der ausserdeutschen Staaten. Wird 
den genannten Rubriken im Interesse der Rechtssvergleichung auch um- 
fassende Berücksichtigung gewidmet, so kann doch das aufsteigende 
Bedenken nicht völlig abgewiesen werden, dass eine deutsche Z. auf 
die Dauer nicht allen Punkten eines so reichen Programms mit voller 
Kraft nachkommen kann. Die Anführung von Gesetzestiteln, kurze 
Inhaltsangaben umfangreicher völken-echtlicher Verträge haben nur be- 
dingten informatorischen Wert und beengen vielleicht nicht unbeträcht- 
lich den bei der Zersplitterung unseres Zeitschriftenwesens jedem solchen 
Fachorgane zumeist nur recht knapp zugewiesenen verfügbaren Raum. 
Gesteigert wird dieser Raummangel durch die in allen ZZ. vorhandene 
kritische Rubrik, die bei der nahezu überall vorhandenen schematischen 
Form und bei der überreichen litterarischen Produktion durchweg den 
an sie herantretenden Forderungen gerecht zu werden nicht imstande 
ist. Sehen wir von dieser durch die Mannigfaltigkeit des Inhalts gebotenen 
Minderung der Übersichtlichkeit ab, so bekennen wir freudig, dass 
Böhms Z. der Lehre und Praxis des internationalen R. in Deutsch- 
land hervorragende Dienste geleistet hat Nach der definitiven Ordnung 
der hier einzielenden Rechtsfragen im Zivilgesetzbuch des Deutschen 
Reiches und den ergänzenden Rechtsnoimen wird die Bedeutung dieses 
Organs für die Ausbildung und Befestigung der Praxis auf diesem 
Gebiete noch dauernd zunehmen. 

Auch V. Liszts Z. für die gesamte Strafrechtswissenschaft liefert 
zeitweilig wertvolle Beiträge zur Pflege unserer Disziplin, ebenso die 
Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung. 

Zeigt sich im Vorstehenden ein unverkennbares Minus auf dem 
Konto der deutschen publizistischen Arbeit gegenüber der ausländischen» 
namentlich der französischen, so ist der Grund hierföi' nicht bloss in 
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der Sprache zu suchen, die den französischen Organen in weit über- 
wiegendem Masse zahlreiche Mitarbeiter aus allen Weltteilen zufahrt 
Auch nicht bloss in der für den wissenschaftlichen Gehalt der Ergeb- 
nisse vorteilhaft zögernden Art des deutschen Juristen, der vom ge- 
wohnten festen Boden des Zivilrechts sich nur mit Vorsicht auf den 
schwankenden Boden der Weltrechtsprobleme begiehi^; sondern vor 
allem in der betrübend geringen Berücksichtigung, die die Disziplin 
des internationalen B. im juristischen Studiensystem Deutschlands ge- 
funden hat. 

Mit Recht erhebt L. von Bar im Vorwort zu seinem .Lehrbuch 
des internationalen Privat- und StrR." den Vorwurf, dass diese aufs 
engste mit unserem modernen Wirtschaftsleben verknüpften Materien 
auf den deutschen Universitäten arg vernachlässigt werden, und 
dass das Stadium der internationalen Wirksamkeit der einzelnen 
Rechtssätze, die Erfassung von Sinn und Geist ausländischer Rechts- 
vorschriften im deutschen akademischen Lehrplan nicht diejenige Ver- 
wendung gefunden haben, die ihrer pädagogischen Kraft für die 
Ausbildung des juristischen Denkens zukommt. 

Die in den vorstehenden Blättern gebotene Übersicht über die 
litterarische Bewegung im letzten Decennium lässt uns hoffhungsfrendig 
in die Zukunft blicken. Anzeichen des aufgehenden Lichts treten 
immer häufiger an den Stellen auf, wo wir den kommenden Tag er- 
warten. Für Deutschland ist der Bann vielhundertjähriger Herrschaft 
des fremden R. gebrochen und das Studium des nationalen R. wird 
auch bald ein wissenschaftliches Eindringen in die positiven Lnstitu- 
tionen des internationalen Rechtslebens nach sich ziehen. Zur wirk- 
lichen Lösung der schweren Aufgaben des modernen Weltverkehrs sind, 
wie Meili (Die internationalen Unionen, Leipzig 1889 S. 77) snitreffend 
bemerkt, grosse Völker vorzugsweise berufen. Wir geben uns der 
sichern Erwartung hin, dass Deutschland sich dieser seiner vornehmen 
Eulturaufgabe in Hochschule und (zericht nicht länger entziehen wird. 
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Juristischer Litteraturbericht 

1884—1894 

Ergänzangsband znm Centralblatt ftir RechtswiSKsenscfaafl. 

In Ergänzung des CBl. £ KW., das allmonatlich durch objektive 
Besprechungen, reichhaltige Zeitschriftenübei-schau, eine vollständige 
Bibliographie und andere wichtige Mitteilungen, insbesondere eine 
juristische Vereinschronik, die Juristen aller Kulturstaat^n über die 
Entwicklung der RW. auf dem Laufenden erhalt, soll der Jurist. 
Litteraturbericht, der von der Redaktion des CBl. unter Mit- 
wirkung von mehreren als Hauptkenner der einzelnen Fächer bekannten 
Spe^alisten ins Leben gerufen ist, eine zusammenfassende Überschau 
über die Jurist. Litteratur des letzten Jahrzehnts bieten. Dieser Be- 
richt soll in grossen Zügen die Litteratur charakterisieren, das Fazit 
der Entwicklung ziehen, das Unwesentliche bei Seite lassen, di».» 
wichtigsten Werke mit wenigen Worten kennzeichnen. Bedenkt man, 
dass in dem genannten Zeiträume die deutsche Jurist. Bibliographie 
über ItiOOO Titel aufweist, dass im CBl. allein im I<aufe eines Jahr- 
zehnts ca. 3000 Besprechungen stattfanden, so wird man anerkennen, 
wie wünschenswert eine solche Gesamtübersicht ist. Wir legen eine 
solche, deren Veröffentlichung bisher stets die grössten Schwierigkeiten 
bot, hier zum zweitenmale dem Jurist. Publikum vor, zum erstenmale 
in einem etwas grösseren Umfange, jedoch immerhin so zusammen- 
gedrängt, dass jeder, auch der durch Berufsarbeit noch so sehi* be- 
lastete Jurist hier die Möglichkeit hat, ein anschauliches Bild von dem 
ganzen Wissensgebiet, in dem er thätig ist, zu gewinnen. Der Litteratur- 
bericht wird einen massigen Band von etwa 25 Bogen bilden und in 
einzelnen Heften von je 2 bis 3 Bogen Umfang in Zwischenräumen von 
1 bis 2 Monaten derart erscheinen, dass Mitte 1896 der abgeschlossene 
Band vorliegt, der demnach folgende Berichte enthalten wird: 

1. Heft. Rechtsphilosophie, vergleichende Rechtswissenschaft, deutsche 
.*t .' Rechtsgeschichte und Geschichte der. Rechtswissenschaft von 

'•• Salis und Sommer. M. 1.20 

2. „ Römisches Recht von Erman. .1 — 

3. ^ Litteratur des Entwurfs eines bürgerlichen 

Gesetzbuchs von Reatz. „ 1.60 

4. „ Privat- und Handelsrecht von Gareis. „ 1.20 

5. „ Das deutsche Prozessrecht von Klein fei 1er. „ 1.20 

6. , Strafrecht und Kriminalpolitik von v. K i r c h e n he i m. ,, 1 — 

7. , Kirchenrecht von Frantz. „ — 50 

8. » Staats- u. Verwaltungsrecht von v. Kirchenheim.-«,, 1 — 

9. » Internationales Recht von Stoerk. „1 — 
Nach Vollendung des Bandes bleibt Preiserhöhung vorbehalten. 

Redaktion und Verlag 
des Centralblattes für Rechtswissenschaft. 
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